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Beginn der Sitzung: 18 Uhr 45 Minuten 

V o r  s i t z  e n d  e: Präsident Benya. Zweiter Bundesministerium für Handel. Gewerbe und 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Industrie 
Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f. f n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Präsident: Die 1 .  Anfrage ist die des Herrn 
Abgeordneten Dr. Heinz Fischer (SPtJ) an den 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie. 

16321M 

Sehen Sie eine Möglimkeit, die alpinen Ver­
eine Osterreims bei ihren Bemühungen, Smutz­
hütten und alpine Stützpunkte zu erhalten bzw. 
zu sanieren, stärker als bisher zu unterstützen? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. StaribaCher: Jawohl, Herr Albge­
ordneter. (Heiterkeit.) 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Herr Mini­
ster! Daß ich gerade das erste Opfer von ex­
trem kUI1Zen Ministerantworten werde, madlt 
mir gar nichts. Ich möchte nur konkret wissen, 
ob Sie auch sagen können, in welcher Weise 
sich diese Bemühungen der Regierung kon­
kretisieren werden, denn Sie wissen ja, daß 
die Naturfreundebewegung, aber auch der 
Alpenverein der Bundesregierung ganz kon­
krete Vorschläge gemacht haben, wie man das 
wirklich dringende Problem der Sanierung 
alpiner Schutihütten einer zumindest auf 
einige Jahre vorausberechenbaren Lösung zu­
führen könnte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Ich habe mit 
dem Herrn Finanzminister vereinbart, daß wir 
dann, wenn die Länder hereit sind, einen 
gleichen Zuschuß :zu geben (Ruf bei der OVP: 
Wieder die Länder!), für drei Jahre 5 Millio­
nen Schilling zusätzlich den: alpinen Vereinen 
zur Verfügung stellen werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Herr Bun­
desministerl Der Finanzminister hat ja gegen­
über den alpinen Vereinen schon schriftlich 
angedeutet, daß er sich eine solche Lösung in 
etwa vorstellen könnte, nämlich einen Sonder­
betrag, den die Bundesregierung zur Verfü­
gung stellt, wenn die Bundesländer gemein­
sam den gleichen Betrag zur VeI1ffigung stel­
len. Was natürlich daher für die alpinen Ver­
eine von größter Aktualität ist, das ist die 
Frage, wie weit die Verhandlungen mit den 
Ländern sind und ob man heute sChon sagen 
kann, daß dieses Paket aus Zusammenwirken 
von Bund und Ländern zustande kommen 
wird, denn nur dann 'gi'bt es ja diese von 
allen gemeinsam angestrebten Mittel. 

Also konkret: Wie ist die Stellung der Län­
der oder wie weit sind die VeI.'handlungen 
mit den Ländern bisher gediehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister nr. StaribaCher: Ich habe 
den Ländern am 8. Mai über die Ver:bindungls­
stelle diesen Vorschlag zur Kenntnis gebracht 
und habe leider bis jetzt von der Verbin­
dungsstelle noch keine endgültige Antwort. 
ICh '21weifle aber nicht, daß die Länder diesen 
Vorschlag aufgreifen werden, um den alpinen 
Vereinen zu helfen. Da der Aufteilungsschlüs­
sel, seitdem ich die Ehre habe, dieses Ressort 

zu verwalten, nach objektivsten Gesichtspunk­
ten durchgeführt und von allen alpinen Ver­
bänden, also sowohl von den Naturfreunden, 
vom Alpenverein wie auch von aLlen anderen 
Verbänden, akzeptiert wird, �eifle ich nicht, 
daß dieser Aufteilungsschlüssel dazu ,geführt 
hat, daß auch die Länder jetzt überzeugt sind, 
daß das eine objektiv eiIl!wandfreie Zuteilung 
ist, und da die Länder selbst auch auf dem 
Standpunkt stehen, daß den alpinen Vereinen 
geholfen werden Imuß, bin ich davon über­
zeugt, daß dieser Vorschlag angenommen wer­
den wird. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Dipl.­
Ing. Dr. Zittmayr «(JVPj an den Herrn iBundes­
desminister. 

1649/M 

Wie rechtfertigen Sie die völlig unzureichende 
- weil tür die Landwirtschaft keineswegs 
kost€nde<kende - Neufestsetzung der Erzeuger­
preise für Getreide? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacber: Herr Ab­
geordneterl Sie fragen mich, wie ich das recht­
fertigen kann. Ich kann nur antworten: Auf 
Grund der vorliegenden Kalkulationsunterla­
gen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Bundesministerl Es ist Ihnen ja bekannt, daß 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern eine Preiskalkulation für Weizen 
erstellt hat, wonach eine Erhöhung um 53 Gro­
schen berechtigt gewesen wäre. Es wurde diese 
Kalkulation der Präsidentenkonferenz durch 
Mitarbeiter Ihres Ministeriums und auch des 
Landwirtschaftsministeriums einer genauen 
Dberprüfung unterzogen, es wurden verschie­
dene Punkte herausgestrichen oder gekürzt, 
aber jedenfalls haben auch Ihre Fachleute eine 
Berechtigung für die Preiserhöhung auf Grund 
der Kostenentwiddung in der Höhe von 
31 Groschen je Kilo Weizen festgestellt. 

Man hat also den Eindruck, daß die Fest­
setzung durch die Amtliche Preiskommission 
mit 20 Groschen Erhöhung für Normalweizen 
eine willkürliche Maßnahme war, und meine 
Frage geht daher dahin, ob Sie bei dieser 
Preisfestsetzung bedacht haben, daß die Nicht­
anerkennung der Kostenentwicklung in der 
Landwirtschaft die Bauern dazu bringen wird, 
die Erzeugung von Brotgetreide einzustellen 
oder zu reduzieren, und ob Sie auCh bedacht 
haben, daß damit die Versorgung der Bevöl­
kerung langfristig gefährdet sein könnte. 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Staribadler: Herr Abge­
ordneterl Ich habe das selbstverständlich sehr 
genau bedacht. Es ist auch keine willkürliche 
Festsetzung erfolgt. Das Schema, auf 
das Sie anspielen, wird ja von keiner Inter­
essensvertretung anerkannt: die Landwirt­
schaftskammer hat die Trocknungskosten hin­
einreklamiert, die Arbeiterkammer hat die ins­
besondere so hohe Verzinsung - 1 9  PrQllent 
des Preises würden allein auf die Verzinsung 
zurückgehen - nicht anerkannt. Also es wurde 
hier keine <Einigung emielt, unld ich mußte 
deshalb eine andere Kalkulation erstellen, die 
nicht willkürlich erfolgt ist, sondern die eben 
auf Grund der Unterlagen jetzt die 20 Gro.:. 
schen ergeben hat. 

Was nun die Frage betrifft, ob auch auf die 
Versorgung Rücksicht genommen wurde: 
Selbstverständlich, denn ansonsten hätte ich 
ja die WeizenpreiserhÖlhung nicht durchge­
führt, die übrigens jetzt die dritte Weizen­
preiserhöhung dieser Regierung ist. Ich gebe 
zu, daß die KosteIll in dieser Zeit auch ,gestie­
gen sind; die Kosten sind aber zwischen 1 966 
und 1 910 ebenfalls gestiegen. Damals wurde 
allerdings der Weizenpreis um 1 Groschen 
gesenkt, während wir jetzt eine dritte Wei­
zenpreiserhöhung durchgeführt halben und ins­
gesamt bereits eine Erhöhung um 40 Groschen 
verzeic:h!nen können. 

Präsident: Eine ,weitere Frage. Bitte. 

Ahgeordneter Dipl. .... Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
BUnldesminister! In der OVP-Zeit wurde das 
Dieselöl um 20 Groscheninne:rihalb von vier 
Jahren verteuert. Jetizt ist das Diese'llöl von 
2,50 S auJf 5,30 S in diesen y;�er Jahren ge­
sti·eg'en. 

Ähnlich ist es ,bei Handelsdünger. Auch da­
mals ist es zu keiner solchen Handelsdünger­
preiserhöhung wie in den letzten Jahren ge­
kommen. Es wurden ja die 31 Groschen von 
Ihren Herren im Ministerium als berechtigt 
festgestellt. Es wurden also schon ungefähr 
16 Groschen von der Kalkulation der Präsiden­
tenkonferenz abgestrichen. Für die Bauern ist 
es daher unverständlich, warum dann nur 
20 Groschen IPreiserhöhung für Weizen heraus­
kommen, und es ist daher auch die Unzufrie­
denheit der Bauern seihr groß. 

Meine zweite Zusatzfrage geht dahin, ob 
Sie, Herr Bundesminister, bereit sind, eine 
neuerliche UberpIÜfung des Weizenpreises 
durchzuführen und einen kostendeckenden 
Weizenpreis festzusetzen. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Herr .A:bge­
,ordneter! Was die Frage des Dieselölpreises 
betrifft. so habe ich erst ,gestern mit der Mine-

ralölindustrie vereinbart, daß der Dieselöl­
preis von 5,30 S um 20 Groschen auf 5,1 0  S 
ermäßigt wird, damit eine Entlastung nicht 
nur der Landwirtschaft, sondern der gesamten 
Wirtschaft eintritt. Das ist der erste Punkt. 

Zweitens: Die Erhöhung des Dieselölpreises 
hat dazu geführt, daß der Punktewert für die 
Landwirtschaft entsprechend erhöht wurde, um 
die Rückver.gütung für die Bauern r.zu veflbes­
sern. 

Was den Dünger betrifft, so wissen Sie ganz 
genau, daß es drei Firmen gibt. Eine davon ist 
Ihnen sehr naheste'hend, ich will sie nicht 
nennen, damit sie sich nicht diskriminiert 
fühlt. Sie ist eine Organisation der Landwirt­
schaft se�bst. Von dort hahe ich die diesbe­
züglichen Preis anträge bekommen. Ich prüfe 
sie sehr genau und ,gehe auch hier mit streng­
sten Maßstäben vor. 

Was die Frage bezüglich der entsprechenden 
neuen Kalkulation betrifft, stehe ich nicht an 
zu sagen, daß das alte Schema, das von allen 
Interessensvertretungen, von allen Bauernver­
bänden abgelehnt wird, mir als nicht zutref­
fend erscheint, daher ein neues 'zu erstellen ist. 
Ich :bin gerade detbei, auf Grund von Unter­
lagen der landwirtschaftlichen Buchführungs­
gesellschaft ein solches neues Schema zu er­
stellen. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: 3. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Anneliese Al'brecht (SFO) an den Herrn Bun­
desminister für Verkehr. 

1615/M 

In welc.hem Stadium befinden sich die Uber­
legungen, inwieweit die Höc:nstgrenze für die 
Schadstoffemission bei Kraftfahrzeugen herab­
gesetzt werden kann? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lanc: Sehr ge­
ehrte Fr:au kb:geordnete! In der 6. N ovelHe 
der Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung 
1961 wur.den die in der ECE unter Mitwirkung 
Osterreichs vereinbarten Greruzen für die 
Schadstoffemissionen durch Motoren mit 
Fremdzündung von Kraftwagen zusammen mit 
den hiefür notwendigen Meßverfahren in Kraft 
gesetzt. Als Grund'lage dieser Verordnungs­
bestimmungen diente die Regelung Nr. 15 zum 
"Ubereinkommen über die Annahme einheit­
licher Bedingungen für die Genehmigung der 
Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraft­
fahrzeugen und über die gegenseitige Aner­
kennung der Genelhmigung" (BGBL Nr. 171/ 
1 911) . 
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Bundesminister Lane 

In der Zwischenzeit wurden von der EeE, 
ebenfalls unter BeteiUgung Osterrekhs, die in 
der vorerwähnten Regelung Nr. 15 enthaltenen 
Grenzwerte üJberpI"Üft und eine Herabsetzung 
der für die CO-Emission .geltenden Werte 
um 20 Prozent, der für unverbrannte Kohlen­
wasserstoffe geltenden Werte um 15 Prozent 
beschlossen. Die verminderten Grenzwerte 
werden für die Regelung Nr. 15 mit 1. Oktober 
1975 wirksam werden. 

Die Ausgangs1werte für die Kohlenmonoxyd­
emission betragen 1 00 bis 220 Gramm pro 
Testzyklus, die Ausgangswerte für uIllVer­
brannte Kohlenwasserstoffe 8 bis 12,8 Gramm 
pro Testzyklus. lDer Test.zyklus besteht im 
Anlassen, Start, Einlegen des ersten, zweiten 
und dritten Ganges und wieder zurück.. 

Die Anpassung der österreichischen Rechts­
vorschriften an die neuen Grenzwerte wird 
unter Berücksichtigung des genannten Zeit­
punktes, also des 1. Oktober 1975, im Wege 
der 7. Novelle der Kraftfa:hrgesetz-Durchfüh­
rungsvero])dnung erfolgen. Diese 7. Novelle 
steht in AIIbeit und wird noch im Sommer 
zur Begutachtung ausgesendet werden. 

Präsident: Eine Zusatz1frage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Herr Bun­
desminister! Schon im Sinne unser aller Ge­
sundheit ist sehr zu begrüßen, 'Wenn nun um­
weltfreundlichere Kraftfah:tzeuge zum Einsatz 
kommen werden. Es ist aher hekannt, daß zu­
mindest derzeit die Herstellung solcher Kraft­
fahrzeuge teurer zu stehen kommt. Ich möchte 
daher die Anfrage stellen, ob es hier schon 
Kostenberechnungen oder vielleicht auch 
Kostenschäbzungen gibt. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lane: Frau Abgeordnete I Die 
von mir erwähnten her6ibgesetzten Grenz­
werte werden von neuzeitlichen Motoren ohne 
Zuhilfenahme besonderer kostspieliger Ein­
richtungen, wie Einspri1lzanlag,en, flhermischer 
Reaktoren, Katalysatoren, mit entsprechenden 
Hilfsaggregaten erreicht. Ein besonderer 
Kostenaufwand ist deshalb mit der Einhaltung 
der neuen Grenzwerte nicht verbunden. Aus 
diesem Grund sowie mit Rücksicht auf die 
fragwürdige Bedeutung einer Kosten-Numen­
Rechnung auf dem Gebiete der Schadstoffmin­
derung liegen besondere Kostenberechnungen 
nicht vor. 

Da fast alle Staaten, aus denen die in Be­
tracht kommenden 'Kraftfahrzeuge nach Oster­
reich eingeführt werden, für ihren nationalen 
Bereich ebeIlifalls die Ein'haltung der neuen 
Gremwerte zum gleichen Zeitpunkt wie wir 
verlangen werden, ist anzun6ihmen, daß sidl 

keine Kosten/belastungen im Hinblick. auf Ab­
weichungen von der Serienproduktion der 
Kraftfahrzeugindustrie ergeben. 

Präsident: Eine weitere Frage . .Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecbt: Herr Bun­
desministerl Es ist ja bekannt, daß nicht nur 
die verschmutzte Luft mehr als eine Belästi­
gung bedeutet, sondern audl. der Lärm. Das 
gilt ganz besonders für die dichtbesiedelten 
Gebiete und in Wien galllZ besonders für die 
dichtverbauten Innenbezirke. Es haben daher 
vor kurzem die sozialistischen Bezirksräte des 
7. Wiener Gemeindebezirkes einen Antrag ge­
stellt, der sich mit dieser schon zum Teil un­
haltbaren Lärmsituation befaßt. Es wird darin 
auch die Schaffung einer Lärmfibel gefordert, 
aus der der einzelne herauslesen kann, was er 
dazu beirzutragen imstande ist, Lärm zu ver­
mindern. 

Ich möchte Sie nun fragen, Herr Bundes­
minister, ob von Ihrem Ministerium her die 
Bereitschalft oder auch die Möglichkeit be­
steht, bei diesen doch sicherlich sehr guten 
Initiativen mitzutun. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrte Frau .A!b­
geordnete I Die Einhaltung der neuen Sch.ad­
stoffgrenzen ergibt keine Auswirkung auf das 
Betriebsgeräusch der Fahrzeuge. Uber die Fest­
legung niedrigerer Grenzwerte für das Be­
triebsgeräusch der Fahrzeuge wird derzeit in 
der ECE durch eine Expertengruppe separat 
beraten. In Osterreich wird an der Entwick­
lung eines Geräuschmeßverfahrens gearbeitet, 
mit dem die Kontrolle der Fahrzeuge im Ver­
kehr mit möglichst geringem Aufwand durch­
geführt werden kann. Das scheint mir eine 
wesentliche Voraussetzung dafür zu sein, 
überhaupt zu einer Herabsetzung der Ge­
räusche im Straßenverkehr, verursacht durch 
Motorfahrzeuge, zu kommen. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dkfm. Gorton I(OVP) an den Herrn lBundes­
rni'l1l1ster. 

16521M 

Wie hoch sind die Kosten, die der Post- und 
Telegraphenverwaltung alljä.hrlich für die Her­
ausgabe eines neuen Telephonbuches erwachsen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Der jährliche Herstellungsauf­
wand für die Telephonbücher in Osterreidl. 
beträgt auf der Basis 1913 rund 83,9 Millionen 
Schilling. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
ministerl Ich ,gehe sicher richtig in der An­
nahme, daß diese Kosten der Herstellung des 
Telephonbuches in den laufenden Fernsprech­
gebühren miteinkalkuliert sind. 

Können Sie mir eine 'Begründung dafür 
geben, daß von einem Anschlußwerber für 
eine gewünschte Nichteintragung in das Amt­
liche Telephon'huch eine jährlidIe Sonderge­
bühr - ich glaube, in der Höhe von 200 S -
erhoben wird? 

Präsident: Herr -Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr -geehrter Herr 
Abgeordneterl Die Kosten für die Herstellung 
der TelephoIllbücher werden zum überwiegen­
den Teil durch Ins,erateneinnahmen hereinge­
bracht ,unld belasten nicht ,die TeI�epihoIlJbenüt­
zer. Die Einhelbung einer GebÜhr Wr die NichJt­
einschaltung entsteht daraus, daß bei der Her­
stellung des Telephonbuches durch Aussortie­
ren der an sich sonst automatisch aufgenom­
menen Tel'e.phonbenützer ein lZusätzlicher Auf­
wand entsteht. Und dafür wird die Gebühr 
eingehoben. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

1623/M 

Sind Maßnahmen möglidl, um im Wiener 
Stadtgebiet die Abgabe akustisdler Schiffs­
signale auf der Donau während der Nadltzeit 
einzusdlränken? 

Präsident: IBitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Aus Sicher.heitsgründen muß 
jedes SChiff auf der Donau, ausgenommen 
Kleinfahrzeuge, eflforderlichenfalls Schallzei­
ehen abgeben. Die AJbgabe solcher Sch.allzei­
ehen ist insbesondere el"fol'derlich, wenn das 
durchzuführende Manöver, also eine Begeg­
nung, eine Uberholung oder ein Wenden, an­
gezeigt werden muß. Da:bei müssen Schall­
zeichen so laut sein, daß sie von anderen Schif­
fen, trotz des eigenen Motorengeräusches, auf 
eine ausreichende Entfernung gehört werden 
können. Damit ist leider eine gewisse. unleug­
bare LärmbelästiguIl'g verbunden. 

Die Bestimmungen der Wasserstraßen-Ver­
kehrsordnung aus dem Jahre 1 911 schränken 
die Verwendung von Schallsignalen ohnedies 
auf das unumgängliche Ausmaß ein. Die zu­
ständigen Schiffahrtspolizeiorgane sind außer­
dem angewiesen, auf die Einhaltung dieser 
Bestimmungen besonders zu achten. 

Präsident: Zusat7ifrage. Bitte. 
Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­

minister! Ich nehme an, daß diese Aussortie­
rung ja nur einmal zu erfolgen braucht. Wenn 
der Anschlußwerber einmal aussortiert ist, Abgeordneter Dr. Sdtranz: Herr Bundesmini­
dann braucht er doch nicht mehr weiter aus- ster! Es gibt für andere Binnengewässer Vor­
sortiert zu werden. Wenn Sie schon glauben, schriften, denen 'zufolge nachts nur in äußer­
daß dadurch Mehrkosten entstehen, würde sten Notfällen Schallsignale zugelassen sind, 
doch die Einhebung einer einmaligen Gebühr während sonst optische Signale vorgeschrie­

ben sind. genügen. 

Sind Sie bereit, diese jährlich wiederkeh­
rende Gebühr in eine einmalige Ge'bühr um­
zuwandeln? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es ist nicht so, daß ein ein­
maliger Aufwand entsteht. Sie wissen ja, daß 
die Namen im TelephonJbuch alphabetisch ge­
reiht sind und sich durch ständiges Hinzu­
kommen neuer Telephonteilnehmer natürlich 
auch hier Verschiebungen ergeben. Es sind 
daher laufende Evidenthaltungen notwendig. 
Man kann also nicht im Reprint-Verfahren 
vorgehen, weil sieh das Satzbild in den Spal­
ten des Telephonbuches von Jahr zu Jahr 
gewaltig ändert. Daher ist ein jährlicher Ver­
waltungsaufwand gegeben, weshalb ich auch 
nicht zu Ehrer Schlußfolgerung kommen kann. 

B-eslünde nicht die Möglichk,eit, zur 'Eindäm­
mung der Lärmeinwirkungen an der Donau 
im dichtverbauten Stadtgebiet ähnliche Vor­
schriften ins Auge zu fassen, denen zufolge 
eben an Stelle der akustischen Zeichen in den 
Normalfällen optische Zeichen treten könnten? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Die Bestimmungen 
über die akustischen Schiffahrtssignale sind 
Bestandteil internationaler Vereinbarungen, 
die audl für andere Gebiete der Donauschiff­
fahrt getroffen worden sind. Der Sinn der aku­
stischen Signale besteht ja darin, daß es 
Wetterlagen gibt, bei denen man mit opti­
sdlen Signalen nicht durchkommt. Deswegen 
sind auch die akustisdlen Signale in diese 
Vereinbarungen aufgenommen und damit auch 
Bestandteil des österreichischen Schiftfahrts­
rechtes. Man wird also auf sie nicht total 

Präsident: Anfrage 5: Herr AJbgeordneter verzichten können. 
Dr. Schranz (SPOj an den Herrn Bundesmini-
ster für Verkehr. Präsident: Eine -weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundesmini­
sterl Könnte man im Verhandlungsrweg zu er­
reichen versuchen, daß international nun neue 
Vorschriften zustandekommen, und zwar ent­
weder, wie gesagt, optische Signale oder die 
Installierung von Funkanlagen in den Donau­
schiffen, weil doch die Lärmbelästigung gerade 
auf der Leopolodstädter"Seite der Donau durch 
den StraßenveDkeihr, durch den Schienenver­
kehr und die ,akustischen Schiffssignale sehr 
groß ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Wir haben diese Frage schon 
vor längerer Zeit in der Donaukommission 
zur Diskussion gestellt, also Ersatz der Schall­
signalisierung durch Funksignalisierung, denn 
letztere wäre ja auch bei schlechter Wetter­
lage von dieser unaJbhängig. Das g-eht aber 
nur, da ja die Donaus chiffahrt eine verbun­
dene, also eine mehrstaatliche Schiffahrt ist, 
in Abstimmung mit allen anderen, die auf der 
österreichischen Donau fahren. Diesbezüglich 
ergeben sich vor allem deswegen Schwierig­
keiten, die bisher eine Lösung nicht zugelas­
sen haben, weil im Gegensatz etrwa !Zum Flug­
verkehr, wo eine gemeinsame Sprache, näm­
lich die englische, existiert, das beim Donau­
schiffsverkehr nicht der Fall ist. Die S chiffs­
besatzungen sprechen zumeist nur die Sprache 
ihres Heimatlandes, und eine Verständigung 
über Funk ist daher erst dann möglich, wenn 
es zu einem gewissen Signalcode für Funk 
kommt. Daran arbeitet man. Aber auch dies­
bezüglich ist der sehr unterschiedliche Bil­
dungsstandard mitzUJberück.sichtigen, der die 
Durch�uhrung und die praktis che Handhabung 
eines solchen Code erschwert. 

Wir sind aber bemüht, eine Lösung zu fin­
den. Nur muß ich ,ehrlich sagen, daß sie für 
die nächste Zeit nicht zu erwarten ist. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Dr. Stix (F PO) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr. 

1585/M 

Wird die Zustellung der Tageszeitungen an 
Samstagen auch nach Einführung der 40-Stunden­
Woche bei der Post gewährleistet sein? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Das Problem der Zustellung 
der Tageszeitung,en an Samstagen im Zusam­
menhang mit der Einführung der 40-Stunden­
Woche bei der Post- und Telegraphenverwal­
tung wird derzeit in Gemeinsamkeit von der 
Post- und Telegrapihenverwaltung, der Perso-

nalvertretung und dem Zeitungsherausgeber­
verband geprüft, um zu gemeinsamen trag­
baren Lösungen zu kommen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Sehr geehrter Herr 
Bundesministerl Es gilbt versdliedene Klagen 
über die Postzustellung. Das wird nicht zuletr.zt 
auch unterstrichen durch eine Meldung in der 
"Presse" vom 7. Juli 1974, di-e ich kurz zitieren 
darf und 'Worin es heißt: 

"Verspätet oder überhaupt nicht zugestellte 
BrieJe, wichtige 'Poststücke, die wegen der 
Samstagsperre liegenJbleiben, Briefträger, die 
manchmal tagelang ganze Häuserblöcke mei­
den, als herrsche dort die Pest, ... 

Wer kennt und teilt nicht den leidigen Arger 
über die österreichisme Post, die sich inner­
halb weniger Jahre von einem noch auf Kun­
denservice :bedachten Großunternehmen in 
einen kundenfeindlichen Dienstleistungsbe­
trieb sondergleichen verwandelt hat?" 

Angesichts dieser Klagen, Herr Bundesmini­
ster, bin ich zutiefst pessimistisch, daß die 
durm die 40-Stunden-Woche auf die Post zu­
kommenden organisatorischen Belastungen, 
speziell im Hinblick auf den Sektor Zeitungs­
zustellung, bewältigt werden können. 

Ich hätte daher sehr gerne von Ihnen er­
fahren, welche konkreten Maßnahmen Sie 
heute schon ins Auge fassen, na chdem der 
Zeitpunkt ja nicht mehr weit entfernt ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl AJbgesehen davon, daß ich mich 
dieser etwas generalisierenden Wertung des 
von Ihnen zitierten Artikels und seines Ver­
fassers, ohne zu leugnen, daß es da oder dort 
zu Mängeln kommt, nicht anschließen kann: 
Aber was die Maßnahmen, die Sie von mir 
erfragen, anlangt, wäre ·es doch wohl ver­
messen, solche anzukündigen, wenn eine Be­
ratung über diese Fragen, und 'Zwar im Zu­
sammenlhan;g mit dem Studium von Lösungen 
ähnl'icher PrOlbleme im Ausland, 'im Gange ist. 
Denn sonst müßte ja bei denen, die ich zu 
dieser Beratung und zu diesen Studien gebe­
ten habe, der Eindruck entstehen, daß das 
alles nur gemacht wird, um ihnen eine Be­
schäftigung ,zu sichern. Das hätten sich alle 
Beteiligten nicht verdient. 

Wir studieren dieses Problem auch an prak­
tischen Beispielen im Ausland, und nach den 
Resultaten, die uns vorliegen, werden wir 
dann weiter gemeinsam vorgehen, weil näm­
lich dieses Problem nur in Gemeinsamkeit mit 
den von mir e:r.wähnten Faktoren lösbar er­
s cheint. 
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Präsident : Eine weitere Fr,age. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Die Interessenslage der Ze itungen ist 
bezüglich der Samstagzustellung n icht gle i ch. 
Die Mehrzahl der Zeitungen in Osterre-ich sind 
selhr st'ark dadurch gekennzei chnet, daß es 
Abonnementzeitungensind und nicht Straßen­
veIlka ufsze i tungen. 

Im Gegensatz zu den Zeitungen, die über­
w iegend auf den Straßenverkauf abgestellt 
s inld, sind alber die Abonnemen�e itungen in 
ihrer Existenzfähigkeit sehr wohl entscheidend 
von der Samsta,gzustellung abhäng,j-g. Naeh-' 
dem das die Mehr;zahl der Zeitungen in unse­
rem Lande betrifft, möchte ich .an Sie die Frage 
stellen, olb Ihnen klar ist, daß sich hinter 
diesem anscheinend nur al1beitsrechtlichen 
und anscheinend nur organisator ischen Pro­
blem der Post in Wahrheit das große Problem 
der Erhaltung der Meinungsvielfalt der Presse 
in Osterreich vetbirgt. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr g,eeihrter Herr 
AJbgeordneter! W,etn!I1 mir dies·es Problem nicht 
klar wäre, hätte ich wohl kaum den Zeitungs­
herausgeberverband in die vorbereitenden 
Studien zur Lösung dieses Problems m itein­
bezogen. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Wuganigg (SPO) an den Herrn M inister. 

1624/M 
In welchem Stadium der Planung befinden sich 

die Vorarbeiten für den Umbau des Postamtes 
8160 Weiz? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! D ie Planung für den Umbau 
des Postamtes 8160 Weilz ist \bereits fertig:ge­
stellt, ebenso liegt d ie baubehördliche Geneh­
migung vor. Es ist jedoch keine kreditmäßige 
Bedeckung für die Inangriffnahme der Arbei­
ten vorhanden. 

Präsident: Zusatzfrage. B itte. 

A!bgeordneter Wuganigg: Herr Bundesm ini­
ster! Ist Ihnen in d iesem Zusammenhang be­
kannt, daß d ieses Postamt bereits im Jahre 
1930 gebaut wurde und daß sich im:wischen 
die Zahl der Einwohner der Stadt Weiz ver­
dreHamt hat, daß von dort aus täglich mehr 
als tausend Fahrgäste befördert werden müs­
sen, f ür die weder e in Warteraum noch sani­
täre Anlagen zur Verfügung stehen, daß die 
Räume des Postamtes zu klein sind und s ich 
der D ienstbetrie'b unter Umständen a:bspielt, 
d ie man a'ls äußerst tris,te Ibez'eichnen muß? . 

Präsident: Herr M inister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Diese Umstände sind mit 
selbstverständlich bekannt. S ie waren auch 
schon lange vor meiner Amtsubernahme in 
diesem Ressort bekannt, sonst hätte es auch 
die Planungen und die EinreidlUng der bau­
behördlichen Genehmigung nicht gegeben. 

Es kommt noCh dazu, daß wir auCh wissen 
daß für die Postbediensteten eine ungeheur� 
Belastung dadurch ,gegeben ist, daß die Pakete 
zum Teil im Freien ausgelegt und sortiert 
werden müssen. Ich will das nur deswegen 
erwähnen, damit Sie nicht etwa den E indruck 
haben, daß uns diese Umstände nicht bekannt 
sind. Das ändert aber nichts an der Tatsame, 
daß wir über die im Budget bewilligten Kre­
dite hinaus keine Aufnahme von Bauten durch­
führen können. 

Präsident : Zusatzfrage. B itte. 

.A!bgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
ster! Ich bin überzeugt davon, daß auch S ie 
der Ansicht sind, daß die Dinglichkeit d ieses 
Umbaues gegeben ist. 

Darf ich S ie nunmehr fragen: Können Sie 
heute schon irgendeinen Zeitpunkt angeben, 
zu dem d1i1eser Umbau .durchgefülhrt werden 
kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
AJbgeordneterl Das kann ich erst dann, b is 
der Bundesgesetzgeber mir sozusagen die 
Grundlage durch entsprechende Budgetbe­
schlüsse 'gibt. Innerhalb unserer eigenen Prio­
r itätenliste steht natürlich d ieser ,Postamts bau 
ganz vorne. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
sdlaft 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Kinzl (OVP) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft. 

1614/M 
Ist es richtig, daß der "Konsum" für den Bau 

der Wurstfabrik Linz aus Agrarinvestitions­
kreditmitteln 40 Millionen Schilling erhalten 
soll? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister
' 

für Land- und Forstwirt­
schaft D ipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr .A;b­
geordneter Kinzl! Die Linz.er Wurstfabdk Ges. 
m. b. H. hat am 7. Februar 1974 über die ge­
nossenschaftliche Zentra1bank AG einen An­
trag auf Gewährung eines Zinsenq;uschusses 
zu einem Agrarinvest itionskredit in der Höhe 
von 48 M illionen Schilling zur Errichtung eines 
Fleischverafibeitungsbetriebes in Linq; gestellt. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

Dieser Antrag ist mit den zur Beurteilung des 
Ansuchens notwendigen Unterlagen über die 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 
Sektion Handel, Bundesgremium der Konsum­
genossenschaften, eingebracht worden und ist 
derzeit in Bearbeitung. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

.A!bgeordneter Kinzl: Herr Minister! Halten 
Sie es für richtig, daß die zirka 70.000 land­
wirtsc:haftlic:hen Betriebe in Oberösterreich im 
ganzen Jahr 1973 nur 85 Millionen Schilling 
zinsverbilligt bekommen haben und die Linzer 
Wurstfabrik allein, wie Sie sagen, zirka 
48 Millionen Sc:hilling zinsverbilligt? (Abg. 
H a b  e r 1: Ihr habt doch kein Monopol!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Kinzl! Durch den Bau einer 
Wurstfabrik in Linz soll im Zentrum eines 
Marktgebietes ein Stützpunkt zur Abnahme 
und Verwertung heimischer Produkte geschaf­
fen werden. 

Die Bedeutung dieses VOl'lhalbens für die 
Landwirtsc:haft liegt darin, daß den Bedürf­
nissen der Produktion und des Marktes, wenn 
ic:h das jetzt so in Parenthese nur sagen darf, 
gerade im Hinblick. auf ,die VeI1Wertung 
von heimischen Stieren rur die Wurst­
arzeugung besser entsprochen werden kann, 
daß man außerdem auc:h Lieferspitzen, die man 
durch Lagerungen nicht aU!�fan:geTI! kann, durm 
eine solche Maßnahme besser abbauen helfen 
kann. Außerdem wir,d dieser Betrag nicht auf 
eine Jahrestan:gente, s·ondern auf Zlwei Jahres­
tangenten aufgeteilt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Kinzl: Herr Minister! Wir 
haben des,wegen kein Verständnis dafür, daß 
die Liruzer Wurstfabrik diese Geldmittel be­
kommt, weil wir in Oberösteuekh bereits seit 
1912 eine Ansuc:hensperre für Agrarinvesti­
tionSikredite haben. Trotzdem liegen derzeit 
bei der Landesregierung noch zirka 750 An­
suchen unerledigt aUlf. Um alil diese Ansuchen 
im heurigen Jahr noch erledigen zu können, 
müßten wir 150 Millionen Schilling bekommen. 

Werden Sie dafür sorgen, daß wir alle 
diese Ansuchen noch im heurigen Jahr positiv 
erledigen können? 

Und noch ein Iweiters. Die Bankinstitute 
schicken jetzt Sc:hreiben an die Kreditnehmer. 
Ic:h habe hier ein Schreiben von einem Berg­
bauern, das an einen Bergibauern gegangen 
ist, und darin wird mitgeteilt, daß er womög­
lieh in Zukunft bis zu 2,5 Prozent mehr zu 
bezahlen !hat. 

Werden Sie die Mehl'kosten, die jetzt seit 
1. Juli durc:h die Zinserhöhungen auftreten, 
übernehmen oder nic:ht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Die 
letzte Frage hat zwar mit Ihrer Fragestellung 
nic:hts zu tun, Herr Abgeor.dneter. Aber ic:h 
darf eines dazu bemerken: Es dürfte Ihnen 
entgangen sein, daß die Agrarinvestitionskre­
dite nicht nur nach Bundesländern aufgeteilt 
werden, sondern nach den einlZelnen Sparten. 

Für die Agrarinvestitionsansuchen für Ver­
marktungseinric:htungen ist ein separater Be­
trag vorgesehen, der jährlich allen zur Ver­
fügung steht, egal welc:he Handelsform sie 
haben, egal ob es Genossensc:haften sind oder 
privatredltliche Einrichtungen. 

Im übrigen darf ich Sie v,ielleic:ht auch noc:h 
darauf aufmerksam mac:hen, daß im Arbeits­
behelf zum Bundesfinanzgesetz 1974, Zlweiter 
Teil, allgemeine und Kap ita1le rläuterunglen, 
Seite 174, festgestellt wird, daß "ohne RJück­
sic:ht auf ihre han.delsrechtliche Rechtsform" 
der Land- und Forstwirtsc:haft mittelbare För­
derungen zu gewähren sind. 

Präsident: Anfrage 9: Herr !Abgeordneter 
Meißl (FPtJ) an den Herrn Bun.desminister. 

lS81/M 
Da die bisherigen Maßnahmen zum Abbau 

des Uberbestandes an Sdlladltrindem nidlt zu 
dem gewünsdlten Erfolg geführt haben, frage 
idl Sie, Herr Bundesminister, was nunmehr zu­
sätzlidl unternommen werden wird, um dieses 
akute Problem zu lösen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter MeißlI Der bei der letzten Vieh­
zählung am 3. Dezember 1973 festgestellte 
Mehrbestand an Rindern konnte wesenUic:h 
abgebaut werden. Die bisher getroffenen Maß­
nahmen zum Abbau des Uberbestandes an 
Sc:hlac:htrindern haben daher zum gewünsc:hten 
Erfolg geführt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter MeiDI: Herr Bundesministerl 
Wenn ic:h Pressemeldungen glauben darf, so 
ist es doch so, daß die erste Aktion, die Ver­
billigungsaktion, nicht den gewünschten Erfolg 
gehClJbt hat. Das heißt, es wurden von den vor­
gesehenen 2 Millionen Kilogramm angeblic:h 
nur 700.000 kg abgesetzt. 

Darf ic:h Sie daher als erstes fragen, Herr 
Bundesminister: Planen Sie weitere Aktionen 
in dieser Richtung, und wie sind die organisa-' 
torischen Vorbereitungen, daß es besser 
klappt? 

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 85

www.parlament.gv.at



11066 Nationalrat XIII. GP - 112. Sitzung - 10. Juli 1974 

Präsident: Herr Minister. Ende Mai, um 38.200 Schlachtrinder mehr ex­
portiert haben als vom Dezember 1972 bis 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Zum zum Mai 1973. 
ersten darf ich ;feststellen, daß diese Zeitungs­
nachrichten nicht den Tatsadten entspredten, 
denn bisher haben wir von den Fleisdrllauer­
betrieben Abrechnungen ülber mehr als 1,5 Mil­
lionen Kilogramm Fleisch bekommen. 

Zum zweiten besteht die Absicht, eine solche 
Aktion weiterzuführen. 

Präsident: Eine iWeite�e Frage. Bitte. 

Aibgeordneter MeiDl: Herr Bundesministerl 
Also Sie geben damit doch ,zu, daß das Ziel 
noch nicht erreicht wurde, denn 2 Millionen 
Kilogramm waren geplant. Es wurde auch 
dabei 'gesagt, daß die Alktion insofern nicht 
richtig g,elaufen ist, ,als ,sie wohl einen Mehr­
absatz von Fleisch gebracht ih'at, aber im 'ge­
samten und nicht sosehr im Bereich des Rinld­
fleisches. 

Herr Bundesminister! Eine Zlweite Frage. 
Entscheidend für di.e Situation wird immer 
der Export sein. Wie sieht es zurzeit aus? 
Welche vorbereitenden Maßnahmen in Ihrem 
Ressort sind getroffen, um kommende Schwie­
rigkeiten - und ich weiß sehr wohl, daß es 
Sdtwierigkeiten von außen sind - einiger­
maßen abzufangen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister DiplAng. Dr. Weihs: Zur 
ersten Frage, Herr Abgeordneter MeißI, muß 
ich noch einmal betonen, daß über 1,5 Millio­
nen Kilogramm abgerechnet worden 'sind. Es 
fehlt noch ein TeH der Albrechnung, und wenn 
die gesamte Albrechnung vorliegt, wird man 
feststellen können, wieviel von .den 2 Millio­
nen Kilogramm tatsächlich von den Konsu­
menten beansprucht worden ist. 

Zum zweiten: Es �st ein wesentlich größerer 
Verbrauch an Rindfleisch eingetreten im Ver­
gleich zum Vorjahr, denn wir 'haben um 
27.600 Schlachtrinder im Inland mehr ge­
schlachtet irIs i.m ,gleiChen ZeitrfrUIn des Vor­
jahres. 

Zu Ihrer letzten Frage darf ich vielleicht 
kurz bemerken, daß die Kommission beschlos­
sen hat, daß a:b 13. Juli wiederum ein Export 
von Lebendrindern, Fleisch, möglich ist. Aller­
dings wird er gekoppelt mit dem Aufkauf der 
gleichen Menge von Interventionsware in der 
EG. 

Wir werden unsere Maßnahmen, die wir 
bisher eingesetzt haben, weiterhin fortführen. 
Und daß sie nicht ohne Erfolg w:aren, darf idl 
vielleicht audl damit begründen, daß wir 
gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vor­
jahres, also von der Viehzählung 1973 bis 

Präsident: Ailifrage 10: Herr Albgeordneter 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) an den Herrn 
Minister. 

1 645/M 

Sind Sie bereit, bei der Regierung der Repu­
blik Italien vorstellig zu werden, um eine Her­
ausnahme der österreidlischen Zucht- und Nutz­
rinder aus der Bardepot-Pflicht zu erreichen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Zittmayr! Der österreichisdle 
Botschafter in Italien wurde angewiesen, bei 
der italienischen Regierung zu intervenieren, 
daß reinrassige Zudltrinder mit Abstammungs­
nachweis der Zolltarifnummer 01.02 A I. des 
EG-Zolltarifes v.on der Bandepot-'Pflicht ausge­
nommen werden, da diese Maßnahme autonom 
von der italienismen Regierung verfügt wer­
den kann. 

Die Nutrzrinder der Zolltarifnummer 01.02 
A II. b) 2.,bb) des EG-Zolltarifes unterliegen 
der Rindermarktordnung, es entsmeidet daher 
der EG-Ministerrat. Die Entscheidung wird 
voraussidltlidl am 1 6. Juli heurigen Jahres 
erfolgen. 

Präsident: Zusatzrfrage. Bitte. 

.A:bgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Bundesminister! Es ist ja bekannt, daß diese 
Situation in Italien für die österreidlisdle 
Exportwirtschaft, für den Schlachtrinderexport 
und Fleischexport, wie Sie bereits ausgeführt 
haben, aber besonders auch für den Export 
von Zuchtdndern ganz besonders große 
Schwierigkeiten mit sich bringt. 

Sie haben hier ausgeführt, daß die Regelung 
für Schlachtvieh und Fleisch durch die EG in 
BI1üsse'l erfo�gt, wä!hrend die Bardepot-Rege­
lurug für Zuchtvieh von der italienischen Regie­
rung autonom geändert und festgelegt werden 
kann. Es ist so, daß die bisherigen Maßnahmen 
auf dem Zuchtrindersektor zu einem Preisver­
fall in Osterreim Igleruhrt haben. 

Meine Frage geht nun dahin, Herr Minister, 
welche Möglidlkeiten Sie sehen, um den 
schwer betroffenen Zuchtrinderexport und -ab­
satz in irgendeiner Weise zu fördern. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl..,Ing. Dr. Weihs: Herr 
Albg,eordneter Dr. Zittmayrl Sie wis'sen genau, 
weldle Maßnahmen wir getroffen haben, um 
einen Zuchtrinderexport zu ermöglidlen. Nach­
dem es bedauerlicherweise 'bisher immer so 
war, daß die Masse der Zuchtrinder nach Ita-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

lien gegangen ist und man sich um andere 
Märkte nidlt g.ekümmert hat, bemühen wir 
uns derzeit, die Basis des Zudltrinderexportes 
zu verbreitern. Es sind einige günstige Exporte 
diesbezüglich bereits erfolgt. Die Verhandlun­
gen laufen weiter, UIIll nicht nur in den Ost­
staaten, sondern auch nach Ubersee entspre­
·dlende Mengen unterzubring,en. 

Wir können allerdings die Italiener keines­
wegs z,wingen, wenn sie nicht kaufen wollen, 
zu kaufen. Alle Maßnahmen, die wir darauf 
abgesteUt JIaJben, einen Preisdruck der 
italienischen Käufer zu verhindern, haben doch 
dazu geführt, daß beispielsweise bei Stieren 
der Preis nidlt nur gehalten wurde, sondern 
sogar ein bißchen über dem des Vorj ahres ist. 
Ich gebe zu, daß das bei weiblichen Zuchtrin­
dern nicht immer gelungen ist. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

wird, dieselbe Menge, und zwar immer jeweils 
in Relation, ob Lebendvieh oder Fleisch, aus 
den Interventionsla'gern der EG zu nehmen. 

Drittens kann idl nur wieder sagen: Den 
Zudltrinderexport �önnen wir nur dann för­
dern, wenn Exporte überhaupt möglich sind. 
Und sofern der italienische Käufer ausfällt, 
müssen eben alle Möglicflkeiten wahrgenom­
men werden, um in anderen Ländern neue 
Märkte zu schaffen. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Tschida (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1646/M 
Halten Sie die Neufestsetzung der Getreide­

preise für die Landwirtschaft für ausreichend? 

Präsident: <Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr Abgeordneter Tschida ! Gemäß Abschnitt F 

Bundesminister ! Es ist Ihnen j a  bekannt, daß Z. 5 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 des Bundes­
es -bei den Maßnahmen, die derzeit im Inland ministeriengesetzes 1973 faHen die Angelegen­
durchgeführt werden, inSbesondere bei den heiten der Getreidepreisre'gelung in den Wir­
Inlandsaktionen auf dem Fleischsektor, zu Un- I kungshereich des Bundesministeriums für Han­
stimmigkeiten und Ungerechtigkeiten kommt. deI, Gewerbe und Industrie. Die Getreidepreis­
Es ist ja eine diesberugliche Zeitungsnotiz regelung betreffende Anfragen sind demnach 
gestern bekanntgeworden über eine Entwick.. an den Herrn Bundesminister .für Handel, Ge­
lung in Linz am Schlachthof. Es dürften also werhe und Industrie zu richten. 
doch irgendwie Mängel in den Richtlinien und 
in der Durchführung dieser Maßnahmen sein. 

Meine zweite Zusatzfrage geht dahin: 
Welche Maßnahmen werden Sie unternehmen, 
um diese Inlandsaktionen zu erweitern und 
Ungerechtigkeiten und Unstimmigkeiten zu 
verhindern, und zweitens : Welche Maßnah­
men werden Sie ergreifen, auch in der 
EWG nach Möglichkeiten zu suchen, um aus 
dieser Schwierigkeit herauszuikommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.�Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneterl nie letzte Fra'ge bestand eigent­
lich aus drei Fragen. 

Den ersten Teil der 'zweiten Frage kann ich 
dahin beantworten, .daß es nicht rzu Unstim­
migkeiten auf dem Linzer Markt gekommen 
ist, sondern daß vielleicht bestehende Richt­
linien falsch ausgelegt wurden. Es ist veran­
laßt worden, daß heim morgigen Markt einer 
unserer Herren draußen ist, um sidl ein Bild 
über diese Maßnahmen zu schaffen. 

Zweitens : Die Frage, welche Möglichkeiten 
es im Rahmen der EG gibt, habe ich schon 
kurz ventiliert. Auf dem Schladltrindersektor 
sollen - das ist ein Beschluß der Kommis­
sion - ab 13. Juli wieder Lizen:zen ausgestellt 
werden, wobei aber der italienisdle Importeur 
oder auch der deutsdre [mporteur veIpflicbtet 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tscbida: Ich möchte 
zunächst ,feststellen, daß Sie auf meine Frage 
nicht eingeg:angen sind. Wir haben heute von 
Herrn Kollegen Zittmayr bereits gehört, daß 
der Preis antrag der Präsidentenkonferenz ab­
g,elehnt wurde. Daraufhin ist die amtliche 
Preiskommission zusammengetreten. Sie hat 
trotz diverser Abstriche, die betriebswirtschaft­
lich absolut nicht gerechtfertigt waren, eine 
Erhöhung für Normalweizen um 37,8 Groschen 
vorgeschlagen. Die RegieIiUng hat sich über 
diesen von den Fadlexperten aus drei Mini­
sterien erarbeiteten Vorschlag ganz einfaCh 
hinweggesetzt, 20 Groschen vorgeschlagen be­
ziehungsweise 20 Groschen diktiert. Nebstbei 
wurde noch festgestellt, daß diese Preise volks­
wirtschaftlich gered1tferUgt seien. 

Ich darf Sie fr.agen, Herr Minister: Sind, 
Sie auch der Meinung, daß der neue Weizen­
preis volkswirtschaftlich gerechtfertigt ist be­
ziehungsweise 'welches Urteil halten Sie für 
richtig: das Ihrer Fachleute im Landwirtsdlafts­
ministerium und der Preiskommission, oder 
das der Regierung, die diktiert hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
�bgeordneter Ing. Tsdlidal Sie wissen genau­
sogut wie idl, daß der von Ihnen genannte 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 
Preis von rhrer Fraktion, von Ihren Vertretern 
abgelehnt worden ist. Ich darf vielleicht fol­
gendes ins Gedächtnis zurückrufen: Ein volks­
wirtschaftlich gerechtferUgter Preis ist dann 
gegeben, wenn er den bei der Erzeugung und 
im Vertrieb bestehenden volks-wirtschaftlichen 
Verhältnissen als auch der j eweiligen wirt­
schaftlichen Lage der Verbraucher bestmöglich 
entspricht. Und diese Kriterien wurden erfüllt. 

Präsident : Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tsdlida: Herr Bun­
desrnini'ster !  Ich bin felsenfest davon über­
zeugt, daß Sie als Fachmann genau über­
blicken, daß auf Grund dieser Preissituation 
zahlreiche Betriebe in ,arge Schwierigkeiten 
geraten werden beziehungsweise zusperren 
müssen. Welche Maßnahmen gedenken Sie, da 
wieder Getreidepreisverhandlungen im Gange 
sind, gegen diese besorgniserregende Entwick­
lung beziehungsweise gegen da.s ausgespro­
chen-e Preisdiktat der Bundesregierung zu 
unternehmen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Ich 
möchte feststeHen, daß es kein Preisdiktat 
war, denn der Herr Handelsminister hat dem 
Kollegen Zittmayr vor einer Viertelstunde er­
klärt, daß die Errechnung des Getreidepreises 
mit 15 Groschen dem Kalkulationsschema ent­
sprochen 'hat. Nur wurde dieses Schema von 
allen Beteiligt.en abgelehnt; es wurde dann 
ein neues genommen. Auf Grund dessen, daß 
hier noch verschiedene Maßnalhmen hinein­
reklamiert wurden, wie ,�um Beispiel die 
Trocknungskosten, kam man dann zu einem 
Preis von 20 Groschen. Im Hinblick darauf, 
daß j etzt sogar noch das Dieselöl im Preis 
verbilligt wurde, im Hinlblick darauf, daß zu­
sätzliche Beträge für die Treibstoffverbilligung 
- ich denke nur an die 600 Millionen, die 
im nächsten Budget aufscheinen werden -
vorgesehen sind, ist ein KostenfÜckgang ein­
getreten, der bei lhren Uberle'gungen nicht 
berücksichtigt worden ist. 

Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung 

Präsident: Anfrage 12:  Herr Abgeordneter 
Dr. Heinz Fischer (SPO) an die Frau Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung. 

1631/M 
Bezugnehmend auf meine Anfrage vom ,. No­

vember 1913 betreffend Lehrkanzel für Politik­
wissenschaft an der juridischen Fakultät der 
Universität Wien frage im, ob heute - mehr 
als ein halbes Jahr später - nom immer kein 
Besetzungsvorsmlag der juridismen Fakultät 
vorliegt? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister rur Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Abgeord­
neter Dr. Fischerl Nach einer telepihonischen 
Auskunft des Dekans der Juridischen Fakul­
tät, Profe·ssor Streissler, wurde in der Fakul­
tätssitzung am Mittwoch, dem 26. Juni 1974, 
ein Besetzungsvorschlag beschlossen. Dieser 
Besetzungsvorschlag wurde noch nicht dem 
Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung übermittelt. Auf meine telephonische 
AnJrage habe ich aber erfahren, daß der Vor­
schlag folgendermaßen lautet: Dr. Peter Ger­
lich, Professor Lembruch und Professor Welan 
von der Hochschule für Bodenkultur. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

.A:bgeordneter Dr. Heinz Fisdler: Frau Bun­
desminister! Ich 'glaube, daß die Besetzung 
dieser Lehrkanzel aus mehreren Gründen 
außerordentlich wichtig ist. Ich will jetzt nicht 
auf die lange Dauer hinweisen, die zwischen 
der Ausschreibung und der Erstellung eines 
Besetzungsvorschlages verg.angen ist. Tatsache 
ist, daß sich bei der Ausschreibung unter 
anderem Prolfessor iDr. Leser ausl Sa'1zbur.g, Pro­
fessor Dr. Gerlich und Professor Dr. Pelinka 
beworben baJben, Polltolog,en, deren fachliche 
Qualifikation wdhl au�er j edem Zweifel steht. 
Es fällt daher auf, daß sowohl Professor Leser 
als auch Professor Dr. 'Pelinka auf dem Fakul­
tätsvol'schlag, den Sie jetzt genannt haben, 
nicht aufscheinen. UmgeJk.ehrt hat sich nach 
meinen Informationen Professor Welan, der 
jetzt am Fakultätsvorschlag aufscheint, um 
diese Lehrkanzel nicht beworben und hat sogar 
in seiner Antrittsvorlesung öffentlich erklärtr 
daß er eine Berufung nicht annehmen würde. 
Es ist also die Frage, ob hier ein ordnungs­
gemäßer Fa,kultätsvorschlag überhaupt vor­
liegt. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Fischer ! Ich werde diese 
Frage erst prüfen und ent.scheiden können, 
wenn der Vorschlag schr;iftlich eingelangt ist, 
denn er ,wird ja mit Begründung üJbergeben. 
Meine Anfrage an den Dekan hat ergeben 
- die Bestätigung ist durchaus richtig, w.a,s 
Sie sagen -, daß Professor Welan sich selbst 
nicht beworben hat und informell erklärt haben 
soll, daß er auch nicht bereit sei, die Beru�ung 
anzunehmen. - Meiner Meinung nach zu 
Recht, denn als Politikwissenschafter wird er 
ja kaum einzureihen sein. Was Professor Leser 
betrifft - auch -ich habe diese Frage iIllformell 
gestellt -, habe ich erfahren, daß er deshalb 
nicht in den Vorschlag gekommen ist, weil die 
Fakultät beschlossen hat, einen Wissenschaf­
ter, einen Polit�kwis<senschafter zu wählen, der 
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Bundesminister Dr. Hertba Firnberg 

s ich mit empirischen Fragen beschäftigt und 
dieses Merkmal auf Professor Leser nicht zu­
trifft. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Frau Bun­
desminister ! Wenn das die Auskunft der 
Fakultät ist, dann ·sind ja noch einige weitere 
Dinge aufklärungsbedürftig : 

Erstens ist j a  allgemein bekannt, daß Pro­
fessor Gerlich auf einem Besetzungsvorschl!ag 
für die Politologie an der Universität Inns­
bruck. aufscheint und daß bereits Verhandlun­
gen mit �hm geführt werden. Es hätte also 
demnach die Juridi·sche Fakultät einen Fakul­
tätsvorschlag erstellt, wo prakUsdl zwei Per­
sonen von den dreien nicht in Frage kommen. 

Das Zweite ist, daß Sie sagen, es wurde 
Professor Leser deshalb nicht aufgenommen, 
wen man j emanden haben will, der sich roH 
empirischen Fragen der Politikwis'sensdlaft be­
schäftigt. Das ist aber in der öffentlichen Aus­
schreibung - wie man in der "Wiener Zei­
tung" nachlesen kann - nicht in dieser Weise 
formuliert iWorden, abgesehen davon, daß die 
Frage besteht, Gib der von mir sehr geschätzte 
Professor Welan ein empirischer Politologe 
ist . 

Besteht also eine Möglichkeit, daß sowohl 
hinsichtlidl des erstellten Vorsdllages als auch 
hinsichtlich der Personen, die sich beworben 
halben, aber übergangen wurden, eine wirklich 
gründliche Uberprüfung stattfindet, damit man 
sich ein wirklich korrektes Urteil über die 
Vorgänge bei der Besetzung dieser wichtigen 
Lehrkanzel an der Universität Wien machen 
kann? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneterl Ich möchte noch einmal beto­
nen, daß eine endgültige Antwort natürlich 
erst dann gegeben werden kann, wenn der 
schriftliche Vorschlag mit allen Unterlagen 
vorliegt, die dazugehören . . .  (Abg. Z e i 1 1  i n­
g e r: Keine Pressionen! Ich kenne diese 
Sachen! - Zwischenruf des Abg. Doktor 
F j s c  h e r. - Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Fischer, 
wir kennen Sie! - Abg. L i  b a 1: Zeillinger, 
Sie kennen wir auch!) 

Ich glaube nicht, daß ein Anlaß vorliegt 
anzunehmen, daß von irgendeiner Seite eine 
Pression ausgeübt wird . Alber es gehört zu 
den Pflichten des zuständigen Bundesministers, 
einen Berufungsvorschlag, der vorgelegt wird, 
grünldlichst ZIU üiberpI1üfen. Nicht mehr habe ich 
gesagt l Dazu muß ich allerdings, Herr Abge­
ordneter Zeillinger, auch stehen. 

Präsident: Anfrage 13 :  AJbgeordneter MeißI 
(FPO) an die Frau Bundesminister. (Abg. 
Z e i 1 1  i n g e r: Nichts gegen Sie, Frau Bun­
desminister! Wir kennen Sie, Herr Fischer! 
Wer hat heute den aRP ausgeschaltet? Kein 
Blauer, ein Roter! Ich erkenne, was hinter 
euch steckt! - Gegenruf des Abg. Doktor 
F i s  e h e  r. - Abg. M e  1 t e  r: Ausschluß der 
Offentlichkei t!) 

t5'11/M 
Bis wann kann mit der Fertigstellung des 

neuen, von der Medizinischen Fakultät der Uni­
versität Graz dringend benötigten Gebäudes, 
weldles neben der Anatomie audl für die Unter­
bringung anderer vorklinischer Institute be­
stimmt ist, geredlnet werden? 

Präsident: Bitte, ;frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Ich 
darf lhre Frage wie folgt beantworten: Aus 
dem Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik wurde mir mitgeteilt, ·daß im gegenwärti­
gen ZeitpUnikt die für medizini·sche Institute 
spezifischen äußerst umfangreichen und sehr 
komplizierten InstaHationsarbeiten im Gange 
sind und daß die Fenster derzeit angeliefert 
und montiert werden. Es ist sicher, daß die 
Bauarbeiten weder eingestellt sind, wie ge­
legentlich behauptet wurde, noch eing.e­
schränkt sind, sondern tatsächlich zügig im 
Gange sind. Mit der FerUgstellung ist, so teilt 
mir das Bundesministerium für Bauten und 
Technik mit, voraussichtlich Ende 1976 zu 
rechnen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Frau Bundesminister! 
Ich glaube, die Zustände in Graz sind Ihnen 
ja selbst zur Genüge bekannt. Ich möchte sie 
hier nicht noch einmal anführen, zum Beispiel, 
daß der Hörsaal, der derzeit 'mir VOfllesuIlJgen 
in Anatomie zur Verfügung steht, viel zu 
klein ist. Vorlesungen müssen auf Band auf­
genommen werden, um abends dann den übri­
gen Studenten 'zur Kenntnis gebracht zu wer­
den, und so weiter, und so weiter. 

Frau Bundesminister ! Ich weiß auch, daß 
Arbeiten begonnen wurden. Nur hat man die 
Befürchtung, daß die Arlbeiten nicht in dem 
Ausmaß fortgesetzt werden, wie es im Hin­
blick auf die geschilderten und Ihnen sicher­
lich bekannten Zustände notwendig wäre. 

Sind Sie bereit, darauf Einfluß zu nehmen, 
daß diese Arbeiten nicht unteflbromen, son­
dern zügig fortgesetzt werden? 

Präsident: Frau Minister. ,Bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Selbst­
verständlich, Herr Abg.eordneter Meißill Ich 
habe mich immer dafür eingesetzt, wann immer 
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Bundesminister Dr. Hertha FIrnberg 

Arbeiten ins Stocken geraten waren, daß diese 
Arbeiten rascher fortgesetzt werden. 

Ich darf aber hinzufügen, daß gerade die 
Hochschulen in Graz außerordentlich bevor­
zugt behandelt wurden, was das Baugeschehen 
betrifft, j a  daß 20 bi:s 25 Prozent des gesamten 
Bauvolumens der Hochschulen in den letzten 
Jahren nach Graz gegangen sind. Auch andere 
Hochschulen müs'sen berücksichtigt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

.A!bgeordneter MeißI: Frau BundesmInister I 
Darf ich Sie noch fragen, ob Sie zumindest 
bei der Erstellung des Budgets daraUJf Einfluß 
nehmen werden, daß der vorgesehene Termin 
1 976, den Sie eben nannten, auch von der 
Budgetseite 'her erfüllt werden kann? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Selbst­
verständlkh, Herr Abgeordneter. 

Präsident: Anfrage 14: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (OVP) an die Frau Minister. 

1656/M 
Wie beurteilen Sie den Baufortschritt beim 

Juristengebäude Wien nach Beschlußfassung des 
1 .  Budgetüberschreitungsgesetzes? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Herr 
Professor Ermacoral Nach Mitteilung des Bun­
desministeriums für Bauten und Technik, das 
ja für die Bauaribeiten zuständig ist, werden 
die Baumeisterarbeiten in Kürze ausgeschrie­
ben. Nach Durchführung des für die Auftrags­
vergaJbe vorgeschriebenen Verfahrens wird mit 
den Baumeisterarbeiten und mit den StahLbau­
arbeiten noch heuer begonnen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abg,eordneter Dr. Ermacora: Frau Bundes­
ministerl Wissen Sie, wie hoch - von diesen 
100 Mi'llioll'Em Schilling, die auf der 
Seite 18 der Regieru'll!g,sv.orlage über das 1.  
Budgetüberschreitungsgesetz für Hochschul­
bauten angesetzt sind - der Betrag ist, der 
für das Juristengebäude in diesem Jahr auf­
gewendet wird? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Nein, 
Herr Professor, das kann ich Ihnen im Augen­
blick nicht sagen. Ich würde Sie auch bitten, 
sich mit diesen DetaiUragen an das Bauten­
ministerium zu wenden, das j a  für den Hoch­
bau das zuständige IBundesministerium ist. 

gesamten gesehen -, die Interessenten an 
den Herrn Bautenminister. Den Herrn Bauten­
minister babe ich bei der Debatte über das 
1. Budg,etüberschreitunglSlgJesetz gefra:g,tt 
welche Auskunft er ,gilbt. Er hat nicht geant­
wortet. Sie, Frau Bundesminister, sind hier 
gesessen und haben ebenfalls auf diese Frage 
nimt geantwortet, sodaß im glaube, das Recht 
zu haben, nun in der Fragestunde darauf hin­
zukommen. Wissen Sie, sind es mehr als, 
4 Millionen Schilling? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister nr. Hertha Fimberg: Herr 
Abgeordneter Professor Ermacoral Ich habe 
Ihnen gesagt, daß ich diese Zahlen nicht aus­
wendig weiß. Sie werden von mir nimt er­
warten, daß im j ede einzelne Detailpost aus­
wendig weiß, noch dazu, wenn sie in einem 
anderen Ministerium ressortiert. Ich bin sehr 
gerne bereit, Ihnen das bei Gelegenheit zu 
sagen oder es Ihnen schriftlich bekanntzu­
geben. 

Präsident: Anfrage 15: Herr Abgeordneter 
Blech:a (SPO) an die Frau Bundesminister. 

1642/M 
Was ist der derzeitige Stand im Habilitations­

verfahren des Dr. Gerd Kaminski? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Her1Jha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Blemal Ich habe bereits in der 
Beantwortung einer schriftlichen parlamenta­
rischen Anfrage des Herrn Abgeordneten Dok­
tor König mitgeteilt, daß mit Bescheid des 
Professorenkollegiums der Rechts- und Staats­
wissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Wien vom 30. Mai das Ansuchen von Dr. Gerd 
Kaminski vom 7. Mai 1 973 auf Verleihung 
der Lehr'befugnis als Universitätsdozent für 
Vö1kerrecht gemäß § 1 1  Abs. 1 in Verbindung 
mit § 8 Abs. 3 der Habilitationsnorm abge­
wiesen wurde. 

Es soll am 9. Juli, wie kb. erfahren habe, 
vom Be,wer:ber um die Lehnbefugnis, Herrn 
Dr. Kaminski, im Postwege an die Universität 
Wien gerichtet, ge'gen diesen Bescheid die 
Auf,sichtSibeschwerde an das Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung erhoben 
worden sein. Mir wurde e'ben mitgeteilt, daß 
die Aufsichtsbeschwerde heute im Ministe­
rium eingelangt ist. 

Die das Verfahren betreffenden Geschäfts­
stücke, die mir seitens des Dekans der Rechts­
und Staatswissenschaftlichen Fakultät auf 

Präsident: Zweite Zusat:2:frage. mein Ersuchen übermittelt 'wurden, sind außer­
Abgeordneter Dr. Ermacora: Frau Bundes- ordentlich umfangreich. Ich habe den Pack 

minister I Sie verweisen nun schon, ich glaube mitgenommen, um Sie davon zu überzeugen. 
zum dritten Mal - nicht mich, sondern im daß das Studium dieser 1 74 Dakumente eine 
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Zeit benötigen wird. Ohne eine umfassende 
UbeIlprüfung aller das Halbilitationsverfahren 
betreffenden Dokumente und Unterlagen ist 
eine Entscheidung und eine Aussage kaum 
möglich. 

Präsident: Eine Zusa�frage. Bitte. 

Abgeordneter Blema: Frau Bundesministerl 
Ich glaube, so aufklärungsbedü:r.ftig wie die 
Vorgänge rund um den Besetzungsvorschlag 
der Juridischen Fakultät der Universität Wien 
betreffend die Lehrk<anzel für Politik<wissen­
schaft sind auch die Vorgänge rund um das 
Habilitationsverfahren des Dr. Gerd Kaminski. 

Dem Vernehmen nach sollen sich in dieses 
HabiIitationsverfahren auch fakultätsfremde 
Personen eingeschaltet haben. Haben auch Sie, 
Frau Bundesminister, von dem Einschalten sol­
cher fakultätsfremder Personen gehörH 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Ja, tat­
sächlich, Herr Abgeordneter. Noch während 
des laufenden Habilitationsverfahrens habe 
ich in Erfahrung gebracht, daß von einem 
Fakultätsfremden und nicht der Habilitations­
kommission Angehörenden, nämlich von Pro­
fessor Ladstätter, der der Philosophischen 
Fakultät der Universität Wien angehört, Briefe 
in der Angelegenheit Habilitation Kaminski 
und gutachtenartige Schriftstücke an den 
Dekan der Fakultät versendet worden sind, 
aber darüber hinaus auch an einen nicht defi­
nie:ribaren größeren Personenkreis. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die eingelangten Anfragebeant­
wortungen wufoden den AIlifragestellem über­
mittelt. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

nie in der J.etzt€n Sit�ung eingebrachJten 
Anträge 

125/ A der Abgeordneten Dr. Ermacora und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz über Datenschutz und Datensicherung 
und 

126/ A der Abgeordneten Pansi und Genos­
sen betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Bundes�Verfassungsgesetz in der 
Fa-ssung von 1929 geändert wird (Bundes-Ver­
fassungsgesetznovelle 1974) , weise ich dem 

Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförde­
rungsgesetz geändert wird ( 122 1  der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Orga­
nisationsgesetz geändert wird (1 233 der Bei­
lagen) , und 

Bundesgesetz, mit dem das Forstwesen ge­
regelt wird (Forstgesetz 1974) (1266 der Bei­
lagen) . 

Ich werde diese Regierungsvorlagen gemäß 
§ 41 Abs. 4 der Geschäftsordnung in der näch­
sten Sitzung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebene Regierungsvorlage : Vertrag 
betreffend die AJbänderung des Artikels 27 
lit. a des Europäischen Ubereinkommens zur 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten im 
Verhältnis �ischen Osterreich und Italien 
(1 263 der Beilagen) , weise ich dem Außenpoli­
tischen Ausschuß zu. 

Ferner weise ich die eingelangten Berichte 
zu wie folgt: 

Bericht des Bundesministers �ür Landesver­
teidigung über die Tätigkeit des UN-Kontin­
gentes des österreichischen Bundesheeres im 
Jahre 1973 (III - 137 der Beilagen) und 

Bericht des Bundesministers für Landesver­
teidigung betreffend den Ja!h.reshericht 1973 
der Besc:h!werdekommission in militärischen 
Angelegenheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und 
Stellungnahme zu den Empfehlungen der Be­
schwerdekommission (III-138 der Beilagen) 
dem LandesverteidigUl1!gsaus-schuß ; 

Bericht der Bundesregierung über die innere 
Sicherheit Osterreichs im Jahre 1973 (III-139 
der Beilalgen) dem Verfassungsaussdluß. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die Debatte über die Punkte 5 bis 
einschließlich 8 wie auch über die Punkte 1 0  
und 1 1  der heutigen T'agesol'dnung jeweils 
unter einem ahzuführen. 

FaUs dieser Vorschla'g -angenommen wird, 
werden in j edem Fall .zuerst die Berichterstat­
ter ihre Berichte geben; sodann wird die 
Debatte über die jeweils zusammengezogenen 
Punkte unter einem abgefÜlhrt. Die Abstim­
mung erfoIogt selbstverständlich - wie immer 
in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam­
menfassungen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Verfassungs ausschuß zu. Die Debatte über die Punkte 5 bis ein-
schließlich 8 wie auch über die Punkte 1 0  

I ch  gebe bek<annt, daß folgende Regierungs- und 1 1  der heutigen Tagesordnung wird daher 
vorlagen eingelangt sind: j eweils unter einem atbge�ührt. 
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1. Punkt: Debatte über die Mitteilung des 
Herrn Bundeskanzlers betreffend die Ernen­
nung des ao. und bey. Botschafters Dr. Erieh 

Bielka-Karltreu zum Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten und des Direktors 
DipI.-Ing. Günther Haiden zum Staatssekretär 
im Bundesministerium für Land- und Forst-

wirtschaft 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und 'gelangen zum 1 .  Punkt: Ernennung 
des außerordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafters Dr. Erich Bielka-Karltreu zum 
Bundesminister für Aus.wärtige Angelegenhei­
ten und des Direktors Dipl .-Ing. Günther Hai­
den zum Staatssekretär im Bundesministerium 
für Land- und Fors1lwirtschMt. 

Wir gehen in die D�batte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Minko­
witsch. Ich erteile es �hm . (Auf der Regierungs­
bank hat nur Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y 
Platz genommen. - Abg. DipI.-Ing. Doktor 
S c  h 1 e i n  z e r: Wo sind denn die Herren? 
- Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Die werden 
schon kommen! - Rufe bei der OVP: Wo 
sind denn die Neuen? Nur nicht so schüchtern! 
- Gegenrufe bei der SPO. - Ruf bei der 
OVP: Man wif.d doch noch fragen dürfen!) 

Abg,eordneter Minkowitsch (OViP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Nicht oft 
genug kann man meines EradÜ'ens auf die 
Verschlechterung der Weltern,älhrungssituation 
hinweisen. Die Vorräte sind .gering, und das 
Wenige. das vorhanden ist. ist �um Tummel­
platz der Spekulation geworden. Importe sind 
teils sehr, sehr teuer oder ,zum Teil überhaupt 
nicht melhr durchfülhpbar. 

Die sozialistischen Str,ate'gen. die se!ineflZeit 
die Lösung oder - wie sol'l ich sagen - End­
lösung der Problleme der ölSterreichischen 
Landwirtscha:ft mit dem Rezept: Importieren 
wir halt ! betreiben woJlten. haben !kläglich 
Sch!ifLbruch eruitten. 

'Nur ein hoher SelbstveDsor,gungs grad in 
Osterreich mit einem 'gedl1ückt,en Agrarpreis­
index hielt bisher die Teuerungsrate unter der 
Zeihnprozentmarke . In diesem Zusammenhang 
möchte ich doch hier eini'ge Zalhlen bek'annt­
geben, die mehr a'ls VIieIe Worte die Situation 
beleuchten. Wenn ich feststeilie. daß der Ge­
samtna'hrungsmiUeaindex auf dem Weltmarkt 
zwis,chen 1970 und 1973 um 76.,2 Prozent ge­
stiegen ist , 5.0 stellt sich der eiruzelne darunter 
vielleicht noch etwas lWen1g vor. 

G erade bei den derzeit semr aktuellen Wei­
zeD.ipreisen halte idl tfest :  ,ZiWlischen 1910 und 
1913 gaJb es auf dem WeltmaI1k.t eine St'ei­
gerungsrate von 128,6 Prozent, im selben Zeit­
raUiID. in Osterreich alber eine Steigerungsrate 
von nur 5,8 Pr,ozent; also innerhalb von drei 

J alhren. Bei Futter,gerste gah es 'eine Stei­
gerung von 73,8 Prozent, in Osterreich nur 
von 1 3,2 Prozent. Bei 'Zucker eine St,eigerung 
von 124.8 PrOIZent, in Osterreich von minus 
0.6 Prozent. Bei den Rindern auf dem We!lt­
mankt eine Steigerung von 63,,1 Prozent, in 
Osterreidl von 19,4 Prozent. lBei den Schwei­
nen: We'ltmartkt : 98 Prozent. in Osterreich 
2 1 , 1  Prozent. 

Aus den 'genannten Zahlen können Sie also 
ablesen. daß der holbe SellbsweJlsorgungsgrad 
Osterreichs tatsächllich wesentlich dazu bei­
getragen hat. daß die Inflationsrate noch et:was 
gedl1ückt werden 'konnte . lDieser hdhe Selbst­
ver,sorgungs1st'andard war nur einem wolM­
ausgewogenen Marktordnungssystem zu�u­
schre�ben, von dem der BunldeskanZiler seLbst 
einmal gesagt hat, er hätte 'sich hier in seinen 
Auffassung,en vom Saulus zum Paulus ,ge­
wande'lt. 

Es list also offensichtlich eine wirksame 
MöglichJkeit echter Inflations.bekämpifung. 
wenn man die L eistungslkraft der österreichi­
schen Landwirtschaft mindestens auf dem 
j etzigen Niveau e:r1hä:lt, sofern man sie nicht 
noch aUsibauen sollte. Sonst alber, wenn wir 
nämlich aUJf Importe angewiesen wären, die 
ich ]hnen gerade in Zaihlen vo:r1her erläutert 
halbe,  und wenn man keine staatliche GegeIll­
steuerung hier vornälhlne, würde bei den der­
zeitigen WeHmarktimportJpreisen der Index 
noch um etwa 2,5 Pro.zent 'ansteig,en. Und 
ohne staatliche Gegensteuerung wÜDde das 
wieder alilein auf der Bundesebene, nur durch 
die Automatik bei Gehältern und Pensionen 
-" wenn man den ASVlG-.Bereich mit den 
Renten hereinnimmt - pro Prozentpunikt un­
gefähr eine Milliarde Schil'ling ausmachen ; 
eine ZaJhl, die iwir vom Herrn Bundestkanrzler 
se�bst e:r1halten haben . Auf diesem Sektor 
allein also eine Verteuerung mir das Bundes­
budget - nur auf der Bundes'ebene - von 
2500 Mhliliionen SchiUing. 

Nicht kalkuliert sind dabei die Kosten der 
Länder und Gemeinden. der AUSlwiI1kungen 
auf dem FremdeTIlVeI1kehr, die Export­
erschwerung f.ür die österreichi'sche Wirtschaft. 
Nicht kamkuliert ist der Effekt der InitiaJl­
z:ündung von den Lebensmittelpreis­
erhöhungen auf die Gesamtwirtschaft . Nicht 
kalkuliert ist die ohnedies traurige öster­
reichische Leistung·sbilal1JZ, der Kapitalimport­
bedarf mit den Auslandszinssätzen und der 
neuerliche Indexdruck. der damus erwachsen 
wül1de. 

Alle Grunde wirtschaftlicher Vernunft 
sprechen also dafür. daß die iProduiktionsknllft 
der Landwirtschaft in Osterreich mit allen zu 
Gebote stehenden Mitteln erhalten wird ! 
(Beifall bei der OVP.) 
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Minkowltsdl 

Das ist al�erdings nur daDID. mÖQl'ich, wenn 
man den Bauern in Osterreich das Pr:oduzieren 
auch in Spitzenerträgen , so wie wir es ge­
wohnt gewesen sind, auch in der ZukuDJft noch 
ermöglidIt. 

Andere Staaten sind noch smlechter dran! -
Das ist ein Argument, das man öfter hört. 
Das ist! auch unbestritten. Unbestreitbar ist 
aber auCh, daß 'Wir in österreiCh noch besser 
dran sein könnten, wenn entsprechende !Wirt­
schaftspolitisChe Maßnahmen von der jetzig,en 
Bundesregierung rechtzeitig gesetzt werden 
würden. \Denn eines ist richtig - das ,giU 
auch :liür die Wirtschaft - : daß Vorbeugen 
besser als Heilen ist. 

Und hier, Herr Bundeskanzler, kann ich 
Ihnen den Vorwurf nicht etsparen, daß wir 
x-mal, wenn wir uns in Venharudlung1en 
gegenübersitzen, auch das Argument hören: 
Wenn das wirklich wahr ist, was Sie da 
sagen, und wenn diese ErsCbiwerungen und 
diese Verschlechterungen eintreten, dann 
werden wir es schon sanieren! - Und di'eses 
Später-erst-sanieren ... wollen von Situationen, 
die man vorher schon rechtzeitig erikaIliIlt hatte, 
die man sChon im Entstehen mit einem Mini­
mum an Aufwand abfangen könnte, das macht 
dann die FinaI1lZierung mancher Sektoren so 
teuer und hinterläßt tro�dem entspremende 
Schäden auf unserem Sektor. 

Wir 'glaulben, daß es erfolglos bleilben muß, 
wenn man nur den einzelnen Preisen nachher 
nachläuft. Wir glaulben, daß Iffian sich überall 
darum bemülhen muß, die Preisauftriehsten­
dellizen in ihren Ursachen �u erkennen und die 
Ursachen ent'sprechend umzulenken, damit es 
gar nicht erst zu uneI1WlÜnschten 'Preisentwick.­
lungen kommt. (Beifall bei der OVP.) 

Um Mißverständnissen von vom!herein 
j edenfa!llis v:oImubeugen, meine Damen und 
Herren: Auch ich stehe seIhstverständlich 
auf dem Standpunkt, daß der Preis­
minister die Aufgabe hat, überhöhte 
Preise einiger Außenseiter zUITÜckJzuführen! 
Aber daß das nicht die Lösung der 
Probleme bedeuten kann, wenn man immer 
nur Oberflächenkosmetilk hetretbt, ohne auf 
die Ursachen zurückzugehen, das i'st eben eine 
Erfahrung, die wir in den ,letzten J a!hren Ibe­
reHs alle miteinander �eidvoU gemacht haben. 

Wenn der Preisminister Dr. Staribacher auch 
Kalkulationen von Experten der amtlichen 
Preiskommission we'Q1Wischen möchte mit dem 
Bemerken, daß er sich lieher mit e i n  e r 
Interessenvertretung hart redet, als daß drei 
andere mit i!hm uI1lZufrieden sind, so ist es 
äußerst schwer, mit e-inem solchen Verhand­
lungspartner ü!berbaupt noch ernstlhalfte Ge­
spräche Ülber K��ku:lationen zu führen. Dann 
ist nämlich ein Grad erreicht, bei dem es 

unverständlich wird, daß ein Mann so vmgeht, 
der wie !Dr. Stari1bamer sellbst Experte ist und 
der aus einer Partei stammt, die aus ilhrer 
Geschichte weiß, wie bitter die Folgen der 
Ausbeutung einer Klasse - in diesem Fan 
der AI1beitel1k;}asse - gewirkt haben und 
weldIe Albwehr -dagegen von den Anbeitern 
selbst aufgebaut 'Worden üst. 

Konkret : Herr Bundeskanzler, ich halbe 
Ihnen einen Brief geschrielben mit dem Er­
suchen, daß wir noch einmal über die Ge­
treidepreise reden. Ich anellkenne, daß es eben 
vorher ,solche Gespräche gegeben hat und daß 
diese Gespräche mOfogen eine FortsetrLung 
finden sonen. 

Ich hoffe, daß es daJbei zu einem aUseits 
vertre�baren Erlgebnis kommen wird. !Das Ziel 
ist unbeirrbar ein allseits erträgliches Eroge,b­
nis bei diesen Velfuandlungen. Ich möchte 
nicht verschweigen, daß die Gef'ahr einer von 
niemandem gewünschten Emottona.Jisierung 
und Radilkalisierung auf diesem Sektor un­
mittelbar ,bevorsteht. ;Die Vorschläge, die uns 
in KonfereI1lZen, in Briefen, in Anrufen ge­
macht werden, sind so, daß eine rasche Ent­
scheidung im positiven SiIme -im al11gemeinen 
Intere&se nur gewünscht werden ikaIm. Worum 
geht es? (Abg. L i  b a 1: Sie reden zum falschen 
Thema! - Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Zur In­
struktion des Staatssekretärs!) 

Der Herr Abgeordnete Liba'l paßt hier nicht 
ganz auf. Hier geht es um die Re'gierung,s­
erweiterung, um die Methodik dieser Regie­
rung, wie sie bi,sher gewisse Probleme ange­
packt hat, und ich komme noch im konkreten 
darauf, daß wir e/ben glaulben, daß di:e Ein­
setzung eines neuen Staatss'ekretärs nicht zur 
Probleml1ösung Ibeiträgt, sondern daß das höch­
stens wieder ein neues Pflaster ist, noch dazu 
ein ziemlich teures. (Beifall bei der OVP. -
Zwischenruf bei der SPO.) 

Ja, der Staatssekretär MiDlkowitsch sagt das, 
weil er 'genau der Uberzeugung ist, daß der 
ehemalig,e Staatsselkretär Dr. Krei1sky das 
genauso ,gut weiß wie ich. (Beifall bei der 
OVP.) 

Für die Offentlichkeit ist es doch inter­
essant festzustellen, 'Worum es ihier Ibei dieser 
Angelegenheit überillaupt ,gelbt. nie Landwirt­
schaft&experten haben eine Kalkulation für 
eine Ellhöhung des WeiZ'enrpreises um 
53 Groschen vorgele'gt . Wenn man die Preis­
erhöhung durch den Sektor Landwirtschaft 
allein je Semmel herechnen würde, macht das 
ungefähr zwei Groschen aus, meine Herr­
schaften. Ich glaube, daß es sich t'atsächlich 
nicht Idhnt, um diese Angelegenheit hier nom 
einen Krieg zu entfesse/ln. 

762 
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Minkowitsc:h 
Der Preisminister ,hat a'ber ein neues 

Zauberwort ,gefunden, mit dem er j ede Kal­
kulation wegwischen möchte und das da lautet: 
"volk'swirtschaftliche Redltfertigung". Dies,e 
"vo)kswirtschaft1iche Rechtfertigung" - ent­
scbuldilgen Sie, 'ich möchte das in dieser Härte 
hier aussprechen - ist in unseren Augen eine 
reine Wil'Lkürmaxime. Denn wer bestimmt, 
was volkSlWirtschaftlich gerechtiferHgt ist? Wir 
haben schon einmal eine älhnliche For­
mulierung leidvdlll eI1IEfut und 'WoUen nichts, 
was in diese Ridltung kommt, noch einmal 
aufleben lassen. Da's war das "gesunde Voliks­
empfinden" . Wenn man Kalkulationen mit 
dem Motiv volkS!Wirtschaftliche Rechtfertigung 
wegwisch,t, glaube ich, begeJben wir uns j ed'er 
Basis eines verniinlfUgen Miteinander­
sprechens. 

Wozu soU man denn noch kalkulieren, wenn 
nur 'herauskommen darf, was in willikürlicher 
KUI1Zsichtigtkeit dann dilktiert wird? Es ist in 
meinen Augen vöUig unmöglich, daß man auf 
der einen Seite als Preisminister diese volks­
wirtscbaft!liche FeinfülhHgkeit entwickelt, und 
auf der anderen Seite derse1be Dr. Staribacher 
als Obmann der Gewerkschaft für Nahrung's­
und Oenußmittelarbeiter natüI1lich massi,v für 
die 'Er1iüUung der Forderungen der Bäckerei­
ar.beiter eintritt. Daß er da in einem gewissen 
Dilemma i!st,  das glaube ich, aiber dann muß 
man in einer gerechten Art und Weise als 
Minister mitten durchzugelhen versuchen. Die 
GerechtLgk'eit als Fundament der Herrschenden 
i'st bisher noch von niemandem ungestraft 
untergraben worden!  

IBei der Rieder Landlwirtschoaftsmesse hat der 
Herr Bundeskanzler - aHerdings war das 
vor der oberösterreichischen Wa·hl, und ich 
weiß nicht, ob es daIlJl1 so zitierungsiWfÜrdig 
ist - über die RolJe der Landwirtschaft ge­
spr,ochen. Das "Lin�er Ta,gb'latt" brachte seine 

, AuS'�ührungen unter der 'großen Uberschrift 
"Kreisky lobt Leistungen oder Bauern". Wört­
lich heillt e's : "Die österreichisch'e Lam:lfwirt­
schaft habe in hohem Maße Europareife erlarugt 
und überal,l in der Welt höchste Anenkermung 
für '�hre Leistung,en IgefUIlJden, sagte Burudes­
kanzler Dr. Kreisky am Samsta'g !bei.  der ,Er­
öffnung der Rieder Landlwirtscha:ftsmes-se. Die 
RoHe der Landwirtschaft sei heute nicht mehr 
nur eine agrarische An.gelegenheit, vielmehr 
fiele �hr in höchstem ,Maße di'e Aufg,abe zu, 
die guten Umwe.UverihäUniss e  zu konser­
vieren. Agrarpolitilk sei iheute -auch eine ,Frage 
der Raumordnung und der Raumplanung. "  
Damit gehen wir völlig konform, a1ber .für 
Raumplanung und so 'weiter w ar meines Wts­
s ens bisher der Staatssekretär Veselsky im 
BundesikanzJ.eramt zuständi.g, urud j etzt ist 'rur 
die agrarpolitische Unterstützung des Herrn 
Landwirtschaftsminister,s - obwOlh:1 er sie 

nicht aIllgefOIdert hoat - noch ein neuer Staats­
sekretär zuständig, und da gl,aUlben wir, daß 
das 'bei Gott nicht die richtige Methode ist. 
Worte genügen nicht, 'Wir sind gewohnt, IlJUr 
an Taten �u mess en. (Präsident P r o  b s t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Wenn j etzt, auch aUlf dieses Argument muß 
ich hier noch eingelhen, immer wieder und 
gerne die Regierungspartei beJhauptet, auch 
von der RegierungshanJk herunter beJhauptet': 
auf der einen Seite s,tetl'len Sie ails Teile der 
Osterreimischen Vo:lik:spartei Preisanträge und 
auf der anderen Seite schimpfen Sie rüber die 
Inflation, dann kann man nur sagen, dieses 
PriIIlJitivar'gument kaIllIl man wirtk.tich nur 
j emandem vorlegen, der von den Zusammen­
hängen der Wirtschaft selh.r, sehr weni'g ver­
steht. 

Konkret bezogen, UIl!d das ,gehört zu dieser 
RegierungseIlWeiterung, die j etzt !hier durch­
gefü!hrt wurde: W'enn man b ei einem Streit­
wert von etwa 100 MiHionen Sdülling für die 
österreichischen Getreidebauern gllaubt, daß 
es nicht ,zumuUbar wäre, diesen Betrag zu lei­
sten, dann nimmt man bewußt da,s Risiko in 
Kauf, daß man durch verteuerte Importe, die 
notwendig wel1den, wenn die Produktion zu­
rü<:kgeht, etwa 1 000 Millionen Schilling zur 
Sanierung dieser zuerst nicht zur Ventügung 
g.este'blten 100 ,Mia'lionen braucht. Das ist in 
meinen Augen nicht eine vollk'swirtschafHiche 
RechllfetHgung, sondern das is,t e in volks­
wirtschaftlicher Unsinn. (Beifall bei der OVP.) 

Beim Zucker ist ja die Situation ähnlich. Ich 
ha'be !bei VeI1hand1ungen darauf hingewiesen, 
daß man rechtzeitig eine Neuordnung des 
Zu<:kerpreises vornelh.men 'IIlIÜsse. An einzelnen 
Beispielen kann man nämlich FeMer, die ge­
macht -.werden, eIlkennen. Wenn diese Fehler 
na chlhe r ausgemerzt werden, gut, dann bin 
ich auch bereit, das amueJikennen. Alber es 
wur.de nicht darauf reagiert, als wir gesagt 
ha:ben : Wenn auf dem Zuckersektor keine 
RegulieruIl!g ertfolg,en wird, weIden die Bauern 
nicht in der Lage sein, den enormen Aufwand 
bei der B eregnung, .bei der Düngung, bei der 
Bodenbearbeitung, mit zusätJZlichem Einsam 
von Dieselöl, verteuertem Handelstdriinger und 
so weiter, votl zu !leisten. Oie j etzigen Ber-ichte 
lassen bereits darauf schließen, daß in ein� 
zeInen Zu<:kerfabrikseinzugsbereichen die Er­
tragsl1ückgäng-e mit etwa 40 IProzent IbelZiffert 
werden. Wir halben ja die Zuckewersorgung 
in Osterreich nur auf Grund unseres hohen 
Produktionsstallides so aufrechteI1halten 
können. Wenn wir zu Importen gezwungen 
weIden: Der Zuckerpreis geiht international 
bereits wieder zurück, j awoh!l, vom Dreifachen 
des österreichischen Inlandspreises ist er be­
reits auf das etwas mehr als Doppelte 'ge­
fallen! 
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Meine Damen und Herren ! Wissen Sie, was 
das bedeutet'? Das IsinJd dlie Punkte, durch die, 
wenn man deren Regelung versäumt, dann 
der Index vöUig unIlJöUger,weise in die Höhe 
geht. Und der Finanzminister muß dann letzt­
lich die Rechnung doch wieder bezahlen. 

Ich sage Ilhnen gam offen: Würde ich als 
Privater ,so wirtschalften, dann wäre ich höchst­
wahr'schein:lich schon ba1ld mehr a;ls ferHg, und 
müßt'e Ibis zum Lebensende die Schulden be­
zahlen, die mir aus ,zwei oder drei solchen 
Wirtschaftsjahren erwachsen !Würden. 

na1s abtes, meine Damen und Herren, läßt 
zum Teil der lBundeskaruzler zu. Ich konze­
diere, daß ,er sich oft um sehr viele Dinge 
annimmt. .A!ber vielleicht nimant er sich um zu 
viele Dinge an und kann bei den 'Wenigsten 
Dingen bis zum Ende der Argumentation dabei 
sein, sodaß es dann immer doch wieder zu 
FehlentscheiduIlJgen \kommt. Jedenfalls Ihalte 
ich es nicht rur richtig" daß man die ver­
fassungsmäßig zuständigen Minister zuerst 
nicht entscheiden läßt und daß man nachher 
versucht, in einer Mixtur doch zu einem Erge'h­
ni's 'zu kommen, wo die iMinister'verantwort­
lich!keit se�bst doch sehr wesentlich ausge­
höhllt wird. Und für die Sanierung solcher 
Fe'hlentwick:lungen brauchen wir dann ent­
sprechende ,zusammeIlikrünlfte, selhr viel Zeit, 
und oft und oft müssen wir 'festste'lilen, daß 
wir Entscheidungen letzflich 'gerade noch an 
der Grenze eines schon ausbrechenden ,Bau­
erlllzorns haben treffen können. Diese Pdlitik 
halte ich pers,önlich eben nicht ,rur d er Weils­
heit letzten Schluß ! 

Die Regierungserweiterung, um nun auch 
darauf konlluet :zu s,prechen zu kommen, ist 
für mich mit ein Symbol fiür die Vorgangs­
weise der Regierung: sehr oft versucht sie an 
Symptomen herumzukurieren., aber die Ur­
sachen selbst will sie sehr oft entweder gar 
nicht erst ergl'Ünden oder sie kann sie nicht 
erkennen.. Nicht die tPrOblemlLösung ' ist es, 
.sondern eine Oberflächenkosmetitk. 

1m fachlichen Bereich des Landwirtscha,fts­
ressorts gilbt es zum Beispiel genügend Pläne, 
die die Sanierung von Problemen, die uns 
allen nn'ter den Nägeln brennen, vorsehen. 
Aklkordiert'e Bläne mit Zustimmung der Prä­
stdentenlkonferenz, mit unserer Zustimmung 
aus vollster Dberzeugung ;he�aus, daß auf 
diesen Setktoren etwas ,gemacht werden so�lte. 
Diese Pläne braucht man Il!ur noch 'auszu­
führen, braucht man nur noch zu finanzieren. 
Aber als Finan�ierungsinstrUJIDent hat sich bis­
her ein Staatssekretär - auch ich war ein 
solcher und muß es j a  :wissen, ich Ibetone das 
ausdI1ückilich - wirkllieh noch nie geeignet. 
Er ist ein Kostenfaktor, und Heber würde ich 
es gesehen haben, daß man i:m Landwirt-

schaftsministerium endlich 'einmal die ,schon 
das ganze Jahr anlhängigen Agrarinvestitions­
kredite zur Auszahlung bringt, denn Ibis jetzt 
ist von den Ansuchen des Jahres 1 974 noch 
nichts zur Anweisung gelangt, obwohl im 
Budget die entsprechenden Mittel vorgesehen 
sind. Ich glaube, das kann man auch mit der 
B estellung eines Sta'at,ssekretärs nicht irgend­
wie wettzumachen versuchen. (Zustimmung 
bei der OVP. - Ruf bei der tJVP: Der Minister 
kommt nicht zurecht mit seiner Arbeitl) 

Was die BerglbauerIliprolbleme anbelangt, 
habe ich schon zitiert, daß sie weitgehend in 
die RegionarLpolitik hineingehören, und �ch 
möchte das nicht noch einmal zitieren. Fest­
steht j edenfalls eines : Der Herr Bundes­
minister We�hs hat erklärt, daß die Ressort­
V'erantwortung verfassungsmäßig unteilbar 
wäre und daß es -gar nicht in Frage käme, 
daß der neue Staatssekretär \besondere 
Domänen zuge,wiesen erthält. Der Herr Bundes­
kanzler se!libst bat nach der fraglichen Bestel­
lung auf IBelfr,agen eI1kilärt: Alle wol�ten einen 
Staatssekretär haben. IDas halben Sie 'gesa,gt. 
(Bundeskanzler Dr. K r  e i s k y: Viele!) Viele,  
b itte. Viele wonten einen Staatssekretär 
haben. Nur von einem wissen wir genau, 
daß er keinen !haben wolilte. Und aus'gerechnet 
der hat rhn bekommen. (Beifall und Heiterkeit 
bei der OVP. - Abg. Dr. K o r  e n: Strafe muß 
sein!) Strafe muß sein! J a, ich habe nicht 
gewußt, daß Herr Dr. Weihs auch schon in 
Opposition ist. Das ist mir ebwas vönig Neues. 

Ich kann mich eigentilich eine,s etwas bit­
teren GeWlhls als einer, der ebenfalls genauso 
wie Dr. Oskar Wei1hs schon selhr lange im 
Parlament ist, nicht erwehren. Man kennt den 
bösen Spruch: Der Danik des Vaterllandes ist 
i:hm gewiß I In diesem ,Pan habe ich das Ge­
fühl, der Dank der Sozialistischen Partei war 
auch dem Mann gewiß, der nach dem Falll 
Ollinger durch seine Bereitschaft zur Uber­
nahme des Ressorts den Bunde�anzler aus 
einer echten Venle'yenlheit gerettet 'hatl 

Um Ibei den "Berglbauem zu Iblleiben : Es rist 
unbestritten, was auf diesem Sektor zu ge­
schehen hat. Auch für die Be-rgtbauern 'sollte 
ja der neue Staatssekretär 'zuständig sein. 
(Zwischenrufe bei der SPtJ.) Reden wir von 
etwas anderem, ich kann mir schon vor,ste:J1len, 

daß Jamen das nicht 'g,aDlZ paßt. Es ist j eden­
falls unbestritten, was, ,hier 'zu 'geschelhen hat : 
Zur allgemeinen VeIibesserung der Lebens­
bedirugungen und 'Zur EI1halt:ung Ider SiedluIl!g's­
dichte, zur VeI1besserung der ein:ze1betrielb­
lichen Förderung, zum AU9bau der Neben­
erweIibsmögIJ.icbkeiben, !Zur Gewährung von 
Bewirtschaftungsprämien und zur g,enereUen 
Einkommenspolitik liegen umfa,ssende Pläne 
vor, wo es nur minimale, Differenzen Zlwischen 
unseren Auffassungen und den Auffassungen 
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des Ressorts g.ibt. Man müßte es nur, wie 
schon gesagt, finanzieren, wenn man außer 
Worten flÜr die Berglbauem noch etwas übI"ig 
hätte. 

,Alber um die UnnöHgkeit des neuen Staats­
sekretärs im Lan:dwirtsch'aftsministerium zu 
unterstI'leimen, hat ja  der Herr Buntdesminis,ter 
Weihs, völlig 'unüblich - ich ikann es aber als 
Notwehr eines veI1Wundeten Minister,s irgend­
wie verstelhen - entgegen den !bislherigen 
Budgetusancen schon vor einiger Zeit in einer 
Pressekonferenz ;gesagt, was er auf dem Berg­
bauernsektor 1 975 mit seinen Vorschlä'gen 
,zu machen gedenlkt, und hat die BerQlbauern­
wiese so vollstäIl!dig abge:grast, daß für den 
neuen BeI'lgbauernsta'atssekretär nichts mehr 
übrig bletbt. Aus derse'llben Ulberlegung war 
es wdlIl auch so, daß das Forstgesetz in einem 
giogantischen 'Einsatrz der dafür zuständi,gen 
Beamten raschest hat fertig.ge,stellt werden 
müssen, um noch so rechtJzeitig im Ministerrat 
eingebracht zu werden, daß man noch einmal 
dokumentiert, daß man einen Staatss'ekretär 
zum Expedieren dieses Gesetrzes wil1klich nicht 
braucht. 

IBiltte, das sind Uberle,gungen von Genosisen 
zu Genossen, in die ich hier nicht näher ein­
dringen möchte. Aber mir als Oppositions­
politiker ist ja dImetdies selten genug die 
Möglichkeit g,egeben, mich einmal in voller 
Ubereinstimmung mit dem Bundesminister für 
Land- und ForstWIrtschaft 'zu befinden. 

Ein AI"Zt, meine Damen und Herren, der nur 
Symptome belhandeU, ohne die Ursachen auf­
zuspüren und zu bekämpfen, wir:d sehr rasch 
als Scharlatan · ahgetan. Ein Politiker, beson­
ders in der Zeit der Tellekratie, der immer 
neue Probleme aUJfiwirft - ein JournaHst Ihat 
das einmal lhervor'l1agend, mit "LU!ftbaHon ver­
kaufen" ' charakterisiert -, kann ,sich gewiß 
lange Zeit mit diesem ,Mittel h'aHen. Aber es 
geht gerade in wirtschaftlichen Dingen hier 
älmHch wie mit dem Krebs. In dem Augen­
blick nämlich, wo der einzeijne bereits schmerz­
haft den Krebs zu spüren beginnt, ist es ent­
weder zu spät oder g�bt es nur eine 'g.an� 
schwere Operation. In dem AugenbLick, 'wo 
wirtschaftliche Reibungen so offensichtlich 
werden, daß sie ,sehr viele Menschen spür,en , 
g.eht es auch nur mit seihr harten Lösungen. 

nie Osterreichische Volkspartei that gestern 
gegen die Regierung Krei5lky eine Mißtrauens­
antrag eingebracht , und der Herr Bundes­
kanzler hat darauf 'geantwortet, er habe sich 
gewundert, daß das nicht s chon fnü\her ge­
schehen sei. Er \hätte es schon lange er,wartet. 
Das war seine eigene Aussage ! Ich s,age dazu 
nur, Herr Bundeskanzler : Eine Mehrheit in 
Osterreich glaubt, dieser Miß tr,auensantrag 
war tatsächlich schon sehr II'ange berechtigt ! 

, (Bei/all bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr A:bgeordnete Stögner . 

Abgeordneter Stögner �SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Hausl Meine sehr geehl1ten 
Damen UIl!d Herren! Es ,fä!Ilt mir jetzt einiger­
maßen schwer, dem Herrn Kollegen Min­
kowitsch zu antworten, we�l er sich nur selhr 
kurz mit dem Thema heschäftigt hat, das 
zur Debatte steht. Der größte Teil seiner Aus­
führungen war j a  schon für die nächste Tag,es­
ordnung voligeseben. Ich werde mich aber 
trotzdem bemmen, einigermaßen auf die Ge­
dankengänge :des Herrn Minkawitsch eintzu­
,gehen. 

Wenn er sagte, daß wir in Osterreich selhr 
g}.ücklHch sein müssen, daß die Landwirtschaft 
in der Lage ist, in einem sehr hohen Grade 
die österreichische iBevöillkerung mit Lebens­
mitteln zu versorgen, so bin ich der Meinung, 
daß auch die österreichische Landwirtscha.ft 
sehr froh s ein muß, daß die österreimische 
Bevö�kerung und vor allem die deIizeitLge 
Regierung so viel Verständnis tür thre Be­
lange haben, daß ihr die Hauptnahrungsmitteil, 
die die Laoowirtschaft in Osterreich erzeugt, 
um einen staatlich :gesicherten Preis 'abge­
nommen werden. Es ist nämHch beiileibe nicht 
so, daß alile landwirtscha:ftlichen Produkt'e, 
die wir in Osterreich veI'lbrauchen, nun vom 
Ausland teurer hereinko.mmen würden, ,son­
dern eine "g:anze Reilhe von landwirtschaft­
lichen Produlkten würden wir aus dem Auslland 
wesentlich hilliger hereinbringen . Wir wissen 
aber, daß w;ir der österreichisch:en Landwirt­
schaft gegenüber eine Verpflichtung halben, 
und daher sind w ir bereit , aus Steuermitteiln 
j edes J ahr Milliarden zur Vel1fiügung zu 
s tellen, um die Existenz der österreichischen 
Bauernschaft zu garantieren. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich daru nur die Auseinandersetzung um die 
Geflü,gelpreise , die vor einigen Tagen 'in den 
Zeitung,en publliik gemacht worden ist, heran­
ziehen. DiesbeI7Jüglich wird verlangt, daß eine 
entsprechende Schwelle 'gemacht wird, damit 
eine entsprechende Abschöp.fung der Aus­
landspreise stattfindet, um die österreichische 
Gefiüge}wirtschaft noch rentabel zu el1haHen. 
Wir werden auch :dal1Üiber 'zu reden bereit 
sein. Aber man soLl nicht immer sagen, daß 
nur die österreichische Landwirtschaft im 
Interesse _ der ,übrigen 'BevöllJkerung al1beitet, 
denn wir arheit'en alle, glaUJbe ich, ,ganz schön 
zusammen, nicht aus reiner Nächstenliebe, 
sondern doch aus einem SeDbsteI1haltungstrieb 
heraus. \Da ist es meiner Meinung nach voll­
kommen unlbegründet, wenn hier Herr Min­
kowitsch behauptet : Wenn j etzt die Mal1kt­
ordnungsgesetze wegfa'Hen, w1Ürde der Preis­
index so,f,ort um ZiWeieinih alb IProzent hinauf­
schnellen! - Ich bin sogar der Meinung, daß 
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der Index sinken würde, obwohl es natüIilidl 
rur die österreidlische Landrwirtschaft größere 
SChwierigkeiten 'geben wür.de. Aber ich bin 
ja nidlt dazu berufen, Ü1ber Wirtsdlaftosgesetz e  
z u  reden. Ich habe aber den Eindruck 'gehaJbt, 
daß man eine direkte Konfrontation mit dem 
neuen Staatssekretär scheut, weil man dodl 
irgentdwie das Gefühl hat, daß nun die Bauern, 
wenn der Landlwirtschalftsminister lZusätzUdle 
Hilfe erhält, besser aUifg'e�lärt werden, als das 
bisher über den tJsterreichischen Bauern:bund 
'geschieht. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Für Aufklärung ist doch die 
Karl zuständig!) 

ner Landwirtsdlaftsminister ist in seinem 
Ressort so derart besdläJftigt, daß es ihm 
sehr smledlt mö.glich ist, draußen Auf­
klärungsarbeit zu leisten. (Abg. K e r n: 
Brauchen wir einen Staatssekretär zur Auf­
klärung?) Einen gl'lOßen Teil dieser Arbeit 
willd ilhm der IlIeUie Staats'sekre'tär abnehmen, 
und man wird erf.a'hren . . . (Anhaltende Zwi­
schenrufe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte mäßigen Sie die Zwischenrufe. 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend) : Es gibt 
nicht nur einen tJsterreichisdlen Bauerrubund, 
der die Direktiven ausgibt, son'dern darüber 
hinaus eine österreich:isdle Regierung, die sehr 
viell ,f,ür die Bauern tut. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Der Herr Abgeordnete KOIhlmaier hat 
gestern in seinem Referat unter anderem audl 
betont, daß die Bauern deswegen von der 
österreidlischen Bundesregierung benachtei­
ligt würden, weit sie sidl nicht um ein linsen­
gericht haben veI1k:aufen lassen. Idl ·g.laube, 
ich brauche das Verständnis und die Bereit­
schaft zu Hilfeleistungen gerade dieser Bun­
desregierung nicht besonders /Zu betonen. ' 

Ich daN auch hier den Herrn Minikowitsch 
berichtigen, denn er ihat gerade vorhin gesagt, 
er hoffe, daß morgen bei den weiteren Ge­
sprächen mit den Vertretern der Landwirt­
schaft weitere Fortschritte rur die Bauern 
herauskommen werden. Ich darf daran er­
innern, daß gerade der Herr Bundes.k.alllZler 
Kreisky derjenige ist, der immer bereit ist, 
alle Vertreter der Bauern·schaft aruzulhör'en und 
mit ilhnen zu verlhandeln (Zustimmung bei der 
SPO), was man vom Herrn Bundeskanzler 
Dr. Klaus nicht hat sagen lk!önnen, denn er 
hat ,sich durch die Hintertür den Bauern ent­
zogen. Man soU ja nicht saogen, daß diese 
Bundesregierung fbauernfeindlich wäre. 
,(Widerspruch bei der OVP.) Im bin also der 
Meinung, daß für den neuen Staatss'ekretär 
sehr viele Aufga,ben vOI1handen ,sein werden. 
(Abg. Dr. G I  u b e  r: Ich habe gedacht, es ist 
schon alles bestens gelöstl) Wir !haben uns in 
vielen Diskussionen schon darüber unter-

haUen, daß der Raumordnung in Zukunft sehr 
große Bedeutung zu.kolIllID.t, noch dazu wenn 
wir feststellen, daß wir gerade als Fremden­
veI1kelh.rsland auf die sympathisme Gestaltung 
unserer Landsmaft sehr großen Wert legen 
müssen. Ich Ibin der Meinung, daß gerade die 
Landwirtschaft, die 'bäuerliche Landrwirtschaft 
draußen in den Gebir,sggegenden sehr weit­
gehend von der rzuiküIlIftigen Gestaltung ab­
häIllgt. Und gerade hier kommt dem neuen 
Staatssekretär eine sehr große Koordinations­
aufgabe zu, weH j a  die RaUlITlordnung in erster 
Linie Sadle der Länder ist. (Abg. M i n­
k 0 w i t  s c  h: Das macht ja der Veselsky!) 
Dr. Veselsky hat in diesem Zusammenhang 
,ganz andere AufgaJben. 

Ich hBlbe smon festgestellt, daß wir die 
Gebir'gslandschaft nimt ohne weiteres unbe­
arbeitet 'lassen können. (Abg. G I  a f: Das 
macht der Veselsky! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte, et,was Mäßigung ! Wen sOlH 
im aufsdlreiben hier zum Reden? 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend): DiJe 
Landwirtschaft, die bäuerlichen Betriebe wer­
den sehr stark von der künftigen Raumord­
nung berührt, und ich bin nicht überzeugt, 
daß von den städtischen Organen aus, von 
den Ländern aus immer das gemacht wird, 
was für die Bauern dort draußen auch gut sein 
wird. Das wird Aufgabe des künftigen Staats­
sekretärs sein. (Beifall bei der SPO.) 

Natürlich wird der Bauer da draußen in den 
Geibirgsdö�ern dann in unll11ittelbare iBerlÜlh­
rung mit der Regierung kommen, was ihm 
bisher unll11öglich gewesen ist, denn der Bau­
embundfunktionär draußen !hat ihn herme­
tisch von allen anderen Organen abgeschirmt, 
und so ist der Eindruck erweckt worden, als 
ob es nur einen Bauernbund geben würde. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP.) Das wird 
in Zukunft nicht mehr der Fall sein. (Beifall 
bei der SPU.) Daher stammt auch eure 
Reserviertheit. 

Ich bin also der Meinung, daß der Herr 
Bundeskanzler gut getan hat, hier einen 
Staatssekretär einzusetzen, weil wir damit 
den Bauern gerade in den Gebirgsregionen 
einen sehr großen Dienst erweisen. 

Eine andere Sache kommt noch dazu: Wir 
haben bei den ersten Aktionen für die Berg­
bauern festgestellt, daß der Berghöfekataster, 
den die Landwirtschaftskammern erstellt 
haben, zur Verteilung einer Hilfe, einer echten 
HUte für die Berglbal\l'ern, vo}llikommen unge­
eignet ist. Wir sind dazu angehalten, ganz 
neue Grundlagen für eine echte, wirksame 
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SU�gner 
Hilfe für die Berg'bauern auszuarbeiten. Audl 
diese Aufgtilbe wird dem neuen Staatssekretär 
zukommen. 

Ich bin daher der Meinung, daß es hoch an 
der Zeit gewesen ist, eine derarttge Hilife zu 
installieren, und die Sauern werden uns ,diese 
Maßnahme der Bundesregierung in Zukunft 
sehr danken. (Beifall bei der SPO. - Unruhe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Der nächste Redner ist der Herr 
.Albgeordnete Dr. Mode Er hat das Wort. 
(Anhaltende Unruhe im Saal.) 

Bitte, meine Herren, eine halbe Stunde 
noch, eine halbe Stunde werden Sie doch noch 
aushalten! 

Abgeordneter Dr. Molk (OVP) : Idl ha!be gar 
nicht geglauJbt, Herr Bundesminister, daß Sie 
die sozialistisme Fraktion so in Bewegung 
bringen. Aber mit der Zeit werden sieh die 
Herren schon beruhigen. (Abg. G r a f: Jetzt 
sagt der Herr Präsident nichts wegen der 
Ruhe!) Das sind die Nuancen, Herr Abgeord­
neter Graf, das sind die Nuancen! 

Meilrue Damen l1Illd Heml"enl Der Herr Bundes­
kanzler präsentiert uns heute einen neuen 
Außenminister und einen neuen Staats­
sekretär im Bundesministerium �ür Land- und 
Forstwirtschaft. Ich möchte gleich, Herr Bun­
desminister, vOIIWegnehmen, daß es heute in 
keiner Weise darum ,gehen kann, daß wir uns 
mit Ihrer Ressortmührung oder Ihrer Politik 
auseinandersetzen. Das werden wir erst in den 
kommenden Monaten, in der kommenden Zeit 
tun können; noch viel weniger kann es sich 
hier um eine destruktiv kritische Stellung­
nahme handeln. Ich gl,aube, Sie haben genau­
so wie jedes ,andere Regierungsmitglied ein 
Anrecht darauf, sich einzuarbeiten und sieh 
dann erst dem ,Padament und einer kritischen 
Diskussion zu stellen. 

Was für mich wünschensWert wäre, Herr 
Bundesminister, wäre natürlim -"- und das 
möchte ich 'gleich anfangs anmerken - eine 
selbständige und eigenverantwortliche Res­
sortführung und daß Praktiken der Ver­
gangenheit angehören, wo man den Eindruck 
gehabt hat, der Außemninister ist irgendwie 
nur der verlängerte Arm des Herrn Bundes­
kanzlers oder wird nur am Gängelband des 
Herrn BundeskaIl!Zlers geführt. (Beifall bei der 
OVP.) Das ist der erste Wunsch, den ich 
bei Ihnen deponieren darf. 

Sie erinnern sich zum Beispiel, Herr Bundes­
minister - das kennen Sie sicher aus Ihrer 
diplomatischen Tätigkeit -, daß der Herr 
Bundeskanzler gemeint hat, das Problem 
Naih�r Osten IIlJÜßte auf die Tagesordnung der 
Europäischen SicheI1heitskonferem gesetzt 

wer.den. Der nicht beneidenswerte damalige 
Außenllllinister KirChschläger war zur gleichen 
Zeit am Tisch vis-a-vis von Minister Gromyko 
und mußte sich aus einer sehr unangenehmen 
Situation herausreden. 

Sie kennen sicher 'genau den Vorfall, wo 
der Herr Bundeskanzler - er hat ja immer so 
gewisse, wie wird das genannt? - Luftballons 
auch in außenpolitismer Hinsicht vor­
geschlagen hat: Man müßte doch das Problem 
der europäischen Energieversorgung auf die 
Tagesordnung der Europäischen Sicherheits­
konferenz setz,en. (Ruf bei der OVP: Sonnen­
energie!) Und wieder war der Herr Außen­
minister auf Auslandsbesuch und war darüber 
nicht informiert. Wenn das so weitergeht, 
Herr Bundesminister, dann könnten wir ruhig 
das Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten in eine Sektion IV des Bundes­
kanzleramtes umwandeln, wie das vor dem 
Jahr 1959 der Fall ,war, und wir würden uns 
wenigstens ein Kreisky-Ministerium ersparen. 
(Zustimmung bei der OVP.) Alber ich unter­
stelle Ihnen in keiner Weise eine solme Hal­
tung - es ist das nur ein Wunsch, den ich 
hier sehr klar deponieren möchte. 

Ihre Vorstellung gibt doch die Möglic;hJkeit, 
Herr Bundesminister, uns mit einig,en 'grund­
sätzlichen Fragen der Außenpolitik der letzten 
vier Jahre (Zwischenruf des Abg. 
H a b  e r  1.) Ja, Herr Abgeordneter Haberl, es 
gibt mehr Kollegen bei uns, die sich mit der 
Außenpolitik beschäftigen, ich weiß nicht, wie 
das bei Ihnen ist. Dem Kollegen Czernetz 
g,estehe ich es ja ,zu, a1ber wenn Sie so lihre 
Fraktion abwerten, ist das Ihre Sache. (Beifall 
bei der OVP.) Wir wollen uns doch mit 
einigen Grundsatz,fragen der Außenpolitik, 
aber auch mit dem Stil dieser Bundesregie­
rung auseinandersetzen. 

Vorher vielleicht noch eine Feststellung zu 
Bemerkungen des Herrn Bundeskanrzlers an­
läßlich Ihrer Berufung. Da hat doch der Herr 
Bundeskanzler in seiner bekannt landesfürst­
lich großz'ügigen Art gemeint, daß Sie dieses 
Ressort j a  ohnehin nur bis zum Ende der 
Legislaturperiode verwalten würden. Herr 
Bundesminister, das betrifft vor allem Sie, 
wenn Sie der Herr (Bundeskanzler damit als 
Ubergangs,k:andddaten abqualifiziert. Sie selbst 
halben völJig zu Recht in Paris am 26. Juni 
festgestellt, daß man bei so einem Amt nicht 
an irgendwelche zeitliche Begrenzungen den­
ken kann, ohne die Tatsache zu kennen, daß 
einen Tag vorher der Herr Bundeskanzler in 
Wien schon wieder einen Luftballon, einen 
anderen, steilgen hat lass'en, als er gesagt hat, 
bei einem relativ älteren Mensmen kann ja 
nur die Legislaturperiode gemeint sein. Ich 
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Dr. Moc:k 
fürchte, Herr Bundesminister, daß Ihnen das 
mit dem Herrn Bundeskanzler öfter passieren 
wird. 

Die Osterreichische Volkspartei ist an einem 
korrekten Verhältnis interessiert, wir nehmen 
eine konstruktive Haltung Ihnen gegenüber 
ein. Wir halten nichts von so großfürstlichen 
Einschränkungen, wie sie 'hier der Herr Bun­
deskaIllZler praktiziert. 

Ich möchte nicht vortäusmen, Herr Bundes­
minister, daß ich mir besondere Sorgen um Ihr 
persönliches Verhältnis zum Herrn Bundes­
kanzler mache. Aber wir wollen keinen abge­
werteten Außenminister, ganz gleim, von wel­
mer Partei er gestellt wird. (Beifall bei der 
OVP.) 

Für uns ist darüber hinaus - meine Damen 
und Herren, ich möchte das unterstreichen -
das Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten ein zu wichtiges Ressort, als daß 
es zum Instrument Kreiskysmer Personal­
spiele gemacht wird. Im Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten wird in 
einem hohen Ausmaß die StelLung Osterreichs 
in der internationalen Gemeinschaft bestimmt. 
Im Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten wird .auch die Sichenheitspolitik 
unseres Landes in einem hohen Ausmaß 
fixiert. (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
SPO. - Ruf bei der OVP: Gibt es da kein 
Glockenzeichen?) 

Wir unterstellen Ihnen nicht von vorn­
herein, Herr Bundesminister, daß mit Ihrer 
Person das Außenministerium nicht vollwertig 
besetzt sei. Dr. Kreisky pI1äsentiert Sie als 
Ubergangslösung, als Platzhalter für Nach­
wuchskräfte aus der politismen Baumschule 
der SPO I (Beifall und Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. L i  b a I: Aber das ist eine arme 
Pflanze! - Präsident P r o  b s t gibt wiederholt 
das Glockenzeichen.) Die Intelligenztblitze des 
Abgeordneten Ubal bereichern ja seit langem 
die stenographischen ProtOikoUe des National­
rates! (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Dieses Ressort, 
das Bundiesminister'ium rur Auswärtige Ange­
legenheiten, ist meiner Auffassung nach umso 
wichtiger, als es ein Ressort ist, wo ein poli­
tischer Bereich verwaltet wird, wo es immer 
wieder gilt, im Interesse unseres Staates einen 
möglichst breiten Konsens zu finden. Es ist 
eine Grundsatzauffassung meiner Person und, 
ich glaube, meiner Fraktion, daß ·es in einer 
Demokratie bei allen Gegensätzlichkeiten 
politische Bereiche geben wird und geben muß, 
die wegen ihres grundsätzlichen Gewichtes 
auf einer breiten Konsensbildung ihre Ent­
wicklung auflbauen sollen. Dazu g.ehört die 
Landesverteidigung, dazu gehört die Außen-

politik, dazu gehört meiner AuffassuIll9 nach 
die Währungspolitilk, dazu gehören große 
1 egistisch.e Vor.haben, wie zum Beispiel die 
Strafrechtsreform, Vorhahen sozia,lrechtlicher 
Natur, zum Beispi,el auch die Frage des ORF. 

Das Hineinziehen der Landesverteidigung 
in den Wahlkampf 1970, das permanente An­
kündigen von Reformmaßnahmen im Bun­
desheer , die bis heute nur zu einer Demon­
tage des Bundesheeres Igeführt haben (Wider­
spruch bei der SPO), der dauernde Wechsel 
in der Ressortführung, die Bestellung neuer 
Armeekommandanten ' "  (Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der SPO.) Meine Herren! Daß 
Sie sdtreien können, wissen wir Ja s.chon 
lange! Das müßten Sie ja nicht immer wieder 
unter Beweis stellen! (Beifall bei der OVP. -
Zwischenrufe bei SFO und OVP.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte, bitte, ein bißchen Mäßigung I 

Abgeordneter Dr. Mock (fortsetzend): Die 
Behandlung des Bereiches der Landesverteidi­
gung in den letzten vier Jahren hat die Kon­
sensmöglichkeiten in diesem Bereich weit­
gehend reduziert. Aufwertungen, die immer 
wieder ohne Konsultationen der Oppositions­
parteien, ohne Befassung der Sozialpartner 
durm'gefÜlhrt wunden, haben auch die Gemein­
samkeit im Bereich. der Währungspolitik zer­
stört. Die 29. ASVG-Nqvelle mit der Neu­
ordnung wichtiger Sozialversich.erungs­
institute, die Strafrechtsreform Ihaben die Kon­
sensmöglichkeit auch in diesem Bereich. ahge­
baut. 

Nun, ich .glaube, daß Demokratie ein stän­
diger Wechsel ,:l)wisdten Konkurrenz und 
Suchen nadt Kompromiß unq. nach einem Kon­
sens ist. Wir müss·en das wenigstens in einem 
minimalen Ausmaß im Bereich der Außen­
politik erhalten. Auch das ist ein Wunsch, 
Herr Bundesminister, den ich anläßlich Ihres 
Amtsantrittes hier deponieren möchte. (Beifall 
bei der OVP.) 

Von einer gemeinsamen Außenpolitik kann 
man, wie smon der Kollege Karasek wieder­
holt betont hat, ja ohnehin leider nicht mehr 
sprechen. Die einseitige Abstützung der 
Sich.erheitspolitik auf die Außenpolitik, vor 
allem auch der außenpolitische ScheI1ben­
haufen, der mit dem Ortstafelgesetz gemacht 
wurde, erlaUlben es nicht mehr, von einer ge­
meinsamen Außenpolitik zu sprechen. Wir sol­
len wenigstens vermeiden, daß die Außen­
politik tagtäglich Gegenstand der partei­
politischen Auseinandersetzung wird. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. Dr. F 1 e i s  e h  m a n n:  
Herr Dr. Mock! Da müssen Sie ein

' 
bißchen 

trainieren und dann ganz geschwind auf-
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Dr. Molk 
gebenl) Ein bißchen deutlicher reden, Herr 
Abgeordneter Fleischmann, dann bekommen 
Sie ,gerne eine Antwort! (Abg. F a  c h-
1 e u t n e r: Zwei Promille/) 

Meine Damen und Herren! Wie sieht denn 
nach vier Jahren sorzi,alistischer Alleinregie­
rung diese außenpolitische Bilanz aus? Neh­
men wir zuerst die positive Seite. 

Ihr AmtsvoJ'igänger, Herr Bundesminister, 
war zweifellos bemüht, die von der Oster­
reichischen Volkspartei am 10. Dezember 1 969 
- übrigens ,gegen die Stimmen der sozialisti­
schen Fraktion - getroffene Südtirol-Lösung 
in der vorgesehenen Weise, etappen- und 
stufenweise, zu realisieren und damit beizu­
tragen, daß ein gespanntes bilaterales Ver­
hältnis bereinigt wird. Das soll anerkannt 
sein. 

Es kam Zlweifellos am 22. Juli 1972 zur Er­
richtung einer Freihandelszone zwischen 
Osterreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft - übrigens eine .Lösung, die erst 
durch unsere Südtirol-Lösung ermöglicht wor­
den ist. Wir hätten uns eine größere Lösung 
für die Bildung eines Freihandelsraumes mit 
der EWG vorgestellt. Es sind einige Groß­
industrien für längere Zeit noch ausgespart 
aus dem Freihandel. Es ist vor allem die Land­
wirtschaft - sehr zu ihrem Nachteil, und 
gerade zum Nachteil der Ärmsten, der Berg­
bauern, Herr Staatsseikretär - leider von die­
sem Arrangement ausgeschlossen. Aber es 
war ein Schritt in die richtige Richtung. 

Drittens, Herr Bundesminister, die öster­
reichisme Mitgliedschaft im 'Sicherheitsrat : 
Auch hier hat die Opposition mit Zögern 
- auch ich mit Zögern - <zugestimmt. Wir 
werden erst nach einem gewissen Zeitraum 
sehen, ob sie uns tatsächlich so viel pro­
phezeite Vorteile, Anerkennung weltweiter 
Natur bringt oder uns vielleicht in einem ge­
fährlichen Moment der internationalen Krise 
in das Spannungsverhältnis 7iWisdlen die 
Großmächte hineinstellt, mit dem wir dann 
als Kleinstaat nicht fertig werden. 

Aber auch hier, möchte ich sagen, hat man 
von vornherein keinen Grund, eine haltlose 
Kritik zu üben. 

Das sei 'gesa.gt zur positiven Seite. Es geht 
ja nicht um eine Schwal'ZlWeißmalerei. 
(Zwischenruf bei der SPO: Nein!) Ich WleIß 
schon, Hemr .A:bgeordnettJer, ;�ü:r Sie liJslt das 
völlig undenklbar, daß man auch etwas Posi­
tives anerkennt, was der politische Gegner 
einmal macht. Da kommt Ihr Demokratiever­
ständnis einfach nicht mit! (Beifall bei der 
OVP.) Aber diesen Stil überlassen wir Ihnen, 
den können Sie weiter praktizieren. 

Wie sieht, meine Damen und Herren, die 
Negativseite aus? 

Ich glaube, daß zur einseitigen Abstützung 
der Sicherheitspolitik auf die Außenpolitik 
noch Stellung genommen wird. Dieses Zitat 
"Außenpolitik bedeutet Sicherheitspolitik" , 
und "vor allem Außenpolitik bedeutet Sicher­
heitspolitik" , und das in ein�m Ton ge­
sprochen, daß man verstehen muß, ausschließ­
lich Außenpolitik. bedeutet Sicherheitspolitik, 
ist sehr oft gebraucht worden als Alibi-Aus­
sage für die Demontage des Bundesheeres. 

Der zweite Punkt - ich habe es vOl'lhin kurz 
erwähnt - ist der Kärntner Ortstafelkonflikt. 
Er ist, auf eine Kurzformel -g,ebracht, meiner 
Auffassung nach das Ergebnis der Uberheb­
Uchkeit, die der Herr Bundeskanzler immer 
wieder in der Politik prakttziert. (Zustimmung 
bei der OVP.) Aluch 'W1ffi1lll dafür, meinte Darmen 
Ulnd Hernen, der Hemr Lamrlesha'1.lptJmaml. Sima 
die Zeche bezahlen mußte. Aber das ist Ja 
so üblich beim Herrn Bundeskanzler. Wenn ich 
so an die Beispiele Slavik, Olah und andere 
denke : der 'e1ine macht den Fehler, und der 
andere muß dafür die politische Zeche bezah­
len. (Abg. L i  b a 1: Und was ist mit dem 
Herrn Dr. Withalm? Reden Sie von Herrn 
Dr. Withalm/ Das ist ein dankbares Objekt! -
Rufe bei der OVP: Er ist ja da! Aber wo 
is t der Sima?) Herr Abgeordneter Libal l In 
der Osterreichischen Volkspartei kommt es 
vor, wenn verantwortliche Männer Wahlen 
verlieren, daß sie in die zweite Reihe der 
Partei zurücktreten; bei Ihnen werden sie 
hinausgeworfen oder müssen sie versmwin­
den ! (Zustimmung bei der OVP. - Rufe bei 
der SPO: Bauer zurückl - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Sima! Was ist mit Sima? - Anhal­
tende Zwischenrufe bei SPO und OVP.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte, sich wieder zu beruhigen! Herr 
Abgeordneter, reden Sie hinein in das 
Mikrophon!  (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G r u b e r.) TlUn Si,e mich :ruicbJt 1ilInmeI1 be�ehll'lelIl, 
Hem Dr. Gruber! Ich habe an alle Seiten 
appelliert, Ruhe ,zu bewahren!  Das 91i.1l.t für Sie 
genauso ;wie für die andere Seite I Für jedle 
Seilte g.i1lt dals ! (Abg. Dr. G r u b e l: Das hat 
sehr lange gedauert!) Ich .habe den Herrn 
Abgeordneten Mork 'aufgefordert, fest in das 
Mikrophon ,hineinzureden, er wird das alles 
übertönen. 

Abgeordneter Dr. Mode (fortsetzend): Beim 
Durchlesen der Unterlagen über den Kärntner 
Ortsta.felkonflikt um das Ortstafelgesetz ist 
mir so ein netter Sprudl des Herrn Bundes­
kanzlers wieder untergekommen: ,,Er 
fühle sich verpflidltet, sagte der Partei­
vorsitzende, den Genossen Sima zu ver-
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Dr. Mom 
teidigen. Gerade mit dem Vorschlag für die 
zweisprachigen Ortstafeln im Bereich der slo­
wenischen Minderheit in Kärnten habe der 
Landeshauptmann großen Mut bewiesen und 
einen wesentlichen Beitrag zur Befriedigung 
der Minderheit geleistet." - Nun, Herr Bun­
deskan�ler, wie später Sima von Ihnen behan­
delt worden ist, haben Sie keinen Mut und 
auch keine Solidarität bewiesen. (Zustimmung 
bei der OVP.) Aber das ist eine - Sache, die die 
Sozialisten anbelangt. (Abg. U 1 b r i c h  stellt 
ein Papierschif1erl auf das Rednerpult und 
sagt zum Redner: Gute Fahrtl) Danke sehr! 
(Abg. Dr. G r u b e r: Das sind die 
Methoden! - Abg. G r a f: Bitte, das ist wirk­
lich ein neuer Stil! Das ist unerhört! Der 
wird zugelassen vom Vorsitzenden! - Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Das ist ein Zirkus! Sitzung 
unterbrechen! Das ist unerhört! - Weitere 
tumultartige Zwischenrufe bei der OVP. -
Abg. Dr. P r  a d e  r: Die Sitzung unterbrechen! 
Eine Schande ist das!) 

Präsident Probst (wiederholt das Glocken­
zeichen gebend) : Wenn Sie schreien, kann 
ich mich auch nicht verständlich machen. (Leb­
hafte Zwischenrufe bei der OVP.) Ich weiß 
nicht, was Sie meinen. 

Ich bitte den Herrn Albgeordneten Mode, 
seine Rede fortzusetzen. 

Ahgeordneter tOr. Mock (fortsetzend): Herr 
Präsident . . .  (Neuerlicher Tumult.) 

Präsident Probst (erneut wiederholt das 
Glockenzeichen gebend) : Bitte weiteI'Z'Ureden. 
(Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Dr. Mock {fortsetzend) : Herr 
Präsident! Dann müssen Sie mir die Möglün­
keit verschaffen, weiterzureden. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP. - Abg. Doktor 
G r u b e r: So ein hilfloser Präsident ist noch 
nie da oben gesessen!) 

Meine Damen und Herren! Wenn ich daran 
denke, was der Herr Abgeordnete Ulbrich 
gelegentlich anderen Sprechern an den Kopf 
wirft, war das j a  sogar noch eine ausge­
sprochen nette Geste. 

Zurück zum Kärntner Ortstafelkonflikt. 
Jeder, der mit der Situation in Kärnten ver­
traut war, mußte wissen, daß nicht unabsicht­
lich bereits in den letzten 15 Jahren die Er­
füllung der verschiedenen Verpflichtungen des 
Staatsvertrages sorgsam abgewogen und 
schrittweise durchgeführt worden ist, vor 
allem auch im Kontakt mit allen Ibetroffenen 
Bevölkerungsgruppen. 

15 Jahre lang wurde das unter den OVP­
Bundeskanzlern praktiziert, sei es bezüglich 
der Gesetze im Schulwesen, sei es bezüglich 

der Gesetze im Gerichtswesen. Dr. Kreisky 
kam, ließ am 14. Juni 1 972 den Antrag 46/A 
zum Ortstafelgesetz einbringen, einen Tag 
später dem Verfassul1!gsausschuß zuweisen, in 
der gleichen Sitzung eine Fristsetzung vor­
nehmen und drei Wochen später beschließen. 
Er hat damit nicht nur innenpolitisch die Min­
derheit gegen die Mehrheit und umgekehrt 
in einer unverantwortlichen Weise aufge­
bracht, sondern auch einen nicht reparablen 
Schaden dem außenpolitischen Ansehen 
Osterreichs zugefügt. Das ist bisher das Ergeb­
nis Ihres Gesetzes, Herr Bundeskanzler! 

Jugoslawien und Osterreich, meine Damen 
und Herren, waren seit 1945 Staaten, die ver­
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen ange­
hören, verschiedenen Gesellschaftssystemen 
zuzuzählen sind. Hier gelang es zum ersten 
Mal relativ freundliche, ja kooperative Bezie­
hungen zwisch.en zwei solchen Staaten herzu­
stellen. Es gab keinen Eisernen VOIlhan.g mehr, 
sondern eine wachsende Zusammenar:beit im 
kulturellen, im wirtschaftlichen und auch. im 
politischen Bereich. Das ist zuallererst - Herr 
Bundeskanzler, diesen Vorwurf kann ich Ihnen 
auch heute wieder nicht ersparen - von Ihnen 
zerstört worden, und Sie haben dann den 
Auflhänger für unverantwortliche Angriffe sei­
tens Jugoslawiens auf Osterreich ge.g·eben. 
Das war die Konsequenz Ihres Verhaltens. 

Herr Bundeskanzler! Ich mödlte Ihre Arbeit 
als Außenminister gar nicht ungebührlich 
herabmindern, a.ber doch auf die Zeit Bezug 
nehmen, da Sie zuerst bei Bundesminister 
Figl als Staatssekretär sicherlich eine gute 
Lehrzeit verlebt haben (ironische Heiterkeit 
bei der SPO) und anschließend als Bundes­
minister für Auswärtige Angele·genheiten in 
der Koalitionsregierung tätig waren. Sie ver­
weisen ja auch des öfteren auf Ihre Reise mit 
den zuständigen Ressortchefs nach Moskau zu 
den Vorverhandlungen für den Staatsvertrag. 
Sie müßten wissen, daß es ein j ahrzehnte­
langes Anliegen der österreichischen Außen­
politik war, praktisch seit dem Jahr 1 9 1 8, au� 
einer Rolle herauStZuJk:ommen, wie ich hier 
einmal definiert habe, wo Osterreich nur Ob­
j ekt der Beziehungen zwischen anderen Staa­
ten war, wo man sich im Norden, im Süden, im 
Osten und im Westen darüber unterhalten 
hat, wann, wozu und in welcher Form wir auf­
geteilt werden. Wir wollten Subjekt werden, 
selbständiges,  anerkanntes Mitglied der inter­
nationalen Gemeinschaft. 

Diesen Weg vom Objekt zum Subjekt haben 
wir zweifellos durch den Staatsvertrag vom 
Mai 1955 und darüber hinaus vor allem durch 
die Position eines immerwährend neutralen 
Landes gefunden. Wir haben eine eigenstän­
dig.e Position gefunden, die zum ersten Mal 
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dieses Problem seit dem Zerfall der öster­
reidüsch-ungarisdlen Monardlie gelöst hat. 
Seit diesem Zeitpunkt ist unser Ansehen ge­
wachsen, sind wir in dieser Funktion aner­
kannt worden. Und durch I'hr Ortstafelgesetz 
sind wir zum ersten Mal wieder in eine 
Situation gekommen, wo wir als Angeklagter 
vor internationale Foren zitiert wurden. Sie 
wissen genau, daß der Artikel 34 des Staats­
vertrages Jugoslawien und anderen Ländern 
die Möglichkeit da.zu gibt. Bekanntlich sind 
wir audl in dieser Richtung in den Unter­
kommissionen der Vereinten Nationen schon 
angesprochen worden. Sie 'halben zum ersten 
Mal als Bundeskam'1er mit einer Maxime ge­
brochen, die eine der wertvollsten Elemente 
der österreichisdlen Außenpolitik seit dem 
zweiten Weltkrieg gewesen ist. 

Das, Herr Bundesminister, ist ein Teil der 
Erbsdla.ft, den Sie als große Belastung über­
nehmen. Was vorher war, können wir Ihnen 
und wollen wir Ihnen in keiner Weise an­
lasten. Sie finden sogar unsere Unterstützung 
in jedem positiven Bemühen, aus dieser Sack­
gasse heroauszufinden, wo sidl der Herr Bun­
deskanzler einfadl .abputzt. Seit üiber einem 
Jahr gibt es ein Bundesgesetz, vom National­
rat besdllossen, das nicht vollzogen werden 
kann. Der Herr Bundeskanzler beruft Kom­
missionen, setzt ProjektJgruppen, Gesprädls­
gruppen ein. Er ist nicht in der Lage, der 
Offentlichkeit oder dem Parlament einen Vor­
schlag zu machen, wie er dieses Problem löst. 
Er überläßt es den anderen. Das ist eine alte 
Methode : Wenn er nidlt mehr aus und ein 
weiß, müssen die anderen herhalten. 

Eine zweite Fraoge : Europäische Sicherheits­
konferenz. Wir konnten vor kurzem lesen, 
daß der Herr Bundeskanzler gemeint hat, die 
Europäische Sicherheitskonferenz könne natür­
lich - er macht das immer so leger - nidlt 
alle europäischen Fragen auf einmal lösen. 
Richtig, Herr Bundeskanzler. Das sind so diese 
Allgemeinplätze, wo j eder nur ja darauf sagen 
kann. Nur wenn man die Dinge genauer analy­
siert, fragt man sidl, was denn wohl dahinter­
steht. Was ist denn bisher in der Sicherheits­
konferenz gelöst worden, was blieb offen, 
da Sie sagen : Das kann man halt j etzt nicht 

lösen, das muß man auf die dritte Verhand­
lungsphase der Sicherheitskonferenz oder 
ÜlbeI1haupt auf später verschieben. 

Meine Damen und Herrenl Ich darrf hier 
nur kurz in Erinnerung rufen, daß vor allem 
nicht gelöst sind die Fragen des Korbes 3, 
das heißt j ene Fragen auf der Tagesordnung 
der Europäischen Sicherheitskonferenz, die 
sidl befassen mit der Erleichterung im mensdl­
!idlen Kontaktnehmen zwischen Ost und West, 
im Austausch von Informationen, von 
Literatur, im Zusammenführen der Familien. 
All das ist völlig ungelöst, ist völlig blockiert 
worden. Jetzt frage ich midl, Herr Bundes­
kanzler: Wie soll denn das in der dritten 
Phase der Sidlerheitskonferenz gelöst werden, 
wenn man weiß, daß die dritte Konferenz vor­
aussichtlidl nur aus einer Zusammenkunft von 
34 oder 35 Staatschefs bestehen wird? Wenn 
man das in wochenlangen, monatelangen Be­
ratungen nicht löst, ist ja keine Chance, daß 
man es in der dritten Phase löst. Das heißt, 
ich muß es ibis zur gegenteiligen Erklärung 
Ihrerseits so interpretieren : Sie veIlZichten auf 
eine intensive Behandlung dieses Problem­
kreises. Daran liegt aber besonders den freien 
demokratischen Staaten des Westens außer­
ordentlich viel. Und hier, Herr Bundesminister, 
wäre:iJ. wir dankbar, !Wenn Sie möglichst bald 
auch ein klärendes Wort sagen können. Der 
Herr Bundeskanzler . . .  

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Herr Abgeordneter! Ich möchte Sie 
fragen, ob Sie in der nächsten Minute die Rede 
beenden können. Wenn nicht, untel1breche ich. 

Abgeordneter Dr. Mock: Nein. Idl werde 
morgen fortsetzen. 

Präsident Probst: Danke. 

Ich unterbreche nunmehr die Sitzung bis 
morg,en, Donnersta'g, 1 1 . J:uli, 9 Uhr. Mit der 
Tagesordnung wird fortgesetzt werden. (Bei­
fall bei der avp.) 

Die Sitzung ist unterbrodlen. 

Die Si tzung wird um 21 Uhr u n t  e r b  r o­
e h e  n und am Donnerstag, dem 1 1 .  Juli 1974, 
um 9 Uhr w i e  d e r  a u f  g e n  0 m m e n. 

Fortsetzung der Sitzung am 11. Juli 1974 

Präsident: Ich nehme die unterbrodlene Sit- treu zum Bundesminister für Auswärtige An-
zung wieder auf. gelegenheiten und des Direktors Dipl.-Ing. 

Gegenstand ist die Debatte über die Mittei­
lung des Herrn Bundeskanzlers betreffend die 
Ernennung des außerordentlichen und bevoll­
mächtigten Botschafters Dr. Erich Bielka-Karl-

Günther Haiden zum Staats sekretär im Bun­
desministerium für Land- und Forstwirtschaft. 

Am Wort ist der Herr Abgeordnete Doktor 
Mock. Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Mo<k (fortsetzend) : Meine 
Damen und Herren! HeIlr 'PrälSlildtel1lbl Ich habe 
mir erlaubt, zu diesem Tagesordnungspunkt 
gestern dem neuen Herrn Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten zu versichern, 
daß wir ihm gegenüber eine konstruktive Hal­
tung einnehmen, daß wir an einer Zusammen­
arbeit im parlamentarischen Ra'hmen inter­
essiert sind, daß ich vor allem den Wunsch 
auf eine eigenverantwortliche Führung des 
Bundesministeriulllls für Auswärtige Ange­
legenheiten habe. 

Ich habe mir weiters erlaubt darzulegen, 
warum gerade unser Interesse im Bereich der 
Außenpolitik so groß ist, hier eine Gesprächs­
basis zwischen allen parlamentarischen Frak­
tionen zu erhalten, ist es doch so gewesen, 
daß in anderen zentralen Bereimen der Politik, 
wie der LandesverteidigungspoliUk, die Mög­
li<hkeit des Konsenses durch die Politik des 
Herrn Bundeskanzlers /Weitgehend reduziert 
oder übeI1haupt zunichte gemacht worden ist. 

Ich bin dann in eine Analyse von vier Jah­
ren sozialistischer Außenpolitik oder Außen­
politik der sozialistischen Alleinregierung ein­
gegangen, habe mir erlaubt, das aufzuzählen, 
was meiner Auffassung nach ein Fortschritt 
war, um mich dann mit den negativen Seiten 
dieser Politik auseinanderzusetzen. 

Im habe natürlich die unverantwortliche 
Weise besonders hervorgehoben, wie der Herr 
Bundeskanzler in der Frage des Kärntner Orts­
tafelkonfliktes vorge·gangen ist, wo dann 
andere die politische Zeche, vor allem der 
Landeshauptmann von Kärnten, bezahlen muß­
ten, und ich unterbrach meine Ausführungen 
im Bereim der Europäischen Sicherheitskonfe­
renz. 

Herr Bundesminister! Ich mömte zu dem, 
was im gestern gesagt habe, noch einiges 
hinzufügen. 

Wir stehen positiv zur Einrichtung der Euro­
päischen Sicherheitskonferenz. Jeder Versuch, 
der auch nur geringe Ergebnisse verspricht, 
die Entspannung zwischen Ost und West auch 
nur geringfügig voraMutreiben, ist es wert, 
unternommen zu werden. Worauf wir aber 
b esonderes Gewicht ;legen i'st, ,bei allen di,esen 
Versumen, eine realistische Beurteilung vor­
zunehmen, keine Entspannungs-<Euphorie auf­
kommen zu lassen, ,als ob wir smon in der 
frtedlimsten und ausgeglichensten Welt aller 
Welten stünden, Darum geht es uns, wenn 
iCh zu einigen Details der EuropäisChen Sicher­
heitskonferenz Stellung nelhme. 

Im habe miCh darauf .bezogen, daß der Herr 
Bundeskanzler vor kurzem gemeint hat, niCht 
alle europäischen Fragen können auf einmal 
gelöst werden, und habe gesagt: Das sind so 

seine Aussprüche, wo man die allgemeine 
Zustimmung findet, weil es ja auf den ersten 
Blick wirklich nur ein Gemeinpla� ist. 

Wenn man die Dinge genauer analysiert, 
die bisherigen zweI Verhandlungsphasen der 
Europäischen SiCherheitskonferenz - die erste 
in Helsinki, die zweite in Genf -, wird man 
feststellen, daß vor allem die Probleme des 
dritten Fragentkorbes offengeblieben sind ; 
sicherlich auCh Probleme des ersten Fragen­
kor.bes, aber vor allem solme des dritten 
Fragenkorbes, der sich ,mit einer verbesserten 
Zusammenführung von Mensmen aus Ost- und 
Westeuropa ,beschäftigt : erhöhte Möglichkei­
ten menschlicher Kontakte, eine freie Zirkula­
tion von Information, von Literatur und ähn­
lichen Dingen, die uns vor allem die Menschen 
näherbringen. 

Wenn man nun sa'gt: ICh kann darauf mehr 
oder weniger verzichten, man kann das auf 
die dritte Phase der Europäismen Sicherheits­
konferenz verschieben!, und wenn man gleich­
zeitig weiß, daß die Europäische Sicherheits­
konferenz und ihre dritte Phase voraussicht­
lich aus einem Treffen von 35 Staatsoberihäup­
tern bestehen wird, dann kann man keine 
Lösung dieser Probleme auch nur in einem ·· 
bescheidenen Ausmaß erwarten, dieser Pro­
bleme, die uns besonders am Herzen liegen. 

Es kann eine echte und verläßliche Entspan­
nung in Europa nur geben, wenn immer wie­
der von bei den Seiten - ich unterstreiche : 
von beiden Seiten l - Zugeständnisse und 
Kompromisse gemacht Iwerden. Das ist der 
einzige Weg und auch der langfristige Weg 
einer verläßlichen Entspannungspolitik im 
Interesse 'beider Seiten, beider p.artner dieses 
politischen Gespräms. 

Warum macht das der Herr Bundeskanzler? 
- Ich unterstelle dem Herrn Bundeskanzler 
nicht, wie das zuerst durmaus scheinen könnte, 
einen ideologischen Opportunismus : man ver­
zichtet auf wesentliche Forderungen der freien 
Gesellsmaft, daß man mit Nachdruck die freie 
Zirkulation von Personen, Redefreiheit, Infor­
mationsfreiheit, Pressefreiheit vertrete. Aber 
den Eindruck. macht es, Herr Bundeskanzler, 
und es ist doch immer beschämend, wenn wir 
im Westen erleben müssen, daß Personen wie 
ein MaximolW, ein Parrin, ein SolsChenizyn zu 
uns kommen und uns an diese gefällige Hal­
tung gegenüber der Ideologie des Ostens er­
innern müssen, uns dieses Opportunismus zei­
hen. Das ist doch immer wieder und gelegent­
lich mit Recht geschehen. 

Natürlich werden Sie mir von der Regie­
rungsbank aus sagen, Herr Bundeskanzler: Ich 
se}bst habe .doch im Zusammenhang mit dem 
Fall Solschenizyn oder Sacharow Erklärungen 
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abgegeben, habe mich vor diese MensCh.en ge­
stellt ! - Aber dann geben Sie eben irrtüm­
liche Erklärungen im Zusammenihang mit der 
Europäischen Sicherheitskonferenz ab, und 
wenn Sie das als Regierungsdlef tun, hat das 
auch ein besonderes Gewicht, und das zumin­
dest kritisiere ich, wenn es von Ihnen viel­
leicht audl nicht so verstanden worden ist. 
(Beifall bei der OVP.) 

Warum stel'le ich das in einen Zus,ammen­
hang mit dem dritten Korb? - Es gelht ja nicht 
nur um diese 'Prominenten, die ich genannt 
habe, denen man unter einem gewissen 
Dm<X. de·r Weltöffentlichlkeit entweder die 
Ausreise gestattet hat oder zumindest ihre 
freieren Aussa.gen in Kauf nehmen mußte. Es 
geht ja , um die Tausende und Millionen, die 
nicht die Möglichkeit haben, sich Gehör zu 
verschaffen. 

Ich bin gar nicht dafür, Herr Bundeskanzler. 
ZU versuchen, als Kleinstaat irgendeine Groß­
machtpolitik in Genf betreiben zu wollen. bin 
aber dafür, sidl beharrliCh. mitzulbemühen, daß 
in dem Korb von Kompromissen auch in die­
sem Bereich bescheidene. ,aber konkrete Fort­
schritte erzielt werden. 

Sie haben ja seIhst in einer Ihrer Regie­
rungserklärungen - es war die Regierungs­
erklärung vom 5. November 1 97 1  - auf der 
Seite 25 gesagt : 

"Die Bundesregierung wird, ,wie in der Ver­
gangenheit, allen internationalen Bestrebun­
gen zur Verwirklichung und Sidlerung des 
Schutzes der MensCh.enrechte und Grundfrei­
heiten ihre besondere Unterstützung angedei­
hen lassen." 

Ich halbe Ihnen das so abgenommen, wie Sie 
es gesagt haben. Geben Sie aber dann keine 
mißverständlichen Erklärungen ab, oder viel­
leicht ist es besser, Sie überJ.assen die Erklä­
rungen dem zuständigen Ressortchef. 

Ein zweites Problem, meine Damen und Her­
ren :  Es hat bei der Europäischen Sicherheits­
konferenz audl die Anregung zur Einsetzung 
eines ständigen Konsultativkomitees nadJ. Ab­
schluß der Sicherheitskomerenz gegeben, und 
dieses Komitee sollte alle j ene -Probleme be­
handeln oder auch Entscheidung.en realisieren, 
die von der Sicherrheitskonferenz getroffen 
worden sind. 

Herr Bundesminister!  Uns liegt sehr viel 
daran - und die dieslbezüglidlen Bemühungen 
Ihres Amtsvorgängers waren zwar erfolglos, 
aber richtig -, uns immer wieder zu bemühen, 
dem Europarat eine verstärkte Basis, neue 
Aufgaben zu geben, ihn nicht abwerten zu 
lassen. Ich bitte Sie, audl Ihre Aufmerksam­
keit darauf zu leIl!ken, daß j etzt nicht als Er-

gehnis der Sicherheitskonferen� eine Fülle 
neuer Institutionen für Aufgaben geschaffen 
wird, die durchaus auch - sei es vom Europa­
rat oder von anderen Institutionen - wahrge­
nommen werden können. 

Ich bin Realist. Der ,Europarat wird sicher 
nicht unmittelbar akzeptiert werden als Ge­
sprächspartner gegenüber den östlidJ.en euro­
päischen Ländern. Aber zeigen wir auch etwas 
Beharrlichkeit in der Verfolgung unserer Ziele. 
Die Europäische Sicherheitskonfereruz ist von 
den östlichen Staaten Europas seit dem Jahre 
1 954 angestrebt worden. Man war beharrlich; 
und nach Zugeständnissen und Kompromissen 
ist ,sie heute eine Tatsache, wo wir uns alle 
in einem Kreis wiederfinden und versuchen, 
einen kleinen SdJ.ritt der Entspannungspolitik 
zu realisieren. Seien wir im Westen auch 
etwas beharrlicher in der Verfol'gung unserer 
Ziele, und dazu gehört die Stärkung des 
Europarates. 

Außerdem - das sei nur als Fußnote ange­
merkt - würde es wirklich nicht schaden, 
wenn wir uns auch im internationalen Raum -
so gering auch unser Einfluß dort sein mag auf 
Grund unserer Staatsgröße - etwas mehr um 
Okonomie, um Rationalität bemühen. Was es 
da an internationalen Organisationen 'gibt, die 
alle das gleiche machen und sich gegenseitig 
beschäftigen, Herr Bundesminister, das wissen 
Sie viel besser noch als ich. Schon aus diesem 
sekundären Ges ichtspuIl!kt - es ist kein poli­
tischer - sollten wir auch v,ermeiden, daß 
jetzt neben dem Europarat, neben der Wirt­
schaftskommission für Europa, neben Veran­
st'alturugen der Interparlamentarischen Union 
im kommenden Jahr wieder eine neue Gruppe 
von ständigen Institutionen eingerichtet wird. 
die sich wieder mit der wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit, mit dem kulturell-technischen 
Austausch und ähnlichem beschäftigt. Ich hitte 
Sie, Ihre besondere Aufmerksamkeit dem 
Europar�t zuzuwenden. 

Im übrigen müssen wir uns natürlich klar 
sein. meine Damen und Herren, was die Ent­
scheidungen der Europäisdlen Sicherheitskon­
ferenz ihrem Charakter nadJ. wirklim bedeuten 
können. Optimal, maximal. Im lese in einem 
Bericht an die Politische Kommission des 
Europarates, daß es vor allem darum geht, am 
Ende der Europäischen Sicherheitskonferenz 
Grundsätze auszusprechen, an die zu halten 
sich alle europäischen Staaten verpflichten, 
wie die Grundsätze der souveränen Gleichheit, 
des Verzichtes auf die Drohung oder auf die 
Anwendung von Gewalt, der Unverletzlichkeit 
der Grenzen, der territorialen Integrität der 
Staaten, der friedlichen Regelung von Streitig­
keiten und der NiCh.teinmischung in innere 
Angelegenheiten. Und das, meine Damen und 
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Herren, nicht als rechtliche Verpflichtung, so� 
dem nur als politisch�oralische Verpflich­
tung. Das alles steht schon mindestens fünf­
und wahrscheinlich zwanzigmal in der Charta 
der Vereinten Nationen, in der UN�Menschen­
rechtskonvention, in verschiedenen euro­
päischen Konventionen. Wir sehen, welch ge­
ringe Chancen - auf welch bescheidenem 
Fortschritt in der ganzen Methodik -, in der 
ganzen Verhandlungsmöglichkeit dieser euro­
päischen Konferenz enthalten sind. 

Auch das sollen wir werten. Es kann ein 
geringer Fortsdrritt sein . .A!ber mehr ist sicher 
hier nicht drinnen. 

Das in den weltpolitischen Rahmen gestellt, 
möchte ich doch folgendes bemerken, Herr 
Bundesminister: Wir alle wissen, daß es immer 
schwieriger ,abzuschätzen ist, vor allem lang­
fristig, auch mittelfristig, wie sich die welt­
politische Situation entwickelt. Seit langem 
ist der machtpolitische Dualismus zwischen Ost 
und West durch einen Polizentrismus abge­
löst worden, der sich ständig um neue Zen­
tren - politische Machtzentren, militärische 
Machtzentren - anreichert. 

Ich dar.f daran erinnern: Gerade die Atom­
bombenexplosion in Indien - dazu hat zu 
Recht der .A!bgeor-dnete Czernetz gestern kri­
tisch Stellung genommen - zeigt neue mili­
tärische Machtz,entren. Wir wissen : Iran, Israel, 
Pakistan haben bereits die Voraussetzungen 
für die Herstellung von Atombomben geschaf­
fen. 

Ein anderes Faktum, das die Beweglichkeit 
im internationalen Raum ,zeigt : Eine gewisse 
außenpolitische Autonomie Rumäniens ist 
heute eine Selbstverständlichkeit geworden. 
Ich darf daran erinnern: Rumänien Ihat als ein­
ziger Oststaat zu beiden Seiten des Nahost­
Krieges seine diplomatischen Beziehungen 
aufrechteI1halten beziehungSiweise j etzt wieder 
eingerenkt anläßlich des 'Besuchs des ägyp­
tischen Präsidenten Sadat in Rumänien. Es 
spielen immer mehr K01I1!ponenten 'Zusammen. 
Es ist immer sch:werer voI1herselhbar, wie sich 
diese internationale Situation entwickelt. 

Ich glaube, man könnte sagen - fast das 
gleiche Wort, was für den teChnisch-wissen­
schaftlich·en Bereich gilt -: Zu keinem Zeit­
punkt der Vergangenheit war es schwieriger, 
die Zukunft vorauszusagen als in der Gegen­
wart. Da:l;ter ist der nationale Konsens, Herr 
Bundesminister, in Fragen der Außenpolitik 
etwas, was uns so sehr am Herzen liegt. (Bei­
iall bei der OVP.) 

rechtlichung der internationalen Beziehungen, 
nämlich daß eines Ta'ges das Völkerrecht effek­
tiven Schutz und Garantie, den Mitgliedern 
der internationalen Staateiligemeinschaft ihre 
Unabhängigkeit gibt, daß diese Verremt­
lichung ebenso wie die allgemeine und voll­
ständige Abrüstung Ziele sind, die jeder ver­
antwortliche Staatsmann heute befürwortet, 
wofür er sich einsetzt. Aber das sind leider 
noch langfristige Ziele, sie werden für eine 
lange Zeit noch Real-Utopien Ible�ben. 

Meine Damen und Herrenl Nun zu einem 
anderen Kapitel. Herr Staatssekretär I Ganz 
unabhängig und im vollen Respekt Ihrer Per­
son muß ich hier sagen, daß der Herr Bundes­
kanzler bei Ihrer Berufung nur ein altes Kon­
zept wieder angewandt hat. Am Anfang jeder 
Problemlösung, meine Damen und Herren, 
stehen sicher einmal Versprechungen. Das sind 
wir sowieso gewOhnt vom Herrn �undeskaD;z­
ler. Alb er am Anfan.g j eder Problemlösung 
steht jedoch unter anderem eine Komm.ission, 
eIne Projektgruppe, ein neues ,Ministerium 
oder ein neues Regierungsmitglied. Das ist das 
Alllheilmittel des Herrn BundeslkaIllz'lers. Damit 
haben wir eine Situation erreicht, wo wir 
sagen können: Noch kein Bundeskanzler der 
Republik hat in �wei Regierungserklärungen 
so viel von Verwaltungsreform gesprochen 
und so wenig für und so viel gegen eine 
Verwaltungsreform getan als Bundeskanzler 
Dr. Kreisky l l(Zustimmung bei der OVP.) 

Seit vier Jahren erleben wir eine perma­
nente Aufblähung der österreichischen Verwal­
tung: 8500 Dienstposten mehr ist das Ergebnis 
der Dienstpostenpolitik des Herrn Bundeskanz­
lers. Und dann beklagt er sim bitter, wenn 
die öffentlichen Dienstnehmer, wenn die Ge­
werkschaft affentlicher Dienst, und nicht zu­
letzt im Hinblick auf die horrende Inflation 
- Gratulation, Herr Bundeskanzler ; Ihre Wirt­
schaftspolitik hat es so weit gebr,acht, daß wir 
j etzt die Zehn..,Prozent�Marke überschritten 
haben - auch darum kämpten, im Einkommen 
nicht hinten zu bleiben. Dann sprechen Sie von 
der Lizitationspolitik des AI1beiter- und An­
geslleltltenhundes. Herr BundeslkalllZler (Zwi­
schenruf) - 501Wieso -, ich danf e's Ilhnen 
hier wiederholen: Wir stehen zu den Wün­
schen und zu diesen Bestrebungen der Ge­
werkschaft affentlicher Dienst positiv. Wir 
bekennen uns zu dem Prinzip : Nicht mehr 
Beamte, sondern weniger, aber besser bezahlte 
und besser ausgebildete Beamte. Das ist 
unsere Politik im Bereich des öffentlichen 
Dienstes l  (Zustimmung bei der OVP.) 

Dabei möchte ich noch unterstreichen, daß Herr Bundeskanzlerl Sie haben in den letz-
vor allem die Landesverteidigungspolitik ein ten vier Jahren genau das Gegenteil gemacht. 
Bestandteil dieser Sicherheitspolitik und auch Es wurden eine ganze Reihe von Fragen ge­
der Außenpolitik bleiben muß ;  daß die Ver- stellt. Aus den Fragenbeantwortungen ergibt 
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Dr. Moc:k 
sich, meine Damen und Herren, daß es derzeit 
1 46 Kommissionen und Proj ektgruppen in den 
einzelnen Ministerien mit über 1 000 Mitglie­
dern gibt. Das Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung - um nur ein Beispiel 
herauszunehmen; ich hii'be es schon einmal 
gebracht - ist heute schon teurer, als es vor 
der Teilung das ,alte 'große Bundesministerium 
für Unterricht war. Das Bun'desministerium 
für Wissenschaft und Forschung hat mit einer 
Sektion aus dem alten Unterrichtsministerium 
begonnen. Heute sind es drei Sektionen. Bitte : 
Die zwei neuen natürlich mit sozialistischen 
Sektionschefs. Aber das ist nur ein Zufall, 
meine Damen und Herren. Das ist nur Zufall l  
Selbstverständlich. (Beifall bei der OVP. -
Abg. S k r i t e k: Sie haben ja die Wissen­
schaft vernachlässigt, Herr Kollege!) Herr Ab­
geordneter Skritek! Sie haben die Möglich­
keit, sich dann an das Rednerpult zu begeben 
und alle diese Feststellungen zu widerlegen. 
Sie haben laufend die Möglichkeit dazu. Bitte, 
machen Sie davon Gebrauch. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Allein von 1 970 bis 1973 eI1höhte sich in 
der Ministerialverwaltung die Zahl der Sek­
tionen - also der größten Einheit innerhalb 
des Ministeriums - um 8 Prozent auf 68 Sek­
tionen, die Zahl der Gruppen um 31 Prozent 
auf 33 Gruppen und die Zii'hl der Albteilungen 
um 14 Prozent auf ,499 Albteilungen. 

Herr Bundeskanzler I Haben Sie noch nie 
den Artikel 126 der BundesveI1fassung gele­
sen, wo es heißt, daß die Staatsverwaltung 
verpflichtet ist, die Grundsätze der "Sparsam­
keit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit" 
zu beachten? Das ist bisher in keinem Jahr 
Ihrer Regierung geschehen. 

Es ist richtig, Herr Bundeskanzler, Sie haben 
uns am 23. April 1 97 1  einen Bericht geschickt : 
"Bericht der Verwaltungsreformkommission, 
Vorlage an den Nationalrat." Sie haben in 
dem Bericht geschrieben, daß das vor allem 
die Tätigkeit der vorhergehenden Bundesre­
gierung war, die auch über 5000 Dienstposten 
eingespart hat. Sie schreiben auch, daß dieser 
Bericht "beachtliche Hinweise enthält, die b ei 
den Vorstellungen, die die im Amt befindliche 
Bundesregierung über das Sachgebiet hat, mit­
berücksichtigt werden sollen" . 

Dann heißt es : "Die Bundesregierung wird 
ihre eigenen Vorstellungen zu diesem Thema 
zum Gegenstand ,eines besonderen Berichtes 
machen. " 

Herr Bundeskanzler! Wir warten schon drei 
Jahre auf diesen Bericht Ihrer besonderen 
Vorstellungen ,zum Thema Verwaltungsre­
form. Sie haben das dem Parlament verspro­
chen, wir haben es nicht einmal verlangt. 

Auch das ist Uberheblichkeit, wenn man das 
Parlament in dieser Form behandelt. Wann 
bekommen wir diesen Bericht? Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie uns heute sagen würden, , 
Sie haben nicht mehr die Absicht, diesen Be­
ridlt zu geben. Sagen Sie uns nicht, Sie sind 
nicht dazu verpflichtet - ich weiß, daß es 
keine rechtliche Verpflichtung gibt -, sagen 
Sie nur, Sie haben nicht mehr die Absicht oder 
Sie halben die AJbsicht, diesen Bericht in einem 
überschaubaren Zeitraum dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen. 

So kann man das Parlament nicht behandeln. 
Vor drei Ja'hren sii'gte man : Sie werden einen 
Bericht eIThalten. Das ist genau das gleiche, 
Herr Bundeskanzler, wie am vergangenen 
Freitag, wo es geheißen hat, daß ein Anstich. 
eines neuen Tunnels sozusagen wichtiger ist 
als di'e Mitarbeit im Ver,f,as'sungsauSISchuß als 
zuständiger Ressortchef. 

Hier liegt eine Haltung zugrunde, die ich. 
im Zusammenhang mit dem Kärntner Orts­
tMelkonflikt als ,Politik der Uberiheblichkeit 
bezeichnet habe. (Beifall bei der OVP.) Auch. 
das muß ich hier wiederholen. 

Sie haben, Herr Bundeskanzler, in Ihrer 
Regierungserklärung gesagt, Sie haben hier 
" eine Kommission" - natürlkb - lImit den 
vorbereitenden Arbeiten zur Schaffung der 
Verwaltungs akademie betraut". Wann be­
kommt das Parlament den Gesetzentwurf zur 
Einrichtung der Vel1Waltungsa!kademie? 

Hier, meine Damen und Herren, steht, daß 
bereits im Jahre 1 970 ein solcher Gesetzent­
wurf der Regierung Kreisky übergeben wor­
den ist. 

Herr Bundeskanzler! Ich kann als opposi­
tioneller Abgeordneter nie verlangen, daß Sie 
das,  so wie 'wir das gemacht haben, überneh­
men. Verändern Sie es, a'ber setzen Sie eine 
Handlung, die zeigt, daß Sie das ,  was Sie in 
der Regierungserklärung versprochen haben, 
auch tatsächlich durchführen wollen! D as be­
trifft die VeITWaltuIllgsakademie. 

Wie steht es mit dem Ausschreibungsgesetz: 
für öffentliche Dienstposten? Ich weiß, man 
könnte sagen, das nimmt O'hnehin niemand 
mehr ernst. Auch hier gilbt es nur bescheidene 
Fortschritte.  Dbrigens, ganz gleich . . . (Bemer­
kung des Bundeskanzlers Dr. K r  e i s  k y.'f 
Herr Bundeskanzlerl mtte nicht in den Rücken 
reden, das soll man nicht machen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ja, Herr Bundeskanzler, der liegt seit dem: 
24. Mai 1 973 im Parlament, ohne daß die 
Mehrheitsfraktion ein Interesse daran häUer 
daß er behandelt wird. Sie sind sehr wohl 
aktiv geworden, als hier ein Gesetzentwurf" 
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Dr. Mock 
- auch im Pal1l'ament - über den Kärntner 
Ortstafetkonflikt vorlag und ha'ben ihn durCh­
gedITÜdd. Hi'er könnten Sie auch mit viel mehr 
Nutzen aktiv werden. Auch das fehlt, meine 
Damen und Herren . 

Das Parlament ist zu dieser Kontrolltätig­
keit berufen, und wir werden Sie immer wie­
der daran erinnern, Herr Bundeskanzler. Das 
ist unsere Aufgabe, und diese neihmen wir 
sehr ernst. 

Jetzt haben Sie doch außerdem ohnehin 
einen dritten Staatssekretär ins Bundeskanz­
leramt berufen. Ich möchte nicht auf die alte 
Sache eingehen, wo Sie seinerzeit groß ge­
meint haben, in einer Alleinregierung ibraucht 
man keinen Staatssekretär. kh meine, das ist 
hier zur Genüge gesagt worden. 

Man sollte doch glauben, Herr Bundeskanz­
ler, daß zumindest etwas mehr in der Arbeit 
weitergeht. AuCh diese Herren werden ja aus 
Steuergeldern bezahlt. Aber das ist gleich. 
Man sagt das dem Parlament, um es vorläufig 
einmal zu beruhigen, aber ernst nimmt man 
die Sache nicht. Das ist der Stil der Uberheb­
lichkeit, der immer stärker wird. 

Da paßt alles hinein, meine Damen und 
Herren. Da paßt das Verbot des Herrn Natio­
nalratspräsidenten einer Live-Ubertragung ge­
nauso hinein wie das Zitat des Herrn Bundes­
kanzlers nach einer geordneten Demonstration 
der Bauern , der sie mit den Kommunisten 
verglich. Für andere gelten andere Maßstäbe, 
als man an sich selbst und an seine Fraktion 
anlegt. (Beifall bei der OVP.) 

Und dann, meine Damen und Herren, ge­
fällt siCh der Herr Bundeskanzler, hier vor­
gestern im Haus aufzustehen und zu Fragen 
der Personalpolitik zu sagen . . .  (Ruf bei der 
OVP: Bitte langsam!) Ja, so kann ich das noCh 
nicht, aber mit der Zeit werde iCh es schon 
lernen. (Abg. S k r i t e k:  Sie sind nicht über­
heblich! Zu überheblich für seine Jugend!) 

Der Herr Bundeskanzler hat hier gemeint, 
daß diese Regierung im Laufe · der letzten 
Jahre die allermeisten - eine kleine Ein­
schränkung ist ja drinnen. man weiß j a  
nicht - ihr .zukommenden Ernennungsaufträge 
ausschließlich nach sachlichen Gesichtspunkten 
getroffen hat. - Natürlich Beifall pflichtschul­
digst bei der SPO. - Das ist der Gipfelpunkt 
der Uberheblichlkeit, meine Damen und Her­
renl 

Herr BUIlldeskaTIlZler ! Wo sind denn die 
Fälle :  Osterreichische Bundesbahnen. AJbbe­
rufung aus rein parteipOilitischen ,Motiven von 
zwei Vorstandsmitgliede rn, die jetzt, ibezahlt 
von Steuepg·aldern im Ausmaß von 11 Mil-

lianen Schilling, in den nächsten JaJhren spa­

zierengehen m1üssenj eine Abberufung ,aus 
rein parteipdlitischen Motiven. 

Wo ist der Fall der Abberufung eines 
Pressereferenten eines Bundesministeriums. 
und dies nur, weil er es gewa.gt hat, außerhalb 
seiner Dienstzeit offen seine politische Mei­
nung zu Ihrer Landesverteidigungspolitilk zu 
formuHeren? Er wurde 'ablberufen, er wurde 
wegen seiner politisdlen Auffassu ng diskri­
miniert. Den Verwaltungs gerichtshof haben 
Sie revoziert. haben Sie zurückgerufen. 

Wo sind denn die Fälle, wo Kandidaten, 
qualifizierte Kandidaten für Posten von Direk­
toren allgemeinbildender höherer Schulen 
nicht zum Zuge kamen, weil Soq;ialisten vor­
gezogen wurden? 

Das alles wurde hier im Parlament bespro­
chen und das bei einem Regierungschef _. ich 
wiedeI1hole, meine Damen und Herren -. der 
im Juni 1966 'gemeint hat : Und ich werde mich 
nicht scheuen, Stunde um Stunde die Namen 
j ener Beamten vorzulesen, die Opfer der Per­
sonalpolitik der OViP-Alleinregierung gewor­
den sind. 

Herr Bundeskanzler!  Wo ist denn die Stunde. 
wo ist denn die Liste, die Sie vorgelesen 
haben? Zitieren Si,e die Stunde, zeigen Sie 
uns die Liste ! In vier Jalhren haben Sie keine 
Möglichkeit dazu .gehabt. Ich bin .bereit, mich 
korrigieren ,zu lassen, iCh habe Sie schon zwei­
mal aufgefordert. 

Heute wird brutal Ihre Macht eingesetzt, 
wenn es um die ,höheren Interessen der Sozia­
listischen Partei ,geht. Da hat man noch den 
Mut - unter An,f,ührungslZeichen. - zu 
sagen : Dies·e Regierung 'hat die ihr 
zukommenden Ernennungsaufträge ausschließ­
lich nach sachlichen Gesichtspunkten gelöst. 

- Bis in den Vel1fassungsgerichtshof hinein 
haben Sie in einer brutalen Art Parteipolitik 
getragen! 

Herr Bundeskan:zler! Ich verlange nicht, daß 
Sie die Uberlegungen Ihrer Partei völlig negli­
gieren. Das darf bei dem heutigen Stand der 
Entwicklung der Demokratie noch keine Par­
tei. A:ber was ich von Ihnen verlange, ist, daß 
Sie primär an die Interessen des GemeinIWe­
sens denken und dann an alles andere, und 
nicht umgekehrt !  (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Das ist ein Stil 
der Uberheblidrkeit, der Geringschätzung des 
politischen Gegners :  ,Man muß die Opposition 
bestrafen - wie es der BUIlideskanzler bei der 
Behandlung des ORP-Gesetzes sagte -, man 
führt mit ihr Wirtschafts gespräche, lädt sie 
zu Wirtschaftsgesprächen ein, meine Damen 
und Herrenj und dann kommt man in das 
Bundeskanzleramt, und der Herr Bundeskanz-
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Dr. Modt 
ler tritt in Begleitung der Frau Wissenschafts­
minister und des Herrn BÜl'germeisters von 
Wien ein. 

Bitte, idl war der Meinung, wir seien zu 
einem Kaffee eingeladen. Audl das kann zwi­
sdlen politisChen G egnern einmal nützliCh sein. 
A:ber ernste Gespräche kann man auf dieser 
Basis nidlt führen. 

Das ist Geringsdlätzung des politischen 
Gegners, des Staatsbürgers, meine Damen und 
Herren, von dem man annimmt, daß er ohne­
hin zu dumm ist, um die Widersprüchlichkeit 
dieser Politik zu entdecken. Vielleicht ist das 
alles gelegentlich als Provokation der Opposi­
tion gemeint. Das, Herr Bunde skanz.l er, wür­
den wir noch verkr,aften. 

Aber ich möchte dazusagen : Das ist darüber 
hinaus eine Abwertung der Spielregeln unse­
rer Demokratie. AuCh das ist eine Minderung 
der demokratischen Substanz unseres Gemein­
wesens, und wir werden uns damit nie albfin­
den. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Um gleich zum letzten etwas zu 
sagen : Ich bin seit 20 Jahren . . .  (Abg. Doktor 
E r  m a c  0 r a: Das haben Sie schon oft gesagtf) 
Ja, man kann es nicht oft genug sa'gen; Sie 
sagen auch j edes J,ahr immer dasselbe, Herr 
Profes,sor! (Beifall bei der SPO.) Es wäre j a  
auch kein Wunder, denn für dasselbe Koille­
giengeld kann auch ein Professor nicht j edes 
Jahr etwas anderes erzählen; das ist begreif­
lich. (Heiterkeit) Das hat es noch nie gege­
ben - das möchte ich dem Herrn Dr. Mock 
sagen, vor allem aber an die Adresse des 
Herrn Bundesparteiobmannes der OVP -, daß 
man bei Parteienve:r:handlungen im Parlament 
j emals die Frage aufgeworfen hätte, wer 
namens einer Partei zu Ver.handlungen kommt. 
Das hat es noch nie gegebenl In den Jahren 
der Koalition war es immer so, daß die Unter­
händler einer Partei die Partei bestimmt hat 
und nicht der ander e ;  ob es ihm paßt oder 
nicht. (Zustimmung bei der SPO.) 

Damit Herr Dr. Mock wieder einen Grund 
hat, über meine Uberheblichkeit zu klagen: 
Er verwechselt eine ,gewisse Erfahrung mit 
Uberheblichkeit, auf die man leider nicht ver­
zichten kann, sonst würde er nämlich wissen, 
daß die Frau Wissenschaftsminister in ihrer 
Eigenschaft als eine der Stellvertretenden Par­
teivorsitzenden an den Parteiengesprächen 
teUgenommen hat, gleichfalls der Herr Bür­
germeister von Wien. Ich bitte Sie, meine 
Herren :  Halten Sie sidJ. an den Grundsatz, 
daß niemand dem anderen vorsmreilbt, mit 

wem er zu Verhandlungen kommt! Das ist 
die erste Voraussetzung für Ver.handlungenl 
(Beifall bei der SFO. - Abg. Dr. S e h  w i m­
m e  r:  Der Herr Finanzminister hat nichts mehr 
zu sagen!) Er war damals in Amerilkal Er ist 
aum einer der Stellvertretenden Parteivor­
sitzenden; er nimmt aum an den Verhand­
lungen teil. Aber Sie müßten nur die Zeitun­
gen lesen, in denen alles drinnenstetht. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

NllIIl zum �SladlJlkblen Ge!hJallit. (A!bg. M i  t­
t e  r e r: Steht alles drinnen?) Alles steht 
sicherlidl nicht drinnen ! Etwa was alles seitens 
gewisser Kreise gesmehen ist, um die Fort­
setzung des TIW AG-Reports im "profil" z u  
verhindern. Das könnte aum nom Gegenstand 
einer medienkommissionellen Untersuchung 
sein. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Dann lassen 
Sie es untersuchen! Wir sind gerne dafür!) 
Wir sind gerne dazu bereit. 

Herr Dr. Minkowitsdl ist leider nicht da. 
(Ruf bei der OVP: Er ist kein Doktor!) Bitte, 
wenn es Sie stört, dann werde ich Herr Min­
kowitsch sagen. Auf einen Doktor mehr oder 
weniger kommt es in Osterreich ohnehin nicht 
mehr an. (Heiterkeit.) Dem Herrn Abgeordne­
ten Minkowitsch muß ich folgendes sagen: Ich 
würde mir sehr gerne die Diskussion über 
j ene Fragen ersparen, die vor allem er mir 
immer wieder unterbreitet. Ich verweise ihn 
auch immer wieder an den zuständigen Res­
sortminister, aber er hat j a  das dringende 
Bedürfnis, mit mir über Fragen zu sprechen, 
die eigentlidJ. nicht zu meinem Ressortbereim 
gehören. Ich entziehe mich nimt dieser ver­
mittelnden Aufgabe, weil diese in den Resul­
taten offenbar nicht so sdllecht gewesen s ein 
kann. (Abg. K e r n: Weil die Minister nichts 
zu reden haben!) Vorsimtig, meine Herren 
vom Bauernbund! Jetzt kommt's : Die Ver­
handlungen, die seitens der Bundesregierung 
unter meinem Vorsitz geruhrt werden, haben 
j edenfalls dazu geführt, daß sich der Oster­
reichisdle Bauernbund, Wien 1 040, Bruckner­

' straße 6, im Mai 1 974 dazu entschlossen hat, 
einem "lieben Berufskollegen" mitzuteilen, 
daß in den Verhandlungen mit der Bundes­
regierung mehr als 1 Milliarde Schilling für 
die Bauern durchlQesetzt werden konnte. So 
schlemt konnte das alles bisher nicht gewesen 
sein. (Beifall bei der SPO.) 

Im Brief wird dann aufg,eschlrüS'se1t : 600 Mil­
lionen für Erzeugermilchpreis, Verbilligung 
der FuttermageI1II1i1ch, Absatzförderung der 
Milch, Förderung des Viehabsatzes, Erhöhung 
der Mittel für die Treibstoffrückvergütung ; 
also insgesamt mehr als 1 Milliarde. - Im 
zitiere aus dem Brief des Osterreimischen 
Bauernbundes. (Abg. M i t t e  r e r: Aber, Herr 
Bundeskanzler! Gar nichts wollen Sie sagen?) 
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Bundeskanzler Dr. Krelsky 
Ich sage nur, daß das Reden und das Verhan­
deln offenbar doch einen Sinn gehabt haben 
muß, sonst hätte das der Bauernbund nicht 
in einer Postwurfsendung an alle seine Mit­
glieder mitgeteilt. (Abg. M i t  t e  r e  r: Das be­
strei tet er gar nichtJ) 

Aber dann darf man mir nicht vorwerfen, 
meine Herren, daß ich die Frage an miCh. ge­
zogen hab e :  Es war der Wunsch des Abgeord­
neten MinkOlwitsch und der Wunsch seiner 
Organisation, daß mit mir auch verhandelt 
wird. Außerdem regen Sie sim nicht so auf, 
meine Herrenl Wenn iCh. das täte, was Sie 
von mir wollen, so müßte ich ja für heute 
nachmittag die Verhandlungen über den Ge­
treidepreis, was meine Person betrifft, ab­
sagen. Den Wunsch kann ich Ihnen sofort er­
füllen, denn wir haben ohnehin eine Menge 
anderer Sachen auch noCh. ,zu tun. Wenn Sie 
das wollen! (Abg. K e r n: Sie brauchen keine 
Drohungen auszusprechen!) 

Zur Frage der Außenpolitik : Hier hat Herr 
Abgeordneter Mock einige sehr bemerkens­
werte Äußerungen gemacht - ich stehe auch 
nicht an, das 'in aller DeutJlidlikeit zu sagen -, 
Äußerung,en, die ich ihrem Illihalt nach voll­
kommen unterschreilbe und mit denen ich mich 
auch zu identifizieren bereit ,bin. Ich werde 
auf diese beiden Fragen noch eingehen. Ich 
muß nur zuerst eine grundsätzliche Frage be­
antworten. 

Meine Damen und Herren! Die Außenpolitik 
ist eine Politik der Gesamtregierung. Der 
Außenminister führt diese Politik im Bereich 
seiner Ministerverantwortlichkeit durch. Das 
ist immer so gehalten worden: So ,war ,es in 
der Koalitionsregierung, so war es in der Ein­
parteienregierung der OVP, und so ist es auch 
heute. Es gibt keinen Staat der Welt, in dem 
dem Regierungschef in Fragen der Außenpoli­
tik eine Sch'weigepflicht auferlegt wird. Das 
war auch früher nicht der Fall. 

Es gab natürlich BundeskaIliZler, die sich 
mehr für Außenpolitik interessierten, und es 
hat solche gegeben, die sich weniger dafür 
interessiert haben. So haben die Bundeskanz­
ler Figl und RaClJb die Außenpoliti'k .der iBun­
desregierung sehr stark geprägt. Das wissen 
Siel Es hat andere Bundeskanzler gegeben, 
die sich für innenpolitische Fragen - auch 
de:sha,lb, weH dieSle Fragen zeitwe'i\Li.g lebens­
wichtiger waren - mehr interessiert ,ha'ben. 

Es ist ganz klar, daß nach dem Abschluß des 
Staatsvertrages das außenpolitische Interesse 
einigermaßen reduziert wurde, weil es nicht 
mehr die Lebensfrage für j eden einzelnen Bür­
ger und für j ede einzelne Bürgerin unseres 
Staates war. 'Das ist ülberall so in der Welt. 
In Zeiten großer außenpolitismer Spannungen, 

in denen sich jeder vor dem Tag, der kommt, 
fürchtet, ne/hmen die Menschen, die nicht 
grundsätzlich uninteressiert sind, an der 
Außenpolitik teil. In ruhigeren Zeiten, in 
denen man das Gefühl hat, es kann eigentlich 
wenig passieren, beziehungsweise man glaubt, 
es könne wenig passieren, ist das anders. Das 
ist heute ganz -genauso. 

Herr Abgeordneter Dr. Mock l  Sie haben j a  
viele persönliche Beziehungen 'zu dem Dienst, 
dem Sie selber angehören. Es 'wird Ihnen dort 
j eder sagen, daß es vorher kaum einen Bun­
deskanzler gegeben hat, der sich in die Ge­
schäHe des Außenministeriums so wenig ein­
gemischt hat, wie ich es tue. (Abg. 0 f e n­
b ö c k: Das glauben Sie selber nichtl) Ich 
glaube das, sonst iwürde ich es hier nicht 
sagen. Das ist nämlich der Unterschie'd. Ja­
wohl, ich halbe mich wenig eingemischt I Ich 
weiß ganz genau, wie ·das früher war, weil 
ich schließlich 13 Jahre in der Außenpolitik 
einerseits als Staatssekretär, andererseits als 
Außenminister tätig war. 

Wissen Sie, warum ich das so halte? -
Weil ich g,anz genau die Gefalhren kenne, die 
darin bestehen, daß ein ehemaliiger Ressort­
minister unter Umständen weiter auf dieser 
Bahn blei:bt. Ich habe mich nirgends in di,e 
konkrete Besorgung der Geschäfte einge­
mischt. Das kann j eder bestätigen. Ich über­
nehme in der Regel nicht einmal die Vertre­
tung des Außenministers, falls er verreist ist, 
denn ich habe meine Kollegen gebeten, mich 
grundsätzlich nicht als ihren Vertreter zu be­
stellen. 

Was die Beurteilung der Außenpolitik be­
trifft, so kann ich Sie als Opposition natürlich 
nimt daran hindem, diese Außenpolitik /Zu 
kritisieren. Das ist Ihr gutes Recht! Im ver­
üble Ihnen das auch ,gar nicht. Ich möchte be­
treffend die Beurteilung unserer Außenpolitik 
nur sagen, ,daß ich mich doch auf das stütze, 
was die führenden Staatsmänner der Vereinig­
ten Staaten und die der zweiten Supermacht, 
der Sowj etunion, sowie der französische Prä­
sident zum Beispiel und die internationale 
Presse zu unserer Stellung in der Welt in 
der letzten Zeit ausgesagt haben. Desiha'lJb 
ist j a  auch die Argumentation Igegen den 
j etzigen Bundespräsidenten in sim zusammen­
gebrochen, die Sie so gerne einsetzen wollten, 
als es um die Auseinandersetzung über seine 
Qualitäten als Bundespräsident gegangen ist. 
Das war offenbar eine Außenpolitik, die sich 
in der Welt draußen größten Ansehens er­
freut und gute Resultate gezeitigt hat. Da 
wird man sich eben darüber trösten müssen, 
daß sie nicht Ihre restlose Zustimmung findet. 

Im übrigen möchte ich bei dieser Gelegen­
heit auch sagen : Vielleicht haben Sie bemerkt, 
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daß wir in der kritischesten Fra ge, die es der­
zeit in der Weltpolitik gilbt,  im Mittelost-Kon­
flikt, heute Sympathien gleichermaßen der bei­
den Streitt eile 'genießen, was keineswegs 
für jeden europäische n Staat gilt . (Beifall bei 
der SPO.) 

Nun zu den Fragen, von denen ich der Mei­
nung bin, daß ich mich mit ihnen weitest­
geihend in der Form identifizieren kann, wie 
sie der Herr Minister außer Dienst Dr. Mock 
hier dargelegt hat. 

Da rf ich nun, Herr Minister, den genauen 
Text meiner Erklärung gegenÜJber dem Redak­
teur der "Iswestija" vorlesen u nd ihn Ihnen 
auch zur Ve rfü gung stellen, damit nicht der 
Verdacht entst eht , ich hätte .gewisse Teile 
verschwiege n. Die "Iswestija " erscheint i n  der 
Sowj etunion und wird d ort v on den Politikern 
gelesen. Damit das also klargestellt ist . 

Es heißt hier wörtlich: "Natürlich hat sich 
auch Osterreich immer se1bst bemüht, zur Ent­
spannung beizutragen. Wie Sie sich ·gut er­
innern werden, sind wir stets für die Einbe­
rufu ng der Europäischen Sicherheitskonferenz 
eingetreten." - Wir Osterreicher ; das war ja 
die Fortsetzung der Politik, die seinerzeit 
schon Dr. Klaus eingeleitet hat. - "Nun, da 
die :DWeite Etappe im Gang ist," - gemeint ist 
Genf - "ist unser B emühen mit allen Kräften 
darauf gerichtet, daß ih re A rbeit erf olgreich 
endet." - Es ist also keine Rede davon, daß 
ich gesagt habe : Laßt jetzt das alles stehen, 
überlassen w ir es dem Gipfel! - "Darunter 
verstehen wir , daß die wi chtigsten Prdbleme 
gelöst werden. Wir in Wien rechnen damit, 
daß diese Konferenz vor allem mit der An­
nahme einer Hauptdeklaration endet, in der 
die Bedingungen angeführt sind, die unbe­
dingt zur E rhaltung und Festi gung des euro­
päischen Friedens erforderlich sind. 

Unter diesen Bedingungen nimmt einen 
nicht unwichUgen ,Platz" - ich habe als o auf 
nichts verzichtet - lIder Verzicht auf Gewalt­
anwendung oder auf die A ndrohung von Ge­
waltmaßnahmen sowie die Festlegung der Un­
verletzlichkeit der Grenzen in Eur opa ein." 

Ich sage Ihnen auch ganz offen, warum ich 
vor allem auf diese Fragien einen so großen 
Wert lege. So skeptisch wir au ch sein mög en, 
was Dokumente betrifft : Es ist ja vie'les früher 
unterschrieben worden. Alles zum Heispiel , 
was im Korb 3 sein soll - da s haben Sie ja 
selber ,gesagt -, st elht in der Oharta der Ver­
einten Nationen, stelht in der Konvention der 
Menschenfiechte ; alles das ist unterschrieben 
w orden. Wir s ollen uns ja nicht selber täu ­
schen über den Gelhalt und die Bedeutung von 
Dokumenten. 

Ich bin jedenfalls der Meinung, daß wir 
momentan d och immer ·wieder die Sorge 
haben, daß es passieren könnte, daß irgend ­
w ann und irgendwo Grenzen verletzt werden, 
die Selbständigkeit eines Staates gefährdet 
wird. Da ist es jedenfalls - wenn auch kein 
sicheres und kein probates Mittel - notwen­
dig, in einer solchen Situation alle i n  Betracht 
Kommenden neuerdings zu verpflichten, daß 
eventuell v on ihnen veJ:1kündete D oktrine n 
jedenfalls durch D okumente , unter ,die sie Lhre 
Untersduift setzen, völkerrechtlich außer Kraft 
gesetzt we rden. Ich sage das bei aller Skepsis, 
die sie geteilt haben. 

Nun, Herr Ab geordneter, was kann denn 
eine s olche Sicherheitskonferenz tun? Und hier 
sind wir auch gar nicht s o  weit auseinander. 
Wir sind uns einig dar Ülber , daß eine solche 
Konferenz kein Schöpfungsakt einer neuen 
Politik sein kann, weder einer !k ontinentalen 
noch einer globalen Politik. Es kann besten­
falls die Konsolidierung und Konfirmierun g 
ei nes weltpolitischen Zustandes sein, damit 
wir auf Grund der Konsolidierung neue Ent­
wicklungen herbeizuführen trachten . Wir wis­
sen, daß dieser Zustand s ehr labil ist , und 
wir wissen heute sehr genau, daß, hätte es 
nicht die Interrvention der bei den Supermämte 
im vorigen Herbst gegeben, wir wahrschein­
lich einen Konflikt von unabsehbaren Aus­
maßen gehabt hätten. S o  l abil also der welt­
p olitische Gleichgewichtszustand sein mag, s o  
war e r  doch vital genug, um die Feindselig­
keiten in diesem Teil der Welt zu beenden 
und zu einer gewissen Ruihigst ellung zu �üh­
ren. 

Nun zu der Frage KoIib 3. Darf ich Ihnen 
vorlesen, was im dazu gesagt habe, und zw,ar 
nicht in Wien und nicht in Genf und nicht in 
irgendeiner westlichen JMetropole, sondern in 
Moskau. 

Ich habe meinen Vortrag damit beendet, 
daß ich ausgeführt habe : 

"Bei allem Respekt rur die Idee der Nicht­
einmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Staaten, so gehört die .Ak.tualisierung der 
Grundrechte der Menschen zu den :großen Er­
rungenschaften dieser Zeit. Und daß diese 
Frage eine wachsende Rolle in de r internatio­
nalen P olitik spielt, scheint uns durchaus 
selbstverständlich zu sein, denn die E ntspan­
nungsp olitik wird in steigendem Maße so un­
teilbar wie seinerzeit das Postulat von der 
Unteillbarkeilt des Friedens." 

Damit habe ich klar und deutlich zu ver­
stehen gegeben, daß man auf die Respektie­
rung der G rundrechte der Menschen, will man 
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eine Entspannungspolitik wirklich durchfüh­
ren, nicht verzichten kann. Sie ist daher un­
teilbar. (BeHall bei der SP.tJ.) 

Nun möchte ich ]hnen auf die von Ihnen 
aufgeworfene Frage antworten, daß Herr Dok­
tor Bielka nur für eine Legislaturperiode 'Zum 
Außenminister bestellt wurde. Daß Sie mir 
das zum VOl1Wurf machen, freut mim im höm­
sten Maße deshalb, weil Sie -damit dieser 
Regierung die Chance gEfuen, auch in eine 
�eite Legislaturperiode einzutreten. (Beifall 
bei der SPO.) Aber konstitutionell, Herr Dok­
tor Mock., kann jede Regierung nur für die 
Legislaturperiode bestehen, und daraus kann 
und sollte man ihr keinen Vorwurf machen. 
Ich bin fest entschlossen, das, was Sie sich 
wünschen, audl 'Zu verwil'klidlenl (Neuerlicher 
Beifall bei der SPO. - Abg. G r a f: Herr 
Bundeskanzler! Wenn Si,e die WÜ11JSche vom 
Kollegen Mock erfüllen, dann sind wir zufrie­
den!) Die hier geäußerten Wünsche I (Abg. 
G r a  f: Diese Einschränkung ist zweckmäßig!) 
kh kann j a  seine Mentalreservationen von 
meiner Seite aus nicht beurteilen. 

Was das Gesetz über die Verwaltungsaka­
demie betrifft, das Sie urgiert 'haben, so wissen 
Sie, daß es in der Begutadltung war und daß 
nun - das teile idl j etzt gerne dem Hohen 
Haus mit - der Entwurf fertig ist urud im 
Hohen Haus für Herbst ,zur Beratung wird 
stehen können. Das Ausschreibungsgesetz 
liegt ja bereits im Hohen Haus und ist damit 
meiner Ingerenz entzogen. Jetzt müssen Sie 
entscheiden, was hier weiter geschieht. 

Was nun die Verwaltungsreform anlangt, 
möchte ich jetzt gar nidlt diskutieren, wie 
lange, wie viele Jahre rwir auf den seinel1Zei­
tigen Bericht haben warten müssen. Das will 
ich gar nicht tun, sondern nur sagen, daß das 
eine sehr schwierige Sache ist. Deshalb habe 
ich allen Ernstes gemeint - ich bin natürlidl 
auch für weni-ger Beamte; wer sollte nicht da­
für sein -, daß ich -gern bereit ''bin, in der 
Zeit der Mitbestimmung auch mit der Gewer,k­
schaft öffentlicher Dienst darüber 'Zu beraten, 
wie man hier vorgehen kann, um zu einer 
Reduzierung dieser Personalstände zu kom­
men. 

Ich könnte Ihnen j etzt das wiederholen, was 
ich schon oft gesagt habe und was Ihnen 
bekannt ist, daß Sie nämlich eines immer 
übersehen: Als diese Regierung ihr Amt an­
trat, gab es 273.000 Beamte; j etzt gibt es rund 
282.000 Dienstposten. Die Dienstposten sind 
also tatsächlich um die Zahl von 8692 ange­
stiegen. A:ber allein im Unterrichts-, Wissen­
schafts- und Forschungsbereich sind 8742 da­
zugekommen; also mehr als die Steigerung 
der gesamten Dienstposten. Im Verwaltungs-

bereich ist es zu einer Kürzung um 50 Dienst­
posten gekommen, und das, dbwohl es in 
dieser Zeit zwei Arbeitszeitver�ürzungen ge­
geben hat, was Sie ,übersehen. Diese Arbeits­
zeitverkür,zungen bedeuten nämlich bei der 
Eisenbahn, bei der Post und überall, wo man 
Dinge nicht liegenlassen kann, daß es natür­
lich zu einer starken Belastung kommt, weil 
zum Beispiel die Züge fahren, weil die Briefe 
expediert werden müssen. 

Ich will mich jetzt nicht :mit IJhnen in einen 
Streit einlassen, wie man diese von Ihnen 
erwähnten 5200 Dienstposten rechnen soll. 
Hiezu wird so oft Gelegenhe'it sein, also WOlZU 
das jetzt tunl 

Was nun die Forderungen - vorläufig noch 
nicht der Gewerkscha.ft, sondern des OAAB -
betrifft, die Sie in Linz erhoben haben, so 
sind diese durchgerechnet worden und ergeben 
nach unseren Berechnungen ungefähr 3690 Mil­
lionen Schilling. Das hält der Staat sicherlim 
nicht aus. Das kann ich Ihnen gleich j etzt 
sagen I Derartige IBelastungen sind unmöglich. 

Was die persönlichen Beschwerden betrifft, 
so haben Sie für vier Jahre eine sehr kleine 
Liste zusammenbekommen, und die ist im 
höchsten Maße bestritten. Aber ich möchte 
Ihnen doch gerne sagen: Es vergeht fast keine 
Woche, daß nicht ein Herr Ihrer Fraktion für 
Leute Ihrer Couleur bei mir interveniert. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort geme1det 
ist der Herr Abgeordnete Marsdl. 

Abgeordneter Marsdl (SPO) : Hohes Haus I 
Herr PräiS'i.ldenitI ,MeilThe Da1Illen rund Heiinen! Die 
notwendigen Änderungen in den Ressorts der 
Bundesregierung sind Anlaß einer Debatte, die 
die OVP 'beantragt hat. Das ist ihr gutes Recht 
und für uns der erfreuliche Anlaß, nicht nur 
die hervorragende Arbeit der österreichischen 
Bundesregierung zu würdigen, sondern auch 
die gegelllWärtige innenpolitisdle Landschaft 
zu beJ.euchten. Das umso mehr, weill bei einer 
gesamtösterreichischen Entscheidung vor eini­
gen Tagen - es war ja die erste, seit die 
Mehrheitsregierung im Amt ist - gerade die 
Tätigkeit dieser Bundesregierung mit am Prüf­
stand war. 

Die Beurteilung ist für die Regierung und 
für die Regierungspartei gut ausgefallen. Das 
ist ja nicht zu leugnen. Anders stellt sich die 
OVP den Osterreichern, wie das ja heute vom 
Kollegen Mock audl ausgedrückt wurde. 

Mein Vorredner Mock. hat das mit seltener 
Deutlichkeit dargele'gt, indem er sagte : Wer 
in der OVP eine Wahl verliert, muß in das 
zweite Glied zurücktreten. - Das ist also 
Ihre Situation, die ja schon Herr Bürgermeister 
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Lugger am 25. Juni angekündigt hat, indem 
er von der kleinen Konfrontation - so hat er 
das genannt - innerhalb der OVP sprach. 
Er sagte, die wird es geben, damit die Kräfte 
aus den Bundesländern als Summe stärker 
zum Tragen kommen. So hat er das ,gesagt, 
und so steht es in den Zeitungen. 

Herr Kollege Mock. ist noch deutlicher ge­
worden und bringt damit die kleine Konfron­
tation in vollen Sduwung. Ja, meine Herren 
von der OVP, so geht es Ibei Ihnen zu, und 
Sie gehören ehen zum politischen Landschafts­
bild in Osterreich. Es ist eine politische Krater';' 
landschaft, die nicht wegzuleugnen ist. Da be­
kriegt eine Landesorganisation die andere, 
und Ihr Parteiobmann hat nichts Eiligeres zu 
tun, als prompt den Anspruch, Kanzlerkandidat 
zu sein, zu erheben. 

Das wird in eineinhalb Jahren das öster­
reichische Volk entscheiden und nicht Sie, 
meine Herren von der OVP. (Abg. K r  a f t: 
Aber Sie schon überhaupt nichtf) Sie wollen 
Osterreich regieren und können nicht einmal 
Ihre eigene Partei in Ordnung halten. (Beifall 
bei der SPO.) 

Nun stellt der Herr Kollege Mock. lihren 
Parteiobmann als Parteiobmann auf Zeit vor. 
Ich glaube, niemand hätte das klarer vor 
Augen fUhren können, wie das Ihr Kollege 
Mock getan hat. DMür müssen wir ihm eigent­
lich dankbar sein. Und so el1klärt sich Ihre 
ganze Politik, die Sie nur mehr auf dem dop­
pelten Boden machen können. 

Meine Herren, ein Beispiel : Bei der Steuer­
senkung verlangen Sie mindestens 1 0  Milliar­
den Schilling. Und der Wirtschaftsbund mit 
der BundeSlwirtschaftskammer sagt :· 5 Milliar­
den Schilling sind genug. Das sind Ihre Mei­
nungen, wo also die 10 Milliarden und die 
5 MilHarden zusammerukommen, der eine das 
verlangt, der andere j enes. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Die Bundeswirtschaftskammer is t 
nicht Bestandteil der OVP! Sie kennen die 
Landschaft nicht, über die Sie reden!) 

Oder bei den Telephongebühren. Da sagt 
der OAAB: Keine Erhöhungl ,  und der Wirt­
schaftsbund stellt fest:  Die Erhöhung ist not­
wendig! 

Bei den Lohn- und Gehaltserhöhungen 
spricht die Bundeswirtschaftskammer davon, 
daß die Belastbarkeit unerträglich ist. Und die 
OVP-Personalvertretung verlangt eine zusätz­
liche Gehaltserhöhung in Sparten des öffent­
lichen Dienstes, die, rwie Sie [g.ehört halben, in 
die Milliarden gehen. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Die Bundeswirtschaftskammer ist 
eine öfientlich-rechtliche Einrichtung, keine 
Par teiorganisation!) Ja, Herr Kollege Kohl-

. mai er, wissen Sie noch immer nicht, daß die 

Bundeswirtschaftskammer mehrtheitlich von 
Ihren Funktionären verwaltet wird? (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das ist eine Interessen­
vertretung!) Da teilt sie sich: Da ist der Herr 
Mussil I und der Herr ·Mussil U zum 
Beispiel. So sehen Sie die Situation? 

Und so machen Sie das am laufenden Band. 
Für die Bauern fordern Sie noch höhere Preise 
b ei der Milch. Ihr damaliger OVP-Landwirt­
schaftsminister, der Herr Dr. Schleinzer, hat 
den Milchpreis um 1 ,20 S erhöht. Und wissen 
Sie, was davon die Bauern h�kommen haben? 
Nicht einen Groschen!  {Beifall bei der SPO.) 

Der OVP-<Bauernlbund fordert j etzt einen 
noch höheren Getreidepreis. Ihr OVP-Land­
wirtschaftsminister Dr. Schleinzer hat damals 
den Bauern beim Getreide 7 Groschen weg­
genommen. Aber 'glauben Sie nicht, daß des­
halb damals das Brot oder die Semmel nur 
um einen Groschen billiger geworden ist. 
Heute fordern Sie noch hohere Pensionen und 
wissen, daß die Pensionisten und Rentner noch 
nie soviel dazubekommen haben als unter 
dieser Regierung (Beifall bei der SPO -
Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Noch nie so wenig, 
bleibt ja nichts übrig!), weil wir den Berech­
nungsschliissel für die Rentner und die Pensio­
nisten vel'bessert haben. Würde nämlich Ihr 
Unrecht der Berechnung für die Pensionisten 
beibehalten werden, dann hätten heute die 
Rentner und Pensionisten genau um 720 Mil­
lionen Schilling weniger. (Beifall bei der SPO.) 

Sie fordern heute höhere Kinderbeihilfen 
und haben seinerzeit Milliardenbeträge aus 
dem Kinderbeihilfenfonds entnommen, inka­
meriert, widmungsfremd verwendet und damit 
familienfeindlich gehandelt. Diese Liste ist 
neuerlich ein Beweis für Ihre Neinsager- und 

Lizitationspolitik. (Beifall bei der SPO.) 

Sie beklagen heute die Steuerlast der Wirt­
scha·ft und haben damals, in der UVU?�Zeit, 
die Lohn- und Einkommensteuer um 1 0  Pro­
zent, die Körperschaftsteuer um 1 0  Prozent, 
die Vermögensteuer um 50 Prozent erhöht, 
die Autosondersteuer neu eingeführt und die 
Alkoholsteuer ebenfalls neu eingeführt. Das 
war Ihre Politik des Bankrotts. (Abg. Dipl.­
Ing. Dr. Z i t t m  a y r: Und Sie haben es ge­
ändert?) 

Diese Regierung hat die Steuern 'gesenkt. 
Jawohl ! Erste Einkommensteuergesetznovelle 
1970 : 2 Milliarden Schilling. Zweite Einkom­
mensteuergesetznovelle 1 97 1 : 250 Millionen 
Schilling. Dritte Einkommensteuergesetzno­
velle : 640 Millionen Schilling. Vorleistung auf 
die Lohn- und Einkommensteuerreform 1 973 : 
1 ,2 Milliarden Schilling. Einkommensteuerge­
setznovelle 1 972 : 6 Milliarden Schilling. Und 
mit 1 "  Jänner 1975 komant die nächste große 
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Lohnsteuerreform. Das ist unsere Politik der 
Steuenermäß'igungen gegenüber Ihrer der 
Steuerenhöhungen. (Beifall bei der SP,O.) 

Und dann verlangen Sie von uns das Ein­
frieren der öffentlichen Tarife und Gebühren. 
Und wenn dann der Wiener Bürgermeister 
und Landeshauptmann Gratz nicht redete, son­
dern handelte und die geplante Erhöhung der 
Spitalskosten auf Hefbst verschob, dann wird 
von Ihrer Warte her gesehen der Index mani­
puliert, weil er niedrig 'gelhalten wird. Ja, 
meine Herren von der OViP, wir wollen den 
Index niedrig halten (Heiterkeit bei der OVP) 
und werden deshalb dazu alles tun, was man 
uns möglich macht, was man imstande ist in 
einer Welt unsicherer Wirtscha:ftsentwiddung. 
(Beifall bei der SPO.) 

Für Sie ist das heute ein Freudenanlaß, 
nicht weil der Herr Lugger Geburtstag hat, 
sondern weil endlich die 1 0-Prozent ... Marke im 
Preisindex uberschritten wurde. Das, meine 
Herren, paßt ja typisch zu IJhrer Politik. 

Für uns ist es ein Signal und für Sie muß 
es ebenso eins sein. Wir appellieren daher 
dringend an Sie : Geben Sie der Regierung 
das preisgesetzliche Instrumentarium, das sie 
braucht, und kneifen Sie nicht. Sag,en Sie 
nicht, zu Ihrer Zeit waren die Preis erhöhungen 
3 , 1  Prozent und Sie brauchten damals dieses 
Instrumentarium nicht. Sagen Sie auch nicht, 
daß der Schilling damals um ein Drittel mehr 
wert war. Bleiben Sie auf dem Boden der Tat­
sachen. Auf der ganzen Welt gibt es heute 
Preiserhöhungen mit 1 0, 1 5, 20, 25 und mehr 
Prozent. Es gibt die Hausse bei den Roh­
stoffen, es bröckeln Wahrungen ab, die Welt­
wirtschaft ist noch lange nicht über dem Berg. 
Seien wir froh, daß sich Ost erreich so gut hal­
ten kann. Die ganze Welt erkennt das an, nur 
die OVP nicht. Zu ihrer Zeit haben wir näm­
lich mit den Preisen ein Drittel über dem euro­
päischen Durchschnitt gestanden. Das ist die 
Wahrheit! Heute sind wir im untersten Feld. 

Meine Damen und Herren von der OVP! 
Ich möchte damit jeden von Ihnen ansprechen: 
Gibt es einen ,Platz, ein Land in Europa, in 
dem man besser lebt als in Osterreich? (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. K r  a f t: Wir müssen 
in Osterreich kaufen!) Gilbt es ein Land mit 
relativ so niedrigen Preissteigerungen im Ver­
hältnis zu den anderen, mit so hoher Beschäf­
tigtenzahl, mit so staibiler Währung? Der Schil­
ling ist gegenüber dem Dollar inzwischen um 
ein Viertel aUfgewertet worden, meine Her­
ren! Gilbt es ein Land mit so hohem Wirt­
schaftswacbstum? Wo ist es besser: In Italien, 
wo die Erdölgesellschaften versuchen, gewis­
sen Parteien Gelder anzubieten, wo die Wäh­
rung einen Tiefstand erreicht hat wie nom 

nie? In Frankreich mit den exorbitanten Preis­
steigerungen ? In England, wo es vor kurzem 
noch eine Dreitagewoche gab unter Ihrer kon­
servativen Regierung, aber die Leute müssen 
sieben Tage leben? (Hei terkeit bei der OVP.) 
In Dänemark mit der stal1ken Teuerung? Ja, 
meine Herren, so schaut es doch aus I Oder 
kommen Sie heraus . und nennen Sie ein Land, 
wo es besser ist als in Oslerreich. Darauf müs­
sen wir stolz sein, und das können wir mit 
Recht ! (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a j e  r: Deutschland: Unter 1 Prozentl) 
Für die Kontinuität der Tätigkeit hat die ,Bun­
desregierung und mit ihr die Regierungspartei 
gesorgt. 

In den wichtigen Ressorts des Außenamtes 
und in dem so bedeutsamen Ressort des Land­
wirtschaftsministeriums erfolgte eine Neube­
setzung. Und ger�de auf dem Gebiet der 
Außenpolitik hat Osterreich heute mehr An­
sehen auf der Welt .(Abg. F a c h l e u t n e r: 
. . .  als der Kongo!), die Stimme Osterreichs 
wird heute geachtet und respektiert und der 
Rat Osterreichs auf der gesamten W,elt gerne 
angenommen. Möge die Bundesregierung nun 
mit ihren zwei neuen Köpfen ebenso erfolg­
reich weiterarbeiten können ,wie bisher. Es 
lohnt sich für Osterreich und seine fleißige 
Bevölkerung! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Dr. Mock 
hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Sie haben 
fünf Minuten Zeit. 

Abgeordneter Dr. Mod (OVP) : Meine 
Damen und Herren! Der Herr BundeskanlZler 
hat vor;hin festgestellt, daß die Erhöhung um 
mehr als 8000 Dienstposten in seiner Amtszeit 
als Bundeskanzler vor allem auf die Tatsache 
der NeueinsteIlung von Lehrern zurückgeht 
und dadurch auch die Aussage gemacht, er 
wisse, wie es in der Zeit der OVP-Regierung 
gewesen sei. Ich darf Ihnen zur Kenntnis brin­
gen, daß in dem Bericht, den der Herr Bundes­
kanzler am 22. April 1971 selbst dem Parlament 
übermittelt hat, auf Seite 9, erste Kolonne, 
Fußnote 1 ,  festgehalten ist: 

So war es für 1 968 notwendig, die Dienst­
posten im Unterrichtsressort um etwa 1 300 
zu vermehren. Ähnlich stieg die Zahl der über­
wiegend vom Bund bezahlten Landeslehrer. 
Durch Reduktionen in anderen Bereichen der 
Bundesverwaltung war dennoch eine Vermin­
derung um insgesamt 620 Dienstposten erreich­
bar. 

Das war die Politik der OVP-Regierung, 
und das widerspricht dem, 'Was hier der Herr 
Bundeskanzler gesagt hat. Entweder ist das 
falsch, was in dem Bericht steht, dann frage 
ich den Herrn Bundeskanzler, 'warum ar diesen 

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 85

www.parlament.gv.at



1 1094 Nationalrat XIII. GP - 112. Sitzung - 1 1. Juli 1974 

Dr. Morlt 
Bericht dem Nationalrat übermittelt hat, oder 
es war seine Aussage hier nicht richtig. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Schleimer. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-;Ing. Dr. Sdlleinzer 
(,oVP) : Meine sehr ,geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte gerne auf einige Äußerun­
gen des Herrn BunideskaIllZlers Bezug nehmen 
und würde es begrei'flicherw,eise schätzen, 
wenn er bei der Debatte über diese Erwei­
terung und Umbildung seiner Regierung im 
Haus·e anJWesend iWäre. 

Zunächst einmal möchte ich 'auf eine 
Äußerung des BUn!deskanzlers Bezug nehmen, 
wo er meinte, wenn Parteien vedlandeln, ist 
es sebbstverständlich, daß die Parteien besUm­
men, wer verhandelt. IDas ist ein Grundsatz, 
der ,üherhaupt nicht 'zur D�batte steht, das ist 
unbestritten. Wo käme man hin, wenn sich 
die Parteien wechselseitig vorschreiJben woll­
ten, mit wem sie veIfuandeln und mit wem 
nicht. Aber das war auch nicht die Frage, 
um die es sich Ihier !handelte, sondern es ging 
darum, daß Wirtscha.ft.s,gespräche vefeinbart 
gewesen s'ind, daß also üiber unsere Vor­
schläge zur Stabi1isierung·spoUtük. 'geredet wer­
den sol<lte und daß ,bei aUer Wertschätzung 
unserer Gesprächspartner zweifeUos die­
j enigen 'fehlten, die wr ein substantielles Ge­
spräch erfordeIllich gewesen wären. Tatsache 
jedenfalls i,st, daß dieses Gespräch über die 
Sta:bilisie rungspoliUk unlb�friedigend ver­
laufen ist, Tatsache ist, daß ein Ergebnis bei 
diesen Verhandlungen j edenfalls nicht in be­
friedi'gender Weise erzielt wurde, daß offenbar 
die Regierung ein sdlches Ergebnis der StaibHi­
sierungs.g·espräche ,gar nicht wolUe, vielleicht 
aus dem ,Prestige und aus der Sorge heraus, 
daß, wenn man unsere Vorsmläge akzeptiert, 
man in der Offentlichkeit den Eindruck er­
weckt, als OIb man sebber 'Zu wenig tue und 
inlfolgedessen von vorneherein nein sagen 
müsse. Wenn hier von einer Neinsagerpartei 
die Rede 'ist, dann ist es die Sozialistische 
Partei Osterreichs, (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr BuDJdeskaßJZI].er ist anscheinend 
anderweiUg , beschäftigt. Ich halbe durchaus 
Verständnis dafür. Aber so muß ich in seiner 
Abwesen!heit das au sfiiiJhren, was al,s Antwort 
aUlf seinen niskussionsbeitrag hier zu sagen 
ist. Der Bundeslkamz:l-er meinte : Warum werden 
deIliD. die Verhandlungen im Zusammenhang 
mit den Forderungen der Bauern bis zum 
Bundeskanzler delegiert? Diese :Frage muß 
sich der Bundeskan�ler sellber beantworten. 
Würde man dem Landlwirtschaftsminister die 

notwendig sein ! (Erneuter B�i1al1 bei der 
OVP.) So wird mit dieser Politik ledi'glich 
demonstriert, daß diese sozialistische Re.gie­
rung, was die Bauern !betrifft, �lassenkamp'f 
von der RegierungS/bank aus betreJi.bt ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn Sie seinerzeit in Ihrer Regierungs­
erklärung 'gemeint haben, Osterreich werde 
eine Heimstatt für alle Usterre'lcher sein, dann 
kann ich nur sagen, für die Bauern ist sie es 
nicht I (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Warum hört 
er sich das nicht an, der Herr Bundeskanzler? 
Will er das nicht hören? - Abg. Doktor 
K o r e n: Wo ist er denn? - Abg. S e k a­
n i  n a: Die beschmutzen das eigene Nest! Ist 
das ein Kanzlerkandidat? Das hat mit Wahr­
heit nichts zu tun! Das is t ein deplaciert es 
Niveau! Der Kanzlerkandidat der OVP!) 

Zu einem Dritten: Was die Außenpolitik 
,betrifft, möchte ich fol'geDJdes sagen : Es gi!bt 
sicherlich . . .  (Abg. S e  k a n  i n a: Sie be­
schmutzen das eigene Land! Das ist Euer 
Kanzlerkandidat!) Herr Sekanina! Diese Zwi­
schenrufe bleiben Ihnen voI1behalten, Sie ver­
tragen keine Kritik mehr. Das wissen wir 
schon seit geraumer Zeit. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. S e  k a n i  n a: Das ist der 
Repräsentant der größten Oppositions­
partei! - Abg. G r a  f: Sollen wir vielleicht 
Sie aufstellen? Was reden Sie, Herr Seka­
nina? - Abg. Dr. B 1 e n k: Die Regierung 
ist doch um Gottes willen nicht identisch mit 
dem Land! - Anhaltende Zwischenrufe. -
Der P r ä  s i d e n t gibt das ,Glockenzeichen.) 
Dort, wo bei Ihnen das Verständnis für die 
Kritik aufhört, dort weroen Sie .aggressiv. 
(Weitere 

.
anhaltende Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren! Zur Außenpolitik 
möchte ich folgendes sagen: Es ist gar kein 
Zwei'fel, daß es 'Dür den Bunde,skaDiZler in der 
Außenpolitik keine Sdlwei,gepflicht 'gilbt. Hier 
stimme im dem Herrn BundeSikamle r  vol1lauf 
zu. Die Frage scheint mir nur manchmal eine 
Frage der remten Maßes zu sein, die Frage, 
inwieweit außenpolitische Äußerungen der 
tatsäch!lichen Linie der offiziellen AußenpoHtik 
entsprechen. Ja, wir schätzen sog,ar außen­
politische Aktivität des BundeslkanZ'lers. Wenn 
ich zum B eispiel an die EWG-Verhandlungen 
denke, wäre uns eine solche .A!ktilVität auf 
dieser Ebene zu einem fIlÜlheren Zeitpunkt 
durchaus erwünscht g,e.wesen. Wir haben 
seinerzeit darauf hingewiesen. Als dama:ls die 
Goodwilltour durm die europäischen Staa­
ten der Mitglie:dsge.meinschaft erfolgte, war 
im Grunde 'genommen das Ergebnis der EWG­
VeIihandlungen bereits aus dem Stall. 

entsprechende HaIlidh1IlgSlfrei:heit fiür eine Wenn der Herr Kollege Mock gesagt hat, 

sachg,erechte Agra'IlpoHtilk geben, dann wür- daß es auffiel, daß Sie den heutigen Außen­

den Gespäche mit dem BundeSlkanzler nicht minister als nur für diese LegiSllaturperiode 
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besteHt hetrachten, dann bin ich ja nicht rund­
weg der Meinung, daß Sie das mit der Ein­
schätzung lihrer Olancen rur eine kJüruftige 
Regierung getan haben, sondern daß Sie diese 
Äußerungen an Ihrer sonstigen Zuversicht 
maßen, sodaß skh für j edermann der Eindruck 
ergeben mußte, daß Sie den heutitg,en Außen­
minister überhaupt nur als Ubergangs­
kandidaten betrachten. 

Herr Bundle:sikanrzler ! Ilhre RepNik zur Ver­

waltungsreform hat uns sicherlich nicht befrie­
digt. Wir verstehen auch, daß Sie hier erheb­
lich zurückhaltend w.aren, denn in der Ver­
waltungsreform sind Sie j a  keinen Schritt 
weitergekommen ; im Gegenteil. Wenn ich mir 
hier die Statistik ansehe, wie sich der Per­
sonal- und Sachaufwand allein im iBundes­
kanzleramt entwickelt hat - 1 970 : 39,5 Mil­
lionen Personalaurf.wand, 1 974 : 88, 1 Mi'llionen ; 
beim SachawlWand: 6,4 MiNionen im Jahre 
1970 und 1 00,8 MiUionen im Jahre 1974 -, 
dann sind :das natürlich Gliößenoronungen, 
die vom Standpunkt der Sparsamkeit und 
der Verwaltungsreform nicht !hinreichend 
attraktiv sind. 

,Meine Damen und Herren! Wir halben es 
heute mit einer !kleinen RegierungsuIIlIbildung 
zu tun. Wir haben nun 1 4  MiIlJi,ster und 
4 Staatssekretäre. Soweit 'haben wir es in 
vi er Jahren sOfZialistischer Regierung ,gebracht. 
Es ist ein Rekord. Es ist die größte Regierung, 
die wir in der Zweiten Republik j emals gehabt 
haben. Die Weitsicht der Archite!kten hat fast 
nicht genügt. Die RegierungSibank droht be­
re its zu schmal zu werden. 

Alber es 'hat diese Regierung auch andere, 
wenn auch für die Bevölkerung traurige 
Rekorde aufg,estellt, und dal1üJber wird seIhst 
die Beredsamkeit des Herrn Ahgeordneten 
Marsch nicht hinwegtäuschen können, daß es 
nämlich so ist, daß heute die Bevö'lkerung die 
doppelte Steuerbelastung trägt 'gegenÜJber der 
Zeit der OVP-Regierung ; das wissen die 
Alibeiter in den B etrielben am besten. Hören 
Sie hinein, �ragen Sie die Leutel Wir haben 
heute die dreifache Teuerung gegeIlJÜlber der 
Zeit der Usterr eichischen Volkspartei . Sie sel­
ber sagen, daß wir mit 10 ,2 Prozent eine 
bedeIlikJliche WeiterentlWiddung ha'ben. Die 
haben Sie vor den letzten WaJhlen tiür den 
Mai-Index noch kaschieren können. NiemaIlJd 
ist dagegen, daß man die EI1höthung der 
Spitalsgeibühren in Wien aUlfgehoben hat. 
Aber man muß sich fragen: Warum !hat man 
sie üb eI1haupt beschlossen? Erst dann, als man 
geseihen ihat, daß die IndexwiI1ksamkeit über 
10 ,prozent ,ruhrt, hat man sie nachträgHch 
aufgehobenl Das ist 'doch Indexmanipulation, 
sonst hätte man es überhaupt bleilben lassen 
können. (Beifall bei der OVP.) 

Oder nehmen Sie al'lein die Situation 
unserer Pensionisten und der Rentner von 
heute. Ich gelb e zu, sie bekommen nominell 
mehr auf die Hand als je zuvor, aber es ble�bt 
ihnen weniger übrig als in den Jahren der 
OVP-Regierung. iOas ist die Tatsache! (Beifall 
bei der OVP.) 

Oder nelhmen Sie alls ZwischenbHaIllZ - ich 
möchte sogar sagen als  Bilam - Ilhrer Regie­
rung die Situation beim Wohnbau her. Neih­
men Sie \die WohIllbaustatistik für das Jahr 
1973, dann werden Sie sehen, daß gegenüber 
1 972 die AnzahlI der fertig,gestellten Walm­
bauten um 13 Prozent zurriickgeg,angen ist, daß 
im Jahre 1 973 etwa 44.000 Wohnungen fertig­
gestellt wurden .gegenÜlber 50.000 in den Jah­
ren der OVP-RegierWlg. Sie wollten wb 1970 
jährilich um 5000 WOihnuIlJgen mehr bauen. 
Sie müßten heute bei 70.000 Wohnungen sein. 
Sie 'bauen weniger als ,in der Zeit der OVP­
Regierung. Das ist doch letzten Endes das 
Ende der WohnungspoHtiik. der Sozialisten in 
OsterreichI ,(Bei/all bei der OVP.) 

Was die Frage der Teuerung und der Teu­
erungsentwiddung ibetrifft, so schrieb heute 
einer in einer Tageszeitung, daß wir uns bei 
diesem Geleitzug von Deutschland und auch 
von der Schweiz entfernen und uns tmmer 
mehr Italien annähern. In Deutschland ist der 
Index von 7,2 auf 6,9 Izuliückgegangen. (Abg. 
M a r s  c h: Unter sozialdemokratischer Regie­
rung!) Ja, se,Lbst dort regieren sie noch besser 
(Beifall bei der OVP) und ohne j enes Preis­
instrumentarium, von dem Sie hier der Bevöl­
kerung vorgaukeln möchten, .daß es Ihnen 
fehlt, daß Sie nur deshaJl1b die Preise nicht in 
den Griff bekommen !können. lOas ist die 
Realität. (Beifall bei der OVP.) 

Die ErnennuIlJg eines Staatssekretärs im 
Landwirtschaftsministerium relativ knapp vor 
der nächsten Nationalratswa:hl ist doch im 
Grunde genommen, schlicht und einlfach ge­
sagt, eine Farce. Denn ,glaubt denn winklich 
j emand ernstlha,ft, daß dieser Staatssekretär 
nun in weni,gen Monaten den Bauern im aU­
gemeinen und den Bergbauern im be,sonderen 
aU das bringen wird, was i·hnen di ese Regie­
rung in den vorangegangenen Jahren schuldig 
geblieben ist? Das ist doch eine ausge­
sprochene Illusion. (Ruf bei der SPO: Was 
geschah unter Schleinzer für die Bauern? 
Nichts!) 

Ich kann auch verstehen, daß heute der 
Herr LaIlJdrwirtsch'aftsminister nicht aIllWesend 
ist ; er wird wissen, warum er heute nicht 
im Hause ist. Ich kann Ihnen, meine Damen 
UIlJd Herr,en , nur saglen: Die öster­
reichischen Bauern brauchen keinen St'aats­
sekretär, sondern e'ine ernsthafte un'Ci bessere 
Agrarpolitik. (Beifall bei der OVP.) 
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Der Herr Bundeskanzler wird es mir nicht 
verubeln, wenn ich mich 'gerade bei der AUlf­
stockung der Regierung um einen Staats­
sekretär '21wangsläufig an j ene Äußerungen 
erinnere,  die Sie seinel'Zeit als Obmann der 
Oppositionspartei gemacht 'hab en, nämllich !Zu 
dem Zeitpunlkt, als sich BundeskanIzier Klaus 
einen ·zweiten Staatssekretär ins Kanzleramt 
gehalt hat. Damals hieß doch Ihre Parole:  
Das ist überhaupt nicht zu rechtferHgen ! Wiozu 
Staatssekretäre ? Ein guter Minister braucht 
keinen, und wenn er einen braucht, muß er 
si ch einen b e sseren Minister suchen. 

Meine D amen und Herren! IEs muß sich 
daher der Herr Landwirtschaftsmini.ster nicht 
kränken, wenn er hier als ein offensichtlich 
nicht guter Minister ausgewiesen .wird. Er 
befindet sich j a  an s'ich mit dem Herrn Bundes­
kan2ller, der drei 'Staatssekretäre hat, in bester 
Gesellschaft. (Beifall bei der OVP.) 

Alber, Herr Bunde.skan:zler, wir alle wissen, 
wie es uns so in der PoliUk geht. Es Ihat auch 
menschlich an sich sympathisch gewirtkt, daß 
Sie später, aIs Sie sich drei Staatssekretäre 
geschaffen hatten, schlhcht und einfach sagten: 
Ich habe mich geirrt. 

Einen Irrtum einzubekennen, ist menschlich 
immer irgendwo entwaffnend. Allerdings war 
es wil1klich Irrtum, Herr Bundeskanzler? Sie 
sind doch j ahrelang Staatsseikretär gewesen, 
wurden dann Minister, halben als Minister 
selbe r  S taatssekretäre gehabt, ha,ben also 
einen Erfahrungsschatz auf diesem G ebiet wie 
kaum ein anderer ! Ich kann bei bestem Willen 
nicht 'an IrrtU!IIl glaUiben. Ich glaube viel­
mehr, Sie halben sich nicht geirrt, sondern 
damals p01emisiert. Das ist die Realität. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Ich frage mich rülberhaupt, was denn die 
Staatssekretäre in Ihrer Re,gierung so richtig 
tun. Auch gestern ist dies in Zusammenhang 
mit dem neuen Staatssekretär nicht völlig 
klarsichUg geworden, und ich bin neugieri'g, 
ob wir einmali einen Bericht rübe r  die TäUg­
keit der bisherigen drei Staatssekretäre b e­
kommen, mit denen sich der Bundeskanzler 
umgibt . .  

die bittere Rechnung ist iihm in der Folge nicht 
erspart gelblieben. Hier in Osterreich sind 
j edenfalls für die,se Re,gierung innerpolitisch 
kaum mehr Lorbeeren zu iholen. Ihre Zeit 
läuft zweifel'los ab. Wer glaUibt heute noch 
an das "moderne Osterreich" , :das 1m hauen 
Sie versprochen hruben? Und wer von Ihnen 
würde es heute noch ,wagen, die ParoJe, die 
vor drei Jahren aus-gege:ben wurde, !Zu wieder­
holen, nämlich : "Laßt KreiSlky und sein Team 
arbeiten ! "  (Heiterkeit bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Es sitrzt aber 
heute nicht nur ein zusätzJiches MUglied der 
Regierung, nämilich ein neuer Sta'atssekretär, 
sondern auch ein neuer Außenminister auf der 
R egierungsJbank. 

DaJher möchte ich auch einige Bemertkungen 
zur Außenpolitik machen. Ich möchte aber 
vorausschicken, daß mir aus eigener Wahr­
nehmung bekannt ist, daß Botschafter Doktor 
Bie1ka�Karltreu den Ruf e'ines enfahrenen und 
hochqualifizierten Diplomaten genießt. Ob er 
auch ein ebenso qualifizierter .A!ußenmindster 
ist, wird er allerdings erst beweisen müssen. 
Denn das Amt des Außenministers unterschei­
det sich von dem des !Diplomaten doch dadurch, 
daß es als ein eminent poliUsches. Amt der 
unmittei1baren Kontroille und damit auch der 
KriHk durch das ,parlament unterliegt. 

�s wird in Hinkunft unvermeidlich sein ,  
daß möglicherweise die Täti,gtkeit d e s  neuen 
Außenministers ebenso einer Kritik ausge­
setzt sein ;wird, wie dies von Zeit zu Zeit bei  
seinem Amts,vorgänger der Fall war. Ich 
möchte aus;drück!lich betonen : Wir haben in 
den vier abgelaufenen Oppositionsj alhren aus 
staat,spolitischen Gl1Ünden eine eiher zUDÜck­
haltende und selektive Kritik :betrieiben. 

Leider 'hat e s  - das muß ich sagen - den­
noch an Meinungsrverschiedenheiten nicht ge­
fehlt. Herr Bundesminister!  Ich möchte Sie 
nicht 'im unklaren darüber liassen, daß Mei­
nung,sgegensätze im auß·enpolitischen iBereich 
immer dann aufigetreten sind, wenn die 
sozi'alistische Regierung ,glaubte, die Partei­
politik ,über die Staatspol'itik stellen zu 
müssen. 

Was m achen ·eigentlich diese drei Sbaats- Ich eIIWälhne ihier alls Beispie'l den gesamten 

sekretäre? Werden sie am iEnde gebraucht, B ereich der VerteidigungspOIliUk, ich weise auf 
damit sich der Bundes!karr1)ler möglichst uruge- d ie Kärntner Ortstafelfrage hin, wo eine weit 
stört und nicht belastet durch and,ere .A!genden üb er ein Jahrzehnt nlllüggeste'llte Frage nicht 
seiner Lielbllingsibeschäiftigung, der Außen- nur innenpolitisch, sondern auch außerupoli­
politik, widm.en kann? Ich kann .schon ver- tisch virulent ,geworden ist und das VeI1hältnis 

stehen, daß der Herr lBundeskanzller zuneh- . zu unserem südlichen NacbJbars�aat bis zum 
mend mit Ausflügen in die große Weltpolitik heutigen Ta-g einer B el'astung ausgesetzt hat. 
kokettiert. Denn solche Ausflüge sind 'letrzten 
Endes nichts anderes als Ausflüchte. 

IDie SchwierLgkeiten IDür den neubeste1lten 
Außenmini,ster liegen so wie If,ür seinen Amts­

Auch sein deutscher Kollege Willy Brandt vorgänger darin, der Gefahr rechtzeitig zu 
ist diesen Weg der Ausflucht ,gegangen, doch widerstehen, rzu einem bloßen Instrument des 
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Bundeskan7!lers beziehungsweise zu einem 
bloßen VoJll�ugsor<gan sozialistischer Partei­
politik zu werden. 

Beim Bundeskanzler kann man nicht immer 
unterscheiden, wo s ein Amt aufhört und die 
parteipolitische Funktion ibeginnt und umge­
kehrt. Niemand weiß besser wie der gegen­
wärtige Außemninister und ,frühere öster­
reichische Botschafter in Fral1lk.reich, daß der 
BundeskaIlfZller eine TI1übung des ösber­
reichisch.,französischen Verhältnisses 'anläßlich 
des Treffens der Sozialistischen Internationale 
auf französischem Boden während eines Walhl­
kampfes in Kauf genommen hat. Eine Gefahr, 
die sein .guter Freund und IdamaHger Amts­
kollege WiHy IBrandt zu vermeiden wußte : 
Er ließ sich vertreten j er ist der damaligen 
Internationalle ferngeblieben. 

Der BundeskanZiler pflegt auch die öster­
reichische Diplomatie von Zeit zu Zeit dadurch 
in größere Verle'gen1heit zu Jbringen, daß er 
offellibar ohne hinreichende Konsultationen 
mit dem Ressort Vorschläge produziert, die 
sich von den Luftbai�lons, die in der öster­
reichischen Innenpolitik 'gang und gäibe sind, 
kaum untersCheiden. 

Jeder erinnert siCh daran, daß der Bundes­
kanzler partout das Nahostprobllem auf der 
SicheIiheitskolliferenz !behandelt wissen 'Wollte, 
obgleich weder die Streitteile noCh eine der 
Großmächte Interesse daran hatten, diese Kon­
ferenz auch noch mit diesem Problem zu be­
lasten. 

Wenn wir Zeitungsmeldungen Glauben 
schenken können, hat sich der BundeSikaruzler 
bei der letzten Konferenz der Sozialistischen 
Internationale, die 'in London stattfand, für 
einen raschen Abschluß der zweiten Phase 
dieser Konferenz, die derzeit in Genf statt­
findet, ausgesprochen, .gewissermaßen ullIbe­
schadet dessen, ob die Delegierten in Genf 
Einigung erreiChen oder niCht. .Ich habe mit 
großer Aufmerksamkeit die diesbezügliche 
Berichter.stattung in der Presse gelesen. Sie 
stünde in einem gewissen Widerspruch zu 
dem, was der Herr BundeSlka'nZller inteDpretie­
rend zu seinen Äußerungen in der " Iswestij a" 
h eute hier .gesagt !hat. ICh würde das sehr 
gerne zur Kenntni.s nehmen, denn mich haben 
diese Äußerungen des Herrn BundeskanZilers 
- ich 'ging davon aus, daß sie in dieser Form 
gefaLlen sind - Ibeunrulhigt. 

ICh möchte an die Adre·sse des neuen Außen­
ministers sagen, daß siCh in diesem Punkt 
ein neuer Konfliktstoff mit der Regierung 
eröffnen Ikönnte, w eil wir die Haltung des 
Bundeskanzlers, wenn sie hier richtig wieder­
gegeben wurde, 'für außerordentlich bedenk­
lich finden würden. 

Herr Außenminister l Wir sind rur die Ent­
spannung in Europa, das muß ich Ihnen gegen­
über nicht besonders hetonen. Die Oster­
reichische Volkspartei ist seit einer Reihe von 
Ja1hren dafür eingetreten, daß die SiCherheit,s­
konferenz stattfinden son, doch ha:ben wir nie 
einen ZweHel darüber 'gelassen, daß sie wohl 
vorbereitet sein und die Gewälhr bieten muß, 
daß diese KonfereIllZ, wenn sie einrna'} statt­
findet, auch befriedigende Resultate bringt. 
Aus den BeriChten, die mir über den Kon­
ferenzverlauf vorliegen, weiß ich j edoch, daß 
die s  derzeit noch nicht der Fall ist - darauf 
hat der Albgeordnete 1Dr. Mock bereits hin­
gewiesen -, am ehesten noch im sogenannten 
Korb 2, wo praktisch Ergebnisse erzielt wor­
den sind, die einen baldi,gen Albschlluß erwar­
ten lließen. Nicht alber im Kor:b 1 und schon g.ar 
nicht im Korb 3, nämlich in j enem Bereich, 
der sich mit den ibesonders be deutsamen 
Fragen im humanitären Bereich 'heschäJftigt. In 
dies'em Korb 3 geht es vor allem um die Durch­
lässigkeit und freiere Bewegung von Per­
sonen, Ideen und Meinungen, ein Anliegen, 
das wir stets sehr hoch 'bewertet halben. 

Wir s,ind uns im kl'aren daIiüber, Herr 
Außenminister, daß s,ich sicb.eriJich nicht al,le 
Forderungen durchsetzen lassen. Für uns geht 
es aber darum, daß diese drei (K6I1be von 
der Kolliferenz als eine Einiheit (betrachtet wer­
den und vor allem auch darum, daß konkrete 
Ergebnisse eTIZielt werden. 

Es sind also noch wichtige Fragen unge­
klärt, und es erschiene uns nicht verantwort­
lich, Staat.soberhäupter und Regierun<gschefs 
zusammentreten zu lassen, ehe auf der Genfer 
Konferenz nicht ein Minimum an Einverständ­
nis erzielt worden ist. Ich möchte nochma,ls 
betonen : Auch uns erschiene es wünschens­
wert, die Konferenz einem raschen Ende IlU­
zufüihren. Allef1dings niCht um den Preis,  eine 
monatelange mooevolle Verhandlungsarbeit 
der Diplomaten in Genf durch vielileicht un­
überlegte Vorschläge in Frage zu stellen. 

Wenn ich also der Interpretation des Herrn 
BundeSkanzler,s ;folgen daI1f, die er hier heute 
gegeben hat, dann stoot sie im Widerspruch 
zu diesen Zeitungsmeldungen. Ich würde das 
begrüßen. Das wäre �geeignet, unsere Befiürch­
tungen 'zu zerstreuen. 

Herr Außenminiister ! Ich sage all das, weil 
wir vom neubestellten österreichischen 
Außenminister eIiwarten, daß er sich in seiner 
Auf.gabe weder von den Intentionen der 
Sozialistischen Internationale noch j ener des 
Vorsitzenden der Sozialistischen Partei Oster­
reichs, sondern ausschließlich von den Inter­
essen unseres Landes 'leiten läßt. {Beifall bei 
der avp.) 
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Herr Außenministerl Ich s'alge das nicht zu­

letzt deshalb, weil ich Ihren Blic:k auch auf die 
österreichische Verteidigungspolitik lenken 
möchte. Dem Außenmini.ster darf die Landes­
verteidigung nicht gleichg1Ü.ltig sein. Und Sie 
werden nicht schweigen dürfen, wo !ihr Vor­
gänger schon längst hätte reden müssen. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Geben Sie sich bitte keinen Hlusionen hin: 
Vier Jahre sozi'alisUsche Regierung halben zu 
einem systematischen Abbau der Wehr­
gesinnung, zur Abwanderung bewährten 
Kaderpersona.Js" zu einem katastrophalen 
Rückgang der Meldungen für 'den Offiziers­
und Unteroffiziers,berutf und zu einem in die­
sem Umfang fruher nie gekannten LeeI11auf im 
DienstJbetrieb der Soldaten und zu einer all­
gemeinen Deinonta·ge des Bundesheeres ge­
führt. Dafür tragen nicht die Offiziere, die 
UnterofftJziere oder das Kaderpersonal des 
BundeSlheeres die Veran�wortung, ,sondern 
dafür trägt ausschließ'lich die sozialistische 
Bundesre.gierung die Verantwortung, der an­
zugehören Sie nunmelhr die Ehre haben. 

Ist ]hnen bekannt, Herr Außenminister, daß 
rund 1 800 Mann qualifizierten Kaderpersonals, 
das sind über 1 5  Prozent des Kaders, das 
Bundeslheer verlassen haiben? Daß von 
1 507 Meldungen ,zum Einj ährig-'FreiwiQUgen 
im Jahre 1 969 die Zahl auf 309 Meldungen im 
Jahre 1 973 gesunken i.st? naß der Mangel 
an AUsibildungSipersonal der Reserve bei an­
haltendem Trend ab Ende 1 976 nur die Mobili­
sierung von 10.000 Mann zulassen würde? 
Das sind etwa 10 Prozent aller Staatsbürger, 
die ·bis.her den Präserwdienst abgeleistet 
haben. 

Haben Sie nicht auch den Eindruck, daß 
damit die allgemeine Wehrpflicht ad absurdum 
geführt wird? Wissen Sie, Herr Außenminister, 
daß der Anteil des Verteidi,gungslbudget.s vor 
der Regierung Kreisky nie unter 4,,1 3 Prozent 
gesunken ist und während der Regierung 
Kreislky nie mehr a'ls 3,7 Prozent erreicht 
hat, daß 1964 das Verihäiltnis Personal- und 
Sachaulwand 1 Milliarde zu 2.1 MHliarden 
betrug und daß heute, !Zehn Jalhre Sipäter, für 
den Personalaufiwand 400 IMiUionen Schilling 
mehr e�forderlich und vOI1handen sind, als 
für den SachaufiWand zur Verfügung stehen? 
Wenn diese Situation anhält, werden Neu­
ansdlaffungen für den Sachaufwand nicht mehr 
sehr lange möglich sein. 

Schließlich dartf ich noch obemeI1ken, daß eine 
w iI1kliche Bereitschaoftstruppe nicht besteht. 
Gr.oß sprecherisch wurde die Aufstellung mit 
8000 frei,wiUig verilängerten Grundwehr­
dienern bis zum 1. JuH 1 914 ange.kründigt. Und 
was ist heute die Tatsache? Die Tatsache ist, 
daß door rund 1 500 freiwil'lig ver1ängerte 

Grundwehrdiener zur Verfügung stehen, und 
selbst der Herr Armeekommandant spricht, 
zumindest wenn ich dem "profil" folge, von 
einem negativen Erfolg. Ha!ben Sie nicht auch 
den Eindruck, Herr Außenmin ister, daß das 
eine Umschreibung ror .die nichterfüUten Hoff­
nungen und Erwartungen ist, die man in die 
sogenannte Aufstellung der Bereitschafts­
truppe stelUe und daß es im Grunde genom­
men das Eingeständnis der Pli eit e in der öster­
reichischen Verteidi-gungSipolitik darstellt? 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich sage das, Herr Außemninister, ,weil Sie 
am Beginn dieser Ilhrer TäHgtkeit vor die Frage 
gestellt s'ind, die These des BundeSkanzlers 
zu übernehmen, daß eine ·gute AußenpdliUk 
der beste Garant tiür die Sicherheit unsere.s 
Staates ist, eine These, die ja nur dazu dienen 
kann, die Demontage des Bundesheeres zu 
kaschieren, oder ob Sie sich unzweideutig dazu 
bekennen, daß die Außenpdlitik eines neu­
tralen Staates auf eine glaubwürdige Landes­
verteidi-gung nicht vernichten kann. Vor diese 
Frage, Herr Außen:minister, sind sie 'gestellt, 
und ein klares Wort von ]hnen zur Verteidi­
gungspoliti:k. wäre eine Ermutigung für alle, 
die im Bundesheer auch heute noch mit 
großem Idealismus ihre ,Pflicht eIlf,ülllen. Ein 
klares Wort von Ihnen wäre zuglleich auch der 
Beweis, daß es Ihnen weder an der Einsicht 
in die staatspolitischen Notwendigkeiten noch 
an der eI1forde.rlichen Zi,viilcourage Ifehlt. 

Jetzt dar.f ich mich noch einmal kurz an den 
Herrn Bundeskanzler wenden. Herr Bundes­
kaIlJZller! Man kann von Zeit 'Zu Zeit in in� 
und ausländischen ·Blättern geheimnisvolle 
Andeutungen über die bedeutsame Vermittler­
rone lesen, die Sie im Naih�n Osten spie'len. 
Ich möchte mich, Herr Bundeskanzler, mit der 
Bedeutung Ihrer Vermitblertätigkeit im Nahen 
Osten als Exponent der Sozialistischen Inter­
nationale nicht 'auseinanderse1:lzen. Aber ich 
habe nur einen Wunsch : Sie sollten über diese 
Vermittlertätigkeit im Nahen Osten nicht auf 
jene im noch viel näheren Süden vergessen. 
Ich meine nämlich, im Kärntner Ortstaife'lkon­
flikt. Denn da stehen wir vor einem 
schweBenden, noch ungelösten Problem. Hier 
hat die So:zialistische Regierung seihr viel Por­
zellan zerschlagen, und Sie, Herr Außen­
minister, werden sich wohl anstrengen müssen 
mitzuwirken, diesen Scherbenhaufen, der hier 
angerichtet wurde, 'zu beseitigen. Wie die 
Regierung,sparte'i im Falle des Ortstafe,l­
gesetzes gehandelt hat, Ihandelt nur eine Par­
tei, die die absolute Me'hrheit mit absoluter 
Macht verwechselt. Und mit der Fristsetzung 
im Parlament beginnend, halben Sie dabei 
die gleiche Gesinnung an den Tag gelegt wie 
beim ORlF-iGesetz. Ja es war noch ärger, Sie 
haben damals einen UnteI1ausschuß und prak-
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tisch damit 'auch die parlamentari,schen Ver­
handlungen tÜlbeI1haupt abgelehnt. Die Folgen, 
die dann eingetreten sind, sind b ekannt. 

Ihre deI"Zeitige Haltung, Herr Bundes­
kanzler, in dieser Fra.ge trägt zur Verzögerung 
einer al'le Bevölkerungsgruppen des Landes 
befriedigenden Lösung ,bei. Einerseits kcönnen 
und wollien Sie den gesetzmäßigen Zustand, 
den Sie hier geschaffen haben, nicht her­
stellen, und andererseits haben Sie bis ,heute 
viel zuwenig dazu beigetragen, die notrwen­
digen Ve:rfbesserungen 'am Rechts'Zustanld 'her­
beizuJiühren. Sie taktieren und Sie lavieren. 

Wir ha,ben im Hinlblick auf die unel1freuliche 
EntwiCklung, die das PIIOblem nach der Be­
schlußfassung dieses Ortstafelgesetzes genom­
men hat, im Herlbst 1 972 den Vorschlag ge­
macht, eine aus Politikern und iExperten zu­
sammengesetze Studienlkommission einzu­
richten, um dort j ene Beratungen nachzuiholen, 
die Sie uns vor der Beschluß,fassung dieses 
Gesetzes verweigert haben. Am 1 1 .  Juli 1 973 
haben wir dann einen Entschiließungsantrag 
-eingeb racht. In diesem Entschließungsantrag 
wurden Sie aufgefordert, da:für Sorge zu 
tragen, daß · die Arbeiten der Kärntner Orts­
tafelkommission so rasch :wie möglich abge­
schlossen werden. 

Das alles habe ich I1hnen seiner,zeit in einem 
Brief zu Beginn dieses Jahres mitgeteilt und 
zu bedenken gegeben. 

Sie 'haben mir damals ge'antwortet, daß 
Sie meine narlegungen eigentlich als befremd­
lich empfinden, daß Sie den EindruCk gewinnen 
müßten, daß ich über den derzeitigen Stand 
der Arbeiten der StudieIl!kommission nicht hin­
reichend indormiert wäre. Sie !haben dann aus­
drücklich Bezug genommen aUf ]hre Erklärung 
in der Sitzung des Nationallrates vom 
3. Dezember 1 913 und haben aus dieser I:hrer 
damaligen Stellungnalhme :zitiert : 

"Die Kommission" - so sagten Sie - "hat 
in threr letzten Sitzung am 1 6. Novemb er, 
also vor gar nicht so langer Zeit, die i:hr 
erteilten Al1beitsaufträge v:orläufig aJbge­
schlossen. ,Es wird nun im ,Bunde.skan�leramt 
ein Zwischenbericht IÜlber die ibisiherigen 
A:r�beiten fertig'gestellt, den Mit,gliedern der 
Kommission ,zur ApprO',bation 'zugeschickt wer­
den, und nach Vorlage dieses approbierten 
Zwischenberichtes werde ich - das habe ich 
bereits in der letzten Sitzung angekündigt -
die Gespäche mit den Vertretern der poli­
tischen Parteien aufnehmen, um sie �u infor­
mi eren und mit ihnen zu beraten, ,was ihrer 
Meinung nach weiter geschehen soll. " 

Herr BundeskanZllerl Ich glaube, nach der 
Art und Weise, wie das Ortstafe1gesetz behan­
delt wurde, kann es bei diesen Beratungen 

wohl nicht in erster Linie darum gehen, 
daruber 'zu b eraten, was nach AUJiifasSlung der 
Oppositionsparteien geschehen soll, sondern 
wir möchten endlich einmall wiss,en, was die 
Bundesre-gierung in dieser Frage zu tun ge­
denkt. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wir haben auch erk;lärt, daß wir nach Fertig­
stellung dieses Berichtes, ülber den wir ver­
fügen, auch j ederzeit zu Gesprächen ber-eit 
sind, weH wir glauben, daß diese Frage, die 
von Lhnen in so unguter Weise aktualisiert 
wurde, nicht länger schwelen, sondern einer 
Lösung zugeflÜhrt werden sollte . Wir haben 
unsere Bereitschaft bekundet, über diesen 
ZwischenIb ericht in politische Gespräche ein­
zutreten, haben allerding,s verlangt - und 
da-für bitte ich Sie um Verständnis -, daß 
wir diesen Zwischenbericht efigäIliZt wissen 
woLlen durch ein Arbeitspapier der Regierung, 
aus dem rhervollgeht, welche SchLüsse die 
R egierung aus- diesem Zwischen'beflicht zieht 
und we'lche Maßnahmen sie nunmehr zu er­
greifen gedenkt. 

Alles das geht schon auf geraume Zeit 
zurück, und wir ,sind ,zu solchen politischen 
Gesprächen nicht 'gelkommen. Sie haben viel­
mehr in der Zwischenzeit diese Studien­
kommission, was ursprünglich nicht beab­
sichtigt iwar, mit neuen AUifträgen versor.gt. 
Sie spielen auf Zeitgewinn, Sie möchten an 
diese Frage nicht 'herangehen, Sie möchten 
keine Lösung in dieser Frage herbeiifiühren. 
Ich ,halte das für ;fals-ch, Herr BundeskanrzJer, 
weil ich die U'befiZeugung hahe, daß e in län­
geres Zuwarten die Situation nicht besser, 
sondern schlechter macht. Ich glawbe, hier 
dal1f man nicht .mehr lavieren und taktieren, 
hier muß man handeln, !hier muß man Lösun­
gen schaffen. Hier muß die Regierung sagen, 
wa,s sie will. Wir sind :bereit, ,üb er diese Dinge 
konstruktive Gespräche zu fiülhren. (Beifall bei 
der OVP.) 

IGerade bei dieser Fra'ge und auch ,be i  der 
Landesverteidigung Ibin ich eigentUch sehr 
erinnert :worden an ein Interview, das Sie 
vor längerer Zeit schon einmal gegeben haben, 
wo Sie sich dama'ls als ein 'begeisterter 
Revisionist ausgewiesen Iha-ben und wo Sie 
gleichozeitig auch Bernstein als eine der 'größ­
ten Erscheinungen des Sazialismus bezeichnet 
haben. 

Ich habe mir ,so meine Gedanken gemacht 
und 'bin dabei doch zu der Uberzeugung ge­
kommen, -daß Sie vielleicht, was Bernstein 
betrifft, doch sehr staI'k bee'inldruCkt haben 
dünfte, was er in ,bezug auf das Ziel des 
Sozialismus meinte, wenn er sinngemäß etwa 
sagte:  Das Ziel ist gar nichts, die Bewegung 
ist alles. - Sinngemäß. 'Bitte, -wenn ich genau 
zitieren woHte, müßte ich sagen : Das, was 

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 85

www.parlament.gv.at



1 1 100 Nationalrat XIII. GP - 1 12. Sitzung - 1 1 . Juli 1974 

Dipl.-Ing. Dr. Sd:J.leinzer 

man gemeinhin Endziel des Sozialismus nennt, 
ist 'gar nichts ; die Bewegung ist ·a]ll es'. - Jetzt, 
hoffe ich, korrekt zitiert zu halben. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Bundeskanzler!  Ich kann nur eines 
sagen : Sie sind dieser Maxime sicherlich ge­
fO'lgt. Für Bewegung haben $ie gesorgt, aber 
auch flür Unsicherheit und Ungewißlheit. Das 
sind die Weglbegleiter Ihrer Politik, und das 
ist kein guter Weg in die ZUlkunft Osterreichs ! 
(Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ,gemeldet hat ,sich der 
Herr BundeskaI1lZ'ler. lBitte, Herr Kanrz:ler. 

Bundeskanzler nr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Ich würde s ehr gerne mit dem Herrn Bundes­
parteiobmann Dr. S chleinzer in eine Dis­
kussion über die Ziele des Revisionismus, 
wie sie von Bernstein vertreten wurden, ein­
treten. (Abg. G r a f: Nächste Woche viel­
leicht!) Ich habe keine Einwände gegen eine 
Verlängerung der Session auch über die 
nächste Woche. Abe r  ich würde sehr gerne 
mit den Herren Abgeordneten und dem Herrn 
Bundesparteiobmann in eine Grundsatz­
diskussion eintreten. Nur, wie hier ein Zitat 
verwendet wird und in diesem Zusammen­
hang, da sind Sie schlecht 'beraten gewesen, 
Herr Bundesparteiobmann. 

haben, also sich innerhaLb des Gesellschafts­
systems beweg,en, und anderen, die . system­
verändernde Ziele haben. Und daß die Sozial­
demokratie sich zu systemverändernden 
Reformen bekennt, das ist ja nie geleugnet 
und auch von mir in der Regierungserklärung 
zweimal unterstrichen worden. A!ber auch 
darüber gerne ein anderes Mal mehr. 

Was nun die immer wieder herange!Zogene 
Äußerung über die Staatssekretäre betrifft, 
so stehe ich nicht an, das, was ich schon drei­
mal erklärt habe, nun auch ein viertes Mal 
zu erklären. Ich gebe zu, daß diese Äußerung 
hasti'g erfolgt ist, und ich überlasse e s  jedem 
von Ihnen . . .  (Heiterkeit bei der OVP.) Ja, so 
etwas kann vorkommen, meine Herrschaften. 
ich sag-e es auch gern in aller Offentlichkeit, 
und ich überlasse es dem Herrn Bundespartei­
obmann und Ihnen allen, sich j etzt den Reim 
darauf zu machen, der Ihnen paßt. Sie werden 
ihn schon finden. 

Nur was die Staatssekretäre in der 
Koalition betrifft - das habe ich damals auch 
gesagt, und das ziehe ich aUerding.s nicht zu­
rück -: Die Staatssekretäre in der Koalition 
w,aren da'zu da - das hat zur Technik der 
Koalitionspolitik gehört -, daß Bereiche, die 
man als gemeinsame betrachtet hat, jeweils 

Sie wissen vielleicht nicht, daß Bernstein auch einen Staatssekretär der anderen Partei 

der größt,e Geg,ensp,ieler Marx' und Engel's ' gehabt haben. So hat es zum Beispiel in 

innerhalb des deutschen Sozialismus ge,wesen meiner Zeit und in der Zeit vor mir einen 

ist. Er hat sich gegen die revolutionären solchen Staatssekretär im Äußeren gegeben, 

Thesen von Marx und Engels gewendet, mit so hat es einen Staatssekretär in der Landes­

dem Argument, daß die demokratische Ent- verteidigung gegeben. Das war in Wirklich­

wicklung durch Reformen eine bessere Ge- keit keine verfassungskoruforme Staats­

währ rür sozialistische Z.iel'vorste.llungen sekretärfunktion, sondern es sollte innerhalb 

darstellt. Ich muß offen bekennen, aber ich des Ressorts ein 'gewisser koalitionspolitischer 
will SLe j e�t nicht mit allzulangem Reden Ausgleich herbeigeführt werden. Die Ver­
aufihalten - ich habe ja von Bernstein nicht fassung selber sagt, daß die Staatssekretäre 

zu reden begonnen, das war ja der Herr zur parlamentarischen Unterstützung da sind. 
Bundesparteiobmann Schleinzer -, 'ich würde Das will ich den Herren nur sagen, wenn sie 
es also s e'hr begrüßen, wenn wir in diesem immer wieder meine Anwesenheit urgieren : 

Hohen Hause auch einmal zu einer Grund- ' Der Staatssekretär ist zur parlamentarischen 
satzdebatte kommen könnten, die sich mit den Unterstützung des Ressortministers da, und e s  
Zielvorstellungen des konservativen und des werden ihm keine Spezialaufgaben zugeteilt, 
sozialdemokratischen Lagers beschäftigen sondern er hat in dem Ressort auch daneben 
würde. Dafür wäre ich j edenfalls besonders die Aufgaben zu erfüllen, die ihm gestellt 
dankbar. werden. In der Zwischenzeit bin ich wirklich 

Ich muß allerding,s sagen, daß ich mich zu 
den Grundsätzen Bernsteins nicht deshalb 
bekenne, weil ich Marx und Engels als unbe­
deutend abzutun bereit bin, schon gar nicht 
aus Opportunismus, sondern weil sich die 
moderne sozialistische Theorie heute grund­
sätzlich zur Politik der Re'form bekennt, aller­
dings, was die Reformen betrifft, einen sehr 
entscheidenden Unterschied macht; zwischen 
solchen, die systemimmanenten Charakter 

zu der Meinung gekommen, daß Staats­
sekretäre notwendig sind, und sollte man im 
Hohen Haus das Bedürfnis 'haben zu erfahren, 
was die in m einem Ressort tätigen drei Staats­
sekretäre tun, so hin ich gerne dazu bereit, 
Ihnen das ausführlich dar,zustellen. Sie können 
überzeugt sein, daß ich ein sehr unerfreulicher 
Chef eines Ressorts bin (Abg. G r a f: Uner­
freulich, das glauben wir Ihnen solortl), weil 
ich j edenfalls darauf sehe, daß die Leute sehr 
viel arbeiten müssen. - Daß ich für Sie 
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unerfreulIch bin, das 'hoffe ich noch lange Wollen Sie die Aufstellung der Orts tafeln 
zu bleiben, meine Herrschaften. (Beifall bei j etzt wieder halben, oder was eigentlich sonst? 
der SPo.) (Beifall bei der SPO.) 

Nun zu der Frage des Ortstafelkpnfliktes. 
Ich halte es für wichti'g, den geeigneten Zeit­
punkt abzuwarten, denn d�s ist eine Frage, 
die man gewissenhaft prüfen muß. Hier darf 
man sich nicht zu ir'gendwelchen vorschnellen 
Äußerungen verleiten lassen, denn sonst kann 
es früher Konflilkte geben, als es Ihnen und uns 
lieb ist. (Abg. G r a f: Soll das eine Drohung 

'
sein?) Nein, keine Drohung. 

Jedenfalls wird man zum geeigneten Zeit­
punkt die Aktenlage der Offentlichk.eit oder 
den Parteien, wenn Sie wollen, zur Verfügung 
stellen. Wir sind j a  j etzt durch das neue 
Ministeriengesetz zu einem höheren Maß an 
Auskunftserteilung verpflichtet - das ist näm­
lieh auch ein Akt der Verwaltungsreform -, 
und Sie werden dann sehr genau den Her­
gang dieser Geschichte erfahren. 

Ich sage noch einmal, alles ist unter den 
gegenwärtigen Umständen nicht ex·ekutierbar. 
(Abg. Dr. W i t h a I  m: Aber vor zwei Monaten 
WQr es!) 

Was nun den Zwischenbericht betrifft, so 
ist der von der Kommission erstattet worden, 
aber die Kommission !hat selber eI1klärt, daß 
sie noch gewisse Fragen zu untersuchen 
wünscht. Ich bin der Meinung, daß man der 
Kommission diese Möglimkeit bieten muß, 
und ich kann das Tempo der Kommission nicht 
beeinfluss,en, das geht nicht. Da sind so viele 
PoliUker und Professo:r:en ,dalb ei, sie müssen 
selber entscheiden, wann sie ,zusammenkom­
men woUen. Ich h abe mich j edenfalls ftür e'ine 
rasche Erledigung eingesetzt. 

Ich habe dem Herrn Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer schon gesagt, ich werde in den 
nächsten Tagen noch einige Vorbesprechungen 

Was nun die Minderheitenfrage überhaupt haben, und ich ,bin dann gerne bereit, mit 

betrifft, so möchte ich dazu folgendes s agen : Ihnen für dieses allgemeine Gespräch mit 

Von den bestehenden Kommissionen gibt es den beiden Parteien des Hohen Hauses über 

j a  im Augenblick. nur sehr wenige, die ich diese Frage e1inen Termin zu verei:nJbaren. 

eingesetzt habe. Die Ortstafelkommission ist Was nun meine sogenannte Vermittlertätig­
von Ihnen initiiert worden, die anderen Kom- keit im Nahen Osten betrifft, so muß ich fest­
missionen im Bundeskanzleramt sind meistens stellen, daß ich eine solche nicht erfülle, son­
von mir aus der Ära Klaus übernommen dem das immer abgelehnt habe und daß ich 
worden, Ich erinnere mich nur mehr, daß ich mich ausschließlich bereit g,eJunden halbe, an 
eine habe, die noch nicht getagt hat, nämlich der Spitze einer Delegation von Vertretern 
die,  die sich mit der Pressed'örderung beschäof- sozialdemokratischer Parteien Europas und 
tigt. Ansonsten haben die allermeisten ihre auß eIihallb Europa:s,  'einer fact ... finJding-mi'ssion, 
Aufgabe erfüllt, außer einer, die permanent gewisse konkrete Feststellungen zu machen, 
zusammentritt, nämlich das Kontaiktlkomitee inwieweit es Aussichten für eine friedliche 
zwischen den slowenischen Minderheitenver- Lösung gibt. Ich halte das auch im Interesse 
tretern einerseits und den kroatischen Minder- Osterreichs für s ehr zweckmäßig, denn nie­
heitenvertretern. In dem Komitee für die slo- mand hier im Hohen Hause wird wohl he­
wenischen Minderheiten tut j a  Ihre Partei streiten, wie wichUg eine friedliche Lösung 
als einzige nicht mit. Was geschieht dort? im Mittleren Osten friir ganz Europa wäre. 
Dort geschieht j eden 2lweiten Monat etwas, 
was es meines Wissens nirgend anderswo Das, was s ie mir vo:r:werfen, Herr Bundes­
in Europa gibt: In Anwesenheit des Regie- parteiobmann, daß ich vor 'fünf Jahren schon 
rungschefs und der zuständigen Minister brin- dafür eingetreten bin, daß man ein Problem 
gen die Vertreter der Minderheit alle kon- auf die Tagesordnung. der Sicherheits­
kreten Besdrwerden vor, die sie aus der koiliferenz setzt, von dem ich der Meinung 
Tagessituation vorzubringen haben. Ihnen ' war, daß es im höchsten iMaße die Sicherheit 
wird nachgegangen, sie werden geprüft. Es ist Europas betrifft, nämlich das 'Problem des 
meine Auffassung - damit Sie eine klare Mittleren Ostens, das macht mir niemand in 
Antwort bekommen -, daß man in der Min- der W·eU zum Vor-wurf außer Iihnen, Herr Bun­
derheitenpolitik alles tun soll, was substantiell desparteiolbmann. Ganz im Gegenteil, man ist 
die Minderheiten im Rahmen des Möglichen sogar der Meinung, daß das ein Zeichen dafür 
zufriedenstellt, daß aber in der Frage der Orts- war, daß ich d(is Problem in seiner ganzen 
tafeln diesmal - ich gebe das offen zu - so Tragweite früh genug erkannt habe. (Beifall 

vorsichtig operiert werden muß, daß keine bei der SFO.) Und man kommt auch diesem 
neue Konfliktsituation herbeigeführt wird. Vorschlag insoweit entgegen, als man sich j a  

Und Sie werden endlich einmal Antwort 
geben müssen, was Sie eigentlich wollen. 

seinerzeit entschlossen hatte, den Mittelmeer­
st(iaten im Rahmen der Sicherheitskonferenz 
die Möglichke'iten des Anhörens Z'U geben. 
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Und was sie über Chequers sagen, das ist 
ein Zitat aus einer Zeitung, vielmehr ein Zitat 
aus einem Kommentar einer Zeitung. Ich habe 
Ihnen das vorgelesen, was in der 
"Iswestij a" unter meinem Namen ,erschienen 
ist, und das dedd 

'
sich mit dem, was ich 

gesagt habe. 

Eines möchte ich noch !himuffi;gen: dals es 
mir schade um die ZeH schiene, wenn 
34 Staatschefs oder ihnen Gleichgestellte dort 
zusammenkommen und das ganze nur für die 
Telekratie machen, wie das so schön heißt. 
Also zusammenkommen, Hände schütteln, und 
das noch einmal wiederholen, lWeil es das 
erstemal nicht gut gegangen ist, und dann 
fahren sie wieder nach Hause. 

Ich glaube vielmehr, daß sich besonders 
schwierige Fragen vermutlich gar nicht bei 
der Genfer Besprechung lösen lassen werden, 
sondern daß sie den direkten ,Besprechungen 
der Staatschefs vorbehalten bleiben müssen. 
Ich möchte das damit abschließen, weil ich 
mehr nicht gefragt wurde. 

Was nun meine außenpolitische Urteils­
fähigkeit betrifft, muß ich zur Kenntnis neh­
men, daß Sie sie kritisieren. Ich werde mich 
aber doch damit trösten müssen, daß andere 
j edenfalls gelegentlich hören wollen, welche 
Auffassung ich auf Grund einer langen Er­
fahrung von dem oder jenem habe. (Beifall 
bei der SPO.) 

gesetzlich vorgesehenen Gehaltserhöhungen 
und der Neuordnung des Nebengebühren­
wesens vor allem zu sehen, und das ist ja 
heute eine allgemein bekannte Tatsache. 

Was die Zahl der Angestellten im Bundes­
kanzleramt betrifft, möchte ich folgendes mit­
teilen : Im Jahre 1 970 standen insgesamt 
515 Dienstposten zur VeI1fügung. Durch die 
Ubernahme der Sektion IV aus dem Verkehrs­
ministerium kamen 38 Dienstposten 197 1  dazu, 
und im Jahre 1 974 sind es, wenn man vom 
Vergleich 1 97 1  von 613 ausgeht, jetzt 
652 Dienstposten im Dienstpostenplan 1 974. 

Ich möchte Ihnen jetzt aufgliedern, wie sich 
diese 39 Dienstposten ergeben !haben : 
6 Dienstposten für die Raumplanung - das 
ist eine neue Auf'gabe, die das Bundeskanzler­
amt in Zusammenarbeit mit den anderen Ge­
bietskörperschaften hat -, 5 Dienstposten für 
die EDV-Referate - Sie wissen alle, daß es 
da neue Auf9aben gibt -, 3 Dienstposten für 
die Verwaltungsschule, 3 Dienstposten rur die 
Mikroverfilmung der KaIllZleiarcbive - das 
ist eine Rationalisierungsmaßnalb.me, die 
immer wieder vorgeschlagen wurde -, 

1 Dienstposten für die Ubersetzungsstelle, 
2 Dienstposten für die Personalvertretungs­
aufsichtskommission, 4 Dienstposten rur die 
zusätzlichen Reinigungskräfte und 4 Dienst­
posten im Hinblick auf die Arheitszeitver­
kür,zung. Im ganzen 5 Dienstposten ,für die 
Sekretariate der drei Staatssekretäre. Das Was die Warnung an den Herrn Außen­

minister betrifft, sich vom Vorsitzenden der dazu. 

Sozialistischen Partei Osterreichs nicht zuviel Ich habe damit, wie ich glaube, zu den 
sagen zu lassen, weiß der Herr Außenminister meisten Fragen, die an mich direkt gerichtet 
sicherlich seLber auch am ibest.en, wie er sein wurden, Stellung ·genommen. (Abg. Doktor 
Amt zu verwalten hat. Ich kann dem Hohen E r  m a c  0 r a: Das Bundesheer!) Zum Bundes­
Haus nur sagen, daß j edenfalls 'der Vorsit- heer habe ich eIgentlich nicht Stellung zu 
zende der SozialistisdIen Partei und seine Par- nehmen. Einerseits verlangen Sie von mir, 
tei dem österreichischen Volk unläng.st einen daß ich mich nicht in andere Ressortbereiche 
Vorschla'g für ein Staatsoberihaupt gemacht einmischen soll, und dann wollen Sie von 
haben, Dieser Vorschlag hat die eindeutige mir über die Landesverteidigung hier Be­
Mehrheit des österr,eicb!ischen Volkes gefun- scheid wissen! Das ist schwer. (Beifall bei der 
den. Das kann doch jedeIllfans nicht Ibetritten SPO. - Rufe bei der OVP.) 
weI1den. (Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Was die rein innerorganisatorischen Fragen 
angeht, möchte ich folgendes kurz antworten : 
Hier wurde eine Zahl von 39,5 Millionen 
Schilling für das Bundeskanzleramt genannt. 
Diese Zahl ist falsch. Die Zahl sollte lauten: 
39,5 Millionen plus 1 0  Millionen Schilling 
für den Personalaufwand der 'ßK-Zentral­
leitung - Wirtschaftliche Koordination, was 
auch dazu gehört, wodurch sich nämlich dann 
49,5 Millionen Schilling ergeben, und laut 
Rechnungsabschluß hat das Ganze 51 ,700.000 S 
gekostet. 

Was nun die 88 Millionen betrifft, die j etzt 
da sind, so ist das im Zusammenhang mit den 

Aber damit ich wenigstens einigermaßen 
lihrem Wunsch entgegenkomme, Herr Pro­
fessor, kann ich immerhin einen Brief vor­
lesen, der an mich gerichtet wurde (Abg_ 
Dr. E r m a c  0 r a: . . .  zuständig tür die um­
fassende Landesverteidigung!), und IZwar eilren 
Dankbrief der Osterreichischen Unteroffiziers­
gesellschaft, in dem sie mir mitteilt, daß sie 
mit größter Bereitwilligkeit an dem bereits 
begonnenen Umdenkungsprozeß für eine den 
österreichischen Ve'I1hältnissen nach moder­
nen Gesichtspunkten .angepaßte Landesver­
teidigung mitarbeiten wird. Und im übrigen 
haben uns die Unteroffiziere - das haben sie 
schon verschiedentlich durch Resolutionen be-
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kundet - mitgeteilt, daß sie es personal­
politisdl. noch nie so gut gehabt haben wie 
ge'genwärtig,. (Beifall bei der SPO. - Rufe bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (der unterdessen den 
Vorsitz übernommen hat) : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Letmaier. Im erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Ing. Letmaier (OVP) : Herr 
Präsident! Hdrues Haus l Im mömte hier keine 
Bernstein-Debatte abführen. Im freue mim 
aber dennom, daß der Herr Bundeskamler 
einer Grundsatzdebatte zugestimmt hat. Im 
glaube, das wäre dom für alle im Hause hier 
ganz interessant. Im 'rurmte nur, daß der Herr 
Bundeskanzler in zeitlime Sdlwierigkeiten ,ge­
raten wird, weil er ja auch für die Aussmüsse 
eigentlim immer sehr 'Wenig Zeit hat. (Abg. 
Z i n  g l  e r: Am Sonntag!) 

Zu den Staatssekretären darf ich sagen, 
daß wir mit Genugtuung zur Kenntnis nehmen, 
daß der Herr Bundeskanzler eine hastige 
Äußerung abgegeben hat. Im hoffe, daß seine 
Äußerungen nicht in den anderen dom wesent­
lichen Bereichen hastig zu nennen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hohes Han.ts I Eine Regierungsumbildung er­
möglicht es den Abgeordneten, zu allen Pro­
blemen der lRegierungsaribeit Stellung zu neh­
men. Ich mömte dies aum heute tun. Ich darf 
das im Bereich der Wirtschaftspolitik unter­
nehmen. 

Meine sehr ,geehrten Damen und Herrenl 
Erst kürzlich hat die ,Bundesregierung mit 
einer Reihe von Maßna:hmen die sogenannte 
Stabilisierungs phase IV eingeleitet, wobei die 
Tendenz der Regierung besonders deutlich 
wurde, auf gemeinsame Lösungen mit der 
Wirtsmaft 'Zu verzichten. Wie auch smon bei 
der letzten Smillingaufwertung hat sim die 
sogenannte Zusammenarbeit zwischen der 
Regierung und der Wirtschaft darauf be­
schränkt, daß fertige Vorschläge beziehungs­
weise längst besch!loslseIl!e Maßnalh!men präsen­
tiert wurden. 

Offenbar fehlt der Bundesregierung jede 
Beziehung zur Wirtschaft und j edes wirt­
schaftspolitische Konzept, denn nur so ist es 
erklärbar, daß alle bisherigen Stabilisierungs­
maßnahmen einseitig erfolgt sind. Von einer 
echten Koordinierung kann in der StaJbilisie­
rungspolitik schon lange nicht mehr ge­
sprochen werden. 

Die Wirtschaft hatte praktisch keine Mög­
lichkeit, die von der Regierung vorgelegten 
Vorschläge und Maßnahmen zu modifizieren, 
geschweige denn, eigene Initiativen zur Dis­
kussion zu stellen. 

Die Behandlung des Punktes 1 der heutigen 
Tagesordnung veranlaßt mich, als Vertreter 
der Wirtsmaft festzustellen, daß diese Bundes­
regierung offenbar nicht in der Lage ist, die 
großen und vordringlichen Wirtschafts­
probleme unseres Landes zu lösen. 

,Es lie,go! au:f idJer Hallld', daß dliese,s Bild 
der in der Stabilisierungspolitik notwendigen 
Zusammenarbeit zwischen Regierung und 
Sozialpartnern höchst abträglich ist. Abge­
sehen von der Kritik der Wirtschaft am Ver­
handlungsstil der Regierung müssen wir gegen 
die Maßnahmen der Stabilisierungsphase IV 
auch in sachlicher Hinsicht smwerwiegende 
Bedenken anmelden. Wir haben uns wieder­
holt für zielführende Maßnahmen der Stahili­
sierungspolitik ausgesprochen und haben 
immer wieder unsere Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit bekundet. Wir haben aber auch 
wiederholt auf die Notwendigkeit hingewie­
sen, daß die ,Lasten der Teuerungsbekämpfung 
möglichst gleichmäßig verteilt werden müssen. 

Tatsächlich hat j e'doch die Bundesregierung 
stets versucht, der gewetblkhen Wirtschaft 
die HauptIast der Stabilisierung aufu:ubürden, 
während sie selbst im IBereich der Ausgaben 
- Tarif- und Steuerpolitik - und zur Be­
kämpfung des Lohnauftriebes kaum etwas 
unternommen hat. Dabei tritt immer offener 
zutage, daß insb esondere in diesen Be­
reichen die Hauptursachen der Inflation zu 
suchen sind. 

Einseitige preisdirigistische Maßnahmen 
sind kein geeignetes Instrument zur Dämpfung 
des Preis- und Kostenauftriebes, Sparaufrufe 
an die Bevölkerung sind Z'uwenig, wenn 
parallel dazu, wie ich schon sagte, die Tarife 
und Gebühren im eigenen Wirkungskreis 
erhöht werden, wo immer es möglich ist. Die 
Inflation spiegelt sich am deutlichsten in ihrem 
eigenen Staatsbud'get wider, wo si,e innerhalb 
von vier Jahren eine Bud'getausweitung von 
rund 60 Prozent vornahmen. 

Das, Herr Bundeskanzler, und ihre Bezie­
hungslosi'gkeit zur Wirtschaft sind die wahren 
Ursachen der inflationären Entwicklung. Sie 
versuchen durch die unveränderte Ver­
längerung der Kreditrestriktionen den Mittel­
stand in unserem Lande finanziel'l auszuhun­
gern. 

Schon heute hat sich die Liquiditätslage der 
Unternehmungen bedeutend verschlechtert, 
und die Höhe der Zunahme der Insolvenzen 
des ersten Halbjahres, insbesondere in ' der 
Textil- und Baubranche, untermauert diese 
meine Auffassungen. Es ist bezeichnend, daß 
erst vor zwei Tagen eine Veröffentlichung 
einer Statistik stattgefunden 'hat, der zu ent­
nehmen war, daß im ersten Halbjahr die 
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Insolvenzen in unserem Lande rund 1 Mil­
liarde Schilling betrag,en. Das, meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses, ist doch ein 
sehr bedenkliches Zeichenl 

Herr Bundeskanzlerl Sie steuern einen ge­
fährlichen gesellschaftspolitischen Kurs, der 
die Liquidierung der kleineren und mittleren 
Unternehmungen zum Ziele hat. Haben Sie 
den Mut, Herr Bundeskanzler, und sagen Sie 
den Zerhntausenden Wirtschaftstreibenden, 
daß Sie sie nicht wollen, weil sie nicht in Ihr 
Konzept passen und weil dort der politische 
Einfluß Ihrer Partei nicht so groß ist. (Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Das glauben Sie selbst nichtl) 
Natürlich, Herr Bundeskanzler I Das wissen wir 
alle, und das 'glaube ich auch. (Abg. S t e  i n e  r: 
Das spüren sie doch auch!) Se�bstverständ'lich! 
Das spüren sie doch auch. 

Im mömte an dieser Stelle a·ber mit aller 
Deutlichkeit aum zum Aus'druck bringen, 
daß es in Osterreich noch nie eine Regierung 
gegeben hat, die die kleineren und mittleren 
Betriebe so sehr vernachlässigt hat wie diese 
der,zeitige sozialistische Bundesregierung. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Sie sind kein Beispiel 
dafür! Sie sind ein sehr angesehener Bau­
unternehmer!) Herr BundeSlkan2)ler ! Das eine 
halt doch m�t dem ·aJI1ldieI1en hilBr lIliichlbs ZlU ,bun. 
(Abg. Dr. K l e i  s k y: Das eine ist die Praxis, 
die Theorie ist das andere!) Nein, da bin ich 
nicht Ihrer Meinung, Herr Bundeskanzler, Sie 
wissen sehr genau, ,wie sehr diese kleineren 
und mittleren Unternehmungen heute zu lei­
den haben! (Zustimmung bei der OVP.) 

Die meisten stabilitätspolitischen Maßnah­
men, die Kreditrestriktionen und die Budget­
kürzungen bei den Kreditaktionen gehen doch 
nur, Herr Bundeskanzler, zu Lasten dieser 
kleinen Unternehmungen und dieser kleinen 
Betriebe. 

Wenn eine zielführende Staibilitätspolitik 
angestrebt werden soll, müßte die Regierung 
auch Maßnahmen setzen, die eine gemäßigte 
LOIhnpoliUk erleichtern. Dazu hätte sich in 
erster Linie eine Vorziehun'g der Einkommen­
steuersenkung angeboten, wir haben wieder­
holt verlangt, daß die Steuersenkung bereits 
mit 1 .  Juli 1 974 in Kraft tritt, sind aber bei der 
Regierung auf kein wie immer geartetes Ver­
ständnis gestoßen, obwohl dadurch bei der 
nächsten Lohnrunde im HeIfust ein dämpfender 
Effekt zu erzielen gewesen wäre. 

Die Vorziehung der Einkommensteuersen­
kung wäre dem Finanzminister umso leimter 
gefallen, als er heuer ohnehin über 2 Mil­
liarden Schilling mehr einnehmen wird, meine 
Damen und Herren, als ursprünglich vorge­
sehen war. Ich muß in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die Lohn- und Ein-

kommensteuergesetznavelle 1 974 nicht nur zu 
spät in Kraft tritt, sondern auch keine echte 
Steuerreform darstellt. Die progressions'Ver­
schärfende Tendenz der sogenannten Steuer­
reform der sozialistismen Bundesregierung hat 
zur Folge, daß die steuersenkende Wirkung 
bereits dann überholt ist, wenn diese Reform 
in Kraft tritt. Durch die weitere Verschärd'ung 
der Progression wird dem einzelnen j eder 
Leistungsanreiz genommen. 

Hohes Haus ! Nun ein Wort zur Bauwirt­
schaft. Unbestritten stellt die Bauwirtschaft 
und das Baunebengewerbe einen sehr bedeu­
tenden Wirtschaftszweig dar, in dem viele 
Menschen in unserem Lande ihre Beschäfti­
gung finden. Sosehr noch vor einem Jahr in 
dieser Branche eine Ub erbeschäftigung 
herrschte, so sehr hat sich mittlerweile das 
Bild seither gewandelt. Es gibt zahlreiche 
Regionen, insIbesondere im ländlichen Bereich, 
die heute schon an großem Auftragsmangel 
leiden. Durch die Kreditrestri:ktionen ist di,e 
private Bautätigkeit nahezu zum Erlie'gen ge­
kommen. Insbesondere ist auch der soziale 
Wohnbau in arge Schwierigkeiten geraten. 

Sie, Herr iBundeskanzler, sind im Jahre 1 970 
mit einem Wahlversprechen vor die Offent­
lichkeit getreten, 5000 · Wohnungen jährlich 
mehr zu bauen. Sie müßten also im Jahre 
1 974 um mindestens 20.000 Wohneinheiten 
me!hr als 1970 errichten. Wie sieht nun die 
Wirklichkeit aus ? 

Die letzte Wohnbaustatistik, Hohes Haus, 
die in den nächsten Tagen veröffentlicht wird, 
spiegelt ihre Wohnbautätigkeit sehr deutlich 
wider. Sie haben im Jahre 1973 um rund 
6000 Wohnungen weniger gebaut, als das noch 
im Jahre 1 972 der Fall war. Und im Jahre 1 974 
wird es noch viel schlechter aussehen, da der 
soziale Wohnbau derzeit nahezu überhaupt 
nicht mehr finanziert werden kann. 

Wir werden allerdings morgen ein Gesetz 
beschließen, das die neuerliche Abänderung 
des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 zum In­
halt hat. Wir begrüßen es, daß es zu dieser 
Änderung kommt, und stellen mit GenugtuUIl'g 
fest, daß hier die Bundesregierung dem 
massiven Druck der Wohnbauträger, der Kam­
mern und anderer Institutionen nachgegeben 
hat. Ohne diese Änderung des WOllmbau­
förderungs gesetzes 1968 .wäre der soziale 
Wohnbau in Kürze zus ammengebrochen. 

Allerdings bedeutet diese Änderung, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, auch das 
totale Eingeständnis der Bundesregierung, daß 
sie in der WolbnJbaupoliti:k gescheItert und 
selbst ein rasches Opfer ihrer eigenen vor­
eiligen unrealistischen Versprechungen ge­
worden ist. (Zustimmung bei der avp.) 
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Durch diese Gesetzesänderung wird es möglich 
sein, zumindest für die nächste Zeit die 
Arbeitsplätze im Hochbaubereich der Bauwirt­
schaft zu sichern. Ohne Änderung dieses Ge­
setzes hätten zweifellos zahlreiche Bauarbeiter 
in den nächsten Monaten ihren Arbeitsplatz 
verloren. 

Eines sei zu den Stabilisierungsmaßnahmen 
in der Bauwirtschaft noch gesagt : Die von der 
Bundesregierung angestrelbte Stabilisierung 
im Bereich der Bauwirtschaft wird durch die 
Sperre der Erridüung von Tankstellen und 
Barrkfilialen sicher nicht erreicht. Auch eine 
verstärkte Vergabe von ,Bauleistungen zu Fix­
preisen über längere Zeiträume ist nicht ziel­
führend und kann der Weisheit letzter Schluß 
nicht sein. Würde man längerfristig,e Bau- · 
vorhaben in diese Regelung einbeziehen, be­
stünde viel eher die Gefahr, daß durch die 
starke Unsicheriheit in der Einschätzung zu­
künftiger Lohnerhöhungen und Materialpreis­
steigerungen eher das Gegenteil erreicht 
würde. 

Mit 'großer Sorge veI1folgen wir die Ent­
wicklung auch auf dem Sektor des Fremden­
verkehrs. Durch die immer stärker werdende 
Aufweichung der Autonomie der Notenbank 
und die eigenwillige Wechsel'kurspolitik die­
ser Bundesregierung gerät der Fremdenver­
kehr in eine immer schwieriger werdende 
Situation. Wir haben die Regterung wieder­
holt auf die prekäre Situation im Fremden­
verkehr aufmerksam gemacht und dem Finanrz­
minister einen Bericht über die Lage in der 
Fremdenverkehrswirtschaft vorgelegt, der eine 
Reihe von Vorschlägen für fremdenverkehrs­
politisch wichtige Maßnahmen enthält. Bisher 
sind unsere Forderungen allerdings nicht be­
rücksichtigt worden. Fremdenverkehrsleistun­
gen werden in Osterreich wesentlich höher be­
steuert als in anderen ,wichtigen Konkurrenz­
ländern. Ein Rückgang der NächtigungslZahlen 
müßte uns eigentlich allen sehr zu denken 
geben. 

wiI1klicht werden. Eine Berufssparte, die einen 
so hohen Anteil am Bruttonationalprddukt 
besitzt und die zu den großen Devisenbringern 
im Lande zählt, kann man nicht länger zum 
Stief.kind der Nation machen. 

Hohes Haus ! Seit einigen Jahre betreilbt 
Osterreich eine sehr eigenwillige Wechsel­
kurspolitik. Die letzte Aufwertung von 
3 Prozent bei  einer Verdoppelung der Band­
breite konnte nur dUrch einen von Regierungs­
mitgliedern selbst ausgelösten Devisen­
zustrom motiviert werden. Die Auswirkungen 
auf unsere Exportwirtschaft sind nicht ahseh­
bar, da Kursänderungen sich gerade dort erst 
mit einer gewissen Verzögerung auswirken. 

,In einer Ze'it, wo auch traditionelle öster­
reichische Absatzmärkte sich 'gegenüber 
Exporten verschließen wollen, sollte man den 
österreichischen Export zusätzlich fördern und 
nicht durch Aufwertungen erschweren. Die 
vom Finanmninister vor einem ha�ben Jahr 
angekündigten Maßnahmen auf dem Gehiete 
der Exportförderung konnten bisher in keinem 
wesentlichen Punkt realisiert werden. 

Die Bundeskammer hat dem Finanz­
ministerium ein umfassendes Export­
förderungskonzept vorgelegt, 'bis heute ist 
j edoch auf steuerlichem Gebiet für den Export 
nichts geschehen. Im Gegenteil : Im Bereich der 
Exportfinanzierung sind die wesentlichsten 
Fragen offengeb'l'iehen. Seit der Anhebung des 
Spareinlagenzinssatzes haben sich die Kredit­
kosten des 'Exports von 8,5 aUlf 1 1 ,5 Prozent 
erhöht. Hiezu kommt. daß sich nicht nur für 
den Export. sondern auch für die gesamte 
übrige Wirtschaft die geplante Aussetzung 
der vorz,eitigen 25prozentigen MA äußerst 
negativ auswirkt. Osterreich lie'gt derzeit im 
Spitzenfeld j ener Länder, deren Exporteure 
mit den höchsten ZinSKosten belastet sind. 
Hier AJblhiLfe zu schaffen, wäre ein Gebot der 
Stunde. 

Abschließend stelle ich fest, daß seit der 
Einführung der Mehrwertsteuer im Jahre 

Durch die Schillingaufwertung und die star- 1 973 Zehntausende Betriebe nicht mehr be­
ken Veränderungen in den Währungs- stehen. Auch in diesem Jahr werden wiederum 
relationen ist dem ,österreichischen Fremden- mehrere tausend kleine und mittlere Unter­
verkehr ein zusätzlicher Wettbewe:r:bsnachteil nehmungen unter dem 'Druck der steuerlichen 
erwachsen. und finanrziellen IBelastung für immer 

Wie ernst die Lage in der Fremdenverkehrs­
wirtschaft ist, zeigt die Tatsache, daß es im 
ersten Vierteljahr in dieser Branche rund 
40 Konkurs- und Ausgleichsfälle gegeben hat. 
Eine weitere Vernachlässigung des Fremden­
verkehrs wird mit der Zeit unweigerlich nega­
tive Auswirkungen auch auf die Arbeitsplätze 
in dieser Branche haben. Darum müssen die 
von der Wirtschaft geforderten Fremdenver­
kehrsprogramme so rasch wie möglich ver-

schließen. Wären diese Unternehmungen In­
dustriebetriebe, wäre ohne ZweUel das Inter­
esse der sozialistischen Bundesregierung an 
diesen Betrieben größer. 

Die kleinen und mittleren Unternehmungen 
waren Ihnen, sehr verehrter Herr Bundes­
kanzler, und Ihrer Partei stets suspekt. Ihre 
Haltung ilhnen -gegenüber ist, seit Sie Ihre 
Regierung installiert haben, reserviert und 
wirtschafts.fremd. Bisweilen allerdings, so 

764 
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scheint es mir, ist diese Ihre Haltung den 
Kleinen gegenüber ausgesprochen wirtschafts­
feindlich und klassenkämpferisch. Ich bin der 
Uberzeugung, daß sich diese Ihre Politik noch 
bitter r,ächen wird. Ich Ibin ab'er auch der 
festen Uberzeugung, daß die Wähler Ihnen 
hierauf zum gegebenen Zeitpunkt die richtige 
Antwort erteilen werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
i,st der AlbgeOldnete Deutschmann. Ich erteile 
es ihm. 

AbgeoI1dneter Deutsmmann (OViP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich wol'lte mich eigentUch 
schweI1punlktmäßig mit dem neuen Staatssekre­
tär im Landwirtschaftsministerium auseinan­
dersetzen. Alber Ider Herr iJ3undeskalliziler hat 
wesentliche Aussagen �u der OrtsltafeLproble­
matik 'gemacht, aie ' mich veranlassen, doch 
einiges da:zu zu sagen und den Herrn Bundes­
kaIllZler 'zu fragen, was er mit seiner Aussage 
gemeint 'hat. Er /hat gemeint - ich !habe das 
mitgeschrieben -: Im geeigneten Zeitpunkt 
soll der Offentlich'keit dargelegt . . .  Sie haben 
den Satz nicht weiter ausgesprochen. Was soH 
der Offent!lichlkeit dar,gelegt werden? Sie haben 
in weiterer F01ge auch . . . (Zwischenruf des 
Abg. Dr. K r  e i s  k y.) Die Mtenlage? W�lche, 
Herr Bundeskanrtler? Das ist mir neu. Wir 
halben bis heute diese Akten a:ls Mitglieder 
der Ortstafelkommiss'ion noch nicht vorgelegt 
bekommen. Vielleicht vemeim!lichen Sie uns 
etwas, oder vielle'icht sparen Sie diese Alkten 
auf , um andere !Herren mit dieser Situation 
zu !beauftragen. 

Alber etwas, Herr BundeSikaIllZler, kann und 
will ich Ihnen nicht abnehmen. Sie halben heute 
hier Igefragt : Wonen Sie die Aufstellung der 
Orts tafeln haben? - Herr BundeSlkaniler, wir 
wollten sie in dieser Form n'icht !hilben. Sie 
haben mit Ihrer MehIiheit I}üer in diesem Haus 
den Ortstafelbesch:luß gefaßt. Wir IhaJben Sie 
davor gewarnt, und trotzdem halben Sie es ge­
tan. Heute wollen Sie es a1ber umdrehen und 
sagen: Wir, die sozi'alistische Fraktion, woUen 
die OrtstaIfeIn sowieso nicht, die anderen wol­
len di·e Ortstafeln in Kärnten haben. 

Ich 'glaube, Herr BundeskalllZ'ler, so !können 
wir doch nicht · spielen. So ,geht es einfach 
nicht, daß Sie der IStudienlkommission Aufträge 
erteilen, einen Z'Wischenbericht abverlangen 
und zu diesem Zwischenbericht dann die Mei­
nung vertreten: Wir werden uns darüber ein­
mal untenhaUen, was mit diesem Zwischen­
bericht .geschielht. 

Ich werde heute einen Entsdrließurugsantrag 
einbringen. Deshalb wollen wir von Ihnen 
eine k�are Stel'lungnaihme zu diesem Problem. 
Im Protokdll vom 1 6. N oveulber 1 973 der 

Studienkommission, wo Sie den Vorsitz ge­
führt Ihaben, steht : Der Bunldeskan:zJler mhrt 
aus, daß man etwas vorschlagen müsse, was 
für die Minderlheiten akzeptabel sei. - Das 
haben Sie in dieser JSibzung gesagt. 

Herr Bundeslkanzler! Ist Ihnen das Schri1ft­
stück von Herrn Dr. FralllZ Zlwitter nicht !Zu­
gekommen, wo er in der IStel'lungnahme zum 
Zwischenlbericht er.kilärt, daß grundsätzlich 
j ede Feststel'lung, sei es eine gesonderte "Spra­
cheIlIZählung" oder eine andere Art, albgeleihnt 
wird? 

Jetzt frage ich Sie, Herr Bundeskanz'ler: Wie 
wollen Sie dieses Problem we'iterbell'andeln? 
Wir haben uns 'bei der letzten Sitzung der 
Studienkommission, die am 28. Juni stattge­
funden hat, die 'Frage gesteUt : Was sagt der 
Herr BundesikaDlZler, was sagt die Bundes­
regierung zum Zwischenlbericht dieser Studien­
kommission? Der steHvertretende Vorsitzende, 
Präsident Loebenstein, konnte uns keine Ant­
wort darauf geben. 

Dieser Bericht, Herr Bundeskan�ler, ist 
Ihnen am 4. April 1 973 zugegangen. Am 
28. Juni IhattlSn 'Wir die nächste SH'zung, und 
wir halben keine Antwort 'bekommen. 

Wir wissen nicht, Herr Bundes'k:anrzler, ab 
eine besondere Vo'1kszählung von Ihnen, von 
der Bundesregierung gutgeheißen wird. Denn 
j ede weitere Al1beit auf diesem G ebiet basiert 
auf einer VolkSlZäihlung besonderer Art. Wir 
erwarten von Ihnen, Herr iBundeSlkan'ller, daß 
Sie eine Stelilung IbeziEfuen. Wir eIiwarten von 
Ihnen, echt den AUiftnig zu 'bekommen, in 
dieser Sicht ·weiterzual1beiten. 

Noch etwas. Si'e !halben auch eI1kLärt : Ich 
kann ,das Tempo der Studienkommission nicht 
beeinflußen. - Ich nehme an, daß Sie es noch 
wissen : Herr Bun<deSlkaThZ'ler, Sie sind ja unser 
Vorsitzender!  Sie berufen die Sitzungen der 
Studienkommission ein. Bei der letzten Sit­
zung hat sogar Iillr Parteifreund Präsident 
Guttenbrunner erklärt, daß man zuwenig Sit­
zungen albwhrt. Dann können Sie nicht hier 
im Hohen Haus erklären, daß Sie das Tempo 
nicht bestimmen und ibeeinflußen können. 

Wir wollen arbeiten, Herr BU1l!deskanzller!  
Wir ha,ben in all den Jahren - ich sage schon : 
Jahren - wirklich versucht, oIbj ektiv, sach.'lim 
und minde:r:heitenfreundlich zu winken. Icb 
glaube, daß Sie - Sie Iwaren doch einige 
Male dabei - seihst festst·e'lilen konnten, daß 
etwas weitergegangen ist. 

A!ber wenn Sie im Hohen Haus beJhaupten : 
fhr müßt j etzt sagen, was 1hr wollt I Ihr müßt 
uns jetzt mitteHen, wie ihr das meint ! ,  dann 
muß ich dem entgegenhalten - ich !habe es 
einige Male schon erklärt -: Sie s'ind am Zug! 
Sie zusammen mit der -Bundesregierung I Wir 
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sind j a  'als Studien'kommission nur ein Hilfs­
organ. Das Iha'ben Sie selbst erklärt. Sie haben 
uns seinerzeit, als Sie am 9. Feber 1 913 den 
Auftrag .gegeben haben, die Zielsetzung dar­
gelegt. Wir haben uns in der Studienkommis­
sion an diese ZielsetZIUng igeihaUen. 

Sie dÜI1fen sich nicht wundern, Herr Bundes­
kaM,ler, wenn wir Iheute einen Entschließungs­
antrag einbringen, um endlich weiterzukom­
men. Und warum? Sie wissen selbst, daß es 
in Kärnten sehr ungute Momente schon gege­
ben lrat und nom immer gtbt. Ich möchte nur 
daran erinnern, daß man in Miklauzhof das 
"Haus der Heimat" , eine Gedächtnisstätte von 
Vizekanzler SdlUiIIly, durch eine Bombe be­
smädigt hat, daß Drohanrufe kommen und ver­
schiedene andere Dinge sehr emotionell in der 
OffentlichJkeit und unterschrwelHg ausgetragen 
werden. 

Wir waBen ,nichts anderes, als daß endlich 
- endlich! - Ruhe in Kärnten einkehrt. Ich 
glaube, das ,woUen wir. Sie können das heute 
nicht umfunktionieren und sagen: Sie wollen 
die Ortstafeln! - Wir wolilten sie nicht. Wir 
haben Sie gebeten - und Sie werden sim nom 
sehr gut daran erinnern -, in einen Unter­
ausschuß zu gehen, mit der Melhpheitslbevötke­
rung Üiber diese Sache zu diS1kutieren. AlB diese 
Probleme, die nun einmal in Kärnten auftreten, 
müssen miteinander gelöst werden. 

Herr Bundeskanrzlerl W'ie bereits gesagt, 
wiI1d von der Studieilikommission e'ine beson­
dere VolksIZälhlt1lllg vor.geschlagen. Ich glaube, 
daß wir a<ls Mitglieder der Studienlkommission 
das Recht haben zu eIlfahren, ab Sie bereit 
sind, diesen Vorschlag ailizunehmen, rzu gou­
tieren, oder ob Sie der Meinung sind, daß 
diese Arbeit nicht dem entspI1icht, was Sie sich 
vor'gestel'lt haben. 

Ich möchte deshalb heute einen Entschlie­
ßungsantrag eirubringen: 

'E n t s c  h l i  e ß u n ,g s a n t r a  'g 

der Abgeordneten Deutschllll.ann, Suppan, 
Dkfm. Gorton und Genossen ,betreffend die 
Regelung der Kärntner Ortsta:feUrage. 

Der BunldeskanrZler wird aUlf.gefordert, 
unter Berucksichtigung des Zwischenberich­
tes der IStudienlkommission für Probleme 
der sloweni,schen Mindel1heit vom AprU 1914 
eine Re,gieruIlIg>svorlage über eine besondere 
VolkszäJhlung in Kärnt,en dem Nationalrat 
vorzulegen. 

Ich bitte den Präsidenten, diesen EntschHe­
ßungsantrag mit in die Beratungen zu zie!hen. 

Sie haben heute, Herr Bundeskanzler, auch 
erlcl.ärt, daß Sie selbst bereit sind, nach einigen 
Gesprächen .mit Herrn Bundesparteiolbmann 
Dr. Schleinzer einen Termin 'Zu vereirubaren, 

wo Sie in weiterer Folge bezie'hungsJweise 
in nächster Z eit versuchen wollen, eine Ent­
scheidung zu treffen. Ich möchte Sie bitten, 
Herr Vorsitzender der Sozialistischen Partei, 
Herr BundeskanZ'ler, Herr Klubo'bmann, Ihre 
Fraktion zu ersuchen, daß sie diesem Ent­
schließung,s'antrag, <ler audl auf IJhrer Linie 
liegt, die Zustimmung gfbt. 

Nun zum zweiten Thema Staatssekretär -
eigentlich war dies mein erste>s Tlhema -: 
Der Herr BundeskaDlZ'ler Kreisky ,wie der Herr 
Zentralselkretär Marsch haben heute - der 
Herr BundeSlkaruiler zweimal, der Herr Zen­
tralsekretär einmal - das Wort ergriffen. Ich 
habe eigen,flich erwartet, daß man, wenn die 
Regierungslbank um einen Staatssekretär er­
weitert wird, doch so viel Respekt dem Haus 
entgegenbringt und uns mitteilt, we'lche Auf­
gaben der neue Staabsekretär im Landwirt­
schaftsministerium Ülberneihmen wir-d. Weder 
der Herr Bundeskanzler noch der Herr Staats­
sekretär halben dazu Stel,lung bezogen. 

Herr St'a'atss ekretär ! Ich bedauere es wirk­
lich sehr, daß man Ihren Einzug so gebührend 
vernamlässigt. (Heiterkeit bei der avp.) Dies 
sage im deshalb, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, weil im die Aussagen des Herrn 
Abgeordneten Stögner von gestern noch sehr 
gut in Erinnerung ihabe. Was hat der Herr 
Abgeordnete Stögner hier in dies'em Haus 
erk<lärt? Er hat gemeint - ich habe hier sogar 
das stenographische ProtokaU "Der 
Landwirtsmaftsminister ist in seinem Ressort 
so derart beschäftigt, daß es thm sehr schlecht 
möglich ist, draußen AU!f1klär.ungsarbeit �u lei­
sten . . .  Einen .großen Teil dieser Artleit wird 
ihm der neue Staatssekretär abnehmen und 
man wird . . .  " Aber es g!eht nicht weiter. 

Ja, meine ,selhr geehrten Damen und Herren 
des Halhen Hauses, wenn es so ist, muß man 
das der Offentlichlkeit selhr deutlich sagen, 
daß man auch einen Staatssekretär für Aul­
klärung im L'andwirtschaoftsministerium 
braucht. Nur hat uns der Herr Abgeordnete 
Stögner nicht erklärt, woI1Ülber er die öster­
reichische BauerlllSchaft aUJfklären soH. (Zwi­
schenrufe bei der avp.) Vielleicht darüber. 
was einige Ihrer RegierungsmU,glieder immer 
wieder zu den Problemen der Landwirtschaft 
aussagen, oder ob die Agrarpolitik, die die 
soziali stische Regierung immer ,wieder als her­
vorragend hinstellt, doch durch einen Propa­
gandasekretär wieder hinaus'getrag,en werden 
soll. (Zustimmung bei der ,tJVP. - Zwischen­
ruf des Abg. M o n  d 1.) Herr Aibgeordneter 
Mondll Sie versuchen 'immer wieder. unquali­
fizierte ZwischenfUlfe zu machen, weil Sie j a  
s o  viel von der Landwirtschaft verstehen. 
(Weitere ZwiJschenrufe.) 
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Jetzt werde ich Ihnen noch etwas sagen, 

meine selhr ,geehrten Damen und Herren. (Ruf 
bei der SPO: Weil Sie von der Landwi.rtschaft 
nichts verstehen!) Das ist ibei Ihnen der Fall . 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPO. - Gegen­
rufe bei der OVP.) Ich werde Ihnen noch 
etwas sagen : 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Also, meine namen und Herren! Viel­
leicht b eruJhigt m an sich wieder etwas auf 
aHen Seitenl 

Albgemdneter Dentscbmann (fortsetzend): 
Herr Abgeordneter Stögner hat auch geme'int, 
eine der HauptauJf,gaben des' Staatssekretärs 
wird :die iKoordinaHonsaufgabe sein. (Abg. 
K e r n: Zwischen dem Minister und ihm!) 
Meine Damen und Herren!  Was will :der Herr 
Staatssekretär koordinierell!? Wen so1'1 er oder 
will er ikoor:dinieren? Jetzt :komme ich auf 
die Antwort des Herrn BundeskanZ'lers, der 
gemeint Ihat:  Wieso wiH Herr Präsident 'Min­
kowitsch mit mir reden? Herr BundeskanlZ'ler, 
dies deSlhalb, weil wir aUe wiss'en, daß Sie 
letzten ,Endes jede Entscheidung selbst treffen. 
Ich glaUlbe, es ist das 'keine Abwertung Ihrer 
Person. t{ Abg. K e r n: Eine Abwertung der 
Minister!) Aber so ist es l Vielleicht soU dann 
der Herr Staatssekretär Haiden der Koordina­
tor zwischen lJhnen und dem Herrn Landwirt­
schaftsmin'ister sein. Ich 'weiß j a  nicht, ,wie  
m an sich das vopstellt. (Abg. M ü 1 1  e I: Sie 
haben eine Ahnung!) Ja, ich kann mir vor­
stellen, daß Sie das s'agen. (Abg. K e r n: Drei 
Jahre spüren wir das schon!) Herr Kollege 
MüHer!  <Ich könnte I1hnen jetzt etwas sagen, 
aber ich ull!ter'l'asse  es doch lieber. 

Hohes Haus! Ich halbe mich wirklich ·gefragt: 
Was wird der Herr Staatssekretär tun? (Abg. 
K e r n: Nichts!) Herr Bundeskamier! Ich habe 
v'ersucht, in den Zeitungen, in ider Presse ,zu 
lesen, was der Herr Staatssekretär in der näch­
sten Zeit ,schlwerpunktmäßig wird bewältigen 
müssen. (Abg. M o n  d 1: Das kommt schon 
noch!) Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren ! Ich 'habe dann die "Sozialistische Korre­
spondenz" in die Hand ibekommen, die soor 
viel aussagt. Ich danke hel1Zlichst, daß man 
das hier niede,rgeschrie'ben hat, denn ihier wird 
der Beweis erbracht, daß der Staatssekretär 
wa,hrschein1lich nur ein Trommler tür Ihre 
Re,gierung sein wird und mit keinen Fachauf­
gaben betraut wird. (Abg. M o n d 1: Ein HeUer 
der Bauern! Ein Helfer in der N oi!) 

Hier steiht folgendes : " Haiden : Forstgesetz 
wichtig fiür aHe". Herr Bundeskanzler! Das 
Forstgesetz ist im Haus. Ich we'iß nicht, weIche 
Verbindulllg man �'W'isch:en Herrn Si'aatss,ekre­
tär Haiden und dem FOTstgesebz sucht. Wir 
aUe wissen, daß das Forstgesetlz schon einen 

.sehr langen Weg ihinter sich 'hat und daß der 

HeIlr Staatssekretär zu diesem Forstgesetz 
walhrscheinlich nichts dazu beigetragen hat. 
(Abg. K e r n: Bis jetzt nichts!) Bis j etzt nichts , 
weil er j a  erst gestern die Aufgabe übernom­
men hat ; und vorgestern 'haiben wir die Regie­
rungsrvorrl'a:ge ins Haus Ibekommen. 

In der , ,so:zialistischell! Korresponden,z" wird 
noch etwas sehr Wesentliches mitgeteilt : 
"Zwei Schwerpunkte sind daibei vorgesehen: 
Förderung der Hochlagen-AuUorst:ung und 
Förderung zur Steigerung der Produktivität." 

Gall!z etwas Neues, Herr Staatssekretär! Wir 
haben von dieser Hocblagen-Au�forstung noch 
nie etwas 'gehört. Sie sirrd wirklich auf dem 
laufenden, Herr Staatssekretärl 

,Ich möchte Ihnen die LBudgetansätrze aus den 
Jahren 1 972 ;bis 1 914 präsentieren, wo man 'Zu 
der Hochlagen-AUJfdiorstung schon damals ein 
gewichUges Wort geSiprochen 'hat. Heute fin­
den Sie, es sei etwas Besonderes, daß Sie sich 
mit der Hoch!lagen-AUrfforstung Ibefassen wer­
den. 

Noch etwas, das sellu, sehr wichtig ist. Man 
muß ja durch die "Sozialistische Korrespon­
den,z" aufgeklärt 'werden: r�Der Herr Staats­
sekretär 'wird Sor,ge trag,en, daß die Förde­
rungsmaßnaihmen in einem eigenen Forst­
budget Anschla.g finden." 

Herr Staatssekretär! ,Man 'braucht das nur 
unterteilen in den jetzigen Voranschlägen, die 
wir immer Ibekommen ; und 'es wird auch so 
gehandhaibt. 

.A!ber was schreiJben Sie dann ,in der näch­
sten Zeile : ".A!l,lerdings wende sich das noch 
nicht im lBudget 1 975 veIlWiI1klichen lassen." 
(Abg. K e r n: 1m Jahr 2000 meint er ja!) 

HeDr Sta'atssekretär, jetzt sagen Sie mir ehr­
lich: Für wie blöd halten Sie die Agrarier, und 
was woHen Sie damit ,sagen? 'Auf der einen 
Seite die Forderung nach einem eigenen Forst­
budget, und auf der anderen 'Seite sagen Sie :  
Aber i m  Budget 1915 kommt das Ülberlhaupt 
nicht in Frage. Ich möchte sagen, daß das wirk­
lich eine Zumutung ist, Herr Bundeskanzle,r! 
Ich hoffe, daß wir heute noch eine Erlklärung 
bekommen werden, warum Ider Herr Staats­
sekretär 'in das Landlwirtschaftsministerium 
entsandt !Wurde. 

.Das nächste ist noch interessanter, meine 
sehr Geehrten! Es stammt auch aus der ,glei­
chen Korrespondenz : "WHdbestände viermal 
so -groß. Zur Jagd meinte der Staatssekretär, 
der seLber Jäger ist, heute gäbe es in Oster­
reich vierma'l so 'große Wi'ldlbestärrde wie in 
der Ersten RepubHk." (Zwischenruf bei der 
SPO.) 

Herr Staatssekretär! Ich kann das nicht tü:ber­
prüfen. Möglich ! :Das Ihätte ich auch dem Herrn 
Staatssekretär abgenommen. 
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Aber was ,steht im letzten Satz : "Er se'lhst 

werde in dieser Frage j edoch nicht eingreifen 
können, da die Jagdgesetzgebung Landeskom­
petenz ist." 

Herr Staatssekretär! Hier ist doch eine 'Er­
klärung von Lhnen, ,was Sie als Staatssekretär 
tun wollen. ISie ziehen Probleme aus diesem 
Bereich in den Vorder,grund und sagen dann: 
Aber zuständig bin im ohnehin nicht! Im 
möchte Sie j etzt wirtklich ,fragen : Um Gottes 
willen, Herr Staats'sekretär, wie steHen Sie 
sich die z ukiüIlifUge At.beit im LandJwirtschafts­
ministerium vor? 

,Etwas ist noch interessant. Im sage ja,  die 
"Sozialistische Korrespondenz" ist eine Fund­
grube : 

"Auf seine Bezielhungen zu Landwirtschafts­
minister Weihs angesprochen, erklärte Haiden, 
daß er in der 'letzten Zeit eingelhende Ge­
spräche mit dem Minister ,geführt habe. Weihs 
habe iihn ersucht, vornehmlich Bergbauem­
fragen zu behandeln und ,for.stpoUUsche und 
raumplanerisdle Aufgaben zu übernehmen." 

Der Herr Präsident Min:kowitsch hat gestern 
den Herm IBundesikanzler gefragt, weil wir 
wissen, daß schon der Herr Staats­
s ekretär Veselsky mit raumrplanerischen Auf­
gaben im Bundeslkanzleramt scbwerpunktmä­
ßig beschäJfttgt -ist :  Herr Bundeskanzler I Wer­
den Sie diese Aufga.ben dem Herrn Staats­
sekretär Veselsky wegnehmen und dem Herrn 
Staatssekretär Haiden geben? - Es steht j a  
h i e r  smwarz auf weiß ! l'hre Korresponderm 
hat das geschrieben. Ich sage das nimt, son­
dern Ihre Korrespondenz. 

Und weiter heißt e s : ",Er halbe den Ein­
druck" - Herr Staat,ssekretär, sofern Sie nicht 
wissen sollten, was da drinnen stelht, hören 
Sie j etzt g,enau zu -, "daß Minister Weilhs 
froh darüber sei, daß er nun zu seiner Hi.l.fe 
tätig weqlen könne." f Abg. K e r n: Das hat 
aber der WeihS nicht gesagt!) 

Ich habe nicht den Mut, den Herrn Minister 
WeiJhs hier zu fragen, ob das stimmt. WiIikolim 
nicht I Ich ·habe es aucb. nicht verstanden, daß 
der Herr A!bgeordnete Stö,gner gestern den 
Herrn Landwirtschaft:sminister so a1bgek.anzelt 
hat. Weil das war ein iBeweis . . . (Abg. Maria 
M e t  z k e I: Das ist nicht wahr!) Frau Kolle­
gin l Lesen Sie doch bitte das stenographi,sche 
Protokoll, welches abgefaßt wUl'de. Ich habe 
diese Ausfiührungen nicht verstanden. 

Wir sirud mit dem Herrn Minister Weihs 
sehr oft und sehr streng ,ins Gericht ,gezogen, 
aber wi<r mußten dann festste'llen, daß j a  der 
eigentlime laoowirtschaftsminister der Herr 
BundeS'karuzler ist. Des!halb halben wir auch so 
manches und so manme Zusammenhänge ver­
standen. 

Und dann weiter: "Rür iJhn :bedeute seine 
neue Aufgabe eine echte Herausforderung, und 
er glaube, daß er zum Nutzen der Landwirt­
schaft werde wirken können." - Herr Staats­
sekretär! Ich ibeg,lück:wünsche ISie 'Zu dieser 
Aussage. 

Aber es kommt ja nom schöner, meine sehr 
Geehrten l .Bekanntlich wurde j a  der Hefir 
Staatssekretär Haiiden als der 'Berg/bauern­
sta'atssekr,etär in die Regierung berufen. Da­
von hat man immer wieder gesprochen, das 
hat man allgemein publiziert, und so weiter. 

Und, ebenfalls aus dieser Korrespondenz, 
die HiHe .fiür die Ber'glb auern : "Absmließen'd 
steHte Haiden fest, daß man das Berglb auern­
Sonderprogramm konsequent [orM'ühren müsse 
und daß vor allem auch die Inifrastruktur zu 
veflbessern sei." 

Herr StaatsseJkretärl Die Ansätze der letzten 
Jahre im Zusammenhang mit dem Berg,bauern­
Sonderprogramm sind eine Farce. Wissen Sie, 
wa-rum? - Man hat von den ordentlichen An­
sätzen im Grünen Plan von 403 Mi'Nionen 
auf 203 Millionen herunterg,ewirtschaftet. Man 
hat das Bergbauern-Sonderprogramm mit 
300 Millionen Schilling in die Offentlichkeit 
getragen, und in der Abrechnung sind es 'dann 
nur 260 MUlionen Schi:lling geworden. Wenn 
Sie die 203 und die 260 MiHionen 'Zusammen­
zählen, sind es 463 MiIl'lionen SchillHng zu 
403 Millionen Schilling. Wenn Sie die Infla­
tionsrate und alle Erschwernisse in der Land­
wirtschaft mitbetrachten, so sehen Sie, daß 
die ,Bauernschaft mit dem Grünen Plan plus 
Bergbauern-Sonderprogramm weniger bekom­
men hat als in den Jahren vor 1910. Unld Sie 
wollen die.sen Weg Ikonsequent weiteooh.ren? 
- Herr Staatssekretär l Dann ,weiß ich heute 
schon, daß wir von Ihnen sehr wenig zu er­
warten haben. (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie ,sprechen auch von den Nebeneinna!hmen 
durm den FremdenveIlkehr. Jetzt Ikommt wie­
der das Lustige, Herr Staatssekretär I Ich weiß 
nicht, wer das gesagt hat. Sie diskreditieren 
sim j a  s,e,�bst. Abe,r hier in der Korrespondenz 
heißt es weiter - bitte hören Sie genau zu -: 

,(Er se'�bst könne heute noch keine bestimm­
ten Vorsmläge untel1breiten, werde aber nach 
Beratungen mit Mini,ster Weilhs und den zu­
ständigen Albteilung1s1eitern im LanJawirt­
schaftsministerium mit einem Berg1bauernpro­
gramm an die OffenVlichJkeit treten." 

Herr Staatssekretär I Sie resignieren, bevor 
Sie übemaupt echt :beginnen. Als Berglbauern­
staatssekretär werden Sie in di e Relgierung 
KreiSlky berufen und erklären se'1bst, daß ISie 
nicht in der Lage sind, ein Programm zu er­
steillen. In einer Tages:zeitung steht sogar 
drinnen, daß Sie erst die Situation der Berg-
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bauern ",studieren" müssen. Ich wollte das 
nicht zum Anlaß meines Diskussions'beit'rages 
nehmen, wenn es aber so sein sollte, Herr 
Staatssekretär, dann weiß ich nicht, was ich 
von einer solchen Regierung halten son. 

Wir alle wissen doch ganz genau, wie 
schiwer es die Ber.gbauern in der j etzigen Zeit 
haben. Die Bergbauern erwarten sicher, daß 
durch einen Staatssekretär in Ider sO'Zia'listi­
schen Re,gierung eine Verbesserung, zumin­
dest das 'Erkennen der Situation bei den lBeI1g­
bauern eher an die Regierung Iherange'bracht 
wird, aber Sie s,elbst wollen ja erst "studieren" , 
wie es den ,Bergbauern ,geht. Ich 'gllaulbe, wi'r 
werden in eine Situation kommen, die s ehr 
uneI1freulich ist. 

Herr !Staatssekretärl Ich Ikenne Sie doch 
schon eini,ge Jahre rvon der SozialversicheruIllg 
her, und ich habe doch ,gehofft, daß Sie mit 
Grundsätzen in diese Funktion, in dieses Amt 
gehen und uns erklären, was Sie voIfuaben, als 
Staatsselk.retär für die IBauern !Zu 'leisten. Ich 
bin zutiefst enttäuscht uDld hoffe nur, daß das, 
was sich ,gegenüber der ;Landwirtschaft a!b­
zeichnet, nicht auch noch durch IIhren Einsatz 
in der Bundesregierung verschär.ft wird. (Bei­
tall bei der OVP.) 

Präsident 'Dr. Maleta: !Oer Entschließung,s­
antrag der Abgeordneten neutschmann und 
Genossen, der verlesen wurde, ist genügend 
unterstützt und steht dalher mit in Verhand­
lung. 

Zum Wort ,gemeLdet Ihat sich der Herr Bun­
deskanZ'ler. Ich erteile es iJhm. 

,BundeS'kanzler Dr. Kreisky: Halhes Haus ! 
Als ,Antwort aUlf die Rede des Herrn A:bge­
ordneten 'Deutschanann möchte ich mit ErlaUlb­
nis des Herrn Präsidenten ein Telegramm 
zitieren. Es ist an den Staatssekretär DiJpl.­
log. Günther Haiden gerichtet : 

"Zu Iihrer Ernennung ;zum iSta'atssekretär 
im Bundesministerium ltiür Land- und Forst­
wirtschaft mit den Schlwerpunkten B ergb auern­
fragen und Forstwirtschaft dan ich Ihnen . . .  
gratulieren. .Bei dieser Gel egenheit möchte 
ich den Wunsch zum Ausdruck ,bringen, daß 
die ZusammenaIibeit zrwischen der Ar.beits­
gemeinschaft tür Berglbauernfragen und dem 
Bundesministerium :rur Land- und Forst.wirt­
schaft auch in ZukuIllft erfolgreich sei. Wer 
in diesen scbwie,rigen Zeiten den öster­
reichischen ,Bergb auern lhi1lft, erhält damit nicht 
nur einen Berufsstand. Die Enhaltung des 
Bergbauernstandes Hegt im Interesse der 'ge­
samten Bevölkerung, ist o:lso eine staatspoli­
tische Notwendigkeit. 

Mit dem aufrichUgen Wunsch nach guter 
Zusammenarbeit.. (Zwischenruf bei der OVP) 

- nein, Sie irren, da 'Waren Sie wieder einmal 

ein bisser1 voreilig - ,�Präsident Okonomierat 
Hans Astner". Das ist der Präsident der 
ArbeHsgemeinschaft für Berghauemfragen bei 
der PräsidentenkOnlferenz der L andwirtschafts­
kammern. (Beifall bei der SPO.) 

Genau das sind die Aufgaben, die der Herr 
Staatssekretär HaLden zu erfütlen hat, und 
das ist auch das, was sich der Präsident 
Okonomierat Hans Astner aus Tiroll von ihm 
erwartet und mit Recht erwa'rtet ! (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu WOI't gemeldet 
ist der Abgeordnete ,or. Scrinzi. Ich erteile 
es ihm. ,(Zwischenruf des Abg. Dr. L e i  t n e r. 

Gegenruf des Bundeskanzlers Doktor 
K r  e i s  k y.) 

Am Wort ist der Abgeordnete Dr. Scrill'zil 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) Doktor 
Scrinzi ist am Wort ! 

.A:bgemdneter tOr. Scrinzi 'tFPO) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren! Der vom 
Abgeordneten Deutschmann eingebrachte Ent­
scMießungsantra'g wird .die Zustimmung mei­
ner Partei er1ahren. !Dazu !bedarf es e iner 
kurzen Begl7Ündull'g. 

Ich etkJäre ein'leitend, daß wir der Auf­
fassung sind, 'in der Frage der Reg,elung des 
Artikels 1 des Staatsvertrages ,sind schon mehr 
Scherben entstanden, als im allgemeinen 
Interesse, vor allem im Interesse Kärntens, 
gut ist. Ich habe nicht die Absicht, diesen 
Scherbenlhaufen j etzt durch ,sehr harte und 
aggressive Äußerungen zu vergrößern. 

Ich bin aher mit dem AntragsteUer der Mei­
nung, daß es höchste Zeit i,st, daß die Bundes­
regierung in dieser Frage aus dem ,Stadium 
der bloß kommiss ionetlen Beratung des 
Gegenstandes heraustritt und Entscheidungen 
getroffen ,werden. 

Herr Bundeskanzler! Ich mejne, daß Ihre 
Frage - ich weiß nicht, ob sie nur an die OVP 
oder ob sie auch an uns gestellt war -: 
Wollen Sie nun die Ort·stafeln - j a  oder 
nein?, falsch gesteLlt ,war. Sofern diese Frage, 
Herr Bundeskanzler, auch an meine Fraktion 
gestent 'Worden sein saUte, möchte ich dazu 
unseren :Standpunikt 'ganz kurz, präzise und 
unmißveI1stän'd'lich formulieren : 

Die Freilheitliche Partei steht aUlf dem Stanld­
pUn'kt, daß der Staatsvertrag, soweit er bisher 
nicht durchgef.ührt ist, durchzuWIhren ist. Der 
Staatsvertrag sieht im Artikel 1 (3) , oIhne das 
näher zu prä'Zisier,en, vor, daß es -in Gebieten 
mit gemisdltei Bevölkerung zweisprachige 
topographische 'BezeichnuIllgen :zu geben hat. 
Wir sind der 'Meinung, daß natürlich auch 
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dieser Teil des St,aatSivertrages durchgeführt Mindertheit Rechte einräumt, dabei alber die 
werden muß, dem Budl:sta'ben und dem Geiste Rechte der MehIiheit nicht verlet,zt -, die 
nach. Konsequenz aus ,dieser Haltung a:ber ist die 

Wir waren aber von allem AIlIfang an der 
Auffassung, daß die Art der Durchlfoorrung 

eine rein innerstaat'liche , österreichische Ange­
legenheit ist und daß, um eine in j eder Rich­
tung korrekte, demO'kratische 'Durchführung 
zu gewährleisten, ibestimmte Vorausse�ungen 
geschaffen werden müssen. Nach unserer Auf­
fassung war eine unaibdingba,re Voraus­
setzung eine geheime MindeIiheitenermit1:tlung, 
das heißt also, die AnwenduIlJg des Selbst­
bestimmungsrechtes im konkreten FaUe, Die­
ser Auffassung sind auch die 'Ülbrigen Kärntner 
Landtag,sparteien b eigetreten und sind über 
Ja:hre 'bei dieser AuHassuIlJg gebllieben, haben 
aHerdings mit Ausnahme meiner eigenen 
Partei daraus keine Konsequenzen gezogen, 

Wenn eine solche MindeIiheitenermittlung 
ergeben soUte, daß wir Gebiete mit ,gemischter 
Bevö1kerung in einem Ausmaß und in einer 
Stärke haben, in denen nach internationalen 
Gepflogenlhe'iten 'zweisprachige topographische 
Bezeichnungen zu ftiiJhren sind, dann ,gilt das 
auch �ür die gemischtvo�klichen BereiChe, die 
unter die Bestimmungen des Artikels 7 des 
Staats.vertrages lianen, Bekanntlich könnte das 
prinzipiell drei BundeSlländer, nämlich Burgen­
land, Steiermark Ulld Kärnten, betreffen. 

Es ist aber die Frage, ob man Ortstafeln 
will oder nicht, ,falsch 9'estellt; die Frage kann 
nur lauten: 'Bestehen in den ;betroffenen Ge­
bieten die nach internationa,len Maßstäben 
üblichen Voraussetzungen, daß auch der 
Artikel 7 (3) durchgeruhrt ,werden muß, wenn 
man 'den Staatsvertra,g volll erlflülllen will? 

Persönlich Ibin ich auch der Meinung, daß die 
im Staatsvertrag der Minderheit eingeräumten 
ReChte dann nicht gewälhrt werden .brauchen, 
wenn die Minderheit sellber auf ilhre In­
ans·pruchnahme verzichten soHte. Ich gebe aber 
zu, es ·gibt einen völkerrechtlichen Disput 
darüber, ob eine solche Auslegung richtig 
ist. 

Auf keinen Fall - und das gilt nun tür den 
konkreten FaH der Minderheit in Kärnten, 
wo ja das Ve]}langen der DurchfüJhrung des 
ArUkels 7 (3) durch die MindeI1heit immer 
wieder artikuliert wird - 'brauchen wir uns 
über diese mögliche Ausle.gung GedaIllken zu 
machen. 

Die zweite Konsequenz aus dieser unserer 
i.mmer eingenommenen Haltung - und es ist 
eine mindellheitenfreundliche Haltung, denn 
minderheitenfreundlich heißt j'a nicht, daß sie 
auf Kosten von elementaren Rechten der 
Mehrheit verwil1k!licht werden muß, das ver­
trägt sich durchaus miteinander, daß man der 

MindeIlheitenermittlung. 

Herr Bundeskanzler! Wir Ihaben uns in ein­
gehenden Beratungen -durchaus 'bereit gefun­
den - Sie wissen das al,s Vor,sitzender des 
Kontaktkomitees, aber auch aus den Berichten 
der sogenannten Ortstafelkommission -, auch 
einem anderen VeIlfahren zur Mindeliheiten­
ermittlung zuzustimmen. ,Man kann mit uns 
über die Frage einer Vo�kszäihlung besonderer 
Art, die Sie in die Diskussion gewo�fen haben, 
eb enso reden wie über das ,in Form von vier 
verschiedenen Vorschlägen vorliegende Er·geb­
nis der bi,sherigen Beratungen de'r Ortstafel­
kommission, das Formen der Sprachrzählung 
vorsieht. Und ich .glaube, dann, wenn das 
Ergebnis eines solchen VeI1fahrens vorliegt, 
ist nicht 'zu .pnÜifen, ob jemand Orts tafeln will 
oder nicht woHl, sondern ob die Voraussetzun­
gen dafür hestehen, in welchem Um�ang, �ür 
welchen ,regionalen Bereich, konikret ge­
sprochen, �ür welche Gemeinden dann eben 
der Artikel 7 (3) des Staatsvertra·ges anzu­
wenden ist. 

Und drittens - das darf ich hier aUSdrück­
lich noch einma:l wiederholen, Herr Bundes­
kanzler -: Uns scheint es 'höchst an der 
Zeit, daß die Bundesreg.ierung und Sie, Herr 
BundeskaIl2ller, als Vorsitzender der Bundes­
regierung, dem s eit Jahren betriebenen Ver­
leumdungslfeldzug von Ins-titutionen, Per­
sonen, Presseorganen inner- und außephalb 
Osterreims entgegerul!reten, welchJe den Streit 
um die DurchJführung des Artikels 7 (3) 
des· StaatSlVertrages zum Anlaß einer welt­
weiten Diffamierungskampagne gegen Oster­
reich nehmen. Es .geht nicht an, daß man sich 
stillschweigend von seiten der Regierung an­
sieht, wie Ihier das mühselig aufgebaute inter­
nationale Ansehen Osterreichs ifortgeset.zt 
Sdladen ileidet. 

Das ist unsere Ha'ltung; sie ist nicht nur 
eine deklamatorische, wir halben sie auch 
dadurch bewiesen, daß wir in die heiden von 
Ihnen eingesetzten Kommissionen eingetreten 
sind und uns dort bemühen, durch konstruk­
tive MitaI1beit zu einer gemeinsamen Lösung 
dieses PrOblems beizutragen, dessen Lösung 

und das kann nicht wegdisJkutiert 
werden - :leider durch Ihren urui.i:berlegten 
Alleingang in der OrtstafelJfrage 1972 außer­
ordentlich er·schwert worden ist. Trotzdem sind 
wir der Auffassung, daß eine Lösung möglich 
ist, j a  daß sie 'gefunden werden muß. 

Herr Bundeskanzler!  Sie haiben heute in 
Ihrer SteUungnalhme die Frage des .günstigsten 
ZeitpuIllktes angeschnitten. Ich möchte meinen, 
j eder Tag 'länger, den wir dieses Problem 
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ungelöst :lassen, ist ge;fä!hrlich und lbederuIDlich. 
Und seLbst wenn man der Auffassung ist, 
Herr BundeskanZlIer, daß nich,t morg,en oder 
übermorgen die von Ihnen in Aussicht ge­
steHte Novetle des Ortstrafelgesetzes - Sie 
haben sie angekündilgt, Sie haben das g'e­
sagt - verwi,rklicht werden kann, dapf nichts 
Sie hindern, endlich den Parteien dieses Hau­
ses, wie S i e  es auch versprochen !haben, Ge­
legenheit 'zu ,geben, Ihre Haltung in der Fmge 
der Durcbtiührung ,eines Zäihlverfahrens 
kennenzulernen. Denn. solange ,wir :diese nicht 
kennen, sind wir der Aufifassung, daß die wei­
tere Atbeitsgrundlage i,n ,beiden Kommissionen 
nicht 'ge.währleistet ist.. \Besonders desIhalb, 
Herr Bundeskallizle r, weil ja noch immer 
- vor allem im Kärntner Raum - ein Aus­
spruch des ehemaligen LandeSihauptmannes 
Sima, der j a  Ihrer Partei ang,eJhört, unwider­
sprochen steht, d er ,gelautet !hat - das war 
sozus,a'gen der Abgesang, mit dem er aus be­
greifllichen Motiven offensichtlich ILhnen und 
seiner eigenen Par,tei eines aus;wischen 
wollte -: In diesen Kommissionen würden 
AlibilhaIl!dlungen ,gesetzt un:d nicht echte 
Lösungen a.ngestrebt. 

Herr Bundeskanzler! Ich ,glaube, wenn Sie 
unsere 'loyale Mitarbeit in den Kommissionen 
zur Problemlösung weiterhin in Anspruch neh­
men, dann ist es höchste Zeit, daß Sie auch 
zu dieser Äußerung - richtig, S ima ist nicht 
mehr LandeSlhauplmann, er ist aber immerhin 
noch Albgeordneter Ihrer Partei im Kärtner 
Landt'a'g - 9anz klar SteUung nehmen. Ist es 
so, wie Sima immer sagte, daß quasi diese 
Kommissionen das Nicht-TätLgiWerden d ecken 
sollen, Alibilhandlungen darste'1len, Alibihand­
lungen, um bis ,zu den nächsten Kärntner 
Landtag,swaJhlen zu sagen, daß man ohnedie,s 
in der Ortstafelifrage den extremen Stand­
punkt einnelhme, wie er jet,zt besteht, näm'lich 
keine aufzustellen beziehungsweise ein in 
Kralft stehendes Gesetz llIicht durchzuführen. 
Auch diese Erlklärung, Herr Bundeskanzler, 
erwarten Iwir von Ihnen. 

Ich g,laube, unsere Auffassulllg, daß .nicht 
länger geredet, daß selhr rasch g,e!handelt wer­
den soll, ,wird ja durch die weitere !Entwick.: 
lung in Kä'rnten Ibestätigt und gerechtfertigt. 
Es haben s'ich doch ,seit dieser Zeit die Aus­
einandersetzungen 'gehäuft, j a  bis zu bedenlk­
lichen und verrwelifilichen Gewalttaten gestei­
gert, und e s  ist j enes Klima der Spannungen 
und Ag,gressionen entstanden, das w1.,r Ihnen 
als Folge dieses mißglückten Geset,zes voraus­
gesagt haben. 

Ich 'hoffe nicht, d aß Sie nach wie vor auf 
dem Standpullikt j enes Ahgeordneten stehen, 
der von dieser Stelle aus die Schuld an di,eser 
Kärntner Entwicklung - und damals wurde 
ja noch das Ortstafe'lgesetlZ aIs der vernünftige 

und gute Kompromiß fbezeichnet - den Oppo­
sitionsparteien zuschob, der (1Ilso gemeint bat, 
für alles Weitere, was daraus entsteht, seien 
die Oppositionspar;teien veranbwort�ich. Es 
geht auch nicht, daß Sie nunmehr den B all  den 
Oppositionsparteien zuspie'len und sagen : Ja 
was wällen Sie? - Es muß noch einmal wie­
derholt werden : Es 'geht nicht darum, was wir 
wollen, sondern es gelht darum, daß dIe 
offenen Fragen des Staatsvertrayes ,einer kor­
rekten und ordnungsgemäßen Lösuny rzuge­
führt werden. 

,Es hat gar keinen Sinn, das darf ich für 
meine Partei auch von diesem Plat!z aus sagen, 
in Kärnten eine neue ,Gespräch,srulllde, die 
Tafelrunde des neuen Landeshauptmannes 
Wa,gner 'zu eröffnen, ohne daß diese wesent,­
lichen Vorfragen ,geklärt sind. 

Wir haben auch hier, Herr Bundeskanzler, 
eine grundsätzliche Zusage erteillt, weH wir 
der Meinung sind, es muß jede Möglichkeit 
gesucht werden, die Mindel1heitenlfülhrung aus 
j enem Ghetto herauszubringen, in das nicht 
wir sie getrieben haben, in dem sie sich 
selber iso1iert, um von dort aus einen echten 
Partisanenkrieg in Kärnten führen zu können. 

DarUlII'l werden wir überaU dort, wo die 
MinderiheiteIllfiüJhrung bereit i,st, ins direkte, 
unmittel\bare Gespräch zu treten, an einem 
solchen Gespräch teilnehmen. Aber es muß 
uns k1lar ,gesa'gt werden, wdhin im Endergebnis 
diese Gespäche führen sollen, ob Sie ,  Herr 
Bundesk'anz'ler, die Gesprächsergebnisse auch 
politisch umsetzen woUen oder olb Sie meinen, 
daß sie eben nicht durchsetZlbar sind. Dann 
muß d as gesagt und begnündet werden, dallill 
müßte man eben mit uns andere Wege suchen. 

Wir betrachten die Gespräche in diesen 
Kommissionen nicht als Alibi!handlungen. Es 
wäre s,eihr �ut, wenn m an dieses sehr einfache 
Feindbild von einer im eng,stirnigen 
Nationalismus 'befangenen Freiheitlichen Par­
tei, das ,g€ilegen1:!lich entrwickelt wird, endlich 
begralben würde. 

1<;11 stehe nicht an, aus unserer europä.ischen 
GrundJhaltung 'heraus zu erklären, daß es im 
Interesse j ener europäi,schen Inte.gration steht, 
deren Fürsprecher wir in diesem Hause immer 
waren, wenn wir die IMinderheitenprQlbleme 
nicht nur dadurch bereinigen, daß wir ein Min­
destmaß von Rechten den j eweiligen Minder­
heiten einräumen, sondern daß wir in ein kon­
struktive s, in ein fruchtbares , in ein f'öpderndes 
Verhä'ltnis zu aUen Minde:r.heiten treten. Wir 
verlang,en für unsere MindeI1heiten in Süd­
tirol eine solche Haltung seitens Italiens, und 
wir wären unaufrichtig, wenn wir nicht die­
se�be Haltung ge'genÜfber der eigenen ,Minder­
heit im Lande, in der Republik Osterreich, 
einnehmen w.ürden. 
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,Alber se1bstver,ständlich muß eine solche Präsident nr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Ha'ltung die 'besonderen 'regionalen und hat sich der Her,r Bundeskanzler. Ich e rteile 
historischen Gegebelllheiten in Kärnten es llbm. 
beachten. Hetzschrilften, wie sie hier die Oster­
reichische Widerstandsbewegung ails Infor­
mations- und Press'edienst herausg,eg'eben hat, 
tragen nicht dazu :bei, diese Problleme im 
Schatten schwerwiegender Ihistorischer Erfah­
rungen einer einvernehmlichen, einer dau­
ernden Lösung im Sinne des Friedens im 
Lande Kärnten und auch im Sinne einer Ver­
besserung der Sicherheitsverhältndsse dort 
unten herbeilzUiführen. 

Herr Bundeskanzler! Das sind die Gründe, 
warum wir diesen Entschließungsantrag unter­
stützen werden, llI1!d 'ich hoffe, daß Sie dies em 
Entschließungsantrag beitreten we'rden, sellb st 
wenn er heute, was ich :bedauern würde, keine 
Mehrheit in diesem Hause finden Isame. Ich 
kann mir gar nicht vorstellen, was die 
Sozialistische Partei hindern sollte, auch ihrer­
seits als Fraktion darauf zu dringen, daß wir 
mög:lichst bald zu eine'r Lösung der offenen 
Fragen kommen. 

Alber selbst wenn das nicht der Fal'l sein 
soHte - vielleicht weil man eben auch aus 
historischen Gründen parlamentarische Demo­
kratie in diesem Lande noch etwas einseitig 
interpretiert, indem eiben grundsätzlich alles 
abgelehnt werden muß, was von seiten der 
Opposition kommt, w as im Interesse Kärntens 
bedauerlich wäre, weil ein ,gemeinsames Vor­
gehen, gerade in dieser FPage im Haus zwei­
fellos den Bl'ückensmlag von den Parteien 
zur MindeJ.1heit ,fördern könnte -, sellbst w,enn 
also das nicht der FaLl sein söllte, Herr iBun­
deskan�ler, dann bitte 'betrachten Sie das als 
einen wi:r.klich ernst zu nehmenden AppeJ.l 
der Zlwei Oppositionsparteien, die ja doch 
Anspruch erheben dürfen, auch die halbe 
Wälhlerschaft der gesamten RepubHk Oster­
reich hier zU' v:ertreten, Cl'ls einen Appell, den 
man nicht ,leicht abtun kann. 

Ich hoffe, daß ]hre iheutige Ankündigung, 
daß Sie die lange zugesagten Dreiparteien­
gespräche in der nächsten Zeit realisieren 
werden, ein erster Schritt in dieser Richtung 
ist. 

Ich sage noch einmal, das ist doppelt Iwich­
tig, weil diese Frage G efaihr läuft, wiederum 
zu einem Gegenstand wa'blikampfpolitischer 
Auseinander,setzung,en in den nächsten Kärnt­
ner Landtagswahlen zu werden. Ich würde das 
bedauer,n. Sie, Herr Bundeskanzler, haben es 
in der Hand, durch ein 'kJlares Wort und durch 
möglichst ba:td folgende klare Entscheidungen 
das ,zu vermelden und skh im Interesse eines 
freien und ungeteiUen Kärntens Verdienste 
zu erwer.ben. (Beifall bei der FPtJ.) 

Bundeslkanzler Dr. Kreisky: Halhes Hausl  
Zu den AuSlf.ührungen des Herrn Abgeord­
neten Dr. Scrinzi möchte ich sagen, daß ich 
gerne bereit Ibin zu unterstreichen, daß das, 
was er hier .gesagt hat, auch in dem Kontakt­
komitee, das es b eim BundeSkcmZlleramt gtbt 
und in dem ständig Fragen der Minderiheit 
besprochen werden, ,in eindrucksvoller Weise 
seine Bestätigung findet. Gerade deslhalb muß 
ich sagen, daß die AUlf.gabe der sogenannten 
Ort,stafellkommission, die ja dal1über hinaus 
mehr zu tun !hat, 'in einer seihr wes entlichen 
Frage noch nicht erfüllt ist, auf die man nicht 
vernichten kann, denn die Frage der Orts­
tafeln zum Beis.piel Ihängt ja nicht nur davon 
ab, wie viele Angehörige der slowenischen 
Mindel1heit es ,gibt, sondern auch wo es sie 
gibt und in welchem Prozentsatz zu dem Ge­
meinwesen sie stehen, dem ,sie angehören. 

Und die Prozentsätze, für die es in der 
Vergangenheit ßlach den GrundsätJzen des 
Minoritätenschutzes in der Zeit zwischen den 
heiden We'ltkrie.gen gewisse Rege:ln gegeben 
hat, können deshalb nicht zur Anwendung 
kommen, weH wir es j a i.n Kärnten zum B ei­
spiel mit Großgemeinden ,zu tun ,haben und die 
alten Prozentsätze nicht me/hr angewendet 
werden können. 

So ist es unerläßilich, daß die s ogenannte 
Ortstafelkommis1sion nun e-inmal diese Frage 
!beantwortet und dieslbeZiÜg'lich Vorschläge 
macht. Solailige diese sehr essentielle Frage 
nicht beantwortet ist, wo nämlich dann T'afeln 
stehen sollen, halte ich den Entsch'ließungs­
antrag rur verfnüht und bin der Meinung, 
daß dieser EntschJließungsantrag nicht das !her­
beiführt, wofür s'ich der Herr Albgeordnete 
Dr. Scrinzi in durchaus g,laubwürdiger Weise 
eingesetzt hat. Da,s Ifrülhrt nicht zu der Lösung, 
die hier gewünscht wird, sondern läßt sie 
b estenfaUs weiterihin im Unlklaren. 

,Ich bitte also zu berücksichtigen, daß diese 
zweite Kernfrage noch beantwortet werden 
muß, ehe man zu dieser Hauptfrage wird 
Stellung nehmen können. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Albgeordnete Dr. SchleiIllZer. Ich erteile 
es iJhm. 

Albgeordneter Dipl.-IDlg. Dr. Schleinzer 
(OVP) : Herr Bundeskanzler! Meine iDamen und 
Herrenl W,enn ich mich dazu noch einmal zu 
Wort melde, dann 'ledi,glich um die Perspekti­
ven zu klären. Ich erinnere daran, d1aß Sie 
seinenzeit eIn Ortst'afelg'esetz ohne Verhand­
lungen in di,esem Parlament durchgepeitscht 
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Dipl.-Ing. Dr. SdlleiDzer 

haben und in ,einer politischen Entscheidung 
letzUich auch den Prozentsatz .festlegten, der 
für die .A!ufstellung von OrtSitafoe'ln maßig,ebend 
sern sollte. ,Ich ver,stehe dalher nicht, warum 
gerade die Befassung der Ortstafellkommi'sslion 
mit dieser Fra'Y'e eine Vor,aussetlZung s.ein 
sollte·, um die GrundsatlZfrage ,zu .klären. 

Ich habe die Korrespondenz bezielhungs­
weise den chronologischen Ablauf der Behand­
lung dieser Fr,age auch durch den Herrn Bun­
deskanzler geschildert, habe dJa-rgelegt, daß der 
Herr Bundeskanzler im Parlament am 3. De­
zember 1973 eIlk'lärte, er warte ledtglich die 
Ferti'gsteFlung des Zwischenberichtes ab, um 
sodann in politische Gespräche mit den Par­
teien über die Frage eiIllzutreten, wie es wei­
ter·gehen soll. Das, was den Bundeskanzler 
offensichtlich j etzt /bewegt, diese Gespräche 
nicht zu ruhren, sondern vorerst in einer Art 
Beschäftigungstherapie die Ortstafelkommis·­
sion mit neuen AUlfträgen zu versorgen, ist 
ausschließ1ich darauf rzur.ückzlllführen, daß wir 
erklärt haben, daß wir j edeI1zeit ,bereit sind, 
in eine Diskussion über diesen Zwischen­
bericht einzutreten, allerding,s nicht nur aUJf 
der Grund1age ,dieses ZWiscbenberichtes, son­
dern 'wir ' er,warten auch ein Arrb eitspapier der 
Regierung, aus dem hervorgeht, w elche 
Scblußfolgerungen sie aus dem Zwischen­
bericht zieht, welche AJbsichten sie velifo1gt, 
wie es w eiter,gehen soll. 

Ich ·glaube, daß wir Anspruch darauf haben, 
diese Vorstel'lungen der Regierung als Ge­
sprächsgrundl'age kennenzulernen, insbeson­
dere wenn ich dieses Verlangen an der Vor­
gangsweise messe, die die Re.gierung bei der 
seinerzeit:i-gen Be,sch!lußfassung des Ortstafel­
gesetzes eingeschlagen hat. 

Daher, Herr Bundeskamier, bitte ich Sie 
um Verständnis, daß mir Ehre Argumentation 
für die weitere Vor.gangsweise und Behand­
lung dieses PrOlblems unzureichend erscheint, 
und ich möchte wirklich im Interesse uns eres 
Gemeinwesens raten, hier nicht 'länger ,zu 
lavieren, sondern in ein konkretes Gespräch 
einzutreten. Wir e rwarten, daß die lBundes .. 
regierung sagt, wie es weiter,gehen soU. (Bei­
fall bei der nvp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr BundeS'kanzler. I ch erteBe 
es ·ühm. 

Bundeskan'Zler Dr. Kreisky: Ich b edaure 
sehr, daß ich mich noch einmal zu Wort melde. 
Ich muß dem Herrn Bundesp arteiO\bmann 
Dr. SchleiIliLer sagen, daß er ja - wir haben 
darüber schon einige Male gesprochen - hin­
länglich informiert ist ii:ber den Standlpunkt, 
den ich in dieser Frage einnehme. 

Ich wieder1hole noch einmal : lDie Frage, die 
ich der Ortstafelkommission gestellt habe, war 
eine selhr einfache. Ich habe sie gefragt, ob die 
heutigen MeVboden der Vo'llksrzählung aus­
reichen, um eindeuhge AusküIllfte ülbe,r die 
StäI1ke einer Minderheit 'zu ,gelben. Die Ent­
scheidung im nwischenbericht war im wesent­
lichen die, daß die Iheutigen Metlhoden unserer 
Voliks�ählung nicht ausreichen, sondern daß 
es zusätzlimer Angalben bedarf. (Abg. Doktor 
M u s s i 1: Sehr traurig!) - Ja, Herr Doktor 
Mussil, sehr traurig, aber das Gesetz haben 
Sie .seinerzeit mitbeschlossen. (Beifall bei der 
SPO.) 

.Das ist alber nur die eine Seite des Probilems. 
Wir women uns j a  um eine s-ach'liche Lösung 
bemühen. 

Die zweite Seite des Problems ist, .daß auch 
KlaI1heit bestehen muß, f,ür welche Gemein­
wesen, wie groß der Prozentsatz je Gemein­
wesen sein muß, daß der Artilkel 7 des Staats­
vertrages zur Anwendung kommt-. Das Ihalte 
ich tür unevläßIich. 'Ehe man das nicht hat, 
kann man zru keiner konlkreten Stellungnalhme 
kommen. 

Und ich s,age noch einmal, damit ich auch 
diese Frage damit beantworte: Ich werde die 
Aktenlage ·gerne zur geeigneten Zeit 'Zur Ver­
fügung stel'len, damit die Herren .A;bgeord­
neten j edenfalls wissen, wie der Hergang 
gewesen ist. Ich bin nicht der Meinung, daß 
die .A!ktenlage 'geheimgehalten wer.den muß. 

Ich sage noch e-i nm al , daß es sichefllich Fehl­
einschätzungen geben kann bei der einen oder 
anderen Frage, aber es wird sicher in Zukuilift 
keine Lösung dieser Frage ,geben, die nicht die 
weitestge\hende Zustimmung des Hohen Hau­
ses findet. Das sa.ge ich in aUer Eindeutigkeit. 

Ich habe noch ein G e,s'Präch zu absülvieren, 
ein Vorgesp·räch, u.nd dann w erde ich zu diesen 
Dreiparteienverhandlungen einberufen. (Abg. 
Dr. M u s s i 1: Die Reue kommt sehr spät!) 
B esser später a'ls ,gar nicht, Herr Dr. Mussil l 
(Beifall und Heiterkeit bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist ,g e s c h i  0 5-
s e n. 

Wir gelangen dalher 'Zur A b s t i m  m u n g 
über den Entschließungsantrag der Albgeord­
neten Deutschmann und Genossen betreffend 
die Regelung der Kärntner Ortstafe'Yrage. 

Ich bitte j ene Damen und Herren. die dies.em 
Entschließungsan.tra'g Deut,schmann ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen .zu 
erheben. - Das ist die Mindenheit. A b  g e­
I e h Il! t. 
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2. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1 1 57 der Bei­
lagen) : Protokolle I, 11 und 111 der Diplo­
matischen Konferenz für die Inkraftsetzung 
der Internationalen Ubereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(CIV) vom 7. Feber 1970 (1214 der Beilagen) 

,präsident Dr. Maleta: ,Wir ,gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Protokolle I, i1I 
und 111 der Diplomahschen KOnJferenz für die 
Inkraftsetzung der Internationalen Uberein­
kommen über den EisenbaJhnlfrachtverikehr 
(CIM) und 'Ülb er den EisenbaJhn-, Personen- und 
-IGepäckverkehr (CIV) vom 7. Feber 1 970. 
(Unruhe. - Viele Abgeolidnete schicken sich 
an, den Saal zu verlassen.) 

Ich mache darauf aufmerksam, daß j etzt 
einLge Gesetzesalbstimmungen kommen ohne 
Redner !  Ich bitte da'her, nicht die Flucht zu 
ergrei!fenl 

IBerichterstatter ist der AJbgeordnete Ing. 
ScheLbengraf. Ich bitte um den Bericht. 

,Berichterstatter lug. Scheibengraf: Herr Prä­
sident l Hohes Haus ! Ich berichte zu 1 2 1 4  der 
Beilagen namens des Ve:r1kehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1 1 51 der Bei­
lagen) : ProtokoN I der DilllomaHschen Kon­
ferenz für die Inkraiftsetzung der Internatio­
nalen Ubereinkommen über den Eisenbahn­
frachtverkehr (CIM) und über den Eiserrbahn­
Personen- und .... Gepäckverkeihr (CIV) vom 
1. Februar 1 910, Protokoll 11 der Diplo­
matischen KOl1!ferem rur die Inkmftsetzung 
der Internationalen Dlbereinkommen ü1ber den 
EiseIllbaJhnfrachtverkehr (CIiM) und über den 
EiseIllbahn ... Personen- und ... Gepäckverkehr 
(CIV) vom 1. Februar 1970 betreffend die Ver­
längerung der Geltungsdauer des am 
26. Fe'bnrar 1 966 unterzeichneten und am 
1 .  Jänner 1 973 in Kraft getretenen Zusatzii:ber­
einkommens zur CIV von 1 961 über die Haf­
tung der Eisenlbahn ffÜr Tötung und Ver­
letzung von Reis enden und Protokoll III der 
Diplomatismen Konlferenrz !für die IIlIkraft­
setzung der Internationa'len Ulbereinkommen 
über den EisenbarhnfrachtveI1kehr (CIM) und 
über den Eisenibalhn-lPersonen- und -'Gepäck­
veI1kehr (CIV) vom 7. Fe:bruar 1 970 betreffend 
die Erhölhung der kilometrischen Höchstsätze 
für die Beiträge der Vertragsstaaten zu den 
Aus,gaJben des Zentralamtes. 

Der Bericht ,liegt den Damen und Herren 
des Hahen Haus'es ,smrHt'lich vor. Ich kann 
daher kürzer referieren. 

Die ProtOikolle I ,  11 und LII sind multi'latera1e 

daher nur mit G en�hmigung des Nationalrates 
gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
g·esetz abgeschlossen 'Werden. 

Der VeI1kehrsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 27. Juni 1 974 in 
Verthandlung genommen und mit Stimmen­
eiDlhelHglkeit beschlossen, dem Nationalrat die 
Genehmigung der Abschlüsse der Staatsver­
träge "Zu empfehlen. 

Der VellkeJhrs·ausschuß hä:lt im rvoflliegenden 
Falle die Erlassung von Gesetzen im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
in der geltenden .Fassung zur ·EJ1füllung der 
Staatsverträg·e �ür entbehIllich. 

Als Ergebnis seiner Be,ratung stellt der Ver­
kehrs ausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle beschHeßen: 

Der Abschluß der Staatsverträg·e 

Protoko'LI I der Diplomatischen Konferenz 
für die Inkraft.setzung der Internationalen 
Ubereinkommen über den Eisenibahnfrachtver­
kehr (CIM) und tiber den EisenJba:hn-Personen­
und -lGepäckveI1kehr (CIV) vom 1. Februar 
1 910, 

Protokoll 11 der Diplomatischen Konferenz 
für die InJkraftsetzung de·r Internationalen 
Ubereinkommen über den EisenJba'hnifracht'Ver­
kehr (eIM) und über den IEisenJbalhn"iPersonen­
und -IGepäckverlkelhr (CI V) vom 1. Februar 
1 970 b etreffend die Verlängerung der Ge�­
tungsdauer des am 26. Februar 1 966 unter­
�eichneten und am 1 .  Jänner 1 973 in Kraft 
getretenen Zusatzlülbereinlkommens ·zur CIV 
von 1961  über die Haftung der Eisen!bahn für 
Tötung und Verletzung von Reisenden und 

ProtokoN HI der Diplomatischen Konferenz 
für die Inkrafts etzung der Internationalen 
Ubereinlkommen ülber den Eisenbahnframtver­
kehr (CIM) und ü1ber den Eisenlbahn-lPersonen­
und ""Gepäckverkehr (CIV) vom 7. Februar 
1 970 betreffend die ETlhÖlhung der kilo­
metrischen Höchstsätze tiür die Beiträge der 
Vertragsstaaten ·zu den Ausgaben des Zentral­
amtes ( 1 157 der Beilagen) 

wud verfassungsmäßig genehmigt. 

Wenn Wortmel'dungen vorliegen, bin ich 
ermächtigt zu :beantragen, General- und 
Spe.zialdeJbatte in einem abzutiülhren. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen daher zur A :b s' t i m  m u n g 
über den Ausschußantrag, dem Abschluß der 
vorliegenden Staatsverträge in 1 157 der Bei­
lagen die Genehmigung zu erteilen. 

Staatsverträge geset'zändernden ibezielhungs- Im bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
weise gesetzergänzenden Inhalts und drürfen Ihre Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
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Präsident Dr. Maleta 
zu emeben. - E i n  s t i .m m i g a n g e n  0 m- anreicherung erfordert nunmeihr .eine ent­
m e  n. sprechende Änderung des mit den Vereinigten 

Ich bitte, daß wenigstens ein Drittel der Staaten bestelhenden 'bilateralen Abkommens. 

Abgeordneten im Saal aIlJwe.send ble�bt. 

3. Punkt: Beridlt des Außenpolitisdlen Aus­
sdlusses über die Regierungsvorlage (1201 der 
Beilagen) : Abkommen über die Änderung des 
Abkommens zwismen der Republik Usterreich 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete der 
friedlidlen Verwendung der Atomenergie 

(1222 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir ,gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Abkommen über 
die Änderung des Abkommens mit Amerika 
über die Zusammenarbeit auf dem G ebiete der 
friedlichen Verwendung der Atomenergie. 

Berichterstatter ist der AbgeoI1dnete Zingler. 
Ich Ibitte um den Bericht. 

Berichterstatter Zingler: Hohe,s Haus ! Das 
vorliegende Albkommen beabsichtigt , eine 
Änderung des zwischen der Repuhlitk Oster­
reich und den Vereinigten Staaten von 
Amerilka am 1 1 . Juli 1 969 unterrzeichneten 
Staatsve'rtrages 'Über die ZusammenaTibeit auf 
dem Gebiete der friedlichen Ver,wendung der 
Atomenergie, der im Bundes'geset'Ziblatt 
Nr. 85/ 1 970 ver,lautbart wurde und am 
24. J änner 1970 - mit einer vorgesehenen 
Geltungsdauer von 30 Jahren - in Kraft 
getreten ist. 

iDie Atomenergiekommission der Ver­
einigten Staaten hat im Jaihre 1 973 die für die 
Lieferung von angereichertem Uran berzie­
hungsweise :fiür die Loihnanreicherung von 
Uran geHend'en Bestimmungen j ener Verträg,e, 
die Zlwischen �hr und ihren diesbezüglichen 
Kunden in solchen Fällen albzuschließen sind, 
geändert. 

Für die Kunden werden hiedurch die Be­
dingungen gegenüber den ,bisiherigen Ver­
trägen entschieden 'härter. Die Verträge 
müssen schon acht Jahre vor der ersten Lie­

iDer Außenpolitische Ausschuß hat die 
Regie'rungs'Vorlage in seiner Sitzung vom 
2. Juli 1974 in Verhandlung gezogen. iDer 
Bericht Me,gt schr,ilfUich vor. An der Debatte 
beteiligten sich neben dem den Vorsitz fülh­
renden AJbgeordneten Dr. Fiedler der Bericht­
erstatter, Dr. Ermacora, Dr. Scrinzi, Dr. Heinz 
Fischer und der dama1s noch al.s Sundes­
minister tiür Auswärtige Angelegenheiten 
amtierende Dr. Kirchschläger. Es wurde ein­
stimmi'g beschlossen, dem Nationalrat die Ge­
nehmigung d es Abschlusses dieses Staatsver­
trages zu empfehlen . . 

Der Außenpolitische Aus/schuß hält im vor­
liegenden Fall die Erlassung eines besonderen 
Bundesgesetzes im Sinne des Artike'ls 50 
Abs. 2 IBundes"Velifassung,sgesetz (Zur Erfül­
lung dieses Staats.vertrages 'für entbehrlich, 

Als Ergebnis seiner Beratung steIlt der 
Außenpolitische Ausschuß den A n  t r a g, der 
Nationalrat wdHe beschließen : 

Der Abschluß des Abkommens Ülber die 
Änderung des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die  Zusammen­
anbeit auf dem Gebiete der Ifl'iedlichen Ver.� 
wendung der Atomenergie ( 1207 der Beilagen} 
wird verfassungslIIläßi,g genehmigt. 

Falls wider Erwarten Wortmeldungen vor­
liegen, bin ich ermächUgt zu beantragen. 
General- und Spezialdelbatte in einem abzu­
führen. 

:Präsident Dr. Maleta: Wortme1ldunge:a lie­
gen keine vor. 

Wir ,g,elangen daher 'zur A b  51 t i m  m u n g 
über den Ausschußi;mtrag, dem Alb schluß des 
voriliegenden Staatsvertrages in 1 207 der Bei­
lag'en die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung ,gelben, sich von den Sitzen 
zu eIiheiben. - E i n  s t i m  m i ,g a n g  e n 0 m-

ferung unterzeichnet werden, die Kont·rakt- m e  n. 
dauer muß mindestens zehn JaJhre betragen 
und kann au.f höchstens 20 Jahre ausg,edelhnt 
werden. Eine Anzahlung bei Abschluß wird 
veI1bindlich gemacht, die Bestimmungen be­
treffend Annullierung werden verschärft, der 
bisherige Höchstpreis im Rahmen eines Ver­
trages entfällt, ebenso die Verpflichtun'g der 

4. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forsdlung über die Regierungsvor­
lage ( 1 1 46 der Beilagen) : Bundesgesetz über 
die Abgeltung von Lebr- und PfÜfungstätig-

keiten an Hochsdlulen (1 161 der Beilagen) 

Atomenergie!kommi,ssion, Preiserhöhungen Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 80 Tage vOI1her bekanntzugeben. 4. PUnikt der Tage,sordnung: Bundesgesetz üb er 

Diese Änderung der Bestimmungen der die .Nbgeltung von Leihr- und PTlüfungstätig-
keiten an Hochschulen. Atomenergielk.ommission d er Vereini,gten 

Staaten für die Lieferung von angereichertem Berichterstatter ist der Arbgeordnete 
Uran beziehungs,weise für die LOihn- Wuganigg. Ich bitte um den Bericht. 
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Präsident Dr. Maleta 

Ich bitte nochmals, daß die notwendige An­
za-hl von A:bgeordneten herinnen bletbt. Wir 
haben keine Wortmeldungen! 

,Berichterstatter Wuganigg: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Durch das Hochschul..,Taxen­
gesetz 1972, BOB1. Nr. 16, wurden alle inlän­
dischen und der größte Teil der aUSländischen 
Studierenden von der Zahlung der Hochschul­
taxen befreit. nie Angelhörigen des Le'hr­
köz;pers, die Prüfer, die Vorsitzenden der Prü­
fungskommissionen und die aJlMdemi smen 
Funktionäre haben bis 'zum In:krafttreten einer 
neuen gesetzllichen Re.gelung die iihnen bisher 
aus den Taxen :zugeflossenen iBeträ-ge zu erha'l­
ten. Durch :den vorliegenden Gesetzentwurf 
soll nun eine Regelung der Ahgeltung von 
KoUegiengeldern ·fiür die nichtbeamteten 
Hochschulle!hrer und von ,Entgelten aus Prü­
fungsttäti91keit für PI1Ü,fer aller Art getroffen 
werden. 

Der Ausschuß ftÜr Wissenschaft und For­
sdmng hat die ,gegenständliche Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 29 . .  Mai 1 914 
der VOI1beratung unteJ:'lzogen. Zum Gegen­
stande sprachen außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Bllenk., Dr. 'Schmidt, tDok­
tor Kaufmann, Dr. Heinz Fischer und !)r. Wie­
singer sowie Bundesminister tOr. Hertha Firn­
berg. 

,Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter BeI1Ückskhti,gung eines Ab­
änderungsantra-g,es des Abgeordneten Doktor 
HeiIllz Fischer mit SttmmeneinheHigkeit be­
schlossen. 

Namens des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung steiNe ich den A n t r a -g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesmgie­
Tung vorgelegten GesetzenbwuI1f (1 1 46 der Bei­
lagen) mit der dem AuS'schußlbericht ange­
schlossenen Abänderung die  verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bitte somit j ene Damen unJd Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung 'rhre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Jch stelle die 
E i n  s t i m  m i 9' k e i t fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung 'a l1 ,g e n 0 m m e n. 

5. Punkt: BeriCht des Ausschusses für Wissen­
sdlaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage (1 14'1 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über eine Änderung des Bundesgesetzes über 
technische Studienridltungen ( 1 1 62 der Bei-

lagen) 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
sdlaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage ( 1 1 48 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über eine Änderung des Bundesgesetzes über 
montanistisChe Studienridltungen (1 163 der 

Beilagen 

'1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
sdlaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage (1 149 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über eine Änderung des Bundesgesetzes über 
Studienrichtungen der Bodenkultur ( 1 1 64 der 

Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage ( 1 1 50 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über eine Änderung des Bundesgesetzes über 
geisteswissenschaftliChe und naturwissen­
schaitlidle Studienrichtungen (1 165 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zu den Purukten 5 bis einschließlich 8 der 
heuHgen Tages 0 J:'Idnung, über die die Debatte 
unter einem albgeffihrt Iwird: 

Es sind dies : ÄIlIderungen des Bundes­
Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich gesetzes über technische Studienrichtungen, 

den Antrag, General- und ISpezia1debatte in 
einem abzuhlhren. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

des BUilidesgesetzes Ülber montanistische 
Studienrichtungen, 

des Bundesgesetzes 'Über Studienrichtungen 
der Bodenkultur und 

Wir gelangen somit zur A b  SI t i m m u n g des Bundesgesetzes über 'geisteswissen-üb er den GesetzentwuI1f samt Titel und EiD!- schaftliche und natuliwissenschaftliche Studien­
gang in der Fassung des Ausschußiberichtes richtun.gen. 
1 1 61 der Beila'gen. 

Berichterstatter zu al'l'en vier Punkten ist 
Ich bitte jene Damen und Herren, die ihiezu di e  Frau Abgeordnete Almeliese Al�brecht. Ich 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen ersuche sie um ihre vier ,B erichte.  
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Berichterstatterin Anneliese Albrecht : Herr 
Der Herr 'Berichterstatter beantragt die Präsident! Hohes Haus ! Ich bringe die Berichte 

sofortige Vornalhme der dritten Lesung. - über die genannten Regierungsvorlagen in 
Kein Einwand. einem. 
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Anneliese Albremt 

Der B ericht des Ausschusses irur Wis sen­
schalft und Forschung über 'die Regierungsvor­
lage 1 1 47 der Beilagen über ein Bundesges etz 
über eine Änderung des BundesgesetlZes über 
technische Studienrichtungen : 

Mit dem 30. September 1 974 endet die 
bereits ,einmal durch das Bundesgesetz BGB!. 
Nr. 329/1 97 1  verlängerte FUIl'ktionsperiode der 
Studienkommissionen nach dem Bundesgesetz 
über technische StudienricbtuIlJgen. Gleichzei­
tig ·endet auch die Funlktionsperiode der Stu­
dienkommissioneIlJ nach dem iBundesgesetz 
über montanistische StU!dienrichtungen, dem 
Bundesgesetz 'Über Studienric:h:tungen der 
Boden1ku'ltur und dem Bundesgesetz über gei­
steswissenschaftliche und natul1wiss·enschalft­
liehe Studienrichtungen. Die 'gesetz.liche 
Grundlage rur eine Fortsetzung der bewährten 
Tätiglkeit der Studtenkommis,sionen würde so­
mit wegfallen. Der gegenständliche G esetlZ­
entwurf sieht daher für den Bereich der tech­
nischen Studi'enrichtungen vor, daß an den 
Hochschulen, denen gemäß § 15 Albs. 2 des 
Allgemeinen iHochschul-Studiengeset'zes die 
Einrichtung der Studien obliegt, :für j ede Stu­
dienrichtung eine StudieI1Jkommission einzu­
setzen ist. 

nie gleiche Vorsorge trifft die Regierungs­
vorlage 1 1 48 der Bei'lagen betreffend ein Bun­
desgesetz über eine Änderung des Bun'des­
gesetzes über montanistisch'e Studienrichtun­
gen. die RegierungSIVor'lage 1'149 der Beilagen 
betreffend ein Bundesgesetz über eine ÄIllde­
rung des BUilidesgesetzes über Studienrichtun­
gen der Bodenkultur und schließlich die Re'gie­
rungsvoI1lage 1 1 50 der Beillagen betreffend ein 
Bundesges'et'Z über eine Änderung des lBundes­
gesetzes üJber geisteswissenscba:ftliche und 
naturwissenschalftliche Studienrichtungen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat die vOI1liegenden Re.gierungsvor­
lagen unte'r einem in Beratung 'gezo.gen, und 
zwar in seiner SitlZuIlJg am 29. Mai 1974. Zum 
Ge·genstande sprachen außer dem Bericht­
erstatte!' die kbgeordneten Dr. Kaufmann, 
Dr. Mock, Ur. Heinz Fischer, Dr. Schmidt und 
Luptowits. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen. 
dem Nationalrat die G enehmigung der vor­
liegenden Geset,zentwürfe zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Wissenscha'ft und 'ForschuIlJg somit 
den A n  t r a g, der Nationa!lrat wolle den von 
der Bundes,regierung vorgele'gten Gesetzent­
wÜI1fen (1 1 47,  1 1 48, 1 149 und 1 1 50 der Bei­
lagen) die veI1fassungsmäß ige Zustimmung er­
teilen. 

Falls WO'ftmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, Gene fall- und Spezia:I.deibatte in einem 
abzufüh.ren. 

·Präsident Dr. Maleta: Wortme1ldungen lie- ' 

gen keine vor. 

Wir kommen daher zur A lb s  t i m  m u n g, 
die ich ülber j eden der vier Gesetzentwürife 
getrennt vornehmen werde. 

Wir gelangen zuerst zur Albstimmung über 
den EnbwuI1f betreffend eine Änderung des 
Bundesgese�zes über technische Studienrich­
tungen samt Titel und Eingang in 1 1 47 der 
Beila·gen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von 'den Sitzen 
zu er.heben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beant,ra'gt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. 
(Widerspruch und Heiterkeit.) Gnädige Frau, 
Sie ver,wirren mich. (Neuerliche Heiterkeit 
und lebhafter Beifall.) - Ein Einwand wird 
nicht erhob en. 

Ich bitte j ene namen und Hef'ren, die dem 
vorliegenden GesetzentrwuI1f auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen :zu eI1heben. - Ich ste'lle die tE i n­
s t i m  m i g k e i t ·fest. 

ner GesetiZentJwU1.1f ist somit auch in dritter 
Lesung a n g  e n 0 m m e n. 

Wir ge/langen nmmrelhr zur AJbstimmung 
über den Entrwulif b et'reffend eine Änderung 
des Bundes,gesebzes über montanistische Stu­
dienrichtung,en samt Titel und Eingang in 
1 1 48 der Beilag'en. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die Ihiezu 
thre ZustimmUIlJg geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die 
soforUge Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwailid. 

Ich bitte somL� j ene Damen und Herren, 
die dem vorlieg,enden Gesetzentrwupf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmunf erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i 9 k e i t fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g  e n o m m  e n. 

Wir gelangen zur .A!bstimmung über den 
Entwurf betreffend eine Änderung des Bundes­
gesetzes über StudienrichtuI1gen der Boden­
kultur samt Titel und Eingang in 1 149 der 
Beillagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen. 
zu eI1he:ben. - Einstimmig angenommen. 

Die Frau Berichterstatter Ibeant1ragt die 
sofortige VornaJhme der dritten tesung. -
Kein Einwand. 
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Präsident Dr. Maleta 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die dem vOJ1Hegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter LesUJng ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen \Zu erheben . - Ich steHe die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. 

Der Gesew:entrwurf ist somit auCh in d ritter 
Lesung a n g e n  0 m m e  n. 

Wir gelangen schließlich zur AJbsHmmung 

VerfassungsgesetlZ 'bei  der Beschlußlfas.sung im 
Hohen Hause in Anwesenheit der ver­
fassungsmäßig vor,geselhenen Anzahl der Mit­
glieder einer Meihrtleit von ,zwei IDritte'ln der 
abgegebenen Stimmen IbedaI1f. 

Der Unterridttsausschuß hat diese Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 6. Juni 1974 
der Vorberatung untef\Zogen . 

über den Entwum betreffend eine Änderung Als Ergebnis seiner Beratung steHe ich im 
des Bundesgesetzes lÜlber ge isteswissensChan- Namen des UnterriChtsaussdrusses somit den 
liche und natunwissenscbaJftliChe 5tudienrich- A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
tungen samt Titel und Eingang in 1 1 50 der Bericht angeschlossenen GesellzentwuI1f die 
BeHagen. verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die Ihiezu FaUs Worrtmeldungen vorliegen, lb itte ich, 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen General- und Spezialidehatte unter einem ab-
zu ei"helben. - Einstimmig angenommen. zuführen. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die ,Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht-
sofortige Vornahme der dritten Lesung. - er.statter beantragt , General- und Spezial­
Kein Einwand. debatte unter einem vOflZune\hmen. - Einwand 

Ich bitte somit j ene Damen und Henen, wird nicht erlhoben. Wi'r gelben somit in die 
Debatte ein. die dem vorliegenden Gesetzentrwurf auch in 

dritter Lesung ,ihre Zustimmung e rteilen, sich Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge-
von den Sitrzen zu eJ1heben. - Ich stelle die ordnete Dr. Gruber. Ich erteile es ihm. 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. 

Der GesetzentwuJ1f ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

9. Punkt: Beridlt des Unterricbtsausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1 1 32 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz. mit dem das Sdlulzeit-

gesetz geändert wird (1 1 93 der Beilagen) 

P'räs,ident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
9. Pul1ik.t der Tagesordnung : Änderung des 
SchU'lrz'eitgesetlZes. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Har­
walik. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Harwalik: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich berichte im Auftrage des 
Unterrichts ausschusses ,ülber die Regierungs­
vorlage ( 1 1 32 der 'Beilagen) : Bundesgesetz , 
mit dem das Schulrzeitges-etz geändert wild. 

Ich stelle in aller Kürze, da Ihnen ja der 
Bericht im Druck vorliegt , die wesentlichsten 
Punkte heraus : 

En:Wlhrung der Semestereintei1ung für ame 
Schultypen, Einfiührung einer Winterlferien­
woche, Vorsorge , daß diese Ferienwoche nicht 
zu Las'ien d'er Unterrichtszeit ge\ht, und An­
passung der Ferien der Berufsschulileihrer an 
den Bereich der ,Pflichtschulen. 

Weiters s01.1 der einem 'gesetzlich schulfreien 
Tag unrmitte�bar folg'ende Samsta-g schulfrei 
sein, der Samstag vor dem Palmsonntag wird 
in die Osterferien eiIllbe�ogen. 

Festgestellt ·wird, daß dieser Gesetzentlwur,f 
im Sinne des ArUkels 14 Abs .  1 0  'Bundes-

Abgeordneter Dr. Grober fOVP) : Hohes 
Haus l Meine Damen und Herren! Der vor­
liegende GesetzentJwuI1f !hat �ei An1lässe. Der 
erste Anlaß ist die Beschluß'faswng über das 
Schulunterrichts gesetz, die wir im heurigen 
Ja!hr vorgenommen 'halben. Das Schulunter­
richtsgesetz !bringt bei den Bunidesschulen, bei 
den mittleren und hÖlheren Schulen wieder 
die Semestereinteilung an Stelle der Trimester. 
Der zweite Anl'aß : Wir Ihatten im heurigen 
Jahr bereits Energieferien. Der Herr Bundes­
minister hat anläßilich dieser 'Energie:ferien 
erklärt, daß auch. im nächsten und in den fol­
genden J aHnen Winterferien sein werden. 

Ich möchte dazu feststellen, daß der Herr 
Bundesminister manchmal etwas vorschnell 
solche EI1klärungen abg�bt. Wir wissen, daß 
es seine Absicht !War , er konnte aber noch 
nicht wissen, db es a'uch die Absicht des Par­
lamentes sei, solche Winter.ferhm einzuführen. 
Schließlich und en1dHch weiß Ja der Heu Bun­
desminister auch, daß es sich bei dem Gesetz, 
das ,wir heute hier ,beschließ en, um ein Gesetz 
handelt, zu dessen Beschlußfassung die Zwei­
drittelmeihI1heit notwendig ist. 

Die Winterferien des heurigen Jahres }{,ön­
nen a,ls eine Art 'Prdbe'gcrlopp für die I�ünftigen 
Semesterferien ,angesehen werden. ZweiifeUos 
gibt es hieT einige positive Aspekte . Ich ver­
weise darauf, daß j a  schon seit geraumer Zeit 
der Wunsch bestand, neiben den Pflichtschulen 
auch an den mittleren und Ihöheren Schulen 
w ieder Semesterferien zu Ihaben. Es '!Jalb den 
vielfach geäußerten Wunsch der Eltern, daß 
auch Eltern ,schulpflichtiger Kinder im Winter 
einmal außerhal1b des Bereiches von Weilh-

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 85

www.parlament.gv.at



1 1 120 Nationalrat XIII. GP - 1 1 2. Sitzung - 1 1 .  Juli 1974 

Dr. Grober 

nachten-Neujahr einen Winterurlaulb machen 
können, und es gab auch den vieH ach geäußer­
ten Wunsch der Fremdenvelikehrswirtschaft, 
bei solchen Winterferien die etwas schwächere 
Zeit aus'zul�üNen. 

Ich s,age gleich vorweg, daß die Interessen­
lage bei den Semester.ferien nicht so gewesen 
ist, daß etwa die Lehr,er diese Semestenferien 
verlangt oder gewünscht !hätten. Im Gegenteil : 
Es Ihat sowohlI der ZentmIaussChuß der Lehrer 
an höheren Schulen wie auch die zuständi'ge 
Sektion der Gewerkschaft des öffenblichen 
Dienstes die Einführung dieser Winteflferien 
abgelehnt. Es gilbt aber natJürlich auch andere 
Interessen, und 'hier insbesondere die der 
Schüler und der Eltern. Die Schrüler wUl'den, 
glaube ich, se'hr wenig befra:gt j die Äußerun­
gen für sie und im eigenen Namen gaben die 
Eltern 'ab, und die Eltern tbegr:üßen die Ein­
führung dieser Semestellferien. 

Wir können aber nicht übersehen, daß es 
auch Be denken gab und Idaß diese ,Bedenken 
nach wie vor - zum Teil wenigstens - auf­
recht bleiben. Ich ha'be schon darauf hinge­
wiesen, daß von Lelhrerseite die Einfuihrung 
der Semesterlferien eher skeptisch beurteilt 
wurde, nicht zuletzt desIhalb, weil aus päd­
agogischen Gründen solche lBedenrken ange­
meLdet werden müs,sen. ,Wir halben Schul­
beginn nach Weihnachten am 7. Jänner, baLd 
da'rauf, nämlich innerhalb eines Zeitraumes 
von vier Wochen, werden neuerlich Ferien 
e inge,führt, und dazu kommt noch, daß gerade 
in diesen Wochen und 'Monaten auch die 
Sch�kurse abgehalten werden, sodaß .zu be­
fiürchten ist, daß doch an manchen Schulen 
zumindest die Smüler aus dem Tritt kommen, 
daß sie also �wischen Weilhnachten und Ostern 
keine sehr konzentrierte Arbeit zu leisten 
imstande sind. Diese Beden'ken siIl!d ebwa auch 
vom Ar'beiterkammertag geäußert worden, 
und ich ,glaulbe, diese lBedenken bestehen tat­
sädrlich nach wie vor. 

Ich möchte aber auch darauf Ihinweisen, 
daß es nicht so ist, daß nun aUe 'Eltern mit 
i,hren Kindern in den SemesteIiferien tatsäch­
lich einen WinterurlaUlb machen können. Wir 
dürfen nicht überse'hen, daß es e'her eine 
Minderheit von Eltern ist ,  die etwa i'rgend­
wohin fahren Ikann, um dort die ganze Woche 
auszunützen, sondern daß der Großteirl der 
Eltern und damit auch die Kinder ,wahrschein­
lieh diese Zeit daJheim veI1bringen. 

Hier entsteht ,sicherlich das Prdblem, was 
diese Kinder in oder zusätzlichen Feria'l,woche 
anfangen sollen. Es muß entweder von den 
Eltern vor,gesor.gt w erden. Dort, wo ein Eltern­
teil daheim is,t, nicht :beru1fstätig ist, ergibt 
das keine Schwierigkeiten. Wo alber b eide 
Elternteile berufstätig sind, wird es notwendig 

se'in, daß ,ein Elternteil sich ebenfalls Urlaub 
nimmt und die Kinder beaufsichUgt. Oder es 
werden von öffentlicher Seite so viele Mög­
lichlkeiten der Betreuung zur VertDüguIlrg ge­
stellt, was die Gemeinde Wien etwa in ihrer 
SteNungnaihme dazu ver anlaßt hat fest­
zustellen, daß es se'hr vieler und manchmal 
auch kostspieli..ger Audiwendungen bedarf, um 
den Bedürlfnissen Rechnung zu tragen. 

Ich 'habe das angeführt, damit man nicht 
meint, dieses Gesetz sei völlig problemlos. 
Wir haben uns sehr wohl mit dies'en Pro­
blemen beschäftigt. Wir ha:ben alber dann doch 
alle miteinander - es wiJ1d j a  ein einstim­
miger Be.schluß ,erfolgen - die Meinung ver­
treten, daß es diese WinteI1ferien in Form der 
Semesteflferten -gelb en soll. 

Ich danf al,lerdings noch auf ein Spezial­
problem !hinweisen, auf das der Herr Bericht­
erstatter nicht hingewiesen hat, das ist die 
gleiche !Ferialoridnung !fiür alle Gruppen VOiIl 
Lehrern. Durch den Entwurlf wa'r diese Gleich­
heit j edentfal'ls nicht vor,gesehen, und das, hat 
dazu 'gefiüJhrt, daß die Gruppe der Berurfsschul­
lehrer sich sehr vehement dafiür eingesetzt 
hat, daß sie auch in diese Feria:lordnung mit 
einbeIZogen wird. Zunächst that der Entwurf 
zwar schon vor.gese!hen, daß manche schul­
freie Feiertage, die 'andere Leihrer ohne wei­
teres schlillfrei haben, nun auch den Berufs­
schuHeihrern gewälhrt werden sollen, etwa der 
Allerseelentag oder andere Tage, die diese 
Gruppe 'bis j etzt entweder von vornlherein 
nicht schUilJfrei haUe oder - was es auch 
gab, ein Kuriosum alilerdings - die sie ein­
arbeiten mußte, wenn di'e Ferialtag,e etwa in 
einem lehrgangsmäßigen B emfsschulturnus 
mehr als 10 Prozent der Gesamtunterrichtstage 
ausmachten. 

Von Anfang an hat maru die Gleichste'llung 
auf diesem Sektor begrußt, aber gleichzeitig 
auch darauf hingewiesen, daß andere Un­
gleich!heiten nicht b eseitigt werden, j a  eher 
noch verschärft ,werden, etwa was den Beginn 
des Unterrichtsj aihres anlangt oder was die 
Semesterlferien anlangt. 

Die B erufsschullehrer haben auch den Ge­
setzentwurf, s o  wie er in die Regierung ge­
kommen ist, als eine Diskriminierung empfun­
den. Der Herr iBundesminister Ihat tm letzten 
Augen!b'lidc wenig,stens noch Bine Korrektur 
vorgenommen, indem er bei dem Beginn des 
UnterrichtsjaJhres ein Gleichizieihen mit den 
anderen Schulen durchges etzt :hat. 

In dieser Fassung kam der EntwuI1f dann 
auch in den Unterrichts ausschuß. Wir halben 
aber die Auffassung vertreten, daß auch die 
anderen Wünsche der 'BefUlfsschuUe'hrer durch­
aus berechtigt seien. Walhrscheinlich alle Mit­
glieder des Unterriebts ausschusses \halben von 
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Dr. Gruber 

der Sektion !Berulfsschullehrer in der Gewerk­
schaft des öffentlichen Dienstes die ent­
sprechenden Mitteilungen eJ1halten. Wir ihacben 
viele Gespräche ,geführt. Wi'[ haben das Pro­
blem wirk'lich gewiss enhaft durchdiskutiert 
und s ind zur UberzeugunJg gekommen, 
daß es eigentlich nicht angängig ist, den 
Bemfsschullehrern als einziger Gruppe diese 
S emesterferien zu v erwehren. Die s e  Ungleich­
heit wurde umso .drückender empfunden, als 
die Beruf,sschullehrer hesoldungsrechtliche 
Vorteile,  die sie einmal gehabt haben, nun 
nicht mehr haben. Sie haben argumentiert, 
daß man bei gleicher B ezahlung sie doch in der 
Ferialordnung nicht schlechter steNen könne 
als die anderen. Wir haben uns daher s eihr für 
die Wünsche und Forderungen der Berufs­
schullehrer in den Beratungen eingeSletzt, und 
wir sind seihr frolh, daß diese BemÜJhungen 
auch zu einem Erfolg g��ü;hrt haben. 

Die Sem esterferien ,fiür Berufsschullehrer, 
die an j a:hrgangsmäßigen B erufsschulen unter­
richten, sind ja kein besonderes Problem. Hier 
ist eine Paralle l ität mit den anderen Pflicht­
schulen durchaus gegeben, nicht aber Ibe i  den 
Lehrern, die .an l eihrgangsmäßigen Berufs­
s chulen unterrichten; bekanntlich werden j a  
Turnusse abgehalten, wo j ewe i.ls acht Wochen 
hindurch die BerufsschUlIrpflicht eines Jahres 
absdlviert wird. Diese Turnusse schließen sehr 
eng aneinander an, und hi er, so hat man 
argumentiert, wäre kein Platz mehr für die 
Semesterferien. 

Ich geb e  zu, daß dieses Prob lem für ein 
BUnJdes�land wie Wien, wo es w eni.g 11OOr­
gangsmäßi'ge Beru:fsschulen, daifür übeI'wie­
ge nd j ahrgangsmäßige lE erUJfsschulen gibt, 
keine besondere Bedeu tung hat, bemer'ke 
aber, daß in j enen Bundesländern, wo die 
Berufss chüle r  .übel1wiegend in Le1hrgängen 
unterrichtet werden, dieses Problem sehr wohl 
besteht. (Präsident P r o  b s t übernimmt den 
Vorsitz.) 

In Oberösterreich hat es schon bisher eine 
für diese Lehrergruppe zufriedensteHende 
Regelung geg·eben, und wir !ha,ben also nicht 
e ingesehen, warum das nicht auf .gesamt öster ­

reichischer B asis mögl ich sein .soIHe.  

Wir haJben dann die Lösung darin geseihen 
und auch gefunden, daß man es den Bundes­
ländern und ihrer Ausfülhrungsgesetrzgebung 
übeI1läßt, die Dauer der Semest erferien fest­
zulegen, und daß j ene Formel, die wir auch 
für die Pflicht s chull ehr er an a'I'lgemeiIllbilden­
den Pflichtschulen im G esetz ja haben, daß 
nämlich die Bundesländer Semesterferien in 
der Dauer b i s  zu einer Woche festl egen kön­
nen, auch .für die B erufsschulen fixiert wird. 
Wir glaub en, daß wir damit die Interessen 
der Schule einerseits genügend gewahrt 

haben, andererseits aber auch den Berufs­
schullehrern ihren berechUgten Wunsch er­
füllen konnten. 

.so haben wir eine flexible Regelung, eine 
Regelung, .die meines Erachtens auch den 
föderalistischen Grundsäl:Jzen entgegenkommt, 
und wir haben auch e ine Regelung, die den 
betroffenen Personenkreis zufriedenstellt. Ich 
hoffe nur sehr, daß nicht nur diese B estimmun­
gen zufriedensteUend sind, sondern daß das 
Ges etz überhaupt die betroffenen Kreise rzu­
friedenstellen wird, und daher werden wir 
diesem Gesetz auch gern die Zustimmung 
geben. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. S chnel l . 

A'bgeordneter Dr. Schnell (6,pO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus! Mein geschätzter Vor­
redner hat bereits auf die 'wichtig,ste Ver­
änderung, d i e  die Novelle zum Schulzeitgesetz 
enthält, 'hingewiesen. Es ist das die Einfuh­
rung einer Wintef1ferieIllwoche, die Semester­
einte ilung in Zus ammenhang mit dem b ereits 
b eschlossenen Schulunterrichtsgesetrz, und ich 
danf ergänzen, was vieLleicht in dem voriher­
gehenden Diskus sionslbeitrag nicht zum Aus­
druck gekommen ist : .die Rege'lung - die aher 
zwei:fellüs nicht so entscheidend ist - mit 
dem freien Samstag vor dem Palmsonntag 
und nach gesetzlichen Fei ertagen, und dann 
die Regeilung für di'e Berufs,schullehrer im 
Hinblick auf die S emesterferien. 

Die ersteren Bestimmungen gelten im 
direkten Recht für die Eunde·sschulen - das 
sind die mittleren und höheren Schulen -

während d i e  Regelung für die Einführung de; 
Winterferi'enwoche f.ür die Pflichtschulen, für 
die al1gemeinbil'den1den und 'fiür die berufs­
bildenden Pfl ichtschUlIen, im RaJhmen der Aus­
führungs'gesetzgehung durchlzufüihren sein 
wird. Ich glaub e, daß ,kein Zweifell besteht, 
daß die einzelnen Länder in iihrer Aus­
führungsge setzgebung die lBundesgesetz­
gebung auch tats'ächlich übernehmen. 

Wichtig ist ,  daß wir in der Ferieneinteilung 
für die Berulfsschulen die Möglichkeit in der 
Rahmengeset'Z'geibun.g .geschaffen hahen, daß 
die Berufsschul:lehrer nunme1hr in denselben 
G enuß wie aUe übrigen Lehre rfkategorien 
kommen. 

Es ist meiner Meinung nach seihr erfr.eulich, 
daß dieses Gesetz einstimmig bescMossen 
wird, werungleich a uch b e i  Eltern, Lehrern und 
Schülern, bei verschiedenen Verlbänden und 
Organisationen kontroversieHe Standpunkte 
zu beobachten s ind. 

Mein Vorredner hat darauf hinge.wiesen, 
daß dieses 'Gesetz nicht prob.lemlos ist, und 
ich glaube dies damit ergänzen zu können, 
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daß es wahrscheinlich nie möglich sein wird, 
in einem Schulzeitgesetiz, sei es in den direk­
ten Bestimmungen Für die Bundesschulen oder 
in den Rahmenbesümmungen ,für die allge­
meiI1lbildenden und die berufsbildenden 
Pflichts chulen, die :Bestimmungen so zu wäh­
len, daß alle Bevö1kerungsschichten und alle 
Betroffenen mit dieser ,Einteilung einver s t an­
den sein weIden. 

Die Elternverbände !haben in den letzten 
Jahren vehement die EiIllmhrung einer 
WintederieIllwoche veI1langt. Auch die Frem­
denveI1kehrsbetrieb e  :haben immer wieder die 
Forderung nach einer freie n  'Schuliwoche im 
Februar aufgestellt. Auf Grund der sogenann­
ten Ener,gie!ferien halben wir aber nun doch 
eine Reihe von BeOlbachtungen gewinnen kÖTh­
nen , die zei,gen, wie vielschichtig dieses Pro­
blem in der Tat i st.  Wir haben gesehen, daß 
eine große Anzahl von Eltern mit ihren Kin­
dern die Städte verlassen Ihaben, und wir 
konnten Ifeststellen, daß diesle Woche sicher­
lich <für die gesundheitliche Erzi-ehung _wie 
auch für die Festigung des Fami'lienlebens 
von unschätJzbarem Wert ist.  

Dasselb e  gil t  Zlweifellos auch (für den freien 
Samstag vor dem Palmsonntag oder für Sams­
tage ,  die nach Feiertagen fallen. 

Wir dürfen aber nicht vergessen - und 
auch darauf 'hat der Hef'I Abgeordnete Gruber 
hingewiesen -, daß diese 'freie Woche vor 
a.uem für die :berufstäUgen ,Mütter beträcht­
liche Schwierigkeiten mit sich bringt und daß 
uns im Hinlblick auf die Ferieneinteilung und 
auf -die ,Planung des gesamten Schulj ahres 
doch auch die Aufgaibe obliegt, die Schule 
als soziale Institution zu sehen und den 
Eltern die Möglichlkeit zu ibieten, genau einzu­
tei'len, wann ihr Kind die Schule besucht, und 
in der rÜlbrigen Zeit ,Mittel -zu finden, das 
Kind, vor all em kleinere Kinder, beaufsich­
tigen zu -lassen. 

Ich muß darauf ihiIllweisen, daß die Stadt 
Wien während der Ener'giewoche unserer 
Jugend ein reiches Ange/bot an Frei:zeitver­
anstaHungen zur VeI11'ügung gestetlt hat. Es 
war der ,Besuch der Bäder in dieser Zeit 'für 
die Wiener Jugend fre i ,  es fanden an einer 
großen ReiJhe von Schulen Offene Türen für 
Schulveranstaltungen, Dür Schu�wettkämpfe in 
den Turnsälen statt, es -gab Falhrten für die 
Schifalhrer, alles IMaßnaJhmen, die natürlich 
nur mit einem b eträchtlichen finantzieHen Auf­
w and durchgeifü'hrt werden können und ver­
hältnismäßig hoihe Kosten verursachen. 

Es muß aber in dem Zusammenhang auch 
darauf hinge'wiesen w eI1den, daß natür'lich die 
vVünsche hinsichtlich der WinterIerienwoche 
in Zusammenhang mit der gesamten Schul­
zeiteinteilung des J'ahre s  s ehr verschiedene 

Standpunkte ausgelöst 'halben. So können wir 
lesen, daß in der Steillungnahme des Landes 
N iederösterreich e ine Dreitetlung des Schu'l­
beginns und auch eine Dreiteilung der Ferien 
geWiünscht wird, während auf der anderen 
Seite gerade in den letzten Ta.gen von Abge­
ordneten aus Vorar�berg der Wunsch vorge­
bracht wurde , nur eine Woche freizugeiben 
und etwa in der ersten Woche im Februar 
die Winte:r.ferienwoche auch Tür Vorarllberg 
anzuset'zen. 

Ich muß darauf hinweisen, daß in der Stel­
l ungnahme der Ärztekammer von drei 
Wochen Winterferien die Rede ist,  weil nur 
ein dre iwöchi'ger Urlaub für das Kind zu einer 
wiI1klichen gesundlheitlichen Erholung, wie es 
dort heißt,  ,füihren kann. 

Ich möchte aber auch darauf hiIllweis'en, d.aß 
etwa wieder von Seite der Wirtschaft ganz 
ander e  Standpunkte vorgebr,acht werden, näm­
lich nicht im Februar, sondern bereits im 
Jänner die WinteI1ferienwoche anzusetiZen, 
weil im Februar olhne'hin der Fremdenverkehr 
einsetzt. 

Es sind also sehr divergierende und unter­
schiedliche Standpunkte, die vorgebracht wer­
den und d.e nen so'wohl vom pädagogischen 
Standpunkt wie auch vom Standpunkt einer 
vemünfttgen Sd1Ulzeitregelung nicht in a!}len 
Teilen entsprochen werden kann. 

,Man muß dabei natürlich auch in Betracht 
ziehen, daß die Festlegung der WinteI1ferien­
woche im Februar im Zusammen1h ang mit der 
gesamten Schulzeiteintei lung ge s.ehen werden 
muß, daß d as erste und das ZJwe i t e  Semester 
ausgeglichen sein sollen und daß das erste 
Semester nicht zu fl1Ü!h oder ,ZlU spät eins etzt. 

Auch diesbeiZüglich sind Grenzen ,gesetzt, 
wenn man die Werte der Meteorologischen 
VersuchsanstaH zugrunde legt,  weil man 
daraus e rsieht, daß es etwa in den östlichen 
Bundesländern wegen des pannonischen 
Klimas .g"ar nicht anders mögilich ist, als im 
Juli und im August die Hauptferien fest­
zul egen. 

Es ist also eine Reihe von verschiedenen 
Standpunkten, die in diesem Zusammenhang 
vorgebracht werden. Es war AlJIfgitbe des 
Unterrichtsausschusses, eine vernünftige Rege­
lung zu finden, die sicher eine Kompromiß­
lösung frür die �inzelnen Wünsche darstellt. 

Wir dürfen dalbei aber auch nicht ÜJbersehen, 
daß ein wichUges pädagogisches Anliegen im 
Zusammenhang mit der Einteilung des Schul­
j ahres ge-geben ist.  So!Wolhl die letzte Ver­
öffentlichung Ü'ber die erschreckend hohen 
Zahlen der NachJhi:llfestunden als auch die 
bekannten Erhebungen 'Ülber die Zahl der 
Repetenten in unseren Schulen zeigen, daß die 
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S chulzeit richtig >genützt werden muß und daß bildenden höheren Schulen sich in einem viel 
vor aLlem im Rahmen der vorhandenen Schul- stärkeren Ausmaß -ge gen die Einführung der 
zeit auch die Ubungszeit e ingeplant werden FÜI1ifta.'gewoche aussprechen. 
muß. 

Zweifellos wird aber dieses Prohlem in der 
Ich konnte fests�eUen, daß auf Grund der 

Herabset:zung der Schultage im Zusamm en­
h ang mit der Winter:ferienwoche an den 
Pflichtschulen in Wien die Schultage von 2 1 7  
i m  Schulj ahr 1 9 72/73 aUif 2 1 2  i m  Schuljahr 
1 973/74 sanken, und lan den allgemeinbilden­
den höheren Schulen von 222 auf 2 1 6. Das ist 
sicher keine enorm starke Verminderung, aber 
doch eine Verminderung, di e ,berücksichtigt 
werden muß. 

Es ist daher vom Standpunkt einer opti­
malen Schulrzeit und e iner optimalen Freizeit 
e ine Entschei dung zu treffen, die dahin geht,  
daß sowohl auf der einen 'Seite ,für die Kinder 
u nd Jugendlichen ein genügender Freizeit­
raum tür die EI1holung zur Verrfiügung steht, 
d aß aber auf der anderen Seite auch die 
vOI1handene S chuLzeit optimal genützt wird, 
um einen Ubungseffekt zu errzielen und damit 
a u ch das Kind optimal zu fördern. 

Wir glau.ben, daß mit dieser Lösung, die wir 
j e tzt gefunden hab e n  - wir -werden ja Erfah­
rungen damit  gewinnen können -, doch die­
s er AUSog/leich gegeben ist .  Wir werden ab er 
gerade vom Standpunkt der SchulverwaUung 
darauf zu achten haben,  daß in der vorhande­
nen Schulze i t  auch ein entsprechender Aus­
gleich durchgetÜlhrt wird, sodaß es vor allem 
vor Prüfungen ode r  vor Semester- oder J ahres­
abschlüssen nicht zu einer Drucksituation in 
der Schule kommt. 

Mit A'bs i cht  h aben wir bei der Beratung im 
Unterrichtsausschuß d avon Abstand genom­
men, die Probleme der Fünftagewoche mit 
e inzubeziehen. Ich darf alber in diesem Zu­
s ammeIl!hang darauf hinweisen, daß natürl ich 
die Prohl,emati-k der Fünftagewoche in der 
Schule weiteIlhin zu s ehr kontroversiellen 
St andpun1kten in der ZUikunft 'Dühren wird, zu 
Standpunkten, die sicher ni cht schulpohtische 
G egensällze zwischen den Partei en im Hause 
hervorrufen 'Werden, die ab er �weifellos z e i­
gen, wie schwer eine Lösung in Zukunft zu 
finden sein 'Wird. Wenn man etwa die Befra­
gungen in der Vergangenheit zur Grundlage 
macht, kann man :fests tellen, daß sich etwa 
50 Prozent der Eltern für die Fünfta,g€lwoche 
und 50 Proz ent der Eltern gegen die Fünfta,ge­
woche entsch,eiden, daß 50 Prozent der Lehrer 
für die Fünfta'gewoche eintreten und 50 Pro­
zent der Lehrer ge'gen die Fünftagewoche. 
A llerdings : Eltern und Lehrer pläd'i eren bezüg­
l�ch der Volksschule in einem stärkeren Aus­
maß für die FünHagewoche und in einem 
geringeren Ausmaß .ge gen die Fünftagewoche , 
w ährend Eltern und Lehrer an den allgemein-

nächsten Zukunlft auch mit auf der Tages­
ordnung stehen, 

Ein paar Worte zur Semestereinteilung : Es 
m ag vi eHeicht für viele in diesem Zusammen­
hang als ein Rückschritt oder als ein unbe­
gründeter Wechsel angesehen werden, daß 
wi r nach Jahren wieder zur S emester­
einteilung 'zunückkehren, und ZJ\"Ia r  im Zu­
sammenhang auch mit dem Schulunterrichts­
gesetz. Ich ;glaub e ,  daß es nicht uninteres,sant 
ist, doch die Motive darzulegen, warum wir 
giauben, daß eine Sem estereinteilung gün­
stiger ist als eine TrimestereinteHung. 

Bereits 'Zu dem Zeitpunkt, als wir nach dem 
Zweiten Weltkrieg zur Trimestereinteilung 
überge.gangen sind, 'Wußten wir genau, daß 
di es  eine Ubergangslösung darsteJllt. Die Tri­
mestereinteilung halben nach dem Zwe iten 
W eltkrieg die aUgemeinbildenden und die 
berufsbildenden nÖlheren S chulen ange­
nommen, um die sogenannten Quartalslbeurtei­
lungen - es wurden damals im S e mester zwei 
Be urteilungen durchgeführt -, die z u  einer 
zu starken PI1üfungssituation während des 
Jahres geführt !halb en, zu verringern. Man war 
der Meinung, es  würde nicht notwendig sein, 
viermal im Jahr eine Beurteilung durchzufüh­
ren, die Schüler abzuschließen, sondern e s  
genügen d r e i  Beurteilungszeitfläum e .  

Ich glaube,  es  i s t  ein großer Fortschritt, daß 
nunmehr auch die Lehrer an den alilogeme in­
bildenden und berUlfsbHdenden höheren 
Schulen den Ubeflgang von einer dreimaligen 
Beurteilung in e inem Unterrichtsj ahr 'Zu e iner 
zweimal igen Beurteilung einsehen. Ich Ifreue 
midl,  daß in diesem Zus ammenlhang die Ver­
ordnung des Bundesministers für Unterricht 
und Kunst üb er die Leistungsibeurte ilung an 
den allgeme inbildenden Pflichtschulen und 'an 
den allgemeinbildenden höheren Schule n  er­
schienen ist und im Hiniblick auf die Stellung­
nahme der Landesschulräte die ständige Be­
obachtung der Mitarbeit  der Schüler stärke r 
in den Vordergrund stellt als die Prüfungs­
situation und die punktuellen Prüfungen im 
einzelnen, s-odaß ich g'l aub e,  ,daß mit diesem 
Ubergang zur Semestereinteilung auch eine 
wesentliche Konsolidierung und eine Ver­
bess erung des -Beurteilungswesens in der 
Schule angestrebt und auch durchgeführt wird. 

Damit hleiJbt nodl letzten Endes d i e  Frage 
der gleichen Ferieneinteilung für alle Schulen 
im Rahmen eines Bundeslandes. Ich darf 
darauf hinweisen, daß im Zusammenhang mit 
dem Schulze'itgesetz schon in einzelnen Bun­
desländern die Frage aufgetaucht ist, wieweit 
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man differenzierte Ferienlbestimmungen und 
differenziert e  Schulrl'eitb e stimmungen erlassen 
kann. Das war auch der G rund da{!ür, daß man 
in der Ra1h mengesetzgebung .für die Bundes­
länder weitgehend flexibel geblieben ist und 
etwa Jestg,elegt !h at, daß das S chul'jarhr Zlwi­
schen dem 16 . August und dem 30. September 
beginnen kann . Aus diesem Sechs�ochen­
Zeitraum ersieht man, wieweit die Rahmen­
ges etzgebung den einzelnen Bundesländern 
die Möglichkeit lZur freien G estaltung und 
Festlegung des Sdl'Ulzei�beginns und damit 
natürlich aller anderen Schulz eitrichtlini en 
bietet. 

Es hat sich alb er in den l etzten Jahren im 
Gegensatz zu den vor der Erlassung des Schul­

z e itgesetz es behandelten Dis1kussionspurukten 
herausgestellt, daß· die einze!lnen Bundes­
länder in iJhrer Landes- und Ausf.ührungs­
g.esetzgebung gar nicht interessiert s,ind, so 
differenzierte B estimmungen 'zu erlassen, son­
dern daß die Bundesländer sel'bstverständlich 
im Hinblick darauf, daß 'bezüglich der Ferien­
ordnung und des Schu�b eginns ZJwischen den 

Bundesschulen und den Ptlichtschli'len eine 
weitgehende EinJheitlichkeit b estehen soll, 
weil ja Kinder derselben Familie Bundes- und 
Pflichtschulen Ibesuchen, sich darauf festg elegt 
haben, auch in der AusLführungsgesetzlgebung 
dies'e Bunde sge setzgebung zu übernehmen. Ich 
gl aUJbe, daß dies auch in den kommenden 
Jahren der Fall sein wird. 

I ch wünsche mir, daß die Aus!führungs­
gesetzgebung in den Ländern rasch erlassen 
wird, so daß im Zusammenhang mit dem Schul­
unterrichtsgesetz durch das Schul1ze itgesetz 
eine klare Rechtslbasis für die Schulzeit ge­
schaffen wird, damit die Eltern lauch die Mög­
lichkeit :haben, ilhre Ferien und ihre UI1laube 
zu planen. 

nie Sozialistische Partei wird diesem Gesetz 
gerne die Zus timmung 'geben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dipl.-Ilng. Hanreich.  

Abgeordneter D ipl.-Ing . Hanreich (FPO) : 
Herr Präsildent l Hohes Haus ! Ich darf namens 
de r  .freiheitlichen Fraktion uns ere Zustimmung 
zu dies'em Schulzeitges e tz Ibekanntgeben. Wei­
ters darf ich noch einige ergänzende Bemer­
kungen an1bringen. 

Ich .glaube ,  daß die Tatsache der Staffelung 
der Ferien sehr sinnvoN ist.  Trotzdem mö chte 
ich den Wunsch der Voradberger Landes­
regi erung noch einmal 'betonen, die ange­
deutet hat, .daß sie hinsichtlich der Semester­
ferien gerne eine andere Regelung h aben 
würde. 

Ich bedauere es in diesem Zusammen�hang, 
daß es nicht möglich ge.wesen ist, hier auf die 
Belange der Vorarlberger RJücksicht zu neh­

men, vor lallem deswegen, weH sich hier eine 
Summe von üb ereinstimmenden Interess en er­
gibt, die ;man doch beachten sollte .  

Das beginnt damit, daß die Wirtschaft Inter­
esse daran hat, daß in den Zeiten eher schwä­
cherer Saison auch die Schüler und damit in 
gewissem Umfang .die Eltern Gelegenheit 
haben, auf Urlau'b 'ZU fa/hren. Man macht also 
gemeinsam in vermehrtem Ausmaß Urlaub , 
und dadurch ist eine bessere Auslastung der 
BeheIibergungslbetrielbe g·egeJben , die in der 
Hauptsaison t e ilweise echt überlaufen sind. 
Ich hoffe, daß dies auch im nächsten Ja/hr der 
Fall sein wird. Denn im gesamten gesehen ist · 
die FremdenveTlke!hrssituation nicht geflade so, 
daß man sich dariilbe r  freuen kann. 

Es ist  ab er zu Ibemerken, daß natürlich mit 
dem Vorteil für die Wirtschaft auch ein Vor­
teil für den Konsumenten 'Verbunden ist. Denn 
in der Nichtsaisoiliperiode sind di e preislichen 
Konditionen bekanntlich günstiger, ganz abge­
sehen davon, daß sich if,ür 'den , der außerhalb 
der Hochs'aison Urlaub macht, weniger Stau­
ungen an Liften und SeHbahnen er·geben. Da­
durch wird auch eine bessere Ausnutzung der 
Ferien mögHch. 

Das Argum ent , es müsse hier ein Ausgleich 
zwischen den S emest ern geschaffen werden, 
kann doch nicht so gewichtig sein, gegen 
einen solchen Wunsch Einspruch zu e rheb en . 

Normalerweis e sind die Semester doch nicht 
der Z e i tpunkt, an dem Schüler austreten oder 
die Schulen {wechseln. Ublicherwei s e  wechs elt 

man mit J ahresende, sodaß die Frage, ob hier 
die Semester gleichmäßig von a'bgeschlosse n 
sind, nicht im Vordergrund steht . 

Ich darf darüber 'hinaus ·auf einen vVunsch 

verweisen, den wir schon mehrmals angeregt 
haben und von dem ich glaub e, daß er zwar 
sicherlich in der Praxis schwierig zu exerzieren 
ist, aber doch unter dem Ges ichtspunkt wirt­

schaftlicher G egebenheiten auch uberdacht 
werden muß , nämlich auch die Gliederung der 
Ferien innerhalb der einzelnen Bunde sländer.  

"Venn ich mir zum IBeispiel vor Augen führe ,  
daß die Wiener in Niederösterreich etwa 
65 Prozent der Fremden ste,l len und 'daß sich 

dieser Besuch natürlich in den Sommer­
peri oden zusammenballt, dann ,wäre hier eine 
interne Verschiebung doch auch eine wesen t­

l iche Verb esserung. Aber das sind keine 
Fragen, die die grunds ätJzlich positive Haltung 
zu diesem Schulzeitges etz beeinträchtigen 
s oNen. 

Nach unserer Meinung darf .die Einfiührung 
dieser Winterferien auf ke inen Fall zum Anlaß 
ge nommen werden, die Schikurse zu , redu-
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zieren; es ist dies auch nicht vor,ges!elben. 
soweit ich gehört halbe.  Denn die S chikurse 
haben über den reinen Ertholungs.wert hinaus 
in einer Kjlasse eine sehr wesentliche Bedeu­
tung für die Festigung der K'ameradschaft, des 
Gruppen- und ZusammeIl!gehörigikeitsthe:wußt­
seins und sind auch ein sehr wesentlicher 

richtig beurtei'len kann und daraus auch rich­
tige SchLüsse auf sein eigenes Venhalten 
ziehen kann. 

Ich glaube. daß das eine Notwendigtkeit ist, 
die �ür den Reifeprozeß des Schülers von g,aIllz 
wesentlicher Bedeutung i'st. 

Ausgleich in ·sozialer Hinsicht, ,weill man hier Dies aber nur als RandlbemeI1kung zu diesem 

doch durch eine ,gemeinsame Alktion. durch Gesetz, dem ·wir Freiheitliche ebeIllfa,us unsere 

gemeins.ame sportliche Tätigkeit ein besseres Zustimmung geben. I(BeiJall bei der FP() und 

persönliches Verthältnis zueinander 'gewinnt. bei der SPO.) 

,Es ist schon angedeutet worden, daß in Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
diesen Semester.ferien nimt alle Schüler die mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Möglichkeit halben werden, mit ihren Eltern 
einen SchiurlaUib durdlrzUJruhren. Ich glaube, 
aber, daß man gerade dies,en Gesichtspunkt 
besonders be,grüßen muß. Es Ibesteht auch von 
seiten der Wirtschaft ein heträchtliches Inter­
esse daran - was von den Ärzten unter­
strichen und hefuI\Wortet wird -, g:egebenen­
falls eine Teilung des Urlaubs in: Sommer- und 
Winterurlaulb durchzuflühren unld hier die für 
die Erhol'UDJg sehr wertvolle Winterzeit auch 
in verstänktem Ausmaß für Erhol.ung.surla·U1be 
zu nutzen. 

Unter ·diesem Blickwinkel wird eine für die 
gesamte Wirtschaft interessante Entwicklung 
durch da·s SchJulJzeitgesetz eingeleitet. 

Zu den Ausfülhrungen des Kollegen Schnell 
möchte ich b emerken, daß es mich sehr positiv 
berührt, wenn ich höre, daß die Beurtei,lung 
eine permanente sein soli! und daß man von 
der starren Fixierung weitgehend aJbrrückt. Ich 
glaulbe aiber, man muß einen zusätzlichen 
Gesichtspunkt bei der 'Beurtei.lung Seihen und 
muß diesen auch .mit aller Deutlichkeit sagen. 

Die Beurtei,luilig des ISchJiiters ist nicht nur 
ein Vorgang, der dem Lehrer Arbeit macht 
und ihn daJZu 'Zwingt, 'Pflüfungen durchzu­
führen, sondern die IBeurteilung des Schülers 
hat einen &ückkopplungseffekt für den 
Schüler se�bs't, der ihn motivieiit uilid in seiner 
Leistung unld in seiner eigenen Position be­
stätigt oder in Frage stellt. 

Desihalib, glaube ich, ist es wichtig und not­
weilidig, daß dieser permanente Beobachtungs­
prozeß des Lehrers. auch umgesetzt wiro, selbst 
wenn das nicht in der FOl'm von Zeugnissen 
erfolgt, wie das im AugeIllblick durch die nur 
zweimalige /Beurteilung 'beim Ulbergang von 
der Trimestereinteilung auf 'die Semesterein­
teilung geschieht. 

kh dar.f 'also hier meinem Interesse daran 
Ausdruck verleihen, daß auch dem Schüler 
dieser permanente lBeurteiIungspr-ozeß durch 
den Lehrer bewußt 'gemacht wird, damit der 
Schüler seine eigene Position inmerhallb der 
Klasse,  seine eigene Position im Zusammen­
hang mit der Bewältigung des Lehrstoffes 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir 'gelangen nunmehr zur A ,b s t i m­
m u n go 

Da die /Bestimmungen des vorliegenden Ge­
setzentwurfes im Sinne ·des Artikels 14 Abs. 1 0  
Bundes-VerfassuIllgsgesetz nur in Anrwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Mitglieder 
uIlld mit einer Mehrheit von ,2'Jwei Dritteln 
der abgege'benen Stimmen beschlossen werden 
können, ste'lle ich die für die .A!bstimmung 
erforderliche Anrwesenheit der venfassungs­
mäßig vorgesehenen Anzahl de'l' Mitglieder 
fest. 

Ich. lasse nunmelhr über den Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in '1193 der Beilagen 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die !hierzu 
ihre Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmtg, mit der ,erfor­
derlichen Zlwei'drittelmelhrlheit, angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Es wird kein 
Einwand eI'lhoben. 

Ich ·bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden 'GesetzenbwuI1f auch in dritter 
Lesung �hre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. [)anke. - nas ist die 
Zweidrittelme'hl'heit. Der Gesetzentwurf ist so­
mit auch. in dritter Lesung 'bei Anwesenheit 
der verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl 
der Mitglieder mit der erforderlichen Z,wei­
dritte'lmehriheit a n g e n  0 m m e n. 

10. Punkt: BeriCht des Landesverteidigungs­
aussdlusses über die Regierungsvorlage 
(1 1 18 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Heeresgebührengesetz geändert wird 

(1 197 der Beilagen) 

1 1 . Punkt: Beridlt des landesverteidigungs­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(1 1 19 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über Ansprüche aus der 
Ableistung freiwilliger Waffenübungen ge-

ändert wird (1 198 der Beilagen) 

766 
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Präs�dent Probst: Wir gelangen nunlIllehr zu Präsident Probst: Berichterstatter zu 
den -Punkten 1 0  und 1 1 ,  üiber die die Debatte Punlkt 1 1  ist der Herr Abgeordnete 'Egg. Ich 
unter einem abgeführt wirld. bitte um seinen Bericht. 

Es sind dies:  

Änderung des HeeresgebÜlhreDlg,esetzes und 

Änderung des Bun:desgesetzes IÜIber An-
sprüche aus der Ableistung freiwilliger 
WaffenlÜlbungen. 

,Berichterstatter ,zu Punlkt 10 ist der Herr 
AbgeordIllete Kitb1. Ich bitte um seinen Bericht. 

,Berichterstatter Kittl: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Ich Ibri:ruge den Bericht des Landes­
verteidigungsausscbusses über die Regie­
rungsvorlage (1 1 18 der BeHagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Heeresgebülhrengesetz 
geändert 'wird. 

Der vorliegende GesetzentwuI1f sieht milien 
einigen Änderungen des Stammgesetzes, die 
sich in der Praxis a!ls notwendi-g oder �weck­
mäßig erwiesen haiben, eine Neufas-sung der 
Bestimmungen über die Wehrpflichtigen ge­
bührende EntschädiguIllg :rur die Teilnahme an 
Truppenü'bungen, Kadel1Ülbungen, außer­
ordentlichen Dlbungen oder an einem außer­
ordentlichen ,Präsenzdienst ilIll Falle des § 2 
des Wehr'gesetzes in der F'assung des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 185/1966 oder an Inspek­
tionen und Instruktionen vor. Um 'Zu vermei­
den, daß ;bei ÄnderuIllgen der Lebenshaltungs­
kosten und der EinkommensiVerhältnisse je­
weils eine Novellierung des Heeresgebühren­
gesetzes notJwendig wird, sollen die neuen 
Entschädtgungslbetr,äge und Bemessungsgrund­
lagen nicht durch die Nennung von Betra-gs­
zaJhlen, sondern 'durch die BinJdung an einen 
Gehaltsansatz des GeJhaltsgesetrzes 1 956 fest­
gesetzt werden. 

Berichterstatter Egg: Herr Präsident I Hohes 
Haus ! Ich berichte namens des Landesverteidi­
gungsausschusses rüber die RegierungslVorla'9,e 
( 1 1 19 der Beillagen) : ißunJdesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz :über AnspI'üme aus der Ab­
leistung Ifreiwilliger WaffenlÜlbungen geäIlldert 
wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in glei­
cher Weise 'Wie die vorgeschlagene Novelle 
zum Heeresgebülhrengesetz eine Neufassung 
der Bestimmungen iiiber AnspI1Üche, die Wehr­
pflichUgen bei A'bleistung 'freilwilliger Waffen­
übungen zustelhen, vor. Die Mindest- und 
HöchstgreIllZe trür die Ansprüche 'aus der Alb­
leistung frei<wiHiger WaffeIllülbungen sollen 
nicht durch die Nennung von \Betragsrzahlen, 
sondern durch die .Bindung an einen -Gehalts­
ansatz des Geha:ltsgesetzes 1 956 neu fest­
gesetzt ,werden. Die Ibislher dem Militär­
kommando Wien nach dem Stammgesetz ob­
liegenden Aufgaben sollen lciiIlifUg aus organi­
satorischen und veI1Wa'ltungSlökonomischen 
Gründen Viom neu vOfigesehenen "Heeres­
ge'bülhrenalIllt" wahr.genommen werden. 

<Der L'andesverteid'igungsausschuß !hat die 
Regierungsvorlage am 7. Juni 1974 in Ver­
handlung gezogen und nach Wortme'ldungen 
der Albgeordneten Zeilling,er, Dr. Prader, Dolk­
tor EfIIIlacora, Dk!fm. Gorton, Troll, Blecha 
sO'wie des iBundesministers Lütgenldol1f ein­
stimmig !bescMossen, dem Hallten Hause die 
Annahme des GesetzentwuI1fes uiliter Berück­
sichti.gung von Abänderungsanträgen der Ab­
geordneten Trolll, Zeillinger, Mondl und Dok­
tor Prader zu empf.ehlen. 

Der Landesverteidi1gungsausschuß stellt so­
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wol[e dem 
d em Ausschußberich.t angescbloss-enen Gesetz­
entwurf die ver.fassung,smäßige Zustimmung 
erteillen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und SpeziaLdelbatte unter einem 
abzufülhren. 

Der LandeSiverteidi-gungsausschuß hat die 
Regierung,srvorlage am 7. JUIlli 1974 in Ver­
handlung gezogen UIl!d IlIach Wortmeldun:gen 
der A:bgeordneten ZeNlinger, Dr. P:rader, Dok­
tor Ermacora, Dk!fm. Gorton, Troill und Blecha 
sowie des Bundesministers ,Lütgendorif ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Ges-etzentwurfes unter Berück­
sichtigung von AlbänlderuIllgsanträgen der ,Präsident Probst: BesteJht ein Einwand, 

Abgeordneten Trol'l, ZeiHilliger, 'Mondl und General- und Spezialdebatte unter einem arb-

Dr. Prader zu empfehlen. zufülhren? - Das ist nicht der Falil. 

Der Landesverteidi'gungsaussch!uß stellt so­
mit den A n  t r a  g, der Nationallrat wolle dem 
dem Ausschußlbericht beigedruckten Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
ertei,len. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er� 
mächtigt zu 'beantragen, General- und Spezi'al­
debatte unter einem abzufülhr.en. 

Wir gelhen in die Debatte ein. A;ls erster 
gelangt 'Zu Wort der Herr Albgeordnete Doktor 
Pmder. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Bei Behandlung der 'gegenständlichen Vor­
lagen, tiber die hier ,g-eme.insam die Aus­
sprache aJbgeliiilirt wird, und !Zwar handelt es 
sich um eine Novelle zum HeeresgehlÜhren-

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)70 von 85

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 12. Sitzung - 1 1 .  Juli 1 974 1 1 127 

Dr. Prader 

gesetz und um eine NoveNe lb�g1ich des 
Gesetzes ,über Anspruche aus 'der .A!bleistung 
fre�williger WaffenÜlbungen, muß auf die 
lenzte We'hrgesetznovelle, 'die am 5. 2. 1974 
im Nationalrat bescbllossen wurde, zUTIÜck­
geblendet werden. Diese Novelle war ein 
weiterer krampflhafter Versuch, 'aber auch ein 
neuerlich uruzulänglicher Versuch, die sOllja­
listische Heeresreform fUßlktioßlsfä!hig zu 
machen. UIliZulänglich und untauglich ist sie, 
die Schwierig'keiten zu Ibelhelben, weil sie mit 
peripheren Reparaturen Grundsätzliches zu 
lösen versucht, so etwa wie Sie aUif anderen 
Gebieten mit Polirzeivorschri:ften das In­
flationsprOblem lösen zu 'können glauben;  auf 
anderen Gebieten ließen sich ja noch weitere 
Beispiele dieser nie an die WUl1Ze'l der DiDJge 
gehenden Politik anlführen. Durch diese 
Novelle wurde zugleich der GiJpfelpunlkt der 

Wir halben daher bei der Behandlung dieser 
Wehrgesetznovelle den AntrCllg Nr. 1 03/A der 
Abgeordneten Dr. Prader, Marwan",Schlosser, 
Tödling" Dr. Moser und Genossen, 11-3085 der 
Beilagen zu den stenograp(hischen Protokollen 
der XIII. Gese12gebung;speriode, eingebracht, 
deIm:ufolge die Höchstg;renze der Entschädi­
gung, die mit 240 S täglich deriZeit noch 'so fest­
gesetzt ist, zu entfallen hätte. Dieser Antrag 
wurde von den So,ziaUsten ,abge'lehnt. 

In der Aussprache daIlÜber wurde als Be­
gründung angel1iührt, daß eine eilgene Regie­
rungsvOf\lage, die den gesamten Entsmädi­
gungSibereich betrifft, noch in der Frülhj ahrs­
session vorgelegt wird. Entgegen so vielen 
anderen AIllkün(Ugungen ist dies mit den 
heute zu behandelnden Vorlagen auch tat­
sächlich geschehen. 

Wehrungerechtigkeit erreicht. Ich möchte das positiv vermerken. Zweilfel-

Meine Damen und Herren des Hohen 
los wurden aber diese Vorlagen durch unsere 

Hauses!  FoLgende Fakten wurde geschaffen: 
InitiaUve 'ausgelöst. 

Reservesoldaten, die 81/2 tMonate gedient Kritisch möchte ich aber dazu feststellen, 
ha'ben und schon biSher zu mehre,ren Instruk- daß hier wieder einmal die Unüberlegtheit 
tioITsübungen eingezogen wurden, müssen und die schon so oft kr,itisierte Husch-lPfusch­
neuerlich solche Ubungen bis 'zu 1 6  Tag,en MetJhode, wie an die ,Prolbleme herangegangen 
machen. Hiebei wurde ein entgegenstehendes wird, mehr als deutlich er.kennibar geworden 
Erkenntnis des VerwaltuIllgs'g'erichtshofes, ist. 
demzufdlge auf diese Zeit die Ibis'herilgen In­
struktionen anrzurechnen waren, �urtZerhand 
durch Gesetz korrigiert. 

Reserveoffiziere und Resenveoffiziersaruwär­
ter halben nunm,elhr eine GesamtdienstiZeit von 
510 Tagen, das sind 1 7  'Monate, zu leisten, 
davon 150 Tage Waffen- und KadeTIÜbungen. 
FIlÜher 'wurden die bisher ge'leisteten frei­
willigen Waffenübungen auf diese Gesamt­
verpflichtung angerechnet. Das gilt nun ruicht 
mehr, sodaß die die 'Dummen sind, die sich 
bereits bisher Ifreiwillig 'Zur Verdiügung ge­
ste�lt hCtiben. 

Alle ausgesdtJieidenen Berufss01daten müs­
s en nun ebenfalls noch Ibis zu 90 Tagen Kader­
übungen leisten, eine Verpflichtung, die ihnen 
zum Zeitpunkt des .A!bschlusses ihres seiner­
zeitigen DieIl!Sl'verlhältnisses nicht hek'annt 
war. Auf diese Weise relkrutiert man unter 
anderem auch j ene wieder, die beim Einsetzen 
de r  sozialistischen Heeresreform das iBundes­
heer verlassen !hab en. 

Angesichts, so harter Zwang,smaßnahmen, 
die, hätte sie eine OVP-IMehI1heit beschlossen, 
ein entsetzliches G eschrei, wenn nicht viel, 
viel mehr im linlken Lager ausgelöst hätten, 
waren wir der Meinung, daß diese harten Be­
dingungen wenigstens von Begleitmaßnah­
men 'auf dem Besoldungssektor flankiert sein 
müßten. [nsibesondere 'für die Zeit der Kader­
übungen müßte doch das gleiche lEiIllkomIilen 
garantiert werden, das der betreffende Wehr­
pflichtige im ZiviJIbereich el1hält. 

Da wild von der Reg,ierungsfraktion eine 
Wehrgesenznovetle vorgellegt, nicht aber als 
Regierung'svor'lage, sondern als Initiativ­
antfJag, zu der dann schon vor 'Beginn der 
Aussd1:Ußlberatung e'beIllfalls von der Mehr­
heitspartei zahlreiche Änderung:svorschläge 
eingebracht wurden, sodaß am Ende der Be­
ratung vom ursprünglichen Text so 'gut wie 
nichts mehr ubrig,g'elbHeben ist, ohne aber 
gleichzeitig cm Ü'befilegen, welche notwendigen 
Konsequenzen durch eine solche Novelle in 
anderen JBereichen erforderlich sind. 

Auf den HiDlWeis der Opposition, die angeb­
lim nam Ihren Aussagen so destruJktiv wirkt, 
wird dann rasch versucht, di ese Fehlleistung 
zu reparieren. Und mit einer solchen ver­
suchten Reparatur halben wir es also heute 
bei diesen Vorlag,en �u tun. Das ist aber vom 
Prinzip her gesehen, von der 'Methode her 
gesehen, ein neuerHch'er . Beweis Ihr,er 
miserablen Heerespo!litiJk und Ehrer DiffusitJät. 

Wie ich schon in der Fragestunde vom 
27. Juni 1 974 darauf Ihingewieslen halbe, wer­
den die getroffenen Maßnaihmen für das Zu­
stan'dekommen eines Reserveheeres von 
1 50.000 Mann als ung,e11JÜJgend berwertet, und 
es wird eine IlJeue gesetzliche Re'gelung vom 
Armeekommandanten �ür notJwendig erachtet, 
ohne näher 'anrzugeben, was nun diese neue 
Reg,elung tatsächlich entlhalten soLl. 

Ich möchte in diesem Zusammenlhang ein 
bißchen auch auf die sog'enannte LaIl!dwehr-
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konzeption eingehen, die derzeit im Landes­
verteidigungsrat liegt, denn sie steht unmittel­
bar im ZusammenJhang mit der Aussage des 
Herrn Armeekommandanten IÜIber notwendige 
Maßnahmen 'zur Schaffung eines Reserve­
heere s  von 1 20.000 bis 1 50.000 Mann. 

In diesem KODIZept muß man erfahren, daß 
es etwa im Jahr 1 984 - Sie hören richtig! -
unter Umständen bei besten Gegelbenlheit-en 
möglich sein wild, eine solche Reservearmee 
zur Vel1wgung �u haben. Wenn das das 
Reformziel ist, daß im Jahre 1984 endHch 
wieder das vorthanden sein soll, 'was bei IIhrem 
Regierungsantritt ohnehin schon vorhanden 
war, dann muß ich sagen, daß das eine 
Reform ist, die IZlweUetlos nicht die beste 
Qualifikat'ion für sich in Anspruch nehmen 
kann. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die heute zur Debatte stehenden Vorlagen 
sind zwei.fellos - das möchte ich sagen -
ein Fortschritt und eine notwendige Konse­
quenz des Inflationsgeschehens. Dennoch s,ind 
wichtige Detailibereiche nicht �UJfriedenstellend 
gelöst. WÜ haben so zum Beispiel neuerlich 
vorgeschlagen, bei 'den KadeDübungen eine 
Vollentschädigung für den Verdi enstentgang 
ohne Festsetzung einer Höchstgreme zu lei­
sten j die liruke Seite dieses Hauses hat das 
neuerlich abgelehnt. 

Meine Damen unJd Herren! Wir ,gehen bei 
unserem Vorschlag von der Vorgegelbenhe'it 
aus, daß Grundwehrdienst und Waffenri.i:bungen 
von al'len geleistet werden müssen, Kader­

übungen aber nur von 'Weni'gen, und die soUen 
sich freiwillig melden. !Die nun einmal erfolgte 
fr,eiwillige Meldung ist unwiderruflbar. Sie 
reicht 'bis zum 50. Lebensjaihr. 'Die Bedin­
gungen sind hart, wie ich schon ange:flÜhrt 
habe. Wenn sich 'aber nicht genügend melden, 
ist die Reservearmee ein unerreich!barer 
Wunschtraum. Das steHen Sie doch in .Iiluen 
Papieren ausdrücklich fest. 

Bei der angeblich sich so Igünstig entwickeln­
den KaderlCiJg,e erg·ibt sich eine Hochrechnung 
bezogen auf die nächsten zehn Jahre, also bis 
zum Jahre 1 984, daß dann zu diesem Zeitpunlkt 
bei weitem noch nicht j ener Kaderstand er­
reicht 'werden 'würde, den man ,beruötigt, um 
ein tReserveheer von 1 20.000 bis 150.000 Mann 
zur Verfügung zu ihalben. 

Das sind di e Fakten j die kennen Sie doch ! 
Nur sprechen Sie hier immer anders, als die 
Berichte 'lauten, die Sie dem Landesverteidi­
gungsrat vorle.gen. Gegen dieses System rweh­
ren 'Wir uns ! Deswegen, Herr lBundesminister, 
habe ich ibei Iihrer Anlfra'g�beantwortung auch 
darauf hingelWiesen, daß ISie einen geifähr­
lichen Weg IgEfuen, wenn Sie hier in der 
Beantwortung der An:frage, auf die Frag,e, was 
-Sie zu tun !gedenken, um hier einen angemes-

senen Reservekaderstand sicherzusteBen, dann 
auf das LandlwehrkoIllZept im Verteidigungsrat 
hinweisen, oIhne zu sagen, was da drinnen 
steht, und von der HoffnuIl!g getragen sind. 
daß wir auch nicht s.agen (k,önnen, was drinnen 
steht, weil Sie sich auf angeblich ,g·eheime 
Dokumente berufen. Mit uns werden Sie in 
einer solchen Sprache nicht verihandeln kön­
nj;!n. (Beifall bei der OVP.) 

Ich warne daher vor den Divergenzen zwi­
schen den Aussagen und Mitteilung.en, die Sie 
in diesem Forum der Landesverteidigungs­
politik machen, ent'g,egen den Aussagen und 
Mitteilungen , die Sie der Offentlichkeit prä­
s entieren. Das ist keine korrekte Vorgangs­
weise !  Das ist keine korrekte Politik! Das ist 
keine Politilk, die der Sache dient, sondern das 
ist eine ·PoliUk, die 'bemüht ist, zu vernebeln 
und über die Dinge hiDIWegzutäuschen . Das 
ist aber im militärischen Bereich eine -ganz 
gefährliche und eine a,bsollut unverantwort­
bare Situation: Das ist die .Fra'ge an Sie :  Was 
tun Sie dann, wenn das al'les, ,was Sie seIhst 
auf Grund der Hochrechnungen '�ür nicht mög­
lich halten, nicht eintritt? Was ist dann? 

Wenn 'die Leute, die sich fretwillig melden 
sollen , gleichzeiti-g wissen, Idaß sie dann noch 
in Ibestimmten Eirukommenstufen - ich ver­
weise nochmals, daß die Verpflichtung bis 
zum 50. Lebens'j a,hr dauert - dafür, daß sie 
mehr zu tun bereit 'sind als andere, einen 
Einkommensentgang haben werden und ihre 
Fami,lien weniger Geld für die Zeit der Ubung 
zur Verfügung haben, dann, meine selhr ver­
ehrten Damen und Herren, fiürchten: wir, daß 
sich eben nicht genügend melden werden, daß 
sich wen�ger me,lden werden als bisiher, statt 
daß ein Anreiz gelboten WlÜrlde, diese schlWie­
rig,e Situation zu verbessern . 

üas w�r die Frage, und dalher unser Vor­
schlag. Diesen Vorschlag tkann man mit e'inem 
mehrheitlichen Nein 'beantworten. Und wieder 
präsentiert sich nicht die Volkspartei, sondern 
die sozialistische Fraktion in so entscheiden­
den und sachlich begründeten Fragen und An­
träogen als echte Neinsagerpartei in diesem 
Hohen Haus. (Schwacher Beifall bei der 
OVP. - Abg. L i  b a  1: Ein "starker" Applaus 
war das!) 

Ich möchte daher nochmals an Sie appelHe­
ren : U\berIegen Sie doch die ihöchst !bedenlk­
liche EntJwiddung bei den Einj äihrig-iFreiwil­
ligen..,Meldungen, die von durchschnittlich 
tiber tausend im Jahr - es waren oft viel, 
viel mehr - nun auJ 2 1 8  zu:pückJge'fallen sind. 
Das sind doch Fakten, die Sie auch zu Uber­
legungen arufeuern müssen, j a  geradezu 'llWin­
gen müssen, den Notwendigkeiten -gerecht zu 
werden. 
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Wo wolilen Sie denn das nötige Reserve­
offizierskor.ps und Reserveunteroffiz'ierskorps 
hernethmen? Daher steHen wir das nochmals 
ernstlich zur Ulberleg:uIllg. Deswegen bring·en 
wir einen AJbänderunQlsantra'g ein, der sicher­

stellen soll, daß rur die Zeit von Kader­
übungen - das sind also j ene Bereiche der 
Ubungen, die nur wenige !betreffen, nicht 
gl eichmäßig alle. wie der Grundwehrdi enst 
und die WaffeIllÜlbungsrverpflichtungen -, 
keine E inikommensminderung eintritt. Der Ab­
änderungsantrag, der dem Herrn Präsidenten 
bereit·s vorliegt , hat fulgenden Wortlaut : 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Prader und Genossen 
,zur Regierungsvorlage betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das tHeeresgebühren­
gese�z .geändert wird (1 1 18 der Beilagen) 
in der Fassung des Ausschuß'berichtes ( 1 1 97 
der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle beschJI ießen: 

Die im Titel zitierte Regierungsvorlage 
in c;ler Fassunlg des Ausschlußlberichtes wird 
geländert wie folgt :  

1 .  Im Artikel I Z .  12 wird im § 27 ein 
neuer A:bs. 4 eing,eDügt : 

Abs. 4 !hat zu ,J'auten: 

, , (4) nie im Albs. 3 vOligeseihene Begren­
,Z'ung des Entschädigungstbetrages gilt nicht 
,für WethrpflichUge , die KadeDÜbung,en l,ei­
sten." 

2. Die 'bisiherigen kbs. 4 bis 1 1  erthalten 
die neue BeiZeichnung 5 bis 12 . 

Uber Ersuchen daI1f ich einen weiteren 'g.e­
meinsamen Albänderungsantrag aller Frak­
tionen dieses Hauses hier offiziell einb ringen 
und ihn hier auch offi.zieU zur Verlesung 
bringen.  

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der A.!bgeordneten ZeHlinger, Mondl, Doktor 
Prader und Genossen zur Regierungsvorlage 
betreffend ein BuDJdesgeset,z, mit dem das 
Heeres,gebülhrenge-setJz geändert ,wird 
(1 1 18 der Beilagen) in der Passung des Aus­
schußberkhtes ( 1 191 der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Regierungs,vorlage (1 1 1 8 der Beilag,en) 
in der Fassung des Ausschußheridltes 
(1 197 der Beilagen) wird geändert wie folgt: 

Im Artikel I Z. 7 hat die lit. a des § 19 
Albs. 5 zu lauten: 

"a) Bei den im Albs. 1 genannten Wehr­
pflichtigen das steuerpflichtige Einocommen 
zuzüglich des steuel1freien Teiles von Zu-

wendungen im Sinne des § 67 Albs. 1 des 
Eilllkommensteuergesetzes 1 972, vermindert 
um die darauf enMaLlende Lohnsteuer; ist 
j edoch das Einkommen se'iner Art nach zur 
GäIllZe nicht steuerpflichtig, dieses !Einkom­
men;" 

Ich Ibitte den Herrn Präsidenten, diese bei­
den Anträge mit in VeI1handlung zu nehmen. 

Hohes Haus ! Am 25. Juni 1974 ihaJben sich 
die "Stadtgespräche" im Fernsehen dan1kens­
werterweise wieder einmal mit dem llhem.a 
Bundesheer beschäftigt. Dort waren 'wieder 
DiskutantenJbeiträge zu hören , man solle das 
Heer aus dem Parte ienstreit und überhaupt 
aus der politischen Diskussion heraushalten. 

Auch der Herr Bundesminister hat s ich in 
ähnlicher Richtung geäuß,ert und sich dann zu 
der unglaublichen Behauptung verstiegen , die 
Volkspartei sabotielte das Landwehrkonzept. 
Ich habe das bereits im Landesverteidigungs­
rat zurückgewiesen. (Ein Redakteur nimmt 
dem Redner Unterlagen weg.) Herr Kollege, 
Sie haben mir da etwas weggenommen, W1as 
ich noch brauche. (Allgemeine Heiterkeit. -
Ruf bei der SPO: Dann wird die Debatte 
kürzer!) 

Präsident Probst: Es muß nicht die Militär­
poltzei einschreiten. Nicht? 

Abgeordneter Dr. Prader (fortsetzend) : Herr 
Bundesminister, Sie haben, als ich im Landes­
verteidigungsrat darauf hingewiesen habe , die 
Bemerkung gemacht , das würde nient stimmen 
und Sie :würden mir den Text, der ja auf 
Band aufgezeichnet wurde, zur Verfügung stel­
len, damit ich aus dem Text entnehmen könne, 
was Sie tatsächlich dort gesagt haben. Sie 
haben mir daIllkens,werteI1weise tats1ächlich den 
Text zur Verfügung gesteHt. Dieser Text be­
weist gerade das, was ich dort behauptet 
habe, was ich mit eigenen Ohren gehört habe . 
Noch mehr: Der Vorwurf, den Sie dort erhoben 
haben, ist, wie aus dem Text ersichtlich ist, 
sogar ein noch viel weiteryehender . 

Sie haben dort einen Disputantenb eitrag 
beantwort'et. Dieser Herr hat auch auf ein 
Interview mit dem Armeekommandanten ver­
wiesen. Und Sie !halben ilhm geantwortet :  

"Als von Ihnen freundlicherweise als Ge­
s chäHsführer des Bundesheeres erwähnter 
Verteidigungsminister darf ich Ihnen sagen, 
also so ist es ja Iwteder nicht, wenn der 
General Spannocdü gemeint hat , daß also 
hier nichts passiert wäre, so meint er also 
in erster Linie, daß dieses Landwehrkonzept, 
das wir längst ausgearbeitet haben und im 
Landesverteidigungsl'!at liegt , leider noch 
immer nicht zur Behandlung gekommen ist. 
Und hier muß ich leider, Herr Abgeordneter 
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Tödling, meine Blicke auf Sie richten." -
Tödling hat gemeint: "Das bin ich schon ge­
wöhnt. "  

Si e halben dann, Herr Bundesminister, weiter 
ausgeführt : "Seit Monaten" - vor dem Fern­
sehen, Herr Bundesministe,r, vor dem Fern­
sehenl - "toI1pediert die Osterreichische 
Volkspartei die Termine für die Sitzung,eu des 
LandesverteidigungsJ'lates. Sonst hätten wir 
heute bereits unsere Verteidigungsdoktrin und 
den Endt,ext für eine Entschließung des 
Nationalrates. Das muß ich ganz ehrlich 
sagen." 

Herr Bundesminister! Wenn Sie so die Sach­
probleme behandeln, dann geht es ungefähr 
gleich zu wie bei Ihrem Appell um eine 
gemeinsame Verteidigungspolitik. Sie legen 
uns etwas vor, wir me1den uns und äußern 
Bedenken, der Bundeskanzler läßt abstimmen, 
die G eschichte ist erledigt. Das ist der Kon­
sens, den Sie in entscheidenden Fragen der 
Landesverteidigungspolitik gesucht haben. 
(Ruf bei der SPO: So wie beim Militär! Wie 
bei euch!) Das hat es frü!her nie g'egeben. 
Zeigen Sie mir einen eißJZig,en iBes chluß. Sie 
haben keine AJhnung, Herr Kollege, ,weil Sie 
in den Foren g,ar nicht drinnen sind. (Ruf bei 
der SPO: Wie war es denn b ei euch?) 

Sie können die Dinge ja sachlich Ibehandeln, 
nicht nur mit solche'n Zwischenrufen, die ge­
nauso typisch sind wie I1hre Politik an sich. 
Zeigen Sie mir einen eiruzigen Beschluß des 
Landesverteidigungsrates wälhrend unserer 
Regierungszeit; der nicht einstimmig geifaßt 
wurde. Zeigen Sie mir einen eiIllZigen \Be­
schluß, der auch hier in entscheidenden 
Fragen nicht einstimmig 'getaßt 'Wurde. 

Nun werden wir, mit dem Appell gekoppe'lt 
an eine gemeinsame Verteidigungisipdlitik, in 
einer derartigen Frage vom Bundesminister 
für Landesverteidigung in einer derartigen 
Form in der Offentlichkeit vor,gestellt. 

Das, Herr Bundesminister, ist schLecht'hin 
unerträglich. Außerdem ist ,falsch, was Sie 
hier gesagt haben. Wann halben wir j emals 
einen Termin abgelelhnt? - Wenn Sie aller­
dings Termine vorschlagen, an denen die Mit­
gUeder, vor allem die Oppositionspolitiiker, 
die im Landesrverteidigungsrat sind, 'hier im 
Haus wälhrend der P,lenarsim:ung engagiert 
sind, und wenn Sie Termine vorschlagen, die 
mit den ;Plenarsibzungen ilusamrnenfaHen, 
dann werden Sie nicht erwarten können, daß 
solche Termine im Bereich des M,öglichen 'lie­
gen. Daß ÜibeIihaU1pt solche Te'rmine erwogen 
werden, ist ein Entgegeilikommen der Oppo­
si tionspartei. 

Ich daI1f Sie, meine iDamen und Herl'en von 
der lintken Seite des Hauses, doch daran er­
innern, daß der damalilg,e VilzekalllZler Doktor 

Pittermann es mit aller Entschiedenheit ahge­
lehnt hat, wälhrend der Haussitzungen Aus­
schußsit.zungen oder andere Sitzungen dieser 
Art a,ooooalten. (Abg. L i  b a 1: . Das stimmt 
ja gar nichU) Wolbei ich eigentlich sag,en muß, 
das ist an sich ein korrekter Standpunikt. Zeit­
liche Notwendigtkeiten wegen Termin­
kollis'ionen, wegen Terminkna,ppdleiten hat 
es damals g,enauso gegeben wie heute. Das 

. war a,lso damals nicht der hestimmende Faktor 
Ihrer Haltung. 

Wir hiilben diese starre Haltung nie einge­
nommen. Alber wenn dann solche Situationen 
entstooen und das dann noch in aller Offent­
lichlkeit gesagt wird, dann werden wir uns 
unsere Einstellung zu diesen PrOlblemen wiiJhr­
scheinlich selhr wohl ü/berleg,en müssen. 

Man kann nicht immer provozieren und von 
dem, den man provorz;iert, unentwegt guten 
und besten WUlen verl,angen. Das machen Sie 
uns ja ,geradezu unmöglich, Herr Bundes­
minister ! Das muß ich Ihnen s,ehr deutlich 
sagen. 

Was heißt, Herr Bundesminister - wenn 
wir schon in diesem Sacblbereich IbleiJben -, 
Verteidigungsdoktrin und Endtext mir eine 
Entschließung des Nationalrates? So etwas 
existiert gar nicht. Es existiert der Entwur,f 
einer Änderung des Bundes-'VeI'fassung,s­
gesetzes, der beraten wurde, und es existiert 
der Entwunf für eine darm vorzllilegende Ent­
schließung des Nationalrates. Was ist alber mit 
dieser Verteidigungsdoktrin? Das ist nämlich 
nicht ein Danebenlher, sondern das ist da 
drinnen in den Bereichen, die ich genannt 
habe. Wieso erzählen Sie .denn 'als zustän­
di'ger Ressortminister vor dem Fernsehen so 
etwas völlig Falsches und beschuldigen damit 
gleichJzeittg auch noch die Volkspartei? Das 
ist doch etwas, was wirklich auf die Dauer 
nur sehr scbJwer erträglich ist. Das muß ich 
Ihnen bei aller KonrziliaIliZ sagen. (Zwischen­
ruf bei der SP.O: Wo ist die militärische 
Kürze?) Das ist jene'r B ereich, den Sie j a  
g,ar nicht eJ'IIDöglichen, weil Sie s o  vie,le Pro­
bleme und so viele Uruausgegorenheiten 
schaffen. (Beifall bei der OVP.) 

Nun aber zu 'der angeblichen Verpolitisie­
rung. Ich glaUbe, es muß noch einmal eine 
Klarstellung enfolg,en. Die Weihrpolitik - und 
darum gelbt es ja - ist wie alle anderen 
Bereiche des staatlichen Geschehens auch 
Ge.genstand der Politik und der politischen 
Diskussion und AuseinandeI1setzung der Par­
teien, die dazu iJhre ei'genen Vorstellungen 
halben. Das ist sellbstverständlich. (Abg. 
M o n  d 1: Sie haben überhaupt keine Vorstel­
lungen!) Ja, da halben Sie sich ibesonJders aus­
gezeichnet. Wenn Sie IÜIbeI1haupt welche 9,e­
habt haben, sind sie in die Schublade gekom-
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men beim Hemn Bundeskanzler, und dort 
haben sie bis 'heute k.eine Auferstehung ge­
funden. Sie wurden sdmlbladiert, aber seien 
Sie frolh, daß sie der Offentlichlkeit nicht be­
kannt geworden sind. (Beifall bei der OVP.) 

Natürlich a,ber eines, das möchte ich doch 
sehr deutlich sagen, weil ich ein Gegner von 
Sch1agworten bin. (Heiterkeit bei der SPO.) 
Mit Gelächter werden Sie lhr,e Schwächen in 
der Politik nur sporadisch ü1berdeCken ikönnen. 
Sie lachen, nur den Osterreichern ist das 
Lachen iDlfolge Ilhrer Politik 'zum größten Teil 
vergangen, das ist der Unterschied. (Beifall 
bei der OVP.) 

Eines al,lerdings steht nicht zur Debatte, 
auch in der Wehrpolitik niebt, zumindest Ihier 
in Osterreich im Parlament nicht, nämlich die 
Frage, ob wir ein Bundesheer Ibrauchen oder 
nicht. lDaJfür haben sich alle Parteien eindeu­
tig entschieden. Nur, .wie dieses Bundesheer 
gestaltet werden soll, um die größte Effi,zienz, 
die gr,ößte Wirikungsmöglich!keit zu erreichen, 
das ist Gegenstand von Uberlegungen und 
muß auch letzten Endes Gegenstand von Uber­
legungen sein. 

So ist eiben die WeihrpoliUk der gegen­
wärtigen sozialis,tischen Regierung auch 
Gegenstand der Kritilk der Volkspartei un:d, 
wie die Entwiddung immer deutlicher macht, 
einer sehr fundierten und IberechHgten Kritik 
der Volkspartei. Die Kombination, meine 
Damen und Herren, von der linJken Seite, Be­
rufsheer - W ehrpflichtig€narmee ge:hört zu 
den teuersten Systemen, die es überthaupt gilbt. 
Je 'geringer der Grundwehrdienst, UID'SO teurer 
und umso mehr leerlauf.g,espickt ist das 
System. Zum Gelingen einer solchen Kon­
struktion 'gehört viel, viel Ge.Id, gelhören Tau­
sende Berufssoldaten und Kaderpersonal .für 
die Reservearmee und Ifür die Auslbildung. 
Sie haben beides in vöHig unrzureichendem 
Ausmaß, daher schaffen Sie nur einen Torso. 
Schon jetzt, Obwohl die Personalsituation 
absolut unhefriedi'gend ist, \haben Sie eine 
Budgetrelation von 3 , 1  Personalkosten ilU 
2,7 Sachaufwand. Das ist eine Vemältniszah'l, 
die absolut keine gesunde Entwicklung an­
deutet, die a!ber auch deutlich macht, worin 
hier der grundlegende Denkfehler liegt. Dieses 
MißveIihältnis Personal- 'zu Sachau�wand !Wäre 
dann, wenn Sie die notwendi9 /benötigten 
Berufssoldaten in -genügender AnzaJhl hätten, 
ja noch viel, viel krasser. InsQf,ern ist es 
ein GLück, umgekehrt geselhen, daß Sie diese 
Leute eiben nicht in .genügendem Ausmaß er­
halten. 

Noch immer, meine Damen und Herren, 
brauchen Sie rund 40 Prozent der Rekruten 
�ur Systemerhaltung, sprich ,ror Leer;lauf­
funktionen, wie Sie das frrü.ih.er genannt 'haben. 

Diese Soldaten sind nicht feldverwendungs­
fähig. Acht-Monate-Durchdiener fallen rur 'die 
Ver,wendung im Reservelheer aus. Die Ein­
heiten sind zum Te.n überthaupt nie, zum Teil 
nur einige Monate im JaJhr aU!fge:f,üllt. Was das 
bedeutet, weiß j eder Laie. Die Fühnmgs- und 
Truppenor.ganisation halten wir in /Wesent­
lichen Belangen 'rur falsch. Das nur gaIllZ 
schlagwortarUg als einige HilllWeise. 

Deswegen kritisieren ,wir Lhre Heerespolitik, 
weil sie uns den Eindruck vermittelt, daß Sie 
aus Prestig,e über die Fakten 'hiruwe'gtäuschen 
wollen, anstatt sie zur Kenntnis zu nehmen 
und daraus die Folgerung zu ziehen, näm­
lich die, daß es so nich:t geht und daß so dieses 
System und diese Auflgabe nicht bewältigt 
werden kann. 

Erinnern Sie  sich an den Ausspruch des 
Bundeskanzlers im Zusammenlhang mit dem 
Ortstafelgescheihen oder der Ortstafel., 
geschichte, je nachdem, wie man das nennen 
wHl. Er Ihat auf einen EiDlwurf unseres Kol­
legen iDr. ,Mussil gesagt : "ISpäte Reue ist 
'besser als keine." Ich 'glaube, das läßt sich 
sehr sinnvoll und 'sehr wiI1klicbJkeitsnahe auch 
hier übertragen und empfehlen. Wir werden 
Ihnen bei dieser Reue gerne eine Nelbelwand 
schießen, damit nicht aus Prestig-egrün:den die 
Reue unterbleibt. Das ist ein Vors.chlag, den 
Ihnen die Opposition in aMer Offenlhei't macht. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. L i  b a 1: Die 
OVP ist doch sowieso schon im Nebel und 
findet nicht mehr aus dem Nebel heraus!) 
Libal, schlafe weiter, es ist besser so. (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich ha,be zu den unquaUfizierfbaren AllIWür­
fen des Herrn Bundesministers bereit's Stel­
lung 'genommen. Das ist also eine Auffassung, 
die wir hier präsentieren, die wir hier be­
gründen. Wir stellen keine Behauptungen in 
den Raum, wir sagen die Argumente, wir 
sagen die Situation, wie wir sie seihen. Wir 
können Sie nicht hindern, daß Sie auch hier 
jeder SacblberzogenJheit einfach kein Ohr leilhen 
und mit Niedersmreien versuchen, das zu 
überdecken, was Sie im sachlichen Bereich 
nicht zu widerlegen in der Lage 'Sind. (Beifall 
bei der OVP.) 

Eines dal'lf ich. lihnen abschließend sagen: 
Es ist Ihr Stil, wie der Abgeordnete Marsch 
heute hier zu reüssieren versucht hat. Ich halbe 
das mit größter Verwunderung, ich möchte 
fast sagen J3ewunderung, nämlich in bezug 
auf die Einschätzung des .geistigen VermÖ'gens 
der Osterreicher, gehört. Herr Abgeordneter 
Marsch! Das gehört 'zum sm dazu. Sie haben 
gemeint: Sie haben die Autosandersteuer ein­
gefiührt, Sie haben die AllkOiholsondersteuer 
eingelfülhrt. (Zustimmung bei der SJ>,O.) Ja-

112. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 85

www.parlament.gv.at



1 1 132 Nationalrat XIII. GP - 1 12. Sitzung - 1 1 .  Juli 1 974 

Dr. Prader 

wOhl, ich wHI nicht von der Situation ul1ld den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten reden. Sie 
haben aber hier in der Detbatte erklärt : Wenn 
Sie an der Regierung sind, werden Sie sie 
abschaffen. Das haben ,Sie hier erklärt. Und 
wie Sie an der Regierung waren., haben Sie 
s ie verläng,ert, statt ahgeschafft und j etlZt per­
petuiert. Das ist ]hr Stil ! Oder hahen Sie 
damals nicht mitgestimmt , Herr Abge.ordneter 
Marsch? {Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 
Mit so bilHgen Schmähs werden Sie Ihre 
Verantrwortuny nicht los !  

ses gemeinsamen Abäniderungsantrages ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen IZU 
erheben. - Danke. iEinstimmig angenommen. 

Wir kommen nun !Zur Abstimmung über 
Arti'kel I Z. 1 'lit. h bis einschließlich Z. 12 § 21 
Abs. 3. Hiezu liegt kein Abänderungsantrag 
vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des GesetzentwuDfe's iihre Zustimmung 
geben, s ich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Einstimmig angenommen. 

Und, Herr Verteidigungsminister, mit sol- E l' egt -;\... . Zu at"antra d A'b : S I ' nunmt:1.Ur eIn s ... . g . er . -
chen Gemeinheiten, wie Sie sie bei den "Stadt-

geordneten IDr. Prader und Genossen auf Ein-g·e sprächen" .gesagt !haben . . .  (Rute bei der fügung eines neuen Albs. 4 in Artikel I Z. 1 2  
SPO: OrdnungsruiJ) § 21 v:or. 

Präsident Probst: Herr .A!bgeordneter ! Wenn 
Sie das Wort "Gemeiniheiten" gesa'gt haben, Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 

muß ich das zurückweisen. Zusatzantrag ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu eI1hetben. - Daruke. Das ist 

Albgeordneter Dr. Prader (abschließend) : die Minderheit und abgeleihnt. 
. . .  , schaffen Sie keinen ,Boden rur eine gemein-
same Verteidigungspoliti:k. Das möchte ich Wir kommen nun zur Abstimmung Ülber die 

restlichen Teile des Gesetzentwurfes sOlwie Ihnen sagen. 
Titel und Eingang in 1 1 91 der Beilagen. 

Aus den schon genannten Erwägungen stim-
men wir diesen heiden Vorlagen zu. (Beifall Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 

bei der OVP.) Teil des Geset!Zent,wurfes �hre Zustimmung 

Präsident Probst: Die von den AJbgeordneten 
Dr. Prader und Genossen und den A'bg,eord­
neten Zeillinger, Mond'l, Dr. Prader und 
Genos'sen eingebr'achten Ahänderungsanträge 
sind genügend unterstützt und stehen daher 
mit zur Verihandlung. 

gehen, sich von den Sitzen 'zu erlheben. 
Danke. Einstimmig angenommen. 

<Damit ist die zweite Lesung beenldet. 

,Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird keiner erihob en. 

Zum Wort ist niemand m ehr gemeldet. Die ICh bitte j ene D amen und Herren, die dem 
De'batte ist ,geschlossen. Wüns Cht einer der vorliegenden Gesetz entwurf auch in dritter 
Herren Berichterstatter ein Schlußwort? - Das Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
ist nicht der ;Fall. den Sitzen zu erihe!ben. - Danke. Der GesetlZ-

Wir gelangen nunmehr lZur A h s t i m- entwurf ist somit auch in dritter Lesung e i  n­
m u n g, .die ich über j eden der heiden Gesetz- s t i m m i  'g a n  'g e n o  m m e  n. 
entwürfe getrennt vornehme. 

Wir gelangen 'zuerst ,zur AJbstimmung über 
d en Entwurf, mit dem das Heeresgeiblillhren­
gesetz ,geändert wird, in 1.191 der Beilagen. 

Da AJbänderungsanträ>ge vorlie·gen, lasse ich 
getrennt abstimmen. 

Zu Artike'l I :bis einschließlich Z. 6 liegt kein 
Abänderung,santrag vor. 

Wir gelangen nunmehr ,zur Abstimmung 
über den Ent'Wurf, mit dem das Bundesgesetz 
über Ansprüche aus der Albleistung freiwilli­
ger WaffenÜlbungen geändert ,wird, samt Titel 
und Eingang in 1 1 98 dier Beila'gen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die ihiezu 
ihre Zustimmung ge:ben, sich von den Sitzen 
zu er1heben. - DaIllke. Einstimmig angenom­
men. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die Ihiezu Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
ihre Zustimmung gelben, sich von den Sitzen Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
zu erheb en. - Danlke. Einstimmig angenom- wand. 
men. 

Zu Artilkel I Z. 1 lit. a liegt ein gemei.nsamer 
Abänderung·santrag der Abgeordneten Zeil­
linger, Mondl, [)r. Pr ader und Genossen vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung die-

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
L esung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist somit auch in dritter Lesung e i n­
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 
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12. Punkt: Berimt des Ausschusses für Land­
und Forstwirtsmaft über die Regierungsvor­
lage (1 1 3 1  der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Agrarbehördengesetz 1 950 geändert 
wird (Agrarbehördengesetznovelle 1974) 

(1234 der Beilagen) 

PI'Iäsident Probst: Wir gelangen zum 
12. ,Punkt der Ta'gesordnung: Agrarbelhö:pden­
gesetznovelle 1974. 

Berichterstatter ist der Herr AJbgeordnete 
Madertlhaner. Ich bitte iJhn zu berichten. 

!Berichterstatter Maderthaner: Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Mit Erkenntnis vom 
1 9. Mär.z 1974 hat der Vel1fas'sungsgericht5Jhof 
einige Bestimmungen des Agr,ar:belhördenge­
setzes 1 950, BGBl. Nr. 1 / 195 1 ,  insIbesondere 
betreffend die ZusammenseVzung der Landes­
agrarsenate und die Bestellung �hrer Mitglie­
der sowie die Zusammensetzung des Obersten 
Agrarsenates als venfa:ssungswidrig aufgelho­
ben. Der gegenstän!dliche Gesetzentwurf will 
der Rechtsauf1fassung des, Vel1fassungsgerichts­
hofes Rechnung tragen. Weiters entspricht er 
dem im Forderungspro.gramm der iBundeslän­
der entlhaltenen Verlangen nach Besehränlkung 
der Zuständigkeit des Obersten Agrarsenates. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die g,egenständliche Regierungsvor.lage in 
seiner Sitzung 'am 4. Juli 1974 in Verhandlung 
genommen. An der Debatte beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Pfeifer, DiplAng. Hanreich, Dipl. ... lng. Doktor 
Leitner, Dk:fm. Gorton, Dipl. -,Ing. Tsehida, Dipl .­
Ing. Dr. Zittmayr und der Ausschußobmann 
Abgeordne·ter Minkowitseh sowie Bundesmini­
ster für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. 
Dr. Weilhs. 

Bei der A'bstimmung wurde der Gesettzent­
wurf mit der dem Ausschußbericht beigedru<k­
ten A!bänderung mit Melhrheit angrenommen. 

Ein Abänderungsantrag des Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Hanreich !fand nicht die Mehrheit 
des Ausschusses. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
stellt somit den A n  t r a 'g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Ges,etzentwurf ( 1 131  der Beilagen) mit 
der dem Ausschußbericht angesehlos'senen A!b­
änderung die vel1fassung'smäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte in einem aib­
zufiilhren. 

Präsident Probst: Besteht ein Eiruwand, Ge­
neral- und Spezialdebatte unter einem aJbzu­
führen? - Kein EiDlwand. 

Wir ·gehen in die Debatte ein. 

Als erster gelangt zum Wort der Herr Ab­
geordnete Dipl.-Ing. D r. Leitner. 

Abgeordneter Dipl.�Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident ! Meine Damen 
und Herren I Wir behandeln j etJzt das Agrar­
behördengesetz. Ich möchte einleitend sagen, 
daß die Osterreichische Vo1Jk:spartei dieser 
Regierungsvorlage und diesem Gesetz, wie es 
im Ausschußlbericht vorliegt, ilhre Zustimmung 
gibt. 

Wir 'hören zwar, daß Ihier ein Abänderungs­
antrag einge'bracht werden soll. Diesen Ab­
änderungsantrag 'können wir nicht ·zur Kennt­
nis nehmen. 

Die Vorlage hat die Zusammensetzung der 
Agrarsenate a'ls echte Trilbunale zum Ziel, und 
es entspricht 'so die Vor,la'ge der Europäischen 
Menschenrechtslkonvention. Es wurde j a  vom 
Verfassungsgerichtsihof gefordert, und er ihat 
auch einzelne Bestitnmungen des Agral1behör­
dengesetzes aufigehohen, daß eine säuberliche 
Trennung zrwischen Ver,waltung UIl!d Entschei­
dungsorgan Tribunal enfolgen muß. Den Vor­
sitz im Landesagrarsenat hat al'so nicht mehr 
der Landeshauptmann und im Obersten Agrar­
senat nicht mehr der BundeSlIIlinister für Land­
und Forstwirtschaft. Diese geänderte Zusam­
mensetzung ist notwendig geworden, weil der 
Vel1fassungsgerichtsihOif festgestellt Ihat, daß 
Agrarsenate auch ülber ziviIrechtliche An­
sprüche zu entscheiden haben. 

Die Mitglieder dieser Agrarsenate - drei 
davon sind Richter - sind weisuThgsrungebun­
den, so wie auch Gerichte weisungsungebun­
den sind. Sie sind uIl!albhängi'g. Sie können 
nicht ablberufen werden. Sie werden auf die 
Dauer von rfiünlf Jahr,en Ibestellt. Die TriJbunale 
haben auch - so steiht es in der Regierungs­
vorlage und im Ausschußiberieht - letzt­
instan'Zliche EThtscheLdungen zu treffen. Das 
gilt für dire Landesagrarsenate genauso wie tiür 
den Obersten Agrarsenat. 

Die VoI!lage und der Ausschußlbericht finden 
die Zustimmung der Osterreichischen Volks­
partei auch de sihalb , weil die Neufassung des 
§ 1 - er regelt den InstailizeDlzug - den Wün­
schen der Bundesländer entspricht. Es wird 
hier geregelt, in welchen Flällen eine Berufung 
an den Obersten Agrarsenat zulässig ist. 

Mit dieser Neufassung konnte einem For­
derungsprogramm der Bundesländer entspro­
chen werden. Ich möchte aufmerksam machen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß 
diesem Sundesländerforderungsprogramm ein­
stimmige Bescfl!Lüsse aller Landesregierungen 
Z'ugrunde liegen. 

Die Bedeutung der Agrarbehörden ist in­
folge ilhrer Aufga!benstellung sehr groß. Sehr 
groß für den einzelnen Grundbesitzer infoLge 
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der Wahrung seines iEig,entumsrechtes , selhr 
groß aber auch für die AllgemeiIlJheit. Wir 
reden heute soviel von Agrarstrukturpolitik. 
Wir wissen, daß die Agrarstrukturpolitik ent­
scheidend dazu 'beitragen kann, die bäuer­
lichen Betriebe in iJhrer 'Existeruzgrundlage ilU 
sichern , ihre moderne Bewirtschaftung zu er­
mögl ichen und damit auch dem Beitrag der 
Landwirtschaft 'zu einer konstruktiven Um­
weltpoliti'k gerecht wird . 

Aufgabe d er Agrarbelhörden ist einmal die 
Flurbereinigung land- und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke, das� was 'wir Grundzusammen­
le,gung nennen. Sicher ist eine solche Grund­
zusammenlegung ein beachtlicher Eingriff in 
das Eigentum des ein1zelnen, weill alle Grund­
stücke des Zusammenlegungs1geb ietes in einen 
gemeinsamen Topf . kommen und dann neu 
aufgeteilt und verteiU werden. 

Sicher 'sind diese Verfahren scbJwere Ein­
griffe rur den einzelnen und 'für die G emein­
schaft. Aber die Vel1fahren sind genau gere­
gelt, und sie haben sich bewährt. Mag sein, 
daß es da und dort Unstimmigkeiten und 
Schwierigkeiten gt'bt, das ist auch richtig . Bei 
ejnem solchen schweren EiIli9riff ist das schwer 
zu vermeiden. 

Diese Verfahren Ibringen UnsicheI1heit für 
die Betroffenen, und sie legen den Agrarbe­
hörden und den Operationsleitern eine sehr 
große Verantwortung auf. Man ist einhellig 
der Auffassung, daß 'gerade die Agrarbe'hö r­
den die notwendi:ge Ortskenntnis besitzen 
müs'sen und daß ,zur W·ahrung der Recht,s.­
sicherheit des einzelnen ein entsprechender 
Sa chverstand erforderlich ist. 

Ich glaube , Sie können uns und der Oster­
reichischen Volkspartei keinen Vorwurf 
machen , daß wir das Ei'gentum nicht lhochJhal­
ten und daß wir die Rechtssicherheit nicht 
wahren wollen. Wir sind auch für den Ibest­
möglichen Schutz; des Eigentums unter Be­
rücksichtigung der gemeinsamen Intere,ssen . 

Die AuJ,gaJbe der AgraI1b,eih:örden ist es aber 
auch, in den oft sehr komplizierten Fragen 
der A.grargemeinschaften und des Bestandes 
von Wa·ld- und WeidenutzuIlJgsrechten zu ent­
scheiden, in den Fragen der Ablöse, der Regu­
lierung und der Modernisierung dieser alten 
Rechte. 

Diese neuen Agrargemeinschaften sind ge­
rade {.ür die Bergg,ebiete in unserem Lande eine 
sehr große Aufgabe und haben dort die aller­
größte Bedeutung. Wir reden soviel von der 
Sicherung der Ber,g,ge:biete, von der Moderni­
sleruDg der dorUgen Landwirt'schaft. Dies es 
vorliegende Gesetz sollte eine Mög;lichlkeit 
hiezu bieten. 

Wir sagen ja zum Gesetz, aber wir sa'gen 
nein zum A:bände rung's antrag, der j a  noch 
kommen sOoll. 

Zur Rechtssicherheit ein volles Ja. Alber zur 
RechtssicheI1heit ge'hört auch, daß Agrarregu­
lierungsverfahren rechtzeitig ahgesch:los'sen 
werden können, daß ihr AJbsChluß nicht mut­
willig verzögert ,werden ikann, dauern doch 
solche Regulierungsverfahren j-aJhrelang. Ja ich 
kenne 'solche, die j ahrzehntelang dauern. Ich 
glaube , da-s gibt auch eine Un�siche:riheit, eine 
Rechtsunsicherheit rur die in dieses Verfahren 
Einbezogenen. Daher war es der !berechtigte 
Wunsch der Länder , den Instan,zenzug zu ver­
kürzen. 

Und nun kommt - so 'hören wir über­
raschend - ein Albänderungsantrag der sozia­
listi'schen und der freiheitlichen Abgeordneten 
ins Haus : Für die \Erkenntnisse der A:grar­
senate, sowdhl des Obersten Agrarsenates als 
auch der Landesagrarsenate, sollen Berufun­
gen an den Verwaltung,sgerichtslhof ermöglicht 
werden. Tm Ausschuß lag ein anderer Antrag 
der freiheitlichen A:bgeordneten vor. Von der 
jetzt ·geforderten Änderung war nicht die Rede. 
(Abg. Dipl.-Ing. H a  n r e i e  h: Vollkommen 
gleich!) Im Auslschuß war nicht davon die 
Rede, Herr Ko'llege Hanreich. Ich kann Ihnen 
ja, wenn Sie iwollen, den Antrag, den Sie im 
Ausschuß gestellt haben, vOIllesen. Ich habe 
ihn hier. (Abg. Dipl.-Ing. H a n  r e i e  h: Alle 
drei Anträge habe ich im Ausschuß gestellt!) 

Im Ausschuß ist die Änderung der Zusam­
mensetzung der Agrarsenate beantragt wor­
den : der Richter als Vorsitzender, nur ein 
landwirtschaftlicher oder forstwirtschaftlicher 
Sachverständi'ger, das gleiche gilt für den Bun­
des-, den Obersten AgraI1senat. Dann ihat man 
dem landwirtschaftlichen SachverständigeIlJ das 
Stimmrecht nehmen wollen. Und dann wurde 
beantragt, daß nicht nur abändernde, sondern 
alle Bescheide der Landesagrarsenate zum 
Obersten Agrarsenat gelben sollen. iOas wUI1de 
im Ausschuß abgelehnt.  Man hat gesagt, man 
wird über das Wort "abändernde Anträge" 
noch einmal sprechen. 

Jetzt soll aber ein 'wesentlicher AJbände­
rungsantrag :beschlossen werden. Ich möchte 
hier schon sa,gen: Das Recht der Abgeordneten, 
Abänderungsanträge einzubringen, ist sicher 
unbestritten. Aber die Arbeitsweise der Regie­
rungs,partei im Parlament ,wird zunehmend 
merkwürdig, nur um dieses solide Wort tlU 
gebrauchen. Gestern !haben wir nach langjäh­
rigen Ve:r1handlungen ein Bundeslverfassungs­
gesetrz beschJlossen und haben den Bundes­
ländern in gewissen Fragen mehr Kompeten­
zen gegeben . Heute !beginnen wir wieder, die 
Rechte der Bundesländer, ohne mit ihnen über­
haupt zu reden , zu schmälern. Das· ist doch, 
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Dipl.-Ing. Dr. lenner 
meine sehr geeih.rten Damen und. Herren von schließen. und dann soll man mit den Bundes­
der Regierungspartei. eine Handstreichpolitik ländern und mit den betroffenen Gruppen 
der Zentralisten. wieder neu verhandeln. Das macht man in 

Die Forderung der Agrarsenate. iJlue Er­
kenntni sse dem Verwaltung,s'gerichtshOif zu 
unterstellen. ist ja nicht neu. Sie wurde immer 
wieder gestellt, und es gab viele Verhandlun­
gen und Besprechungen. Es gab aber keine 

Zustimmung der Bundesländer zu dieser Frage, 
es gab keine eintheitliche AUJ�fassung. Die Bun­
desländer ,befürchten nämlich eine größere 
Rechtsunsicherheit. weil Verfahren zunehmend 

verschleppt werden können. 

Ich finde den Abänderungsantrag in dieser 
so ,wichtigen Frage merkwürdig. weil er den 
IIlIhalt des Gesetzes. Agranbe!hördenvertahren 
und ihren InstaIlizenzug, im wesentlichen 
ändert. Und ich finde den .A!bänderung'santrag 
so meIlkwürdig. meine sehr geeihrten Damen 
und Herren von der Regierungspartei. weil 
eine solche Bestimmung im Ministerialentwurf 
nicht enthalten war. Das ist keine Forderung, 
die zwischen vier Wochen und heute gekom­
men ist, sondern das ist ein altes iProblem. 
Wenn man ihier eine Änderung, die die Bun­
desländer selhr maßgeblich 'betrifft. 'Vornehmen 
will, dann soll �an sie auch befragen. DaiZU 
gibt es ein BegutachtungsveI1faihren. Wir wis­
sen schon, daß di e sozia'listische Regierung 
dieses Begutach:tungsverfahren selhr nachlässig 
- wenn ich -das so sa'gen darf - handhabt. 
Die Fristen sind sehr kurz. Viele Dinge wer­
den im Ministerialentwurf nicht aufgenommen. 
aber dann entweder in der Regierungsvorlage 
oder wenigstens im Haus geändert. Eine solche 
Situation halb en wir auch !heute. 

Diese Bestimmung hat auch keine Aufnahme 
in die Regierungs'Vorla,ge g,e,funden. Der Herr 
LandwirtschaftsminiSiter macht sich das ja sehr 
ein!fach. Er will mit den Bundeslänidern keine 
Schwierigkeiten h aben, und er kann dann wie­
der sagen : Ja, nicht ich halbe das 'beschlossen. 
Ich. der Minister, habe ja eine Regierungsvor­
lage ins Haus gelbracht. Sie wurde in der 
Begutachtung anerkannt. Es gibt keine Schwie­
rigkeiten. Alber wir können doch das Recht 
des Parlamentes nicht 'beschneiden; das sind 
doch die Abgeordneten. die hier tätig wurden. 

Und dann gaJb es keine Antra9lstellung im 
LandwirtschaHsausschuß. Schauen Sie sich in 
der ParlamentskorrespondeI1lZ an, was der Herr 
Abgeordnete Pfeifer ,gesagt hat. Er teilte die 
Zustimmung seiner Fraktion zur Regierung,s­
vorlage mit. Man wird die falbweise auftre­
tenden ungerechten Behandlungen ,gemeinsam 
einer 'genauen Prüfung unterziehen müssen, 
um dann aHeDJfalls weitere g,ese tzliche Schritte 
zu s etzen. Das wäre richtig. Wenn man eine 
Änderung vorneihmen will. dann s011 m an 
j etzt die Vor,lage laut Ausschußb ericht be-

anderen Fällen auch. 

Alber j etzt gibt es einen Abänderungsantrag 
der sozialistischen und der .freiheitlichen Ab­
geordneten. In diesem A!bänderungsantrag be­
zieht man sich auf die VeI1handlungen im 
Unterau8'schuß bezüglich der VoliksaDlwalt­
schaft. iDas ist auch absol1!derlich, denn dieser 
Abänderung.santrag widerspricht den Maren 
Vereinbarungen, welche nach langen und reif­
lichen Beratungen, auch mit den Vertretern 
der Bundesländer im Unterausschuß über die 
Vo}ksanwaltschaft, einstimmig gefaßt wurden. 

In diesem Ausschuß war man der Meinung, 

man soll den Obersten Agrarsenat in seiner 
bisherigen Struktur !belassen, weil seine his­
herige Praxis Garantie [Jür die Rechtsstaatlich­
keit ist. Man woHte di eses Problem dadurch 
bewältigen, daß man in einem neugefaßten 
Artikel 1 33 die Z. 4 zwar streichen wollte. 
aber den Obersten Agrarsenat ausdrücklich 
von der Zuständtgtkeit des Verrwaltungsge­
richtshofes ausnehmen iWoHte. Soweit die Ver­
haIlldlungen im Unterausschuß lfür den Om­
,budsman. 

Der Abärrderungsantrag ist eine glatte Brüs­
kierung der Bundesländer. Der BundeSikanrz..ler 
redet 2lwar von Föderalismus - gerade kürz­
lich am Arllberg -, von der 'besseren Zusam­
menarbeit zwischen Bund und Ländern, daß 
man doch 'gemeinsam zus ammenarbeiten soll 
und zu gemeinsamen Vorschläog,en, Änderun­
gen und Entwicklungen kommen soll. Seine 
Regi erung versendet 7lwar Ministerialent­
würfe, macht Regierungsanträge, und seine 
Partei verwendet dann den We,g des Albände­
rungsantrages, um diese Zusammenartbeit glatt 
zu desavouieren. Der Abänderungsantra'g ist 
eme BTÜslkierung der Verhanldllung im Unter­
ausschuß über die Vollks'aIl!waltschafit. Er wird 
dortldie Verhandlung,en sicherlich nicht er­
leichtern, weil das keine Ver,handl1ungsmetho­
den sind. wenn man etwas ausmacht und wenn 
man dann Ihier im Haus mit Abänderungs­
anträgen andere Taten setzt. Der ,Abände­
IUngsantrag bringt auch keine 'größere Rech'ts­
sicherheit, sondern ,er veI11ängert die tRechl's­
unsicb:erheit flür alle di-ej errigen, welche einem 
AgrarverfaJhren aIllges<h!lossen sind. 

Aus diesen GrÜDlden stimmt die Osterrei­
chische Volkspartei zwar dem Ausschußlbericht 
zu. Wenn dies,er j edoch in einem so wes ent­
lichen Punikt, El1weiterung des InstaIllZenzuges 
bis zum Ver:waltung,s'gerichtshof, wiHklÜrlich 
- ich möchte das unterstreichen: wiUkiür­
lichl - und ohne Verhandlungen mit den 
Bundesländern abg'eändert wird. dann werden 
wir die VOlilag,e ablehnen. (Beifall bei der 
tJVP.) 
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Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dipl.'"/Ing. Hanreich. 

Abgeordneter Dipl .-IIng. Hanreich (RPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Das voroHegende 
Gesetz, die Agrarbehördengesettznovelle 1 974, 
ist notwendig geworden, weil das bisherige 
Gesetz erfolgreich beim Velifassung,sgerichts­
hof angefochten wurde. Daos deshalb, weil die 
sehr wichtige Agrarstrukturpolitiik nicht immer 
zur vollen Zufriedenlheit der betroffenen 
Grund/besitzer verläuft. 

Es ist unbestritten von Ifreiheitlicher Seite, 
daß der AgrarstrukturpoHtiik große Bedeutung 
zukommt. Es ist für die Existenzsicherung der 
Landwirtschaft von ganz wesentlicher Bedeu­
tung, daß diese Verbesserungen in der Besitll­
struktur, in der Lage der GrundsWcke mög­
lichst optim'al durchgefrülhrt werden. 

Es kann alber auch kein Zweifel {larrü'ber 
bestehen, daß Grund und Boden gerade für 
den B auern, gerade ,für den Landwirt im er­
höhten Maß Bedeutung ha:ben, weit darüber 
hinaus, was man gemeinlhin als Städter dem 
Grund und 'Boden an Bedeutung beimißt, wo 
die Zah1 der Grundbesitzer viel geringer ist 
und wo vor alllem die direkte A,blhängiglkeit 
des eiIliZelnen von seinem Grundstück nicht 
so ist wie am Land. 

Es ist dalher ein zentrale's Anliegen der 
Bauern, daß all diese ·struktuwerlbes'sernden 
Maßnahmen so durchgeführt werden, daß sie 
d ie Existenz des einzelnen nicht beeinträchti­
gen und daß sie ihn auch nicht benachteiligen. 

Diese Benachteiligungen sind aber vorge­
kommen. Es war eine b etl1ü:bliche Praxis, die 
dazu geführt hat, daß man mit der Zusammen­
setzung diese Agrarsenate, die'ser Entschei­
dungsinstanzen nicht zufrieden war, und die 
Bauern, die dieses Gesetz angefochten !haben, 
sind beim Verfassung'sgerichtsihof e,rfolgreich 
geblie'b en. 

Nun hat iffian eine Änderung durchg,etlÜhrt. 
Die Änderung dieses Gesetzes :b edeutet �ei­
fellos" daß man sich den Forderungen des Ver­
fa-s sungsgerichtshofes weitgehend angepaßt 
hat. Wir Freiheitlichen ste1hen aber setbst 
dieser Anpassung noch mit Skepsis gegenüber. 
Dies deswegen, wei'l ,gerade im agra.rischen 
Bereich die Vertretung sehr einlheitlich ge­
staltet ist. Man kann nahe,zu von einem struk­
turellien Monopol sprechen, das sich über die 
gesamte Agrarverwaltung hinzieht und das 
den begründeten Wünschen der !Bauern oft in 
einer Geschlossenlheit gegenübersteht, die uns 
j edes zusätzliche Rechtsmittel ,sinnvoll und 
zweckmäßig erscheinen läßt. 

Wir ha'ben daher auch im Unterausschuß 
einen Antrag eingebracht. Wie ich im Proto­
koll feststellen mußte, ,ha'be ich den �eiten 
Antrag nur di&kutiert, ohne ilhn eingelbradht 

zu haben. Dieser Antrag soU - :wie schon von 
meinem Vorredner auS'gelf.uhrt wurde - die 
Senate dahingehend albändern, daß eine Mehr­
heit .der Richter gBgeben ist. Gleichzeitig haben 
wir die Zalb.l der Landesbediensteten reduziert 
und den aus unserer Sicht meist befangenen 
Vertretern der Agrarier vom Stimmr'echt aus­
geschlossen. Die Ursache war die Uberlegung, ' 
daß eine MehI'heit der Richter eine objektivere 
Beurteilung ermöglichen würde. 

Dieser Antrag, der auch zum InJhaU hatte, 
daß eine B erufung an den Obersten kgrar­
senat in j edem Falle möglich sein sollte , hat 
nicht die Mehrheit 'des Ausschusses gefunden, 
weshalb wir im Ausschuß die gesamte Vorlage 
abgelehnt halben. 

Unsere Vorhaltungen alb er, die, basierend 
auf unserem nicht eingebrachten Antrag, die 
Anrufung des VerwaltungSlgerichtsihofes zum 
Ziel hatten, haben im Ansch'luß daran zu einer 
Zustimmung der Regierungspartei gef.ülhrt und 
zu einem gemeinsamen Abänderungsantra'g, 
der durch den Kollegen P.feifer eingebracht 
werden wird. 

Daß dieser Antrag eingebracht wird, !fülhrt 
da:zu, daß wir uns mit diesler j etlZt in unserem 
Sinne weitgehend vertbesserten Novelle ein­
verstanden erklären können und ilhr daher 
die Zustimmung geben werden. Dennoch sind 
wir der Auffassung, daß trotz dieser Verbesse­
run.g ein Antmg aufrechterhalten werden soll, 
den wir mit der Zielosetzung einbringen, die 
Möglichkeit, zum Obersten Agrarsenat !Zu 
gehen, nicht weiter eiIliZuschränken. 

Diesen AJbänderuIlig'santrag der Abgeord­
neten DiplAng. Hanreich, MeißI und G enossen 
zur Regierungsvorlage !betreffend ein Bundes­
ges etz, mit dem das AgraDbehördengesetz 1 950 
geändert wird, möchte ich hiemit einJbringen 
und verlesen: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Hanreich, MeißI 
und Genossen zur Re'gierungsvorlage be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
kgraflbehördengesetz 1 950 geändert wird 
(Agrarbe\hördengesetznovelle 1 974) , 1 1 3 1  der 
Beilagen, in der Fassung des Ausschuß'be­
richtes, 1 234 der Beilagen. 

Der Nationalrat ,woUe beschließen: 

Die RegierungSIVorlage 'betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Agraribelhördengesetz 
1950 geändert wird (Agranbe!hördengesetz­
novelle 1 974) , 1 1 31 der IBeilagen, in der 
Fassung des Ausschußiberichtes, 1234 der 
,Beilagen, rwird geändert wie fo1'gt: 

Im Artikel I Ziffer 4 hat 1m § 7 kbs. 2 
zweite ZeiLe das Wort "abänldernde" �u ent­
faHen. 
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Dlpl.-Ing. Hanreldl 

Daß diese unsere Forderung eine ,gewisse 
Berechtigung hat, ergi1bt sich daraus, daß von 
den Berufungen gegen 108 Erkenntnisse der 
Landesagrars,enate im Jahre W74 etwa die 
Hälfte dieser Erkenntnisse bestäUgende Er­
kenntnisse waren, bei denen nunmehr eine 
Anrufung ausgeschlos'sen sein soll. Das bedeu­
tet, daß d,er Instanzenzug nun !bereits auf der 
Ebene des Landes endet und damit etwa die 
Hälfte dies,er 108 Erkenntnisse, die ÜlberpfTÜft 
wurden, nunmehr auf landesebene enden wer­
d en, allerdings iIlifolge des gemeinsamen Atb­
änderungsantmges mit der MöglichJkeit, bei 
Verfahrensmängeln den Verwaltungsgerichts­
hof aIliZurufen. 

Wir glauben daher, daß die voraus'sichtliche 
Ablehnung dieses Antrage·s, den wir hiemit 
einibringen, nicht mehr soviel Gewicht hat wie 
im Ausschuß. Wir erteilen daher der hier vor­
liegenden Regelun9 unsere Zustimmung und 
geben unserer Zufriedenheit Ausdruck, daß 
die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes 
sichergesteUt ist. 

In den Erläuterungen steht nämlich : 

"Alle Agrarsenate sind nach dem Muster 
des Art. 1 33 Z. 4 B-IVG eingerichtete KoHegial­
behörden, gegen deren tB escheide die Be­
schwerde an den VerwaltungsgerichtshOif nicht 
ausdI1Ücklich als tz:uläss.i,g eI1klärt worden, so­
hin aus·geschlossen ist." 

Das bedeutet im Umkehrschluß : Wenn die 
Anrufung des VerwaHungsg,erichtslllOlfes als 
zusätzliche Möglicbkeit ausdrürnlich geschaf­
fen wird und eine solche Regelung möglich rund 
denkbar ist, steihen sdhin aus j uristischen Ge­
sichtspunkten diesem g,emeinsamen Antrag 
keinerlei Bedenken entgegen. Durch diesen 
gemeinsamen Antrag, den der Kollege Pfe'ifer 
dann einbringen wird, sind wir auch in der 
Lage, diesem Gesetz unsere Zustimmung zu 
erteilen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der Abänderungsantrag 
der AJbgeordneten Dipl. -,Ing. Hanreich, Meiß'1 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht somit auch in Ver\hallidlung. 

Zum Wort g'emeldet Ihat sich der Herr Ab­
geordnete Pfeiifer. Er fhat das Wort. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO) : Herr Präsident l 
Hohes Haus l Die Agrar:behördengesetznove'lle 
1 974 ist, wie das ja auch schon mein Vorred­
ner betont hat, auf Grund einer Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes notwendig ge­

worden. >Der Verfassungsgerichtshof hat einige 
Bestimmungen des Agrarbehördengesetzes 
1950 aufgehoben und außerdem eine Verlet­

zung der Menschenrechtskonvention darin fest­
gestellt, daß den Agrarsenaten ein Regierungs­
mitglied a1's Vorsitzender angehört, die Mit­
glieder der Agrarsenate nicht unalbsetzbar 

sind und die Mitglieder der Landesagrarsenate 
vom Bundesministerium für Justiz bezieih.ungs­
weise vom Landeslhauptmann als Organ der 
mitteFbaren Bundesvenwaltung Ibestellt wer­
den. 

Die in der vorliegenden Novene enthaltenen 
neuen Bestimmungen kommen der Rechts an­
sicht des VeI1fassungsgerichtshofes dadurch 
nach, daß ein rechtskundiger Bea-mter zum 
Vorsitzenden der Agrarsenate bestellt wird, 
alle Mitglieder der kgrarsenate für eine Amts­
dauer von ,�üIllf Jahren bestellt werden, wobei 
die Beendigung des Amtes nur aus bestimm­
ten Gründen zulässig ist und die Mitglieder 
von der Landesregierung bestellt werden. Der 
Instanzenzug an den Obersten lAgrarsenat ist 
neu geregelt, seine Zulässigkeit ist taxativ 
auf.gezählt. 

Hohes Haus ! Das Agrarbehördengesetz ist 
j enes Gesetz, das mit den so notwendigen 
Grundstückzusammenlegungen, also Kommas­
sierungen, eng 'zusammeIllhängt. Als Bauer, 
dessen Betrieb erst in jüngster Zeit zusammen­
gelegt wurde, kenne ich die Problemahk die­
ser dring,end notwendigen betriebSfWirtschaft­
lichen Maßnaihme sehr 'genau. 

Als niederösterreichischer AJbgeordneter und 
Bauer weiß ich, daß es auch in unserem Bun­
desland viele Kommassierungen gi'bt und ge­
geben hat, die Ifür alle Beteiligten bestens 
durchigeführt wurden. Jeder, der die Schwie­
rigkeiten der Grundstück!zusammen1egungen 
aus der Praxis her kennt, ,weiß auch, daß an 
die Beamten, vom Operations leiter Ibis zum 
HiUsorgan, hohe Anforderungen gestellt ,wer­
den. Es ist daher verständlich, daß dieser Be­
ruf für viele nicht besonders attraktiv ist und 
es immer schJwieriger wird, für diese verant­
wortungsvolle Arfbeit entsprechend ;fachlich 
qualifizierte Beamte zu finlden. 

Es ist ,bedauerlich, daß es in der Vergangen­
heit bei Kommassierungen leider auch einzelne 
Fälle schwerster Benachteiligungen gegeben 
hat. Diese Benachteiligungen von 'seihr oft 
kleineren Grundbesitzern ist nur daraus er­
klärbar, daß ein kleiner Kreis von Dorfipaschas 
und Bauernlbundgünstlingen sich zu Lasten 
von so manchen kleineren Grundbesitzern 
echte Vorteile verschafft haben. (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei deI OVP.) 'Dies ist 
für uns ISozialisten Grund genu.g, durch einen 
Antrag zur Regierung'svorlage den Instanzen­
zug bis zum Verwaltung'sgerichtslhOlf zu er­
mögHchen. (Abg. Dr. L a  n n e  I: Das is t eine 
Beleidigung des Agrarsenates, was Sie gesagt 
haben!) 

Ich bringe daher, Hohes Haus, einen ge­
meinsamen Abänderungsantrag .zur Regie­
rungsvorlage ein, der dem Herrn Präsidenten 
vorliegt. 
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Pfeifer 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g 

der Abgeordneten Bfeilfer, Hanreich und G e­
nossen zur RegieruIljgslVorlage (1 131  der Bei­
lagen) , Bundesgesetz, mit dem das Agrar­
'belh�Iidengesetz 1 950 ,geändert wird (Agrar­
be'hördengesetznovelle 1974) . 

Der Nationalrat woUe 'beschließen: 

Die Regierung,svorola,ge {1 1 3 1  d'er Beilagen) 
in der FassuIlJg des Aus'Schlllßberimtes (1234  
d e r  Beilagen) wird g,eändert wie fdlgt : 

Die Z. 5 !des Artikels I hat zu lauten: 

, ,5. Dem § 8 ist folgender Sattz anzufügen : 
,Die Anrufung des, Ver.waltungsgerichtSlhofes 
ist zulässi'g.' 

Die Ibislherige Ziffer 5 wird zur Ziffer 6."  

Ich daDf {fies,en Antrag damit begl'lÜnden, daß 
sowohl der VerfassungsgerichtslhO'f als auch 
der VerwaltungsgerichtSlhof in ihren Tätig­
keitSiberichten immer wieder die Unterstellung 
der Entsche1dung der Agrarsenate unter die 
RechtskontfoHe des Verwal tungsgerichtslhofes 
ver,langt Ihaben. In dem zuletzt z itierten Tätig­
keitsberichit des Verwaltungs gerichtshofes 
heißt es : 

Der Verwaltungsgerich.tSlho:f muß auf der 
Grundlage der von: vhm im Bereich des Grund­
veI1k.elhrswesens reichlich ,gewonnenen Erfaih­
rungen 'feststeUen, daß die 'Er,füllung der im 
Artikel 133/4 Bundes-Nerrfassungsgesettz gefor­
derten Voraussetzungen nicht geoogt, um eine 
weitere Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der 
Entscheidungen dieser Kollegialbehörden 
überflüssig erscheinen zu lassen. ;Da es /Zu 
den rechtspoliUschen Grundsätzen des Gesetz­
gebers in der 'lauf.en'den Legislaturperiode ge­
hört, die Rechts'kontrolle des Verwaltungs­
gerichtshOfes möglichst lückenlos zu gestalten, 
ist im Sinne eines eiooeitlichen Vorigehens 
des Gesetzgebers auch hinsichJtlich der im 
Agrarbehördenges etz vorgesehenen Agrar's,e­
nate ein Rechtscmg an den Verwa'ltung,sge­
richts!hof vor-z-uselhen. 

Hohes Haus ! Ich halbe diesen Antra,g ver­
lesen und begI1Ündet, und ich :bitte den Herrn 
Präsidenten des Hauses, diesen Antra'g in die 
Ve:r1handlungen eiDIZubezielhen. 

Meine Damen und Herren dieses Hauses!  
Es 'Sind uns eben Vorfälle von echtem Unrecht 
aus den Bunde'släTIdern :bekannt, aus der 
Steiermark und aus NiederÖ"sterreich, wo 
Bauern als ,letzte Hilfe ,zum Veflfassungsge­
richtsiho1 gegangen sind und unglaubliche Fälle 
des Unrechts aufgezeigt und recht behaUen 
haben. WeH man in einigen FäHen g,rO'b e Ver­
stöße gegen die Menschenrechts.k.onvention 
vom Verfassungsgerichtshof festgestellt hat, 
deswegen wollen wir, daß -die Einscha'ltung 
des Verwaltungsgerichtsthofes möglich ist. Frür 

uns sind die Fälle von Obrit'7Jberg in Nieder­
österreich und IStainach in der SteieJ'IIDaI1k nicht 
nur Mahnung, s-oooern auch Grund zur Akti­
vität ! 

Wir Sozialisten sind seit Bestehen unserer 
Partei immer offen gegen da's Unrecht aufge­
treten, wir waren immer auf der Seite des 
Schwächeren. 

So halten wir e's auch in den FäHen der 
benachteiligten Bauern, weil wir nicht haben 
wollen, daß sich., wie ein Journalist einmal 
sch:ri�b, das A:grarlbelhördensystem als Staat 
im Staate etabliert. (Beifall bei der SPO.) Weil 
wir nicht haben wollen, daß es da und dort 
zu einem Dunstkreis der Eigenjustiz kommt, 
deswe'gen rufen wir tm Ernstfall nach obj ek­
tiven Richtern und schaffen mit unserem An­
trag dazu die Möglichkeit. 

Hohes Haus!  Ich. möchte hier ;feststellen . . .  
(Rufe bei der OVP: Antworten Sie doch!) -
Ja, meine Damen und Herren der rechten SeHe 
des Haus es, was regen Sie sich denn so auf? 
Lesen Si'e doch einmal nach über das Recht 
der Grundstückzusammenlegungen in einem 
Buch, herausgegeben vom Institut f.ür ange­
wandte Sozial- und Wirtschafts�orschung, er­

,schienen im Jupiter-Vefllag 1913 ;zur Pr()lble­
maHk des Rech:tsschutJzes. 

Ich zitiere hier wörtlich, auf Seite 31 ist 
es zu l esen : "Bei einer Grundstü�usammen­
legung werden die Ei'gentumsveI1häItnisse des 
Zusammenlegungsgebietes, also ,ganzer Ge­
meinden, neu gestaltet. ,Es wäre daher nahe­
liegend und geboten, diese Veränderungen 
unter einen besonderen, verstäI1kten Rechts­
schutz :zu stellen. (Ruf bei der OVP: Warum 
hat Ihre Regierung das nicht  in die Regierungs­
vorlage aufgenommen?) Ta:tsächlich bringt 
aber Artikel 5 Staatsgrundgesetz über 
die Unverletzlicblkeit des Eigentums nur in 
jep.en Fällen AJbhil'fe, in denen eine Verwal­
tungsibehörde ohne gesetzliche Deckung oder 
mit Berufung auf ein verfassung,swidriges Ge­
setz in private Vermögensrechte eingegriffen 
hat." 

. 

Hier wird also dezidiert verlangt, unter den 
aufgezeigten Umständen ist es nicht verwun-· 
derlich, daß der VerfassungsgerichtshO'f und 
der Verwaltungslgerichtshof wiederlholt in. 
ihren jährlichen Tätiglkeitsberichten verlangt. 
haben, die Rech:tspr,edlUIlJg der Agrarsenate 
der Rechtskontrolle des VerwaltuD!gsgerichts,­
hofes zu untersteHen. 

Herr Ur. Leitner l  Ich verstelhe schon, daß 
Sie sich ,seIhr stark aufregen. Denn Sie sind 
Tiroler Abgeordneter ; Sie sind zwar kein.. 
Bauer, aber Sie halten nichts davon, w,enn 
zum Beispiel auch im Tiroler Raumordnungs­
gesetz - ich zitiere Ihnen \hier das Landes-
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Pfeifer 

gese�blatt 10/1972, § 42 Abs. 4 -, wo es 
wörtlidl heißt:  ,,Die Mitglieder der Umlegungs­
oberbelhörde sind bei Ausübung Ihres Amtes 
an keine Weisungen gebunden, iJhre Bescheide 
unterliegen nidlt der Auflhe:bung oder .A:bän­
derung im Verwailtung:s,weg, die Anrufung des 
Verwaltung,sgerichtshofes wird als zulässig er­
klärt." - Ja ich frage ISie, meine Damen und 
Herren : Halben Sie etwas dagegen, daß in 
einem Ernstfall, in einem echten Streibfall sich 
ein kleinerer Grundbesitzer sein Recht beim 
VerwaUungsgerichtshOlf sucht? Ist das etwas 
Schlechtes? 

Warum 'bekämpfen Sie denn diese Dinge 
so arg? Ich kann Ihnen das gan.z genau sagen, 
weil es .ganrz einfach leider - und das ist ja 
auch der Grund, daß wir heute darüber debat­
tieren - vereinzelt Fälle 'gegeben hat, die 
an die Offentlichkeit gekommen sind, weil es 
Gott sei Dank auch 'kleine mutige Bauern 
gegeben hat, die sich nicht treten halben lassen 
von einem TeiJl der anderen (Zustimmung bei 
der SPO), weil sie den Mut gehabt haben, ein­
ma·l anzutreten und zum Verfassungsogerichts­
hof zu geihen, und weil sie recht behalten 
haben. 

·Wir gl"auben, daß es nicht schlecht ist, wenn 
man zusätzlich auch noch den Weg zum Ver­
waltungsgerichtslhof ebnet. Das tun wir mit 
dem ·gemeinsamen Abänderungsantrag Bfeiter, 
Hanreich, dem wir (lusUmmen. Wir stimmen 
auch der Regierungsvorlage zu. 

Dem Antrag Hanreich, Meiß'1 können wir 
nicht die Zustimmung gehen. Danke schön. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Probst : lDer Albänd'erungsantrag 
der Abgeordneten Pfeifer, Hanreich und Ge­
nossen ist genügend unterstützt und steht in 
VeI1hand'lung. 

Zum Wort 'gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Brandst,ätter. 

Abgeordneter Brandstätter ,(OVP) : Herr 
Präsi.dent! Seihr geehrte Damen und Herren! 
Ich halbe nicht die Albsicht, die Verhandlungen 
zu verzögern. Ich !hätte mich auch nicht gemel­
det. Ich habe mich e rst im letzten Moment 
gemeldet, weil die Behauptung,en, die der Herr 
Abgeordnete Pfeifer Ihier aufgestellt hat, ein­
fach nicht uIllWidersprochen bleiben dJür.fen. 

Wenn ihier Worte fallen, wie wir sie wohl 
vom niederösterreichischen Wahlkampf her 
gewOihnt sind, so möchte ich doch sag.en, daß 
sie hier 'aUlf diesen Platz 'Wirklich nicht her­
gehören. Das möchte ich doch ·selh.r deutlidl 
sagen. (Zustimmung bei der OVP.) 

ich I1hnen sagen, meine sehr geelhrten Damen 
und Herren von der 'liruken Seite : Das ist nidlt 
der Ton, der da�u. Ibeiträgt, hier lim Hdh'en 
Hause entsprechende AIibeit leisten 'Z'U kön­
nen! (Widerspruch bei der SPtJ.) 

Herr Abgeordneter Pfeifer! Sie haben den 
Herrn Abgeordneten Dr. Leitner angesprochen 
und gesa.gt, daß er kein Bauer 'sei. Sie haben 
das so dargestellt, als ob er Ikein Recht hätte, 
zu diesen Problemen Stellung zu neihmen. Da 
muß ich Ilhnen sagen, Herr .Nbgeor'dneter Pfei­
fer : Sie sind Bauer, Sie halben selber hier' 

gesagt, das Sie von den GrundsbüCk.zusammen­
legungen betroffen wurden. Ich fordere Sie 
auf, 'kommen Sie her und sagen Sie, wie Sie 
bei den Grundzusammenlegungen ahgeschnit­
ten ha'ben ! (Beifall bei der tJVP.) Das wird 
vielleicht auch den einen oder den anderen 
interessieren. 

Ansonsten möchte ich Ihnen nur sag'en, daß 
bei den GruIlldizusammenlegungen einlfach der 
Notwendigkeit Folge geleistet wird, daß, wenn 
man moderne Wirtschaften aufbauen will, 
dann die Felder auch eine entsprechende 
Größe haben müssen. Daß es nie gelingen 
wird, alle Betroffenen 'Zwriedenzustellen, ich 
glaube, das wissen Sie genausogut wie wir. 
(Ruf bei der tJVP: Der Pleifer ist zulrieden!) 

Ich frage Sie eines : Weldle Straßenlb auten 
wären zum Beispiel möglich, wenn man warten 
wollte, bis alle Betroffenen mit der Trassen­
legung einverstanden sind, und wenn man 
warten wollte, bis j eder sagt : Ja, das i.st eine 
Trasse, mit der ich zufrieden ,bin; so möchte 
idl es habenl - Das ist einfach nicht möglich. 
Es wird bei allen die·sen Maßnahmen eiben 
Leute gelben, die mehr VorteBe haben, und 
andere, die weniger Vorteile !halben. 

-Das ist aber noch ilange kein Grund, daß Sie 
aus der Tatsache heraus, daß Sie 'bei den 
Bauern nicht anlkommen und auch in Zukunft 
nidlt ankommen werden, hier s{)lche Worte 
aussprechen. (Bei/all bei der tJVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist gesch'lossen. 

Wünscht der Herr Berichtepstatter ein 
Schlußwort? - Kein Sch)lußlwort. 

Wir ,gelangen nunme:hr zur A lb s· t i m­
m u n og. 

Da Abänderungsanträge vorliegen, lass e ich 
getrennt abstimmen. 

Zu Artilkel I bis einschließlich Z. 4 § 7 Albs.  1 
liegt kein kbräruderungsantrag vor. 

Wenn Ihier von einem ikleinen Kreis von Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
DOI1fpaschas IgeSiProchen 'Wird, von Bauern- TeH des GesetzentwuI'fes iihre Zustimmung 
bundgiinstlingen, von einem Dunstkreis der geben, sich von den Sitzen zu eI1heben. -
Eigenjusti(l und alilen j enen Dingen, dann muß Danke. Einstimmig angenommen. 
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Präsident Probst 
Zum Einleitungssatz des § 7 Albs.  2 in Z. 4 

des Artikels I liegt ein Albänderungs'antrag der 
Abgeordneten [)ipl.-[ng. Hanreich und Genos­
sen vor, ,wonach das Wort "abändernde" zu 
entfallen Ihat.  

1 .  Zweite Lesung der Regierungsvorlage 
(93 1 der BeHa'gen) : Bundesg,esetz über die 
Preisbild'Ung von gleicherweise iIIIl Inland wie 
im Ausland vel1�al1lften Waren (PreiSlbiIdungs­
ges'etz 1 973) 

Ich kann nur positiv aJbstimmen lassen. Ich Z. Zweite Lesung der Regierungsvorlage 
lasse daher über da,s Wort "abändernde" im (1 1 23 der BeHa'g'en) :  Hundes,gesetz, mit dem 
ArUkel I Z. 4 § 7 AJbs. 2, Ein'leitungssatr.z , aIb- das Prei'sre'ge1ungs'gesetz 1957 geändert wird 
stimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Minderiheit. 
_. Pardon: ich veflbessere:  Angenommen . Da­
mit ist der Streichungsantrag getfallen. 

Wir kommen nun zur AJbstimmung Ülber die 
restlichen Teile des Artikels I Z. 4. 

Ich bitte jene 'Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung ,gehen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danlke. Angenommen. 

3. Zweite Lesung der Regierung'SlVorla'ge 
( 1 124 der BeHagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Prei:sibestLmmu'Illg,s'gesetz 1972 geändert 
wird 

4. Bericht des Justixaussdmsses über die 
Regierung,svorlage (850 der Beilagen) : Bun­
desgesetz ilb er die A:npassung von Bundes� 
gesetzen an das Strafges,et�buch (Strafrechts­
anpassungs,gesetz) ( 1 236 der Beilagen) 

5. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines Bundesgeset:zes, mit 
dem das Nationalbanlkgesetz 1955 geändert Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abogeord- wird ( 1 237 der iBei/lagen) 

neten Pfeifer, Dipl..Jng. Hanreich und Genos-
sen auf Eintiügung einer neuen Z. 5 im Artikel I 
vor . 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Zusabzantrag zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erlheben. - Danke. lDa's ist die Melhrlheit. 
Angenommen. 

<Damit eI1hält die 'bishefi.g,e Z. 5 im Artikel I 
die Bezeichnung 6. 

6. Bericht und Antrag des JusHzausschusses 
über den Entwurf eines 'Bundesgesetzes, mit 
dem das Mühlenge'setz 1 965 ,ge'ändert wird 
(Mühlengeset'Z-Novelle 1 974) ( 1238 der Bei­
lagen) 

7. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwud eines BUn!desgesetr.zes, mit 
dem das Berufsausbildungsgesetz 'geändert 
wird (iBerufsausbi1dungsgesetz4Novelle 1 974) 
(1 239 der BeHagen) 

Wir kommen nunmehr zur Alb stimmung über 8. Bericht und Antrag des Justizaus,schusses 
die restlichen Teile des Gesetzentwurfes sowie über den EntwuIlf eines Bundesgesetzes, mit 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus- dem das allgemeine bürg,ero}iche Gesetz;buch 
sch!ußberichtes ( 1234 der Beilalgen) . geändert wird (1 240 der Beillagen) 

Ich tbitte j ene Damen und Herren, die ihiezu 
ihre Zustimmung ge,ben, 'Sich von den Sitzen 
zu erheben.  - [)anke.  Angenommen. 

tDamit ist dte zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantraogt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dag.egen 
ein Einwand erhOben? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden GesetzentwuI1f auch in dritter 
Lesung iihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erhelben. - Di.es ist die Mehr­
heit. 

Der Gesetzentwurlf ist 'somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

Die Tage,sordnung ist erschöpft. 

Die n ä c ih s t e Sitzung des Nationaolrates 
berufe ich rur Donnerstag, 1 1 . Juli, um 15 Uhr 
20 Minuten mit folgender Tagesordruung ein 
- ich ha:be eine längere Taogesordnung zu ver­
lesen - �  

9 .  Bericht und Antrag d e s  Justiezaussrnusses 
über den EntwuDf eines iBundesgesetlZes , mit 
dem die Recht,sanwaltsordnung und das Dis­
ziplinarstatut !für Rechtsanwälte und Rechts­
anwalts anwärter geändert werden ( 1 241  der 
Beilagen) 

10. Bericht und Antrag des Justi:zausschusses 
über den Entwurf eines IBundesgesetzes, mit 
dem die Notariatsordnung ;geändert wird ( 1242 
der Beilagen) 

1 1 .  Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mi t 
dem die ,zivi/lprozeßordnung und das Ge'fichts­
mganisationsgesetz geändert werden (1243 der 
Beilagen) 

12 ,  Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines IBundesgesetlZes , mit 
dem das Wertipapieribereinigungsgesetz und 
das Depotgesetz geändert werden ( 1 244 der 
Beilagen) 

1 3. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines (Bundesgesetzes, mit 
dem das Saat'gutgesetz ,geändert wird ( 1 245 
der Beilagen) 
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Nationalrat XIII. GP - 1 1 2. Sitzung - 1 1 . Juli 1 974 1 1 141 

Präsident Probst 
1 4. Bericht und Antrag des Justizauss·chusses 

über den Entwurf eines Bundesges etzes, mit 
dem das Reben'Verkehrsgesetz geändert wird 
( 1 246 der Beilagen) 

1 5. B ericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes" mit 
dem das Pflanzenschutzgesetz geändert wird 
( 1 247 der Beilagen) 

1 6 .  Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines -Bundesgesetzes, mit 
dem das Bundes,gesetz Ülber den Verkehr mit 
Obstpflallizgut geändert wird ( 1 248 der Bei­
lagen) 

1 7. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines tBundesgesetzes, mit 
dem das Forsts aatgut'gesetrz geändert wird 
( 1 249 der B eilagen) 

1 8. B ericht und Antrag des Justitzausschus ses 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Weingesetz geändert wird ( 1 250 der 
Beilagen) 

1 9 . B ericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entlwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Forstrechtslbereinigungsgesetz ge­
ändert wird ( 1 25 1  der Beilagen) 

25. Bericht des Justizausschusses üher die 
Regierungsvor'lage (934 der Beilagen) : Bun­
desgesetz, mit dem die Strafprozeßordnung 
1 960 an das StratgesetiZ'buch angepaßt wird 
(Strafprozeßanpassungsgesetz) ( 1 257 der Bei­
lagen) 

26.  Bericht des Justirzaussmusses über die 
Regierung·svorlage (935 der Beilagen) : tBun­
desgesetz, mit dem das Strafvol1zugsgesetz an 
das Strafgesetzbuch angepaßt wird (Strafvoll­
zugsanpassungsgesetz) ( 1 258 der Beilagen) 

27. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (936 der Beilagen) : Bun­
desgesetz,  mit dem das Jugendgerichtsgesetz 
1 96 1  an das Stra,f'ges etZ:buch angepaßt wird 
(Jugendstrafrechtsanpassung-sgesetz) ( 1 259 
der Beilagen) 

28. iBericht des Justirzausschusses über die 
Regierungsvorlaye (937 der Beilagen) : Bun­
desgesetz,  mit dem das Bewälhrungsihilfege­
setz an das Strafgesetrzlbuch ang,epaßt wird 
( 1 260 der Beilagen) 

29. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungs'Vor,lage (852 der Beilagen) : Bun­
des'gesetz über die Änderung mietrechtlicher 
Vorschriften und über Mietzins'bei:hiHen ( 1 26 1  

20. Bericht und Antrag des Justizausschusses der B eilagen) 
über den Entwurf eines Bundesges etzes, mit 

30. Bericht und Antrag des Justizausschusses dem das ,ERP-Fondsgesetz geändert wird ( 1 252 über den Entwurf eines. Bundesges etzes,  mit 
der Beilagen) dem das WQlhnungsve:rbesserungsgesetz ge-

2 1 .  Bericht und Antrag des Justilzausschusses ändert wird ( 1 262 der Beilagen) 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Hypothekenbankgesetz geändert wird 
( 1 253 der Beilagen) 

22. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwu[1f eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Paßgeseta: 1969 an das Strafgesetz­
buch angepaßt wird ' ( 1 254 der Beilagen) 

23. Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Militärstrafgesetz an das StraJgesetz­
buch angepaßt wird (MilitärstrMrechtsanpas­
sungsgesetz) ( 1 255 der Beilagen) 

3 1 . Bericht des B autenauschusses über die 
R egierungsvorlage ( 1 208 der Beilagen) : Bun­
desges.etz, mit dem das Bundesgesetz über die 
einmalige Gewährung einer S ondef!begünsti­
gung für die vorzeitige Rückzahlung von 
Wohn:b audarlehen der öffentlichen Hand ge­
ändert wird ( 1 223 der Beilagen) 

32. Bericht des Bautenausschus ses über den 
Antrag 1 24/A (II-3537 der Beila'gen) der Alb ­
geordneten Pölz, lag. Helbich und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetll,  mit dem das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 'geändert 
wird ( 1 224 der Beilagen) 

24. Bericht und Antrag des Justizaussdmsses 
über den Entwurf eines IBundesgesetzes, mit Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 

dem das Fernmeldegesetz geändert wird (Fern- eingeleitet. 

meldegesetznovelle) ( 1 256 der BeHagen) Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchIuJ3 der jSitzung: 15 Uhr 10 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 2 1 124 
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